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47. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen schönen 
guten Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Vor Eintritt in die Tagesordnung begrüße ich einen 
neuen Kollegen. Für den ausgeschiedenen Kollegen 
Oliver Krischer hat Michael Sacher die Mitgliedschaft 
im Deutschen Bundestag erworben. Herzlich willkom-
men und auf gute Zusammenarbeit! 

(Beifall)

Dann gratuliere ich dem Kollegen Ansgar Heveling 
nachträglich zum 50. Geburtstag. 

(Beifall)

Auch Ihnen wünsche ich im Namen des ganzen Hauses 
alles Gute für das neue Lebensjahr.

Wir müssen noch einige Wahlen durchführen:
Als Vertreter der Bundesrepublik Deutschland zur 

Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
soll auf Vorschlag der Fraktion der CDU/CSU der Abge-
ordnete Jürgen Hardt als Nachfolger für den Abgeord-
neten Marco Wanderwitz als stellvertretendes Mitglied 
gewählt werden. Sind Sie damit einverstanden? – Das 
ist der Fall. Damit ist der Kollege Hardt als Stellvertreter 
gewählt. 

In den Stiftungsrat der Bundesstiftung Gleichstellung 
soll auf Vorschlag der Fraktion der SPD die Abgeordnete 
Carmen Wegge als Nachfolgerin für die ausgeschiedene 
Abgeordnete Yasmin Fahimi als stellvertretendes Mit-
glied gewählt werden. Sind Sie auch damit einverstan-
den? – Das ist der Fall. Dann ist die Kollegin Wegge als 
Stellvertreterin gewählt. 

In den Stiftungsrat der Stiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur sollen auf Vorschlag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen die Abgeordnete Dr. Paula Piechotta 
als Nachfolgerin für die ausgeschiedene Abgeordnete 
Monika Lazar als ordentliches Mitglied sowie der Abge-
ordnete Bernhard Herrmann als Nachfolger für die Ab-
geordnete Luise Amtsberg als stellvertretendes Mitglied 

gewählt werden. Sind Sie auch damit einverstanden? – 
Das ist der Fall. Dann sind die Kollegin Dr. Piechotta und 
der Kollege Herrmann gewählt. 

Schließlich soll in den Stiftungsrat der Stiftung 
Flucht, Vertreibung, Versöhnung auf Vorschlag der 
Fraktion der CDU/CSU der Abgeordnete Christoph de 
Vries für die Abgeordnete Dr. Silke Launert als stellver-
tretendes Mitglied gewählt werden. Sind Sie auch damit 
einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist der Kollege de 
Vries gewählt. 

Ich komme zur Tagesordnung. Heute soll im An-
schluss an die Wahlen eine Aktuelle Stunde auf Verlan-
gen der Fraktion der AfD mit dem Titel „Gaskrise ver-
hindern – Nordstream II in Betrieb nehmen“ stattfinden. 
Die bislang an dieser Stelle vorgesehene Aktuelle Stunde 
zu den Konsequenzen aus dem Paritätischen Armuts-
bericht wird morgen als letzter Punkt aufgerufen. Inter-
fraktionell wurde zudem vereinbart, die Sammelüber-
sichten 126 bis 139 zu Petitionen als weiteren 
Zusatzpunkt bei den Beratungen ohne Aussprache auf-
zusetzen. Schließlich sollen die Tagesordnungspunkte 9 
und 33 c abgesetzt werden. – Ich sehe, Sie sind damit 
einverstanden. Dann ist das so beschlossen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir mit der 
Tagesordnung beginnen, möchte ich Ihnen mitteilen, 
dass heute voraussichtlich zum letzten Mal Herr Dr. Lo-
renz Müller als Direktor beim Deutschen Bundestag 
hinter mir Platz genommen hat. 

(Beifall)
Er hat dieses Amt mit großer Kompetenz und Umsicht in 
besonders herausfordernden Zeiten erfolgreich wahr-
genommen. Dazu gehörten insbesondere der reibungs-
lose Ablauf des parlamentarischen Betriebes während 
der Pandemie und viele andere Dinge; ich glaube, das 
ist keine Selbstverständlichkeit. Für die Zeit, seit der 
ich dieses Amt ausübe, kann ich sagen: Das war eine 
tolle, eine faire Zusammenarbeit. Ich wünsche Ihnen – 
ich denke, im Namen des ganzen Hauses – wirklich alles 
erdenklich Gute, auch persönlich, für Ihren weiteren 
Weg. Herzlichen Dank für die tolle Zusammenarbeit.

(Beifall)
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Eigentlich haben wir eine gute Stimmung, aber jetzt 
kommen wir zur Tagesordnung. Schauen wir mal, wie 
es weitergeht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
Ich rufe die Zusatzpunkte 4 bis 10 auf:

ZP 4 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen 
beschleunigten Ausbau der erneuerbaren 
Energien und weiteren Maßnahmen im 
Stromsektor
Drucksachen 20/1630, 20/1979, 20/2137 
Nr. 7
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Klimaschutz und Energie 
(25. Ausschuss)
Drucksachen 20/2580 (neu), 20/2656

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 20/2642

ZP 5 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Windenergie-auf-See-Gesetzes und ande-
rer Vorschriften
Drucksachen 20/1634, 20/1973, 20/2137 
Nr. 5
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Klimaschutz und Energie 
(25. Ausschuss)
Drucksachen 20/2584, 20/2657

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 20/2643

ZP 6 – Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Erhöhung und Beschleunigung 
des Ausbaus von Windenergieanlagen an 
Land
Drucksache 20/2355
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Klimaschutz und Energie 
(25. Ausschuss)
Drucksachen 20/2583, 20/2654

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 20/2645

ZP 7 – Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP eingebrachten Entwurfs eines Vier-
ten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
naturschutzgesetzes
Drucksache 20/2354

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz (16. Aus-
schuss)
Drucksachen 20/2593, 20/2658

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 20/2655

ZP 8 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Klimaschutz und 
Energie (25. Ausschuss) zu dem Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU
Beschleunigter Ausbau der erneuerbaren 
Energien – Potenziale nutzen, Bürokratie ab-
bauen, Anreize schaffen
Drucksachen 20/2345, 20/2580 (neu), 20/2656

ZP 9 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
(16. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Karsten Hilse, Marc Bernhard, Andreas 
Bleck, Dr. Rainer Kraft und der Fraktion der AfD
Umwelt- und Naturschutz auch bei Strom aus 
Sonne, Wind und Wasser notwendig
Drucksachen 20/1344, 20/2595, 20/2641

ZP 10 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Klimaschutz und 
Energie (24. Ausschuss) zu dem Antrag der Ab-
geordneten Marc Bernhard, Karsten Hilse, 
Andreas Bleck, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD
Energiewende rückgängig machen – Wirt-
schaft und private Haushalte entlasten
Drucksachen 20/35, 20/622

Über die vier Gesetzentwürfe sowie über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Klimaschutz 
und Energie zu einem Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU werden wir später namentlich abstimmen. Wir wer-
den also nach Schluss der Aussprache – deshalb bitte ich 
ein bisschen um Aufmerksamkeit – fünf namentliche Ab-
stimmungen nacheinander durchführen. Zudem liegen 
mehrere Entschließungsanträge vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne nun die Aussprache. Zuerst hat das Wort für 
die Bundesregierung der Minister Dr. Robert Habeck.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Guten Morgen und danke, dass ich zum Einstieg in die 
Debatte kurz das Wort bekomme. Alleine die schiere 
Anzahl und der Umfang der Gesetzentwürfe zeigen, 
was gerade Phase ist, dass wir in einer Zeit leben, in der 
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die Energie und die Energiesicherung sicherheitsrelevant 
für Deutschland und für Europa geworden sind. Mit die-
sem, ich würde sagen, größten Gesetzespaket im Energie-
bereich der letzten Jahre, wahrscheinlich Jahrzehnte, 
ziehen wir notwendige und dringend erforderliche Ände-
rungen nach.

Die Gesetze sind umfänglich. Der Gesetzentwurf für 
einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien 
sorgt dafür, dass wir die Mengen an Energie, die wir zur 
Einhaltung der klimapolitischen Beschlüsse der Vergan-
genheit brauchen, auch bereitstellen können. Die erneu-
erbaren Energien bekommen jetzt den Rang eines über-
ragenden öffentlichen Interesses und damit auch in der 
Abwägung von Schutzgütern in vielerlei Hinsicht einen 
Vorrang. Die EEG-Umlage wird mit diesem Gesetz final 
abgeschafft.

Mit dem Windenergie-auf-See-Gesetz werden die 
Ausbauziele für Offshorewindanlagen 2030 auf 30 Giga-
watt und 2045 dann auf 70 Gigawatt festgeschrieben und 
hochgesetzt, sodass wir auch industriepolitisch ein klares 
Signal geben, was wir in Deutschland in den nächsten 
Jahren machen und brauchen werden. Es gibt ein neues 
Ausschreibungsdesign: Zum ersten Mal werden qualita-
tive, also auch umweltschonende Kriterien in die Vergabe 
einbezogen.

(Beifall der Abg. Susanne Menge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Genau, das finde ich auch ganz großartig. – Der Ausbau 
der Netze wird in Zukunft durch die Ausschreibung eben-
falls von den Windparkbetreibern mitfinanziert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das Wind-an-Land-Gesetz sorgt für eine faire und ge-
rechte Verteilung sowie Handelsmöglichkeiten unter-
einander, sodass wir nicht nur fordern, sondern in diesem 
Fall die Länder auch in die Pflicht nehmen, die Ausbau-
ziele, die wir als gemeinsame Kraftanstrengungen leisten 
müssen, auch gemeinsam zu tragen.

Das Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz gibt uns in 
der aktuellen Situation die Möglichkeit, Gaskraftwerke 
aus dem Markt herauszudrängen, indem wir die Reserve, 
die dafür geschaffen wurde, nutzen: in Notsituationen 
Kohlekraftwerke hochzufahren. Mit der Novelle zum 
Energiesicherungsgesetz, einem 50 Jahre alten Gesetz, 
das schon einmal in dieser Legislaturperiode angepackt 
wurde, werden viele Optionen geschaffen. Ich weiß noch, 
dass Kollege Oliver Krischer, der jetzt andere Aufgaben 
hat und Kollege an anderer Stelle geworden ist, hier ge-
sagt hat, er hoffe, dass es nie genutzt wird, weil es so ein 
scharfes Schwert ist; aber es sorgt dafür, dass wir ent-
sprechende Maßnahmen nutzen können.

Ich bin wirklich dankbar, auch der Unionsopposition, 
dass es, so hoffe ich, vor den Sommerferien gelingt, das 
Arsenal der Möglichkeiten noch einmal zu erweitern und 
zu präzisieren. Wir sind in einer Phase, in der wir uns alle 
Optionen des Handelns offenhalten müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte dem gan-
zen Haus, jedenfalls dem Teil des Hauses, der nicht nur 
konstruktiv, sondern auch – ich glaube, ich verrate hier 
kein Geheimnis – bis an die Grenze der nervlichen Be-
lastbarkeit gearbeitet hat, ein ganz großes Dankeschön 
aussprechen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Das war ein großer und auch notwendiger Kraftakt, der – 
das kann ich mir bei aller Freude, dass dieses große Werk 
hoffentlich jetzt gelingt, nicht verkneifen – gestern vom 
Oppositionsführer als Schönwetterpolitik dargestellt 
wurde. Dazu vielleicht folgende Anmerkungen: Wenn 
man sich vor Eisbergen fotografieren lässt, aber vergisst, 
dass Eisberge schmelzen, wenn man aus allen möglichen 
Dingen aussteigt – zu Recht –, aber vergisst, dass man 
dafür eine Infrastruktur aufbauen muss, wenn man klima-
politische Beschlüsse fasst, sie aber nicht mit Maßnah-
men unterlegt, dann lässt man Deutschland im Regen 
stehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Das haben wir in der Vergangenheit erlebt: immer grö-
ßere Abhängigkeit von russischen fossilen Energien, 
mangelnde Diversifizierung, Nichteinhaltung der klima-
politischen Ziele, schleppender, ja zusammengebroche-
ner Ausbau der erneuerbaren Energien, Zerstörung der 
Solar- und in weiten Teilen auch der Windindustrie, die 
wir in diesem Land schon hatten, Verlust von zukunfts-
fähigen Arbeitsplätzen und einem marktwirtschaftlichen 
Hochlauf für die Zukunftstechnologien, Bremsen in Eu-
ropa, kein Plan, kein Überblick. Und Sie sagen, das, was 
wir jetzt machen, sei Schönwetterpolitik. Sehr geehrte 
Damen und Herren, Deutschland steht buchstäblich im 
Regen. Hätten wir diese Pakete vor zehn Jahren durch-
gezogen, würden wir heute ganz anders dastehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Was wir hier machen, ist, Deutschland wieder in eine 
energiepolitisch sichere Zukunft zu führen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Andreas 

Jung.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Jung (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

diesem speziellen Fall auch: Lieber Herr Direktor, ver-
bunden mit einem ganz herzlichen Dankeschön für Ihr 
Wirken seitens unserer Fraktion!

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Herr Minister Habeck, neben den dringlichen Fragen 
der Energiesicherheit geht es mit dem Osterpaket zum 
Ausbau der erneuerbaren Energien heute Vormittag um 
ein herausragendes Projekt dieser Bundesregierung. Ich 
frage Sie: Warum sind Sie als Wirtschafts- und Klima-
minister eigentlich der einzige Minister dieser Bundes-
regierung, der heute auf der Regierungsbank sitzt?

(Beifall bei der CDU/CSU – Saskia Esken 
[SPD]: Die Leute arbeiten! – Weitere Zurufe 
von der SPD)

Ich frage mich und die Zwischenrufer aus der SPD: Wo 
ist der Klimakanzler? Der Platz des Klimakanzlers ist 
leer.

(Timon Gremmels [SPD]: Der Vizekanzler ist 
da!)

Das gilt beispielhaft nicht nur in diesem Parlament, das 
gilt beispielhaft auch für seine Linie in vielen Fragen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch bei 
Abgeordneten der SPD)

Ich frage auch die Vertreter der FDP. Der Finanzminis-
ter spricht ja von Heimatenergie. Bei diesem Thema ist es 
konkret geworden. Gerade hat die Vertreterin der Grünen, 
Ingrid Nestle, draußen gesagt, man könne jetzt nur das 
EEG anfassen und nicht noch machen, was wir fordern, 
was der Bundesrat fordert, nämlich die Steuerfreiheit für 
PV-Anlagen auf dem privaten Hausdach. Wir bringen das 
in einem Antrag ein. Sie lehnen es ab. In Ihrem Ent-
schließungsantrag heißt es: Wir wollen das prüfen. – 
Der Finanzminister ist nicht da; der könnte handeln. Da-
mit vergeben Sie Chancen. Nicht nur, dass viele nicht hier 
sind! Es werden inhaltlich Chancen vergeben und Poten-
ziale nicht genutzt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herr Minister, ich respektiere, dass Sie sich bei der 
Opposition bedankt haben, weil es an unserem Verzicht 
auf Formalitäten liegt, dass Sie diese Gesetze heute ver-
abschieden können. Ich sage aber genauso: Ich bin wirk-
lich der Überzeugung – und das sage ich ganz ruhig –, 
dass Sie mit diesem Gesetz eine große Chance vertun. 
Nie war die Bereitschaft bei allen Beteiligten so groß, 
in Deutschland einen Konsens über die Erneuerbaren 
über die Grenzen von Regierung und Opposition, zwi-
schen Bund und Ländern zu erreichen. Sie haben eine 
Reise durch die Bundesländer gemacht, es aber dabei 
belassen. Unsere Fraktion hat mehrfach inhaltliche Zu-
sammenarbeit angeboten, weil wir die Ziele, den Ausbau 
der Erneuerbaren, die Beschleunigung des Ausbaus und 
die Klimaneutralität, teilen. Es gab von Ihnen keinen ein-
zigen Versuch, diese Bereitschaft abzurufen. Es hat kein 
Gespräch dazu gegeben. Sie haben sich nach der Reise 
durch die Bundesländer nicht dafür entschieden, jetzt alle 
an einen Tisch zu holen. Sie hätten sie doch an ihrer Ehre 
packen können. Stattdessen nehmen Sie sie – Sie haben 
es gerade gesagt – in die Pflicht. In die Pflicht nehmen, 
Verordnung von oben heißt: Durchregieren der Ampel, 
statt Gemeinschaftswerk, statt Partnerschaft auf Augen-
höhe. Damit vergeben Sie eine Chance.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist Ihr formales Recht: Mehrheit ist Mehrheit. Aber 
breite Mehrheiten über Regierung und Opposition hin-
weg bringen einen Mehrwert, gerade in diesen Fragen, 
wo es um Akzeptanz geht. Und am Ende wird es vor Ort 
um Akzeptanzfragen gehen, und es wird kritische Dis-
kussionen geben. Wir haben dem Energiewirtschafts-
gesetz als Teil des Osterpaktes, bei dem es um die Be-
schleunigung des Netzausbaus geht, in der letzten 
Sitzungswoche zugestimmt. Ich habe ausdrücklich ge-
sagt, dass ich glaube, dass es ein Mehrwert für Akzeptanz 
ist, dass in diesem Haus – außer denen von links außen 
und den Radikalen rechts – die breite Mitte zustimmt. 
Dann können wir uns gemeinsam vor Ort hinstellen und 
sagen: Das haben wir gemeinsam beschlossen, nicht Re-
gierung gegen Opposition, sondern Regierung mit Oppo-
sition. – Das hätte ich Ihnen auch für die Erneuerbaren 
angeboten. Diese Bereitschaft gab es auch beim Wind. 
Sie haben sie nicht abgerufen. Das ist eine verpasste 
Chance.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ja, auch in Bezug auf Windanlagen – Sie haben ja die 

Opposition ganz generell darauf hingewiesen; ich möchte 
diesen Ball etwas zurückspielen – werden jetzt Hürden 
abgebaut, die abgebaut werden müssen. Sie greifen auch 
das Thema „Ausgleich zwischen Windkraft und Natur-
schutz“ auf. Übrigens haben darüber die Umweltminister 
aller Länder über viele Jahre diskutiert und keinen Vor-
schlag gemacht, keine Lösung gefunden. In der Umwelt-
ministerkonferenz, die dafür originär zuständig ist – gut, 
dass man diesen Schritt macht –, sind elf grüne Minister, 
eine von der CDU und einige andere. Das jetzt auf eine 
parteipolitische Frage zu reduzieren, ist wirklich eine 
kleinkarierte parteipolitische Sichtweise. Wir stehen für 
das Gemeinschaftswerk.

Ich will Ihnen sagen: Sie vergeben Potenziale. Sie er-
richten eine Klassengesellschaft der Erneuerbaren mit 
Wind und Sonne im Fokus. Ich habe gesagt, welche Po-
tenziale bei der Sonne noch drin gewesen wären, um 
wirklich einen Boom zu erreichen. Aber im Windschatten 
stehen die Geothermie, die Biomasse und die Wasser-
kraft. Hier im Bundestag habe ich es Ihnen in der ersten 
Lesung gesagt: Die Wasserkraft ist das faule Ei in Ihrem 
Osterpaket. – Das haben Sie erkannt. Ja, Sie haben es 
erkannt. Es ist bemerkenswert, dass die Grünen lieber 
mit dem Hinweis angetreten sind: Bei den Erneuerbaren 
geht es auch um Bürgerenergie. Jeder Beitrag zählt. – Das 
waren Ihre Worte. Wenn das generell gilt, gilt es auch für 
kleine Wasserkraftwerke. Gut, dass Sie hier auf unseren 
Druck hin nachbessern.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Kruse 
[FDP]: Dann stimmen Sie doch zu!)

Herr Minister Habeck, ich finde es schon bemerkens-
wert, dass Sie an diesem Tag die Kohlekraftwerke, die 
Ihre Partei über viele Jahre als schmutzig bekämpft hat, 
wiederbeleben. Wir können nachvollziehen, dass das ge-
macht wird. Aber wir finden, Kohlekraft als CO2-inten-
sive Energieform ist nicht alternativlos. Wir machen in 
dieser Debatte – wir diskutieren heute Abend darüber – 
einen konkreten Vorschlag, nämlich die Biomasse zu nut-
zen. Sie belassen es bei dem Deckel. Da könnte sofort 
mehr gemacht werden. Schlimmer noch: Während Sie die 
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Kohlekraftwerke hochfahren, wird die Biomasse weiter 
gedeckelt, wird Biomethan in Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen weiter gedrosselt. Am selben Tag werden die 
CO2-intensiven Kohlekraftwerke hochgefahren und die 
Biomasse gedeckelt. Das hat mit grüner Politik im Sinne 
eines ökologischen Verständnisses nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir halten an diesem Gemeinschaftswerk fest und be-

urteilen die Gesetzesvorlagen bei allem Ärger über das 
Verfahren, das teilweise unterirdisch gewesen ist – es 
ging gestern noch bis spät in die Nacht –, in der Sache. 
Es sind vier Gesetze im Osterpaket. Das GEG wurde 
noch reingedrückt. Auch das ist kein angemessener Um-
gang mit der wichtigen Frage der Energieeffizienz. 
Zweien davon stimmen wir zu: Beim Netzausbau haben 
wir schon zugestimmt. Und dem Gesetzentwurf zur 
Windenergie auf See stimmen wir aus den genannten 
Gründen zu. – Aber weil Sie, anders als bei diesem Ge-
setzentwurf, unsere berechtigte Kritik nicht aufgegriffen 
haben, können wir das Paket insgesamt nicht mittragen.

(Timon Gremmels [SPD]: Was für eine Über-
raschung!)

– Ja, es ist schon eine Überraschung, weil wir ja bei zwei 
von vier Vorhaben mitmachen. Daran sehen Sie, dass wir 
inhaltlich diskutieren, so wie wir es im Ausschuss ma-
chen. Dort, wo Sie nachgegeben haben, haben wir es 
gemacht. Aber trotz allem, was damit vorangebracht 
wird – das will ich nicht bestreiten –, ist es eben auch 
ein Paket der verpassten Chancen, und das ist Ihre Ver-
antwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Dr. Matthias 

Miersch.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Matthias Miersch (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Präsidentin, Sie haben gesagt: Es war eine gute 
Stimmung, und jetzt gehen wir zur Tagesordnung über. – 
Ich finde, diese gute Stimmung kann bleiben; denn jetzt 
verabschieden wir das größte Gesetzespaket zur För-
derung der erneuerbaren Energien seit dem Erneuerba-
re-Energien-Gesetz im Jahre 2000. Das ist ein hervor-
ragender Tag.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Nur interes-
siert das von der Regierung keinen! – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Wo sind 
denn die Minister?)

Lieber Andreas Jung, dass nun ausgerechnet die CDU/ 
CSU mit Symbolik anfängt, dass der Kanzler nicht da ist, 
ist bezeichnend.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist Sym-
bolik? – Jens Spahn [CDU/CSU]: Es ist Sym-

bolik, dass der Kanzler im Parlament sitzen 
soll?)

Denn in der Sache, Herr Frei, haben Sie nichts zu bieten.
(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Dann hätten Sie 
zuhören sollen! – Alexander Dobrindt [CDU/ 
CSU]: Das ist Themaverfehlung!)

Sie haben keinen energiepolitischen Kompass.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Sie haben in all den Jahren – und ich glaube, ich bin einer 
der besten Zeugen – jeglichen Ausbau, jeglichen Fort-
schritt immer wieder verhindert. Wir mussten kämpfen 
und kämpfen, gegen Solardeckel und gegen Wind-
abstandsregeln. Sie standen 16 Jahre lang auf der Bremse.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Meine Gü-
te!)

Es ist ja noch viel schlimmer, als Robert Habeck gesagt 
hat. – Herr Merz, gehen Sie ruhig, wenn Sie das nicht 
aushalten können.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Aber ich muss es Ihnen sagen: Sie haben hier im März ein 
Gasembargo gegenüber Russland vorgeschlagen. Sie hät-
ten bereits im März ein energiepolitisches Desaster ange-
richtet.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das hier ist wirklich 
ein Fortschritt. Das ist eine Fortschrittskoalition. Ich 
möchte mich bei allen Kolleginnen und Kollegen, die 
an der Erarbeitung dieses Gesetzeswerks mitgewirkt ha-
ben, ganz, ganz herzlich bedanken.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das erste Mal in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland sagt der Gesetzgeber, dass der Ausbau der 
erneuerbaren Energien von überragendem öffentlichen 
Interesse ist. Das ist ein wichtiges Signal an alle Geneh-
migungsbehörden in diesem Land.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Zum ersten Mal haben wir einen verbindlichen Mecha-
nismus zum Ausbau von Windenergie an Land zwischen 
Bund und Bundesländern. Es wird nicht mehr möglich 
sein, dass sich einzelne Bundesländer wegducken und 
sich an dieser großen Herausforderung nicht beteiligen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Jens Spahn [CDU/CSU]: Weiß Baden- 
Württemberg davon?)
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Und ich bin sehr stolz, dass es uns im parlamentarischen 
Verfahren noch gelungen ist, beim Thema Photovoltaik 
ordentlich nachzulegen und hier die Fesseln zu lösen. Wir 
werden die Hemmnisse, die wir hatten – Stichwort „Teil-
einspeisung“ –, beseitigen. Wir werden neue Flächen er-
schließen. Auch das sind ganz wichtige Entscheidungen, 
die wir hier heute treffen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Aber es wird weitergehen. Es gibt keinen Grund, sich 
zurückzulehnen. Vor uns steht eine Herkulesaufgabe. 
Auch beim Thema Planung, beim Thema Genehmi-
gungsrecht werden wir nachlegen müssen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Aha!)

Es kann nicht sein, was gerade in Niedersachsen passiert 
ist: dass ein Verein zur Denkmalpflege, der in Karlsruhe 
ansässig ist, den Ausbau von Windkraft in Lüneburg ver-
hindert. Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
geht nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Mark Helfrich [CDU/CSU]: Wie? Sie 
sind doch immer dagegen vorgegangen!)

Deswegen – da bin ich mir sehr, sehr sicher – wird diese 
Fortschrittskoalition die nächsten notwendigen Schritte 
machen und das aufheben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der CDU/CSU, was Sie in den letzten Jahren nicht 
geschafft haben, wo Sie auf der Bremse standen,

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihretwegen! Weil 
Sie immer blockiert haben!)

weil Sie energiepolitisch schlichtweg im Blindflug wa-
ren. Das ist die Wahrheit, und das müssen Sie ertragen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Marc 

Bernhard.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sie von 

der Ampel wollen heute beschließen, dass zukünftig 
2 Prozent der Fläche Deutschlands ausschließlich für 
Windindustrieanlagen bereitgestellt werden.

(Timon Gremmels [SPD]: So ist es!)

Stand heute haben wir 31 000 dieser Anlagen und benö-
tigen dafür 0,5 Prozent der Landesfläche. Jetzt vervierfa-
chen Sie diese Fläche, sodass zukünftig bis zu 120 000 
dieser Anlagen auch in unmittelbarer Nähe von Wohn-
gebieten gebaut werden können.

(Timon Gremmels [SPD]: Mein Gott!)

Es handelt sich hierbei eben nicht um romantische Wind-
rädchen, sondern um Monsteranlagen mit einer Gesamt-
höhe von über 240 Metern.

(Beifall bei der AfD)
Das ist ungefähr so, als wenn man auf dem Kölner Dom 
einen Propeller mit 160 Metern Durchmesser anbringen 
würde. Und sollten die Länder es nicht schaffen, die von 
Ihnen vorgegebenen Flächenquoten zu erfüllen, fallen die 
Mindestabstände zu Wohnhäusern. Damit können solche 
Giganten zukünftig auch auf der Wiese 500 Meter vor 
jedem Wohnhaus stehen. Dafür sorgt Ihr Gesetz.

(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Unglaublich!)

Wo sollen denn sonst die 90 000 weiteren Windindus-
trieanlagen hingestellt werden?

(Timon Gremmels [SPD]: Alle in Ihren Vor-
garten!)

Wenn man sich den Windatlas meiner Heimat Baden- 
Württemberg anschaut, sieht man: Da kommen eigentlich 
nur der Schwarzwald und die Schwäbische Alb infrage.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das machen die 
auch!)

Die Pläne der Ampel werden also unweigerlich dazu 
führen, dass große Teile des Schwarzwalds abgeholzt 
werden.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn für jede Windindustrieanlage müssen 1,5 Hektar 
Wald gerodet werden.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Wahnsinn! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Umweltzerstörer!)

Wenn Sie also in Zukunft von Karlsruhe 200 Kilometer 
durch die Ferienregion zur Schweizer Grenze fahren, 
sehen Sie Kilometer für Kilometer nur noch Windrad an 
Windrad.

Während die Grünen gegen die Rodung von läppi-
schen 100 Hektar im Hambacher Forst protestiert haben, 
fordern sie jetzt bei der Windkraft das Abholzen von 
Zehntausenden Hektar Wald und schaffen zudem die 
Mindestabstände zu Wohnhäusern praktisch ab.

(Timon Gremmels [SPD]: Quatsch!)
Dabei ist ihnen ganz offensichtlich völlig egal, dass Men-
schen, die im Umfeld von Windindustrieanlagen wohnen, 
unter Infraschall und zermürbenden Lichtreflexen leiden,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Dr. Götz Frömming [AfD]: Was ist 
daran lustig?)

ganz zu schweigen von den zahllosen Tieren, die in die-
sen Industrieanlagen Tag für Tag geschreddert werden. 
Jedes Jahr sind es 250 000 Fledermäuse, 600 000 Vögel 
wie Störche, Rotmilane und Bussarde sowie 6 Milliarden 
Bienen, Käfer und andere Insekten.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist doch den 
Grünen egal!)
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Und wofür opfern Sie das? Für eine rein ideologiebasierte 
Energiewende, die unsere Energiesicherheit massiv ge-
fährdet und dazu führt, dass wir die höchsten Strompreise 
der Welt haben.

(Beifall bei der AfD)
Dabei wäre es doch so einfach, wenn wir das machen 

würden, was der Rest der Welt macht, nämlich die drei 
aktiven Kernkraftwerke weiterlaufen lassen,

(Timon Gremmels [SPD]: Das macht nicht der 
Rest der Welt! Das ist doch Blödsinn!)

die drei kürzlich abgeschalteten wieder in Betrieb neh-
men, unsere Kohlekraftwerke weiterlaufen lassen und in 
moderne Kraftwerkstechnologien und synthetische 
Kraftstoffe investieren.

(Beifall bei der AfD)
Erst vorgestern hat das EU-Parlament bestätigt, dass es 
sich bei der Kernenergie um eine grüne und nachhaltige 
Technologie handelt.

(Beifall bei der AfD)
Deshalb hat Belgien die Laufzeiten seiner Kernkraft-
werke um zehn Jahre verlängert. Frankreich plant 14 
neue,

(Timon Gremmels [SPD]: Wie viele laufen 
denn in Frankreich? Über 30 liegen still!)

Großbritannien 6, und in Finnland haben die Grünen den 
Bau von Kernkraftwerken in ihr Parteiprogramm auf-
genommen.

(Beifall bei der AfD)
Deutschland ist also mal wieder der Geisterfahrer in Eu-
ropa, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Anstatt Umwelt, Arbeitsplätze und Energiesicherheit zu 
zerstören, müssen wir jetzt endlich diese Geisterfahrt 
stoppen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Timon 
Gremmels [SPD] – Gegenruf des Abg. Marc 
Bernhard [AfD]: Schön, dass Sie wieder auf-
gewacht sind!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Michael Kruse.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Michael Kruse (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Wir beschließen heute das beste EEG, 
das Deutschland je hatte.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Lachen bei Abgeordneten der 
AfD – Dr. Götz Frömming [AfD]: Für ein biss-
chen Macht lügt sich die FDP alles zurecht!)

Ich habe mir die fachliche Kritik, die hier aus Reihen der 
Union gekommen ist, sehr genau angehört. Ich kann sie 
aber nicht teilen, weil mit diesem Gesetzespaket und ins-
besondere der Kombination aus EEG und EnWG, wie Sie 
sie auch angesprochen haben, erstmalig eine vernünftige 
Verknüpfung in diesem Land gelungen ist zwischen dem, 
was wir an Produktionskapazitäten ausbauen, und dem, 
was wir an Transportkapazitäten ausbauen.

(Zuruf von der AfD: Das glauben Sie!)

Es gab noch nie diesen Lückenschluss zwischen EEG und 
EnWG, Produktion und Netz. Die Ampelregierung bringt 
genau das auf den Weg, und schon deswegen hätten diese 
Gesetze heute von Ihnen eine Zustimmung verdient.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir etablieren mit diesem heutigen Beschluss ein 
marktwirtschaftliches Regime im EEG, das es bisher 
noch nicht kannte.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Marktwirtschaft 
ist was anderes! Das ist Planwirtschaft!)

Wir stärken die marktwirtschaftlichen Instrumente und 
beschleunigen damit den Ausbau.

Auch diejenigen im Haus, die richtig große Fans vom 
Abbau von Subventionen sind, könnten hier heute eigent-
lich zustimmen, weil wir erstmalig vereinbart haben, dass 
mit dem Tag, an dem wir aus der Kohleverstromung aus-
steigen, auch das Förderende für die Erneuerbaren er-
reicht ist. Das heißt, es ist ein Anreiz für diejenigen, die 
gerne die Erneuerbaren ausbauen möchten, und es ist 
auch ein Anreiz für all diejenigen, die sagen: Na ja, die 
Subventionierung in diesem Bereich muss nicht mehr so 
stark ausfallen. – Also: Wir laden insbesondere Sie, liebe 
Union, herzlich ein, diesen Gesetzentwürfen heute zu-
zustimmen. Sie haben gute Gründe dafür.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Auch wenn man auf die Preise schaut – das ist eines der 
zentralen Argumente in dieser Debatte –, muss man sa-
gen: Die Erneuerbaren lohnen sich mittlerweile. Öko-
logisch waren sie schon immer vorteilhaft; aber neuer-
dings sind sie auch ökonomisch vorteilhaft. Das ist 
spätestens der Moment, wo im Bereich ab der CDU/ 
CSU in diesem Haus eigentlich eine Neubewertung statt-
finden sollte. Die Erneuerbaren lohnen sich ökologisch; 
sie lohnen sich mittlerweile wirtschaftlich, und – wich-
tigstes Argument in diesem Jahr – sie stärken unsere Un-
abhängigkeit von bestimmten Ländern, die nicht in unse-
rem Interesse handeln.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen sagen wir Ihnen: Wir wollen die Resilienz 
stärken.

(Andreas Bleck [AfD]: Und Sie stärken die 
Abhängigkeit von der Sonne!)
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– Ja, Sie von der AfD wollen die Resilienz Deutschlands 
gar nicht stärken. – Wir wollen die Resilienz dieses Lan-
des stärken. Deswegen sagen wir: Erneuerbare Energien 
sind Freiheitsenergien, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Wie lange dauert das denn? Zehn Jah-
re!)

Die Basis für diese tolle preisliche Entwicklung legen 
wir mit der Abschaffung der EEG-Umlage. Aber damit 
hört es nicht auf: Wenn wir Windflächen versteigern, 
werden die Einnahmen aus diesen Versteigerungen in 
die Absenkung der Offshore-Windumlage fließen. Damit 
sorgen wir dafür, dass der Erneuerbaren-Ausbau nicht 
den Menschen in diesem Land zu sehr auf dem Portemon-
naie liegt; wir sorgen dafür, dass die Einnahmen aus 
diesem Bereich auch in dem Bereich Ausbau verbleiben 
und damit die Strompreise dauerhaft gesenkt werden 
können, meine lieben Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir haben erstmalig eine Speicherstrategie festgelegt. 
„Dunkelflaute“ habe ich aus der rechten Region des Hau-
ses sehr oft gehört. Ja, wie lösen wir denn das Problem? 
Indem wir die Erneuerbaren auch in den Zeiten verfügbar 
machen, wo der Wind nicht weht und die Sonne nicht 
scheint. Deswegen setzen wir auf eine Speicherstrategie.

Spoiler: Ich kann Ihnen verraten: Die Arbeit an diesen 
Gesetzen wird sogar noch weitergehen, weil wir nicht 
stoppen werden, bis wir das optimale Marktdesign in 
diesem Bereich erreicht haben, damit alle, die einen Spei-
cher zur Verfügung haben, in Zukunft auch Preissignale 
bekommen und wir damit die Erneuerbaren in einen Teil 
eines marktwirtschaftlichen Energiesystems überführen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Das ist keine Marktwirtschaft! Öko-
sozialistische Planwirtschaft!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die Fraktion Die Linke Ralph 

Lenkert.
(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Energie ist Daseinsvorsorge, und dass Energiever-
sorgungssicherheit auch beim Umstieg auf 100 Prozent 
erneuerbar unabdingbar ist, das predigt Ihnen meine 
Fraktion seit Jahren.

(Beifall bei der LINKEN)
Ein erneuerbares und bezahlbares System ist machbar; 

aber Ihre Vorschläge sind für mich als Techniker unzurei-
chend. Dass Wind- und Solarenergie schneller ausgebaut 
werden müssen und dass dafür Flächen benötigt werden, 
das unterstützt Die Linke. Viel mehr PV-Strom ist richtig; 

aber für die extreme Stromerzeugungsspitze mittags bei 
Sonnenschein und für null Solarstrom nachts haben Sie 
keine Lösung. Zur Nutzung der extrem schwankenden 
Solarstromerzeugung braucht es ein Energiespeicherpro-
gramm,

(Zuruf von der AfD: Ach!)

ein System mit Batterien und Pumpspeichern zum kurz-
fristigen Ausgleich der realen Stromerzeugung, mit Wär-
mespeichern zur Energiespeicherung für mehrere Tage 
und mit Wasserstoffelektrolyse und Rückverstromung 
zur saisonalen Speicherung.

Ein Förderprogramm für die Direktnutzung von PV in 
Lüftungs- und Klimaanlagen in Schulen, Krankenhäu-
sern und öffentlichen Gebäuden, ideal für die Mittagszeit 
an heißen Sommertagen – das will Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Windkraftausbau hinkt an Land wie auf See, und 
ich kann das Märchen nicht mehr hören, dass der Natur-
schutz das Problem ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Die meisten Einwände erfolgen wegen mangelnder regio-
naler Akzeptanz bei den Menschen. Wer mit dem Wind-
rad lebt, soll auch etwas davon haben; das fordert Die 
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Realität in Ostdeutschland ist leider anders: Die In-
vestoren kommen meist nicht aus der Region, wegen 
notwendigem Netzausbau stiegen die Strompreise vor 
Ort, Projektbeteiligungen sind oft nicht vorgesehen ge-
wesen oder wegen fehlender Mittel den Menschen und 
Kommunen unmöglich. Deshalb: Folgen Sie unseren 
Vorschlägen!

(Beifall bei der LINKEN)

Es braucht einheitliche Netzentgelte für alle Stromkun-
dinnen und -kunden in Ost, in West, in der Stadt, auf dem 
Land.

(Beifall bei der LINKEN)

Für jede erzeugte Kilowattstunde Windstrom erhalten die 
Anliegerkommunen 0,5 Cent ausgezahlt; das ergäbe circa 
20 000 Euro pro Windkraftanlage und Jahr für Schulen, 
für Kindergärten, für Feuerwehr in den Gemeinden.

(Beifall bei der LINKEN)

Installieren Sie Lärmmessgeräte an Wohngebäuden, 
damit sichergestellt ist, dass Lärmgrenzwerte auch ohne 
Abstandsregeln eingehalten werden!

Die schlechte personelle Ausstattung der Genehmi-
gungsbehörden und auch der Gerichte bei Klagen ver-
längert oder verdirbt Planung. Sorgen Sie endlich für 
genügend Fachpersonal!

(Beifall bei der LINKEN)

100 000 Arbeitsplätze gingen in der Solarindustrie, 
Zehntausende in der Produktion von Windkraftanlagen 
in Deutschland verloren – wegen der verfehlten Politik 
von Union und den unionsgeführten Regierungen.
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(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir fordern, regionale Produktion zu fördern, tarifli-
che Arbeitsplätze zu schaffen und damit Akzeptanz vo-
ranzubringen, eben auch mit der Produktion von Wind-
kraftanlagen, und auch den Standort in Rostock zu 
erhalten.

(Beifall bei der LINKEN)
Kolleginnen und Kollegen, statt verstärkt Naturschutz-

gebiete für die Windkraft zu nutzen, fordere ich, dass die 
Bundeswehr und die alliierten Truppen ihre Truppen-
übungsplätze für Windkraftanlagen öffnen.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Auch Naturschutzgebiete!)

Dann kann die Truppe auch realitätsnah üben.
(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 

FDP)
Dass die deutsche Flugsicherung neue Funkfeuer nutzt 
und die Sperrzonen verkleinert werden, ist notwendig.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Da lacht 
er selber!)

Ein letzter Punkt. Die Linke fordert, zum System der 
Festvergütung von Windenergie zurückzukehren. Das 
würde Planungssicherheit für Anlagenbetreiberinnen 
und -betreiber und Preissicherheit für Kundinnen und 
Kunden bedeuten und schließt die Spekulation mit Wind-
kraft zulasten von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
aus.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN – Andreas Bleck 
[AfD]: Das ist erstaunlich, wie man ohne Kern-
kraft so verstrahlt sein kann!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Dr. Julia Verlinden.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Lage 
ist ernst. Putin überzieht die Ukraine mit einem andau-
ernden Angriffskrieg; in der Folge sind die Energie-
märkte aus den Fugen geraten, weltweit. Die fossilen 
Preise spielen verrückt. Die Energieversorgung muss 
neu abgesichert werden; Gaseinsparung hat höchste Prio-
rität.

Aber das ist nicht alles. Die Lage ist ebenso ernst, 
wenn wir auf die Klimaerhitzung schauen. Inzwischen 
erleben wir nahezu tagtäglich, wie rasant sich die Klima-
krise verschärft:

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee, das ist 
Sommer!)

extreme Trockenheit in Italien, Waldbrände in Griechen-
land, Italien, der Türkei und auch hier bei uns, in Bran-
denburg, Gletscherabbrüche in der Arktis oder zuletzt in 
den Alpen, in Indien eine extreme Hitzewelle und heftige 
Überschwemmungen.

Das sind nur einige wenige Beispiele für bedrohliche 
Wetterextreme, die Menschenleben gefährden, unsere 
Lebensgrundlagen zerstören und volkswirtschaftliche 
Werte vernichten und die aufgrund der Klimaerhitzung 
häufiger und heftiger werden. Noch – noch! – haben 
wir es in der Hand, diese Entwicklung abzubremsen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Andreas Bleck [AfD]: Das sagt ihr 
schon seit 30 Jahren!)

Klimakatastrophe und massives Artenaussterben zu ver-
hindern; das hängt maßgeblich von den Entscheidungen 
in diesem Parlament ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Andreas 
Bleck [AfD]: Glaube ich nicht!)

Wir sind als Ampelkoalition angetreten, endlich den 
notwendigen Fortschritt beim Klimaschutz zu schaffen. 
Und heute liefern wir! Nur ein halbes Jahr nachdem diese 
Koalition angetreten ist, beschließen wir ein großes Ener-
giepaket, das den Ausbau von Wind- und Solarenergie in 
bisher nie dagewesenen großen Schritten voranbringen 
wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jahrelang wurden die Freiheitsenergien von der Union 
gedeckelt, gebremst, bürokratisiert. Diese fatalen Fehler 
der Vorgängerregierung reparieren wir nun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist neben der 
Energieeinsparung der entscheidende Schritt für den Kli-
maschutz; denn nur mit Wind- und Solarenergie und den 
anderen erneuerbaren Energien können wir dauerhaft un-
seren Energiebedarf CO2-frei decken. Deshalb machen 
wir jetzt den Weg für Milliardeninvestitionen frei, die 
Sie in den letzten Jahren verhindert haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Und was ist mit 
Energieeffizienz?)

Wir sorgen für ausreichend Flächen für Windräder. Mit 
nur 2 Prozent der Fläche in Deutschland können wir einen 
Großteil unserer Energieversorgung sicherstellen. Alle 
Bundesländer müssen ihren Beitrag leisten. Das schafft 
Verbindlichkeit und Planungssicherheit. Und wir sorgen 
dafür, dass die Dächer endlich mit Solarenergieanlagen 
vollgemacht werden. Außerdem schaffen wir auch neue 
Möglichkeiten für mehr Photovoltaik, über Parkplätzen 
bis hin zur Doppelnutzung von landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen.
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Gesetze beschließen, das ist das eine. Jetzt sind Kom-
munen und Bundesländer dran; jetzt geht es in die Um-
setzung vor Ort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das Erfolgsrezept des Starts der Energiewende vor 
über 20 Jahren waren die Investitionen der vielen, die 
Bürgerenergiewende. Energiegenossenschaften und 
Kommunen machen wir es mit dieser Gesetzesnovelle 
endlich wieder leichter, mitzumachen. So schaffen wir 
die wichtigen Voraussetzungen, um endlich schnell und 
dauerhaft von teurer Kohle, Öl und Gas loszukommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Verhandlungen 
waren intensiv. Das vorliegende Energiepaket hat allen 
Seiten Zugeständnisse abverlangt; denn natürlich sind 
drei Partner nicht immer einer Meinung. Aber wir haben 
bewiesen, dass wir den Willen und die Kraft haben, 
Dinge voranzubringen, und das werden wir auch weiter-
hin tun.

Die Energiewende ist noch lange nicht fertig. Vor 
allem bei der Energieeffizienz und beim Energiesparen 
müssen und werden weitere Schritte folgen; denn die 
Abhängigkeit von fossilen Energien lösen wir nicht al-
leine mit den Erneuerbaren. Es braucht auch eine ambi-
tionierte Energieeffizienzpolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Je weniger Kilowattstunden Deutschland verbraucht, 
umso rascher schaffen wir die Vollversorgung mit Erneu-
erbaren, umso rascher werden wir unabhängig von teuren 
Importen. Die sparsame Technik, die effizienten Produk-
tionsmethoden, all das muss nicht erfunden werden; das 
alles gibt es bereits.

Meine Damen und Herren, es ist ein großer Schritt für 
die Erneuerbaren, was wir hier heute beschließen. Ich 
freue mich auf viele weitere gute Gesetze für mehr Kli-
maschutz und Energiesouveränität.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Mark 

Helfrich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem im 
Frühjahr vorgestellten Osterpaket hat die Ampelregie-
rung der Republik viele bunte Eier ins Osternest gelegt. 
Diese sollten die energiepolitische Ausrichtung unseres 
Landes neu ordnen und den Ausbau der erneuerbaren 

Energien vorantreiben. Viele dieser Eier haben sich leider 
als faule Eier herausgestellt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Auf die massive Kritik von Verbänden und Opposition 

hat die Ampel reagiert und einige dieser faulen Eier aus-
getauscht. Dies betrifft insbesondere die geplante Klima-
neutralität in der Stromversorgung bis 2035. Eine solche 
Festlegung hätte massive Auswirkungen auf die Versor-
gungssicherheit in Deutschland mit sich gebracht.

Auch bei der kleinen Wasserkraft ist die Ampel auf 
unsere Position eingeschwenkt.

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Leider!)
Diese soll zukünftig wie alle erneuerbaren Energien im 
überragenden öffentlichen Interesse sein und wie bisher 
gefördert werden. Leider fehlt uns jedoch die Einbezie-
hung der Vor-Ort Stromnetze unter 110 kV in das über-
ragende öffentliche Interesse. So wird es weiterhin Rea-
lität bleiben, dass der so wichtige grüne Strom zwar 
produziert wird, aber das Netz bzw. die Verteilung des 
Stroms hinterherhinken.

Mehr Mut zur Veränderung hätten wir uns auch bei den 
kleinen Solaranlagen auf Dächern gewünscht. Jedoch 
wird hier leider auch zukünftig zwischen der Voll- und 
der Teileinspeisung bei der Einspeisevergütung unter-
schieden. Eigenverbrauch ist aber ganz klar der Treiber 
der privaten Dachflächen-PV. Die neue Möglichkeit, 
Teil- und Volleinspeiseanlagen nebeneinander zu instal-
lieren, ist bürokratischer Irrsinn und treibt zudem die 
Kosten für die Bürger in die Höhe.

(Timon Gremmels [SPD]: Quatsch!)
Auch hat sich die Ampel leider nicht zu einer Verein-
fachung der Besteuerung von Einspeisevergütung für 
kleine Dachanlagen bis 30 kWp durchgerungen. Wir hat-
ten hier gefordert, kleine Dachanlagen von der Steuer- 
und Abgabenpflicht zu befreien.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Helfrich?

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Anstelle einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung hätte 

doch zumindest eine pauschale Besteuerung drin sein 
müssen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Helfrich, gestatten Sie eine Frage aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen?

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Ja, sehr gern.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie haben das Wort.

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. – Wir arbeiten gerade wirklich mit 

Hochdruck und an sehr vielen Gesetzen gleichzeitig. 
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Deshalb wollte ich aber nur einmal anmerken, damit es 
nicht falsch stehen bleibt: Wir haben das überragende 
öffentliche Interesse für Verteilnetze beschlossen, aber 
schon in dem Paket mit EnWG, NABEG und Bundes-
bedarfsplangesetz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Um jetzt eine Frage anzuschließen: Sie hatten gerade 
noch PV und 30 kWp sowie den Punkt angesprochen, 
dass das im Steuerrecht geändert werden soll. Wir haben 
im Änderungsantrag jetzt schon festgehalten, dass wir 
das tun werden. Wir können nur nicht alle Gesetze gleich-
zeitig ändern. Dann kann man das nicht mehr gut machen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Nein, ihr habt euch 
nur nicht einigen können!)

– Wir haben es im Entschließungsantrag jetzt schon fest-
gehalten. – Wir haben es geeint, wir haben es im Ent-
schließungsantrag dokumentiert. Erwarten Sie wirklich, 
dass wir alle Gesetze gleichzeitig ändern, oder können 
Sie auch damit umgehen, dass wir mit voller Kraft arbei-
ten – wir haben jetzt, glaube ich, zehn, elf Gesetze auf 
einen Schlag gemacht –, dass das schon ein großer Schritt 
ist? Und ja, wir werden das andere auch ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Bleiben Sie bitte zur Antwort stehen, Kollegin? – Gut.

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Verehrte Kollegin Dr. Nestle, Sie haben sich in Ihrem 

eigenen Statement noch einmal korrigiert. Also, in der 
Tat, Sie haben das Thema Steuervereinfachung im Ent-
schließungsantrag,

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: … 
nicht korrigiert!)

weil Sie sich bei diesem Thema nicht geeinigt haben, und 
Sie haben es auf die Zukunft verschoben. Aber ich würde 
dieses Statement jetzt als verbindliche Zusage an diejeni-
gen, die sich PV-Dachflächenanlagen installieren, verste-
hen,

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Sehr gut!)

dass das sehr bald kommen wird, also in der zweiten 
Jahreshälfte. Das ist eine gute Nachricht des heutigen 
Tages.

Wenn es um das überragende öffentliche Interesse bei 
den Verteilnetzen geht, dann stimmt das eben nur für die 
110-kV-Ebene, für alles, was darunter liegt, leider nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Timon Gremmels 
[SPD]: Das haben Sie doch gerade kritisiert!)

Auf jeden Fall werden wir, wenn wir diese Motive der 
Menschen nicht in den Mittelpunkt stellen, die Dächer in 
diesem Land nicht voll bekommen.

Auch beim Mieterstrom unterlässt die Ampel praxis-
taugliche Änderungen. Die Möglichkeit von Millionen 
Mietern, von der Produktion erneuerbaren Stroms zu pro-
fitieren, wird leider nur marginal verbessert. Wir hin-
gegen fordern die Erweiterung der Mieterstromförderung 
auch auf Nebengebäude und die Erhöhung des Mieter-
stromzuschlages.

Ein weiterer großer Kritikpunkt sind die im Vergleich 
zur Anzahl der entwickelten Projekte sehr hohen Aus-
bauraten für Windenergie an Land und Solarenergie. Da-
mit Sie mich nicht falsch verstehen: Natürlich befürwor-
ten wir den zügigen Ausbau der erneuerbaren Energien.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auf einmal!)

Wer aber Ausschreibungen mangels ausreichender An-
zahl Gebote ins Leere laufen lässt, der zahlt nachher 
immer den Höchstpreis. Damit, Kolleginnen und Kolle-
gen von der Ampel, führen Sie Ihre Politik der übertrie-
benen Kostenbelastung für Wirtschaft und Bürger fort.

Im Gegensatz zu den überaus ambitionierten Zielen bei 
der Wind- und Solarenergie lässt die Ampel die Poten-
ziale der Bioenergie links liegen. Sie verhindern, dass 
mehr Biomethan ins Gasnetz kommt. Zudem ist der Ein-
satz von Biomethan nur noch in hochflexiblen Kraftwer-
ken vorgesehen, die höchstens an 10 Prozent der Stunden 
eines Jahres Strom erzeugen dürfen. Selbst in der Krise, 
wo es darum geht, die Erdgasverstromung zu minimie-
ren, verhindern Sie eine Erhöhung der Stromproduktion 
in vorhandenen Biogasanlagen. Viel mehr brauchen wir 
im System steuerbare Erneuerbare und Speicher.

Einen kleinen Lichtblick im Osterpaket bietet hin-
gegen das Windenergie-auf-See-Gesetz. Hier haben die 
Ampelfraktionen nachgebessert und erleichtern durch 
kleinere Ausschreibungslose mehr Unternehmen den Zu-
gang zu Offshorewindprojekten. Gleiches gilt für die 
neuen Ausschreibungskriterien „Fachkräftesicherung“ 
sowie „CO2-Fußabdruck“. Leider hat die Ampel das 
von uns geforderte Kriterium der guten Vereinbarkeit 
mit Belangen der Fischerei nicht aufgenommen. Unstrit-
tig führt doch der angestrebte Ausbau der Windparks zu 
einem großen Verlust von Fanggebieten und gefährdet 
die Existenz vieler Fischereibetriebe. Immerhin hat die 
Ampel die Fischerei bei der Kompensation aus den Off-
shoregeboten mit 5 Prozent berücksichtigt.

Auch der schon lange von der Union geforderte Indus-
triestrompreis hat es in das Gesetz geschafft. Dieser soll 
dafür sorgen, dass der energieintensiven Industrie ausrei-
chend erneuerbarer Strom zu international wettbewerbs-
fähigen Preisen zur Verfügung steht. Insgesamt stimmen 
wir Ihrem Windenergie-auf-See-Gesetz zu.

Erlauben Sie mir noch einen letzten Satz zum Gebäu-
deenergiegesetz, das an das EEG angehängt wurde. Wer 
in Zeiten von Höchstinflation, steigenden Baupreisen und 
galoppierenden Zinsen noch höhere Baustandards ein-
führt,

(Timon Gremmels [SPD]: Das tun wir doch gar 
nicht!)
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ohne vorher eine entsprechende Förderung zu etablieren, 
lässt den Traum vom Eigenheim für viele Bürgerinnen 
und Bürger endgültig platzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Allein aus diesem Grund können wir dem aus wenig 
Licht und viel Schatten bestehenden EEG 2023 nicht 
zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die SPD-Fraktion Dr. Nina 

Scheer.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Friedrich Merz [CDU/CSU]: Denken 
Sie an die 16 Jahre!)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Helfrich, ich muss zunächst etwas richtig-
stellen. Frau Nestle musste sich gerade nicht korrigieren 
in ihrer Wortmeldung. Sie hat es völlig korrekt wieder-
gegeben.

(Mark Helfrich [CDU/CSU]: Sie hat von 
„Änderungsantrag“ gesprochen!)

Sie hatten übersehen, dass die Verteilnetzebene bereits 
jetzt ins überragende öffentliche Interesse gestellt wurde, 
nämlich mit der Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes, 
EnWG,

(Mark Helfrich [CDU/CSU]: 110 kV! Nur 110 
kV!)

die in der letzten Sitzungswoche beraten wurde.
Zu der anderen Frage hat sie noch einmal betont, dass 

dies schon in dem Entschließungsantrag enthalten ist,
(Mark Helfrich [CDU/CSU]: Da hat sie sich 

korrigiert!)
nämlich die steuerliche Handhabung bei kleinen PV.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das steht in dem Entschließungsantrag. Da hat sie sich 
auch nicht korrigieren müssen. Es ist wirklich erbärm-
lich, mit welchen Methoden Sie versuchen, sachliche 
Argumentation Ihrerseits zu suggerieren, die einfach 
nicht gegeben ist, Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Mark Helfrich [CDU/CSU]: Sie hat 
falsche Behauptungen aufgestellt!)

Die aktuelle Lage zeigt, dass wir so schnell wie mög-
lich auf erneuerbare Energien umsteigen müssen. Das ist 
nicht erst mit dem Osterpaket klar; das wissen wir schon 
seit einiger Zeit. In der Tat hätte in den vergangenen Jahr-
zehnten schon viel mehr passieren müssen.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Ja, genau! Im-
mer an die 16 Jahre denken! Genau so!)

Wir hatten unter Rot-Grün im Jahr 2000 – Matthias 
Miersch hat es schon erwähnt – die Weichen dafür ge-
stellt. Leider wurden die Rahmenbedingungen, die es 
schon gab, in den Regierungsjahren dazwischen unter 
Torpedierung insbesondere aus Ihren Reihen teilweise 
verschlechtert. Damit räumen wir jetzt grundsätzlich auf.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir müssen es schaffen, von der massiven Import-
abhängigkeit von fossilen Ressourcen wegzukommen. 
Das geht nur mit erneuerbaren Energien. Wir sehen auch, 
dass wir in eine Preisfalle hineintappen, wenn wir nicht 
so schnell wie möglich auf erneuerbare Energien umstei-
gen. Deswegen ist dies ein so herausragend wichtiges 
Gesetzeswerk, weil wir die Weichen für die Ermögli-
chung stellen, dass wir uns unabhängig machen, dass 
wir uns unabhängig von Preisdiktaten machen und damit 
auch ein wirksames Mittel gegen diese kriegerische In-
strumentalisierung der Energiepolitik setzen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sagen Sie doch 
selbst!)

die jetzt vonseiten des russischen Präsidenten Putin lan-
ciert und in Richtung der Energieversorgung mit Gas 
gespielt wird. Das hier ist also auch eine Antwort – eine 
sehr wichtige Antwort! – im außenpolitischen Kontext, 
den wir hier gerade zu bewältigen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir müssen – ich habe es erwähnt: die erneuerbaren 
Energien sind die günstigsten Formen – auch ganz klar 
die Linie ziehen:

(Andreas Bleck [AfD]: Deswegen haben wir 
auch die höchsten Strompreise der Welt!)

Ein rückwärtsgewandtes noch einmal Wiederbeleben von 
Atomenergie kann nicht helfen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Kohle ist die Zu-
kunft!)

Selbst eine Verlängerung ist rückwärtsgewandt,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das sehen die 
Konventionellen anders!)

weil wir wissen, dass es am teuersten ist, auf Atomener-
gie zu setzen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist doch Unsinn!)

Wir sehen, dass die Franzosen große Probleme haben. 
Gerade in den Sommermonaten können aufgrund von 
Dürren und Niedrigflusswasserpegeln die Atomkraft-
werke nicht mehr gekühlt werden.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ach! Das ist ein 
anderes Klima! Ich dachte, es gibt ein Welt-
klima! – Jens Spahn [CDU/CSU]: Deswegen 
mehr Kohle!)

Deswegen: Angesichts des sich verschärfenden Klima-
wandels
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(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Deswegen kaufen 
wir Atomkraft aus Kriegsgebieten, ja? Super! 
Tolle Strategie!)

wäre es wirklich ein Himmelfahrtskommando, wenn wir 
uns weiterhin abhängig machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Was ist denn Ihre Lösung? Sie haben doch 
gar keine Lösung!)

Jede Verlängerung ist natürlich eine weitere Abhängig-
keit, weil es auch etwas kosten wird. Die Unternehmen 
werden es uns etwas kosten lassen, wenn wir das ver-
längern. Das wissen Sie ganz genau. Warum sollen wir 
in diese Richtung noch mehr Geld ausgeben, als wir 
durch den Zickzackkurs, den Sie zu verantworten haben, 
ohnehin schon ausgeben mussten,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, 
was ist denn Ihre Lösung? Sie haben keine 
Lösung!)

statt diese Gelder in die Erneuerbaren zu stecken?

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Kohlekraft!)

Insofern: Lassen Sie uns doch endlich beim Thema 
bleiben. Energiewende heißt: hin zu den Erneuerbaren, 
nicht: zurück zur Atomenergie.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das 
wird Ihre Krise! Sie sind verantwortlich!)

Wir haben mit diesem Paket die richtigen Wegmarken 
gesetzt. Wir wollen, dass 2030 80 Prozent der Energie mit 
Erneuerbaren erzeugt wird, und zwar Bezugsgröße 750 
Terawattstunden. Das ist deutlich mehr – ein Drittel 
mehr –, als heute gebraucht wird. Das bedeutet: Wir 
werden mit diesen Maßgaben 2030 so viel Erneuerbare 
haben, als wären wir mit dem heutigen Strombedarf 
schon bei 100 Prozent. Über diese Dimension reden 
wir. Das ist eine Vervielfachung des Ausbaus.

Es steht jetzt die Änderung bzw. Verabschiedung des 
Windenergie-auf-See-Gesetzes, des Wind-an-Land-Ge-
setzes wie auch des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und 
auch des Gebäudeenergiegesetzes an. Wir verabschieden 
hier ein hervorragendes Gesetzespaket.

Ich wollte noch viele weitere Sachen sagen; das über-
nehmen dann meine Kollegen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Andreas Bleck.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Bleck (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! Eins vorweg: Das Osterpaket der Bundesregierung 
ist einer der größten politischen Anschläge auf den Arten-
schutz

(Timon Gremmels [SPD]: Gott!)
seit Gründung des Bundesumweltministeriums,

(Beifall bei der AfD)
und das nicht trotz, sondern wegen der grünen Bundes-
minister. Es ist doch entlarvend, dass kein einziger Red-
ner den Artenschutz hier einmal länger thematisiert hat 
als in einem einzigen Satz.

(Bengt Bergt [SPD]: Wir sind noch nicht am 
Ende der Liste!)

Früher ging es noch darum, den Artenschutz zu stärken. 
Jetzt geht es nur noch darum, den Artenschutz für die 
Energiewende zu schwächen.

(Beifall bei der AfD)
Die Abhängigkeit von russischem Öl und Gas durch die 
Abhängigkeit von Wind und Sonne zu ersetzen, darauf 
kann man nur als Grüner kommen.

(Lachen der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber es ist erstaunlich: Offensichtlich kann man auch 
ohne die Kernenergie verstrahlt sein.

(Beifall bei der AfD)
Die Art und Weise, wie die Regierung das Gesetz-

gebungsverfahren durchgeführt hat, stellt eine grobe 
Missachtung der Rechte der Opposition dar. Bei der Son-
dersitzung des Umweltausschusses wurden Änderungs-
anträge erst kurz vorher oder lange nach Beginn an die 
Ausschussmitglieder verschickt. Kein Ausschussmitglied 
der Oppositionsfraktionen hatte überhaupt die Chance, 
diese Änderungsanträge, die bis zu 328 Seiten umfassten, 
zu lesen – geschweige denn zu verstehen.

(Timon Gremmels [SPD]: Sie hatten fünf Wo-
chen!)

Trotzdem wurde darüber abgestimmt. Das, werte Kolle-
ginnen und Kollegen, ist eine Farce und ein Armutszeug-
nis für den Parlamentarismus.

(Beifall bei der AfD)
Doch auch artenschutzfachliche Gründe sprechen ge-

gen das Osterpaket. Egal welchen der Gesetzentwürfe 
man sich anschaut: Bei jedem wird deutlich, dass die 
Bundesregierung dem Klimaschutz höhere Priorität ein-
räumt als dem Artenschutz. So wird ausschließlich der 
Bau von sogenannten erneuerbaren Energien als öffent-
liches Interesse und als Fall für die öffentliche Sicherheit 
eingestuft,

(Timon Gremmels [SPD]: Sie sind ein Fall für 
die öffentliche Sicherheit!)

nicht jedoch der Erhalt der biologischen Vielfalt. Ab-
stände von kollisionsgefährdeten Brutvogelarten zu 
Windkraftanlagen werden drastisch reduziert. Das ist 
gar nicht artenschutzfachlich hergeleitet, sondern das ist 
politische Willkür zulasten unserer Natur.
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(Beifall bei der AfD)

Das ornithologische Fachwissen der staatlichen Vogel-
schutzwarten wird ignoriert. Der Fledermausschutz hat 
im Gesetzentwurf keine Bedeutung.

Darüber hinaus führt die Bundesregierung nur 15 Ar-
ten in der Liste kollisionsgefährdeter Brutvogelarten auf. 
Das verstößt eindeutig gegen das europäische Recht, das 
in der Vogelschutzrichtlinie den Schutz aller geschützten 
Vogelarten vorsieht.

(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Die hören gar nicht zu! Spielen am 
Handy!)

Damit setzen wir uns einem Vertragsverletzungsverfah-
ren aus.

Die Ausweisung von 2 Prozent der Fläche Deutsch-
lands für den Bau von Windindustrieanlagen wird nicht 
nur Freiflächen, sondern zunehmend auch Wälder und 
Schutzgebiete unter Druck setzen. Deswegen gilt auch 
hier: Lieber einen grünen Wald als einen Grünen im 
Wald.

(Beifall bei der AfD)

Summa summarum: Die Bundesregierung hat ihren 
Worten keine Taten folgen lassen. Sie hat viel angekün-
digt und ist an ihren eigenen Ansprüchen gescheitert. Mit 
ihrem Osterpaket legt die Bundesregierung uns also vier 
faule Eier ins Nest. Auf dieses unerwünschte und ver-
spätete Geschenk können wir verzichten, und deshalb 
werden wir die Gesetzentwürfe ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die FDP-Fraktion Carina 

Konrad.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Carina Konrad (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gerade weil doch alle Bürgerinnen und Bürger 
in unserem Land spüren, wie abhängig wir geworden sind 
von Putins Energienadel, gerade weil wir wissen, wie 
abhängig wir davon sind, dass unsere Wirtschaft erfolg-
reich ist, dass unser Wohlstand gewahrt bleibt, dass 
Tausende, Zehntausende Arbeitsplätze in unserem Land 
weiterhin bestehen bleiben – gerade deshalb ist dieses 
vorliegende Gesetzespaket ein weiterer großer Erfolg 
dieser Koalition.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Union, das mag Ihnen wehtun, weil es zeigt, was 
auf einmal alles geht in diesem Land und wie schnell es 
gehen kann. Es geht nicht mehr darum, was man alles 
verhindern kann.

Sehr geehrter Herr Bleck, ich kann Sie beruhigen; ich 
kann Ihre Tränen trocknen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Der Artenschutz kommt nicht unter die Räder, der Popu-
lationsschutz bleibt gewahrt.

(Widerspruch bei der AfD)

Aber den Artenschutz als Instrument zu nehmen für die-
jenigen, die Deutschland schwächen wollen, das wird in 
der Zukunft nicht mehr passieren. Das haben wir geän-
dert.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Andreas Bleck [AfD])

Es darf keine Verhinderungsinstrumente mehr geben, 
sondern es muss Ermöglichungsinstrumente geben in die-
sem Land, und dazu gehört auch, dass wir die Akzeptanz 
dafür haben, dass die erneuerbaren Energien in unserem 
Land ausgebaut werden. Dazu gehört, dass man die Land-
wirtschaft mitnimmt. Es war uns Freien Demokraten ein 
großes Anliegen, auch bei der Umsetzung dieses Geset-
zespaketes, dass es keine weiteren bürokratischen Belas-
tungen gibt, sondern dass man der Landwirtschaft ermög-
licht, daran zu partizipieren. Gerade mit der Erweiterung 
der Flächenkulisse für die Agri-PV ist uns das gelungen 
und ein weiterer Meilenstein gelegt worden dafür, dass 
man nach vorne schaut und in der Krise eine Chance 
sucht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Auch die kleine Wasserkraft hat entgegen dem, was 
hier schon gesagt wurde, eine Chance.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Sehr 
schön, dass Sie auf uns gehört haben!)

Vielleicht würde es helfen, einfach mal die Vorlagen zu 
lesen, die einem vorgelegt werden, auch wenn es knapp 
war; ich gebe es zu. Es war eine große Aufgabe, auch für 
Sie. Aber man sollte auch mal lesen, was dort steht.

(Beifall bei der FDP – Andreas Bleck [AfD]: 
15 Sekunden pro Seite!)

Denn die kleine Wasserkraft hat eine Zukunft in diesem 
Land, und das ist sehr wichtig.

Wir werden es bei diesem Gesetzespaket wahrschein-
lich nicht belassen. Klar ist doch auch: Wir brauchen jede 
Kilowattstunde Strom. Da darf es keine Denkblockaden 
geben, und da muss man auch ohne Schaum vor dem 
Mund innerhalb unserer Reihen miteinander diskutieren, 
wo es noch Kilowattstunden gibt, die gehoben werden 
können für die Zukunft.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt noch 
ein Thema in diesem Gesetzespaket, das wir als Aufgabe 
noch vor der Brust haben; Matthias Miersch hat es schon 
gesagt. Für uns Freie Demokraten ist die Planungs-
beschleunigung tatsächlich das zentrale Thema dieser 
Koalition. Wir werden dieses Thema weiter forcieren 
und haben hiermit einen Auftakt, eine Blaupause dafür 
geschaffen, was alles über die erneuerbaren Energien 
hinaus an Beschleunigung in unserem Land möglich 
sein muss. Wir sehen doch jeden Tag die desolaten Zu-
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stände von Brücken, von Straßen, von Schienen. Dieses 
Gesetzespaket ist eine Blaupause dafür, auch hier neu zu 
denken. Das werden wir im nächsten Schritt tun.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für Bündnis 90/Die Grünen Katrin 

Uhlig.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Heute ändert sich wirklich etwas in der 
Energiepolitik; der Minister hat es eben schon ausgeführt. 
Mit dem Ziel, 80 Prozent erneuerbare Energien im Strom-
bereich bis 2030 zu erreichen, beschleunigen wir heute 
nicht nur den Ausbau der erneuerbaren Energien und 
reduzieren unsere Abhängigkeit von fossilen Importen, 
sondern schützen vor allem unser Klima. Wir schaffen 
hier und jetzt die Voraussetzungen dafür, dass ausrei-
chend Windräder und Solaranlagen in Zukunft für be-
zahlbare Strompreise sorgen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir machen die Energiewende zum Mitmachprojekt für 
alle.

Mit dem heute vorliegenden Entwurf können wir das 
Potenzial unserer Dächer als Kraftwerke nutzen und un-
terstützen die Menschen bei der Energiewende vor Ort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir machen Stromversorgung vom eigenen Dach ein-
facher und sorgen dafür, dass diese nun auch unkompli-
ziert mit einer Anlage, die den Strom direkt ins Netz 
einspeist, kombiniert werden kann. Gerade Bürgerener-
gieprojekte haben die Energiewende zu dem gemacht, 
was sie heute ist. Deshalb stärken wir solche Projekte 
endlich wieder und unterstützen so eine dezentrale Ener-
gieversorgung mit vielfältigen Akteuren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Auch die Industrie steht längst in den Startlöchern, um 
wirklich Teil der Energiewende zu werden. Wir stärken 
durch das Windenergie-auf-See-Gesetz die Möglichkeit 
der Industrie für den direkten Bezug von Grünem Strom 
und schaffen durch eine Verordnungsermächtigung den 
Rahmen für einen Industriestrompreis auf Basis von er-
neuerbaren Energien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Kollegin Verlinden hat es eben schon angespro-
chen: Viel zu lange wurde vor allem die Windenergie 
an Land ausgebremst. Viel zu wenige Flächen wurden 

zur Verfügung gestellt. Darum regeln wir jetzt mit dem 
Wind-an-Land-Gesetz, dass künftig ausreichend Flächen 
bereitgestellt werden, und schaffen Klarheit bei den ar-
tenschutzrechtlichen Regelungen.

Lassen Sie uns die Energiewende gemeinsam zu einer 
Erfolgsgeschichte machen und einem Exportschlager 
made in Germany.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Timon 

Gremmels.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Timon Gremmels (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Lieber ehemaliger Koalitionspartner 
CDU/CSU!

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: 16 Jahre!)

Wie war es denn mit Ihnen? Mit Ihnen haben wir aus dem 
Hause Altmaier meistens schlechte Vorlagen bekommen, 
und wir konnten noch das Schlimmste verhindern. Wir 
haben dreieinhalb Jahre dafür gebraucht, bis die große 
EEG-Reform kurz vor Ende der Legislaturperiode in 
Kraft trat. Jetzt ist es genau anders: Wir bekommen 
gute Vorlagen, die wir im parlamentarischen Verfahren 
noch besser machen, und dafür haben wir nur ein Drei-
vierteljahr gebraucht. Das ist der Unterschied zu Ihrer 
Regierungsverantwortung, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Widerspruch bei der 
CDU/CSU)

Gerade im Bereich der Photovoltaik, beim Ausbau der 
Solarenergie, haben wir einen riesengroßen Schritt nach 
vorne gemacht. Wir werden die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass wir perspektivisch pro Jahr 22 Gigawatt 
Photovoltaik hinzubauen können. Das lässt sich sehen, 
und das ist ambitioniert. Das erreichen wir durch fünf 
Maßnahmen: erstens Bürokratie runter, zweitens Ver-
gütung rauf, drittens Dächer voll, viertens Freifläche er-
weitern und fünftens Bürgerbeteiligung verbessern. So 
geht sozialdemokratische Energiepolitik! So geht Ener-
giepolitik dieser Ampelkoalition, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Bürokratie runter: Wir werden dafür sorgen, dass der 
Netzanschluss deutlich vereinfacht wird, dass das online 
geht und dass die Rahmenbedingungen bundesweit ein-
heitlich sind, dass Installationsbetriebe schnell Anlagen 
ans Netz bringen können und dass bereits fertige Anlagen 
nicht, wie es jetzt in der Regel der Fall ist, noch ein halbes 
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Jahr ungenutzt bleiben, bis der Netzmeister es schafft, 
vorbeizukommen. Auch das verbessern wir, auch das 
geht deutlich schneller.

Vergütung rauf: Wir werden die Vergütung für Teil-
einspeisung deutlich verbessern, sodass man sich eben 
nicht mehr entscheiden muss, ob man teilweise oder 
voll einspeist. Wir werden dafür sorgen, dass die Dächer 
volllaufen, dass die Dächer mit Photovoltaikanlagen be-
stückt werden und dass wir keine freien Dächer mehr 
haben, die nicht einer sinnvollen Zweitnutzung zugeführt 
werden.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Und das wird uns in diesem Fall gelingen, indem wir die 
Spitzenlastkappung abschaffen. Künftig werden auch 
kleine Photovoltaikanlagen bis 25 Kilowatt voll einspei-
sen können. Das Potenzial wird gehoben. Das ist längst 
überfällig, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Wir hören Sie!)

Und wir werden das Flächenpotenzial erweitern. Da-
ran scheitert es doch gerade bei der Photovoltaik: Wir 
haben zu wenig geeignete Flächen. Das beheben wir, 
indem wir die Seitenrandstreifen an Autobahnen und 
Schienennetzen von 200 Meter auf 500 Meter mehr als 
verdoppeln. Wir haben auch dafür gesorgt, dass Grünland 
kein Tabu mehr ist, sondern dass wir auch auf geeigneten 
Grünlandflächen Agri-PV, also landwirtschaftliche PV, 
ermöglichen. Genau das ist der richtige Weg.

All denjenigen Bürgerinnen und Bürgern, die im schö-
nen Norddeutschland leben und ein Reetdach haben, auf 
das sie keine Photovoltaikanlage installieren wollen, er-
möglichen wir im Rahmen einer Garten-PV den Bau 
einer eigenen Anlage. Auch sie sollen an der Energie-
wende partizipieren, genauso wie die Menschen, die in 
denkmalgeschützten Gebäuden leben. Das ist Energie-
politik, wie sie sein muss.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir haben auch die Bürgerbeteiligung verbessert. Bis-
her stand im Gesetzentwurf, man müsse im gleichen 
Landkreis leben. Das ist nicht mehr notwendig. Die Men-
schen zum Beispiel aus der Stadt Kassel können sich im 
Landkreis Kassel in Bürgerenergiegenossenschaften en-
gagieren. Das ist genau der richtige Weg, um Bürger-
beteiligung zu verbessern.

(Zuruf des Abg. Mark Helfrich [CDU/CSU])
Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch bei der 

Wasserkraft haben wir etwas geschafft; da gilt weiterhin 
der Status quo. Und wir haben die Wasserkraft zum über-
ragenden öffentlichen Interesse gemacht; auch das ist 
wichtig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe 
von der CDU/CSU sowie des Abg. Andreas 
Bleck [AfD])

Lassen Sie mich zum Schluss sagen: Es gilt das alte 
Fußballersprichwort – weiter gedeutet und daran ange-
lehnt –: Nach der EEG-Reform ist vor der EEG-Reform. 

Diese Koalition will noch dreieinhalb Jahre weiterarbei-
ten, und wir werden Sie noch mit weiteren deutlichen 
Verbesserungen in diesem Bereich behelligen. Als 
Nächstes werden wir dafür sorgen, dass Mieterstrom 
deutlich verbessert wird, dass Energy Sharing deutlich 
verbessert wird

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Teurer wird das 
alles für die Mieter!)

und dass die PV-Pflicht, die Photovoltaikpflicht, für 
Nichtwohngebäude kommt. All das wird Sie noch errei-
chen.

(Zurufe der Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU] 
und Dr. Götz Frömming [AfD])

Ich freue mich jetzt schon auf die Beratungen. In der 
Sommerpause sollten wir alle einmal kurz durchatmen; 
aber wir bleiben am Ball. Die Energiewende geht mit der 
Ampel voran.

In diesem Sinne: Alles Gute und Glück auf!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die CDU/CSU-Fraktion Dr. Anja 

Weisgerber.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir alle wollen den massiven Ausbau der er-
neuerbaren Energien; aber dafür müssen wir die Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen. Das 
wird zur Nagelprobe. Das wird zur Nagelprobe auch für 
die Ampelregierung. Da müssen Sie liefern.

Ich möchte an der Stelle sagen: Es wird immer betont, 
dass die erneuerbaren Energien und ein Teil der Netze im 
überragenden öffentlichen Interesse liegen. Aber zur 
Wahrheit gehört: Das allein reicht nicht. Sie müssen 
auch einen Ausgleich zwischen dem berechtigten Inte-
resse am beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und, liebe Kollegen von den Grünen, dem Arten-
schutz finden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Dieser Ausgleich, meine Damen und Herren, gelingt Ih-
nen mit der Reform des Bundesnaturschutzgesetzes eben 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Andreas Bleck 
[AfD]: So ist es!)

Sie beziehen die artenschutzrechtliche Ausnahmerege-
lung nur auf die Windkraft. Es fehlt der 360-Grad-Blick 
auf alle erneuerbaren Energien. Es fehlt in diesem Zu-
sammenhang das Einbeziehen der Infrastrukturprojekte. 
Mit Ihrem Gesetz schränken Sie den Artenschutz massiv 
ein, ohne einen wirklichen Mehrwert für den Ausbau der 
erneuerbaren Energien und dessen Beschleunigung zu 
erzielen. Die Experten in der Anhörung am Montag ka-
men zum gleichen Ergebnis. Die Antworten der Sach-
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verständigen waren eine Ohrfeige für den vorgelegten 
Gesetzentwurf und damit auch für das Bundesumwelt-
ministerium. Deswegen, Frau Kollegin Hoffmann, be-
dauere ich sehr, dass Ihre Ministerin sich heute entschul-
digt hat. Bei so einem wichtigen Gesetzespaket, wo es 
auch um den Arten- und Umweltschutz geht, muss eine 
Umweltministerin bei der Debatte hier im Deutschen 
Bundestag vor Ort sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE LINKE] – 
Friedrich Merz [CDU/CSU]: So ist das! Genau 
so ist das!)

Die Kritik der Sachverständigen war umfassend. Das 
Gesetz verzögert die Genehmigungen; denn es fehlen bis-
lang noch dringend erforderliche Vollzugshilfen. Unbe-
stimmte Rechtsbegriffe werden durch Ihren Änderungs-
antrag nur teilweise beseitigt, eben nicht ausreichend. 
Das Gesetz – so war der wörtliche Ausdruck eines Sach-
verständigen, der von der SPD benannt wurde – ist ein 
„Arbeitsbeschaffungsprogramm für Rechtsanwälte“. 
Fraglich ist auch, ob es mit dem Europarecht vereinbar 
ist. Es können also noch Klagen und weitere Rechtsunsi-
cherheiten durch die Reform des Bundesnaturschutz-
gesetzes drohen. So viel zum Inhalt. Jetzt zum Verfahren.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels [SPD])

Der Änderungsantrag zum Gesetz wurde uns am 
Dienstagabend im Umweltausschuss zehn Minuten vor 
der Ausschusssitzung zugeleitet. Die Anliegen der Sach-
verständigen haben Sie versucht in dem Änderungsantrag 
zu adressieren. Wir konnten es aber gar nicht ausreichend 
prüfen. Ich sage Ihnen ganz offen: Nach dieser Anhörung 
hätten Sie den Gesetzentwurf komplett einpacken müs-
sen, neu machen müssen, und Sie hätten auch unsere 
Anliegen, die wir hier im Entschließungsantrag adressie-
ren, aufgreifen müssen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was sind die Anliegen? Bei der artenschutzrechtlichen 
Sonderregelung hätten Sie, wie gesagt, viel größer den-
ken müssen. Sie hätten den Ausgleich zwischen dem 
Ausbau erneuerbarer Energien und dem Artenschutz be-
züglich aller erneuerbaren Energien diskutieren müssen. 
Sie hätten sich auch mit dem Thema „Netzausbau und 
Artenschutz“ intensiver befassen müssen. Sie müssen 
Ihren Blick bezüglich der Transformation auf alle Infra-
strukturprojekte lenken und dürfen ihn nicht nur auf die 
Windkraft richten.

(Carina Konrad [FDP]: Das machen wir!)

Noch etwas haben Sie verpasst: In diese Reform des 
Bundesnaturschutzgesetzes hätten Sie auch eine Rege-
lung bezüglich des artenschutzrechtlichen Ausgleiches 
reinpacken müssen. Für uns ist es absolut unverständlich, 
warum für den Bau einer Freiflächenphotovoltaikanlage 
zum Beispiel auf einer Fläche, wo vorher ein Maisacker 
war, wo man danach eigentlich eine Aufwertung der Bio-
diversität hat, immer noch zusätzliche Ausgleichflächen 
notwendig sind, die der Landwirtschaft wiederum entzo-
gen werden; das ist für uns vollkommen unverständlich. 
Auch diese Chance haben Sie verpasst. Das hätten Sie im 
Bundesnaturschutzgesetz regeln müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Noch mal zum Gesamtpaket: Keine Regelungen sind 

enthalten zur Energieeffizienz, keine Regelungen zu den 
Speichern. Sie konzentrieren sich auf einzelne erneuer-
bare Energien. Sie bremsen immer noch die Geothermie 
aus, auch die Biomasse. Bezüglich der Wasserkraft waren 
Sie einsichtig und haben auf uns gehört; das ist gut. Bei 
der Solarenergie gibt es nur einen Entschließungantrag 
bezüglich der Steuerfreiheit für Anlagen bis 30-Kilo-
watt-Peak. Ich nehme Ihre Zusage ernst, dass Sie dies 
regeln werden.

Beim Thema Windkraft regeln Sie letztendlich hier im 
Bund, wie es mit den Abstandsregelungen und den Flä-
chen auszusehen hat.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja! Das ist ja auch gut so!)

Sie sind mit den Ländern überhaupt nicht in den Dialog 
getreten. Auch in Bayern hat man sich deutlich bewegt.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo denn? Wie denn?)

So sieht Energiewende mit den Bürgern nicht aus.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ihnen fehlt der 360-Grad-Blick auf alle erneuerbaren 
Energien, für eine vorurteilsfreie Nutzung aller Energie-
quellen. Ihnen fehlt auch der 360-Grad-Blick auf alle 
Infrastrukturprojekte, auf die komplette Transformation. 
Sie schauen auch nicht auf die Bürgerinnen und Bürger 
und darauf, wie die Energiepreise steigen werden, und 
nicht auf den Klimaschutz.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Bengt Bergt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Bengt Bergt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Millionen 
Kinder und Jugendliche haben es uns ins Stammbuch 
geschrieben: Kümmert euch um unseren Planeten, um 
unsere Zukunft! – Und das fordern sie zu Recht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Spanien, Portugal und Südfrankreich leiden schon wie-
der unter einer Hitzewelle: 50 Grad im Schatten, und das 
das dritte Jahr in Folge. In Norditalien wird das Wasser 
rationiert wegen einer Dürre. Die Hälfte der AKWs in 
Frankreich ist nicht am Netz – auch weil die Flüsse nicht 
genug Wasser führen –, obwohl es nun eine Laufzeitver-
längerung um zehn Jahre gibt. Zehnmal nix bleibt immer 
noch nix.

Die Welt droht unbewohnbar zu werden, wenn wir 
unseren CO2-Ausstoß nicht drastisch reduzieren, und 
zwar schleunigst. Die Kinder und Jugendlichen werden 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   4835 

Dr. Anja Weisgerber 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



deshalb genau hinschauen, was wir hier und heute be-
schließen. Legen wir den Turbo ein beim Ausbau der 
Erneuerbaren? Schaffen wir es, alles sozial gerecht zu 
gestalten? Werden wir den Klimawandel bremsen und 
mit einer wirtschaftlichen Perspektive für die jungen 
Menschen verbinden? Ich glaube, wir können heute mit 
der nötigen Demut sagen: Wir haben verstanden. Wir 
kümmern uns um die Zukunft unserer Kinder, und es ist 
unsere verdammte Pflicht, dass wir das tun, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Gesetzesänderungen – so ehrlich müssen wir sein – 
werden nicht alle zufriedenstellen. Aber sie sind ein Mei-
lenstein nach 16 Jahren unionsbetriebener Bremspolitik. 
Wir werden heute ein neues Zeitalter der Energieversor-
gung einleiten. Wir werden heute das Land von Atom, Öl, 
Kohle, Gas zu einem Land von Wind-, Sonnen- und Bio-
energie entwickeln, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Lassen Sie mich ein paar Punkte hervorheben. Von 
2025 bis 2035 soll eine Leistung von 10 Gigawatt instal-
liert werden – jedes Jahr, und das nur bei Wind an Land. 
Allein diese 10 Gigawatt bedeuten Strom für 6,6 Millio-
nen Haushalte für ein Jahr. Das reicht zum Beispiel für 
ganz Bayern – liebe Grüße an Herrn Söder. Wir machen 
Tempo. Genehmigungsverfahren werden digitalisiert und 
vereinfacht, ohne den Umwelt- und Artenschutz dafür zu 
schleifen. Den Flächenstau lösen wir, indem wir die Län-
der 2 Prozent ihrer Flächen für die Windenergie aus-
schreiben lassen. Bei alldem bleibt es dabei, dass die Vor-
gaben zum Beispiel hinsichtlich Lärm- und Schallschutz 
oder Schattenwurf weiterhin bestehen bleiben. Da kön-
nen Sie gerne wie Don Quichotte weiterhin Angst vor den 
großen, bösen Riesen haben und mit Ihrem politisch- 
klapprigen Gaul immer drauflosreiten; aber es muss nie-
mand Sorge haben, dass bald ein Windrad im Vorgarten 
steht. Die Abstände bleiben bestehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Die Energiewende gelingt uns aber nur mit einem ge-
samtgesellschaftlichen Kraftakt; so ehrlich müssen wir 
sein. Deshalb sollen die Menschen direkt von der Ener-
giewende profitieren. Wer sich also eine private Solar-
anlage aufs Dach setzt und seinen Strom einspeist, hat 
künftig mehr Geld in der Tasche. Wir schaffen neue Ge-
schäftsmöglichkeiten. Landwirte etwa können künftig 
beides tun: Sie können Lebensmittel anbauen und gleich-
zeitig mit Solarmodulen über dem Acker Strom produ-
zieren.

Wir sorgen auch dafür, dass die Kommunen etwas 
davon haben. Zum Beispiel verschafft eine 5-Megawatt- 
Anlage mit 13 Millionen Kilowattstunden der Kommune 
25 000 Euro pro Jahr. Und das ist nur eine einzige Anlage. 
Mit dem Geld kann man zum Beispiel, Herr Lenkert, 
ganz hervorragend neue Spielgeräte für Spielplätze an-
schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Von stärkeren Kommunen profitieren diejenigen be-
sonders stark, die oft auf kommunale Leistungen ange-
wiesen sind: Klein- und Mittelverdiener. Kurzum: Wir 
sorgen dafür, dass ein Teil der Erträge an die Bürgerinnen 
und Bürger zurückfließt. Wir wollen bezahlbare Energie 
für alle. Denn Klimaschutz darf kein Privileg für ein paar 
SUV-Fahrer in Berlin-Grunewald sein. Das schafft Ak-
zeptanz, meine Damen und Herren, und es ist gerecht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die deutsche Wirtschaft wird direkt vom Windkraft-
ausbau profitieren. Bei den Geboten von Investoren flie-
ßen die CO2-Bilanz in der Produktion und der Einsatz für 
den Fachkräftenachwuchs mit ein. Das stärkt vor allem 
die heimischen Unternehmen und sorgt für gute Jobs hier 
vor Ort in Deutschland, auch im Norden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
All das verknüpfen wir mit der Ausschreibung für in-

novative Speicher. Dazu zählen auch die Wasserstoffspei-
cher,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
in denen der mithilfe überschüssigen Stroms gewonnene 
Grüne Wasserstoff direkt für den Winter eingelagert wer-
den kann. Das könnte helfen. Wir haben ja schließlich ein 
Problem mit der Wärmeversorgung im Winter.

All diese Vorhaben sind in Zeiten großer Energieunsi-
cherheit ein wichtiger Beitrag für mehr Sicherheit und 
Innovation, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der demokrati-

schen Opposition, stimmen Sie den Gesetzentwürfen zu,
(Andreas Jung [CDU/CSU]: Dafür hätte man 

vorher reden müssen!)
und lassen Sie uns heute ein starkes Signal zu den Eltern 
und Kindern nach Hause schicken: Wir haben verstan-
den, und jetzt legen wir los.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Konrad 

Stockmeier.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Konrad Stockmeier (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Mit den heutigen Beschlüssen der Ampel-
koalition beim Ausbau der erneuerbaren Energien blei-
ben wir unserem Motto treu: Wir wagen mehr Fortschritt. 
Wir wagen in bester sozialliberaler Tradition auch mehr 
Demokratie, und wir wagen in der Energieerzeugung vor 
allen Dingen auch mehr Freiheit. Denn wir dezentralisie-
ren die Energieerzeugung und stärken dadurch die Betei-
ligungen der Bürgerinnen und Bürger. Wir machen Un-
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ternehmen und Haushalte zu Produzenten und stärken 
damit auch ihre Unabhängigkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir wagen also mehr Fortschritt mit mehr Auswirkun-
gen für ganz Deutschland. Das freut mich ganz beson-
ders. Ich möchte dies exemplarisch für meinen Wahlkreis 
Mannheim, für mich zu Hause, für uns zu Hause, dar-
stellen. Wir müssen dort zum Beispiel aus der Kohlever-
stromung raus. Da hängt viel Fernwärme dran. Hinsicht-
lich der Fernwärmeversorgung gibt es viel Potenzial bei 
der Geothermie, der wir hier auch einen Schub verleihen. 
Im Oberrheingraben gibt es diesbezüglich riesige Schätze 
zu bergen. Das schieben wir an.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

In der Kombination aus neuen Möglichkeiten beim 
Mieterstrom und bei Speichertechnologien schieben wir 
auch das kommunale und das Quartierswärmemanage-
ment an. Der Kollege hat das Stichwort „Wasserstoffspei-
cher“ genannt. Da ist viel im Gange. Auch da werden 
Kommunen unabhängiger werden.

Für Baden-Württemberg und Bayern von besonderer 
Bedeutung: Wir stärken auch die kleine Wasserkraft. Da-
für haben sich die Freien Demokraten starkgemacht. Da-
für haben wir, nebenbei bemerkt, auch nicht die Rat-
schläge aus München gebraucht. Ich meine, mit dem 
energiepolitischen Wendemanöver von Markus Söder 
ist rein gar nichts anzufangen. Vielleicht kann man den 
Wind, den er damit erzeugt, mal energetisch nutzen.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wenn es ums Tempo geht, kann ich auch nur noch mal 
nach Baden-Württemberg gucken. Liebe Freundinnen 
und Freunde von der CDU, die Landtagsfraktion dort 
steht bei jedem innovativen Projekt ständig auf der Brem-
se. Wir laden Sie hier heute ein, bei unserem Tempo mit-
zumachen. Denn jetzt geht es voran.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die SPD-Fraktion Dr. Franziska 

Kersten.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sie hören an meiner 

heiseren Stimme: Wir haben wirklich hart verhandelt.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 

FDP)

Fast alle Redner heute haben betont, wie wichtig es ist, 
den Ausbau der erneuerbaren Energien zu beschleunigen. 
Herr Merz, ich kann es Ihnen nicht ersparen:

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: 16 Jahre! Ge-
nau!)

Es war die Union, die das jahrelang verhindert hat.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Müssen Sie da 
nicht selber lachen?)

Unsere Koalition hat jetzt einen Kompromiss gefun-
den, auch zwischen Klimaschutz und Artenschutz. Wie 
machen wir das? Wir denken beide Themen zusammen. 
Im neuen Bundesnaturschutzgesetz haben wir arten-
schutzrechtliche Vorgaben wie die Mindestabstände zu 
gefährdeten Arten beibehalten.

(Andreas Bleck [AfD]: Aber Reden und Han-
deln sind zwei verschiedene Dinge!)

Windräder werden auch in Zukunft vorrangig in den Ge-
bieten gebaut, die wir dafür ausgewiesen haben. Wir ha-
ben dafür endlich bundeseinheitliche Standards.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Frau Weisgerber, wir denken größer, weil wir genau das 
zusammenbringen.

Wir werden nationale Artenhilfsprogramme aufstellen. 
Wo Ausnahmen für den Ausbau der Windenergie ge-
macht werden, investieren wir an anderer Stelle in den 
Schutz der Biodiversität. Dafür ist besonders wichtig: Es 
müssen Flächen zur Verfügung gestellt werden und 
Strukturen und Kapazitäten der Behörden vor Ort ge-
stärkt werden.

Bei den Flächen plädiere ich für eine Kaskadenlösung: 
zuerst Bau in ausgewiesenen Gebieten, dann in Land-
schaftsschutzgebieten und zum Schluss in besonders sen-
siblen Gebieten, um die Biodiversität nicht zu stark zu 
gefährden.

Genauso wichtig ist die Evaluation unserer Program-
me, damit wir wissen, ob und wie sie greifen. Deswegen 
haben wir zum ersten Mal den Begriff „Evaluation“ in 
den Gesetzentwurf aufgenommen. Das Ziel muss sein, 
dass kollisionsgefährdete Arten und ihre Lebensräume 
wirklich nachweislich und wirksam geschützt werden, 
und das EU-rechtskonform, damit wir eine Klagewelle 
verhindern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir haben mit der Novelle zum Bundesnaturschutz-
gesetz den Weg frei gemacht für den dringend benötigten 
schnelleren Ausbau der erneuerbaren Energien. Jetzt 
müssen wir Natur- und Artenschutz genauso beschleuni-
gen.

Danke. 
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Ich bitte Sie noch um einen Moment Aufmerksamkeit, 

weil ich jetzt das Prozedere der Abstimmungen erklären 
werde.

Wir kommen nämlich gleich zu fünf namentlichen Ab-
stimmungen, die wir nacheinander und getrennt durch-
führen. Die Abstimmungen erfolgen in der Westlobby, 
und für jede Abstimmung haben Sie diesmal nur zehn 
Minuten Zeit.

Bitte beachten Sie, dass die ersten vier namentlichen 
Abstimmungen zu den Gesetzentwürfen jeweils zur 
Schlussabstimmung erfolgen. Ich bitte Sie also, nach je-
der namentlichen Abstimmung für die zweite Beratung 
des folgenden Gesetzentwurfes sowie zur Abstimmung 
von Beschlussempfehlungen und Entschließungsanträ-
gen wieder in den Plenarsaal zurückzukehren. Also, 
wenn es geht, sollten Sie nicht oben stehen bleiben an 
den Urnen, sondern nach der jeweiligen namentlichen 
Abstimmung wieder zur Abstimmung in den Saal kom-
men.

Ich bitte jetzt die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Ich sehe den 
Daumen nach oben. Die Plätze sind eingenommen.

Zusatzpunkt 4. Wir kommen zur Abstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf ei-
nes Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleu-
nigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren 
Maßnahmen im Stromsektor.

Es liegt eine Erklärung nach § 31 der Geschäftsord-
nung dazu vor.1)

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie empfiehlt 
unter Buchstaben a und b seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksachen 20/2580 (neu) und 20/2656, den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung auf Drucksachen 20/1630 
und 20/1979 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich 
bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Aus-
schussfassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das sind die Fraktionen der SPD, des Bündnisses 90/Die 
Grünen und die FDP-Fraktion. Gegenstimmen? – Das 
sind die Fraktion Die Linke, die CDU/CSU-Fraktion 
und die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. 
Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung an-
genommen.

Dritte Beratung
und namentliche Schlussabstimmung. Die Plätze an den 
Urnen sind besetzt. Ich eröffne die erste namentliche 
Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf. Für die 
Stimmabgabe haben Sie zehn Minuten Zeit. Ich bitte 
Sie, nach dieser Abstimmung wieder in den Saal zu kom-
men. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte diejenigen, 
die schon abgestimmt haben, wieder Platz zu nehmen, 
weil wir gleich zu weiteren Abstimmungen per Hand-
zeichen kommen. Also bitte nicht hinten stehen bleiben 
oder sich unterhalten, sondern nehmen Sie bitte wieder 
die Plätze ein, damit ich bei den Abstimmungen das je-
weilige Ergebnis in den Fraktionen besser sehen kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie noch-
mals darum, sich hinzusetzen. Denn jetzt kommt die 
wichtige Frage: Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, 
das noch nicht abgestimmt hat? – Das ist erkennbar nicht 
der Fall. Dann schließe ich die erste namentliche Abstim-
mung und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
mit der Auszählung zu beginnen.2)

Wir setzen die Abstimmungen zur Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Klimaschutz und Energie auf 
Drucksachen 20/2580 (neu) und 20/2656 fort. Unter 
Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Ausschuss, eine Entschließung anzunehmen. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Fraktio-
nen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die CDU/CSU-Fraktion und die 
AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion 
Die Linke. Damit ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.

Wir setzen die Abstimmung fort und kommen zum 
Entschließungsantrag der Fraktion der AfD zu den So-
fortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der 
erneuerbaren Energien auf Drucksache 20/2660. Wer 
stimmt für diesen Entschließungsantrag? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die üb-
rigen Fraktionen des Hauses. Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag abgelehnt.

Zusatzpunkt 5. Abstimmung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Windenergie-auf-See-Gesetzes und anderer Vor-
schriften. Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sachen 20/2584 und 20/2657, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksachen 20/1634 und 20/1973 
in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und die 
CDU/CSU-Fraktion. Gegenstimmen? – Das sind die 
Fraktion Die Linke und die AfD-Fraktion. Enthaltun-
gen? – Sehe ich nicht. Der Gesetzentwurf ist damit in 
zweiter Beratung angenommen.

Jetzt kommen wir zur

dritten Beratung
und namentlichen Schlussabstimmung. Sind die Plätze an 
den Urnen besetzt? – Ich höre gerade, die Plätze sind 
besetzt. Ich eröffne damit die zweite namentliche 
Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf, auch zehn 
Minuten lang. Bitte kommen Sie anschließend wieder in 
den Saal. Die Abstimmung ist eröffnet. 

1) Anlage 2 2) Ergebnis Seite 4839 C
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, wieder 
langsam Platz zu nehmen, damit wir gleich weiter ab-
stimmen können. Außerdem habe ich auch schon das 
Ergebnis der ersten Abstimmung.

Ich bitte jetzt noch mal, Platz zu nehmen für die wei-
teren Abstimmungen, frage aber vorab: Ist noch ein Mit-
glied im Haus, das bei der zweiten namentlichen Abstim-
mung noch nicht abgestimmt hat? – Das ist nicht der Fall. 
Dann schließe ich die zweite namentliche Abstimmung 
und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen.1)

Bevor ich weiter mit den Abstimmungen fortfahre, 
gebe ich das von den Schriftführerinnen und Schriftfüh-
rern ermittelte Ergebnis der ersten namentlichen Ab-
stimmung über den Entwurf eines Gesetzes zu Sofort-
maßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der 
erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im 
Stromsektor bekannt: abgegebene Stimmen 660. Mit Ja 
haben gestimmt 379, mit Nein haben gestimmt 281, keine 
Enthaltungen. Der Gesetzentwurf ist damit in dritter Le-
sung angenommen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            660;
davon

ja:                                      379
nein:                                  281

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken

Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber

Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick

Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth 

(Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt 

(Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider 

(Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr- 

Sutter

1) Ergebnis Seite 4842 C
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Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann

Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek

Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki

Konstantin Kuhle
Alexander Graf 

Lambsdorff
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Nicole Westig
Dr. Volker Wissing

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria 

Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
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Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels

Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
Dr. Wolfgang Schäuble
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder

Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz

Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder- 

Kühnel
Jochen Haug
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Frank Rinck
Bernd Schattner
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Nicole Gohlke
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Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Andrej Hunko
Ralph Lenkert
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch

Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek

Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Janine Wissler

Fraktionslos

Matthias Helferich

Johannes Huber

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir setzen die Abstimmungen nun fort und kommen 
zum Entschließungsantrag der Fraktion der AfD zum 
Gesetzentwurf zur Änderung des Windenergie-auf-See- 
Gesetzes auf Drucksache 20/2661. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die übrigen Fraktionen des 
Hauses. Damit ist der Entschließungsantrag abgelehnt.

Zusatzpunkt 6. Wir kommen zu den Abstimmungen 
über den von den Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP eingebrachten Gesetzentwurf zur Erhöhung 
und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanla-
gen an Land. Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf den Druck-
sachen 20/2583 und 20/2654, den Gesetzentwurf der 
Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
auf Drucksache 20/2355 in der Ausschussfassung an-
zunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP. Gegenstimmen? – Das 
sind die Fraktion der CDU/CSU und die AfD-Fraktion. 
Enthaltungen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Der 
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung angenom-
men.

Wir kommen zur

dritten Beratung
und namentlichen Schlussabstimmung. Sind die Plätze an 
den Urnen besetzt? – Das ist der Fall. Ich eröffne hiermit 
die dritte namentliche Schlussabstimmung über den Ge-
setzentwurf. Sie haben wieder zehn Minuten Zeit, und ich 
bitte Sie, anschließend wieder in den Saal zu kommen für 
weitere Abstimmungen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich nutze die Zeit, 
um das von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der zweiten namentlichen Abstim-
mung über den Entwurf der Bundesregierung eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Windenergie-auf- 
See-Gesetzes und anderer Vorschriften zu verkünden: 
abgegebene Stimmen 667. Mit Ja haben gestimmt 565, 
mit Nein haben gestimmt 101. Es gab eine Enthaltung. 
Der Gesetzentwurf ist damit in dritter Lesung angenom-
men. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            666;
davon

ja:                                      564
nein:                                  101
enthalten:                              1

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol

Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede

Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich

Wolfgang Hellmich
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
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Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski

Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz

Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung

Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer 

(Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
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Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane Schenderlein
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck

Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick

Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser

Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens 

Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka 

Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Graf 

Lambsdorff
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Lars Lindemann
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Konrad Stockmeier
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
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Gerald Ullrich
Nicole Westig
Dr. Volker Wissing

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
CDU/CSU
Jens Koeppen
Marco Wanderwitz

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz

Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Jan Ralf Nolte

Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Frank Rinck
Bernd Schattner
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Nicole Gohlke
Christian Görke

Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Andrej Hunko
Ralph Lenkert
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Janine Wissler

Fraktionslos

Matthias Helferich

Enthalten
Fraktionslos

Johannes Huber

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, befindet sich noch 
ein Mitglied hier im Saal, das an der dritten namentlichen 
Abstimmung noch nicht teilgenommen hat? – Es sieht so 
aus, als hätten alle abgestimmt. Dann schließe ich die 
dritte namentliche Abstimmung und bitte die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen.1)

Wir setzen die Abstimmung fort und kommen zum 
Entschließungsantrag der Fraktion der AfD – Windener-
gieanlagen an Land – auf Drucksache 20/2662. Wer 
stimmt für diesen Entschließungsantrag? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die üb-
rigen Fraktionen des Hauses. Der Entschließungsantrag 
ist damit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den von den Frak-
tionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP ein-
gebrachten Gesetzentwurf zur Änderung des Bundes-
naturschutzgesetzes. Der Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sachen 20/2593 und 20/2658, den Gesetzentwurf der 
Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP auf 

Drucksache 20/2354 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP. Wer stimmt dagegen? – Das sind die 
Fraktion Die Linke, die CDU/CSU-Fraktion und die 
AfD-Fraktion. Gibt es Enthaltungen? – Das sehe ich 
nicht. Dann ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung 
angenommen.

Wir kommen jetzt zur

dritten Beratung
und namentlichen Schlussabstimmung. Sind die Plätze an 
den Urnen eingenommen? – Das ist der Fall. Ich eröffne 
die vierte namentliche Schlussabstimmung über den Ge-
setzentwurf. Gleiches Prozedere wie eben: abstimmen, 
wiederkommen, maximal zehn Minuten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich nutze die Zeit, 
um das von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der dritten namentlichen Abstim-
mung über den Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP zur Erhöhung und Be-
schleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an 
Land bekannt zu geben: abgegebene Stimmen 665. Mit 1) Ergebnis Seite 4845 D

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   4845 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Ja haben gestimmt 378, mit Nein haben gestimmt 256, 
und es gab 31 Enthaltungen. Der Gesetzentwurf ist damit 
in dritter Lesung angenommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            664;
davon

ja:                                      379
nein:                                  254
enthalten:                            31

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann

Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)

Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns

Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas 

Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
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Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr

Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Carina Konrad
Michael Kruse
Konstantin Kuhle
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte

Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Nicole Westig
Dr. Volker Wissing

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm

Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik 

Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
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Julia Klöckner
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber

Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane Schenderlein
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Roger Beckamp

Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Frank Rinck
Bernd Schattner
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel

René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Fraktionslos

Matthias Helferich
Johannes Huber

Enthalten
FDP

Karlheinz Busen
Wolfgang Kubicki

DIE LINKE

Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Andrej Hunko
Ralph Lenkert
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Janine Wissler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.
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Gibt es noch ein Mitglied des Hauses, das bei der 
vierten namentlichen Abstimmung noch nicht abge-
stimmt hat? – Das sehe ich nicht. Ich gehe davon aus, 
dass alle abgestimmt haben. Dann schließe ich die vierte 
namentliche Abstimmung und bitte die Schriftführerin-
nen und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen.1)

Wir setzen uns erstens hin, und zweitens setze ich die 
Abstimmungen fort. Ich komme zum Entschließungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU – Bundesnaturschutz-
gesetz – auf Drucksache 20/2659. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag? – Das ist die CDU/CSU-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die übrigen Fraktionen 
im Haus. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Der Entschlie-
ßungsantrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zu Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Klimaschutz und Energie zu dem Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU mit dem Titel „Beschleunigter Aus-
bau der erneuerbaren Energien – Potenziale nutzen, 
Bürokratie abbauen, Anreize schaffen“. Der Ausschuss 
empfiehlt unter Buchstabe d seiner Beschlussempfehlung 
auf den Drucksachen 20/2580 (neu) und 20/2656, den 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
20/2345 abzulehnen. Auch hier ist eine namentliche Ab-
stimmung verlangt. Wir kommen somit zur fünften na-
mentlichen Abstimmung. Sind die Plätze an den Urnen 
besetzt? – Das ist der Fall. Hiermit eröffne ich die fünfte 
namentliche Abstimmung über die Beschlussempfeh-
lung. Die Wahlurnen sind wieder circa zehn Minuten 
geöffnet. 

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, einen schönen guten 

Tag auch von meiner Seite! Es liegt das von den Schrift-
führerinnen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung zu dem Entwurf der Ampel-
fraktionen eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Bun-
desnaturschutzgesetzes – das sind die Drucksachen 
20/2354, 20/2593 und 20/2658 – vor: abgegebene Stimm-
karten 672. Mit Ja haben gestimmt 385, mit Nein haben 
gestimmt 287, Enthaltungen null. Der Gesetzentwurf ist 
damit angenommen. 

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            670;
davon

ja:                                      383
nein:                                  287

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar

Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper

Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves

Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller 

(Chemnitz)
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth 

(Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski

1) Ergebnis Seite 4849 C
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Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram

Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle

Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst

Otto Fricke
Maximilian Funke- 

Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens 

Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka 

Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Graf 

Lambsdorff
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                  4850 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Jens Teutrine
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Nicole Westig
Dr. Volker Wissing

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Serap Güler
Fritz Güntzler

Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke

Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane Schenderlein
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)

Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder- 

Kühnel
Jochen Haug
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
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Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Frank Rinck
Bernd Schattner
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch

Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Nicole Gohlke

Christian Görke
Dr. Gregor Gysi
Andrej Hunko
Ralph Lenkert
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger

Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht

Janine Wissler

Fraktionslos

Matthias Helferich
Johannes Huber
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir haben noch ungefähr zwei Minuten Zeit für die 
letzte namentliche Abstimmung. Wenn also noch ein Mit-
glied des Hauses anwesend ist, das seine Stimmkarte 
noch nicht in die Urne geworfen hat, dann bitte ich, das 
jetzt zu tun, damit wir dann in der Tagesordnung fort-
fahren können.

Ich frage: Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung wird Ihnen später bekannt gegeben.1)

Zusatzpunkt 9. Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz zu dem Antrag der Fraktion der AfD 
mit dem Titel: „Umwelt- und Naturschutz auch bei Strom 
aus Sonne, Wind und Wasser notwendig“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf den Druck-
sachen 20/2595 und 20/2641, den Antrag der Fraktion der 
AfD auf Drucksache 20/1344 abzulehnen. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Ampel-
fraktionen, Fraktion Die Linke, CDUCSU. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Niemand. Dann ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.

Zusatzpunkt 10. Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Klimaschutz und Energie zu dem Antrag der Frak-
tion der AfD mit dem Titel: „Energiewende rückgängig 
machen – Wirtschaft und private Haushalte entlasten“. 
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 20/622, den Antrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 20/35 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Das sind die Ampelfraktionen, 
Die Linke und die CDUCSU. Gegenprobe! – Das ist die 
AfD-Fraktion. – Enthaltungen sehe ich nicht. Dann ist die 
Beschlussempfehlung angenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die heutige Tages-
ordnung soll um die Beratung einer Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung zu einem Antrag auf Genehmigung 
zum Vollzug gerichtlicher Durchsuchungs- und Be-
schlagnamebeschlüsse erweitert und diese jetzt gleich 
als Zusatzpunkt 27 zur Beratung aufgerufen werden. Die-
ses Verfahren entspricht der langjährigen Praxis des 
Deutschen Bundestages. Ich gehe davon aus, dass wir 
auch heute so verfahren. – Ich sehe nichts Gegenteiliges. 
Damit ist der Tagesordnungspunkt aufgesetzt.

Ich rufe den Zusatzpunkt 27 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuss)

Antrag auf Genehmigung zum Vollzug ge-
richtlicher Durchsuchungs- und Beschlagnah-
mebeschlüsse
Drucksache 20/2667

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.
Der Ausschuss empfiehlt, die Genehmigung zu ertei-

len. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das 
ist das gesamte Haus. Gegenstimmen und Enthaltungen 
gibt es keine. Dann ist die Beschlussempfehlung an-
genommen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 11 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Chaos an den Flughäfen beseitigen und So-
fortprogramm zur Arbeits- und Fachkräftege-
winnung auflegen
Drucksache 20/2563

Ich bitte die Damen und Herren, die der Debatte folgen 
wollen, die Plätze jetzt einzunehmen, und diejenigen, die 
der Debatte nicht folgen wollen, den Plenarsaal zu ver-
lassen oder in den hinteren Reihen Platz zu nehmen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 68 Minuten 
vorgesehen.1) Ergebnis Seite 4869 C

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                  4852 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Kollegen Marc Biadacz, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Deutschland steht in der Warteschlange. Nach 
jahrzehntelangem Aufschwung erfahren wir nun wirt-
schaftlichen Stillstand. Für die Bürgerinnen und Bürger 
heißt das vor allem warten: warten am Check-in am Flug-
hafen, warten auf Handwerkerinnen und Handwerker, 
warten auf den Zug am Bahnhof. Die Menschen in unse-
rem Land merken den Fachkräftemangel jeden Tag. Spä-
testens die langen Schlangen an den Flughäfen hätten der 
Bundesregierung doch klar machen müssen: Jetzt braucht 
es eine Fachkräftestrategie.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Warum eigentlich jetzt erst und nicht schon 
vor zehn Jahren?)

Doch auch hierauf, liebe Frau Müller-Gemmeke, müssen 
die Bürgerinnen und Bürger leider warten.

Bezeichnend ist auch: Kein Minister von der Bundes-
regierung – kein Minister Heil, kein Minister Wissing 
und keine Ministerin Faeser – ist da. Das ist einfach nur 
schade, schade.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dazu ist der Antrag zu schlecht! – 
Carina Konrad [FDP]: Wissing ist da! – Zuruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wissing 
ist da, Herr Kollege!)

– Hallo, Herr Wissing, dann habe ich Sie übersehen.
(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vielleicht können wir Sie ja mal be-
kannt machen!)

Dann entschuldige ich mich dafür. Schön, dass Minister 
Wissing da ist. Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP – Zuruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Jawohl! 
Sehr schön! Der ist auch zuständig!)

Der Fachkräftemangel kommt zu einer Zeit, in der die 
Menschen in unserem Land sowieso schon mit vielen 
Krisen zu kämpfen haben und ihren Wohlstand in Gefahr 
sehen: Inflation, steigende Staatsverschuldung, Liefer-
engpässe und der Angriffskrieg von Putin auf die Ukrai-
ne. Der Fachkräftemangel verstärkt all diese Krisen. Feh-
lende Fachkräfte treiben die Preise weiter in die Höhe. 
Fehlende Fachkräfte sorgen für Lieferverzögerungen, da 
sie in den Häfen, Flughäfen und in der Logistik fehlen. 
Und: Fehlende Fachkräfte bremsen unsere Wirtschaft 
aus.

Nun kommt hinzu, dass der Fachkräftemangel auch 
noch den Urlaubssommer ins Wasser fallen lässt, auf 
den die Menschen in unserem Land seit zwei Jahren in 
der Pandemie gewartet haben. Deutschland steckt im 
Reisechaos, meine Damen und Herren. Endlose Schlan-
gen, verpasste Flüge, gestrichene Flug- und Zugverbin-

dungen. Allein in diesem Monat hat die Lufthansa ange-
kündigt, 900 Flüge zu streichen. An deutschen Flughäfen 
fehlen über 7 200 Fachkräfte.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und warum?)

Die Bundesregierung plant, kurzfristig Arbeitskräfte aus 
der Türkei zu holen, um Engpässe zu schließen. Doch das 
ist nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Diese Maßnah-
men sind kurzfristig, nicht nachhaltig und betreffen nur 
eine Branche.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dabei wissen wir schon jetzt, dass es langfristig mehr 

Zuwanderung braucht, nämlich im Schnitt 400 000 Men-
schen pro Jahr; denn allein bis 2030 wird es in Deutsch-
land fast 4 Millionen weniger Personen im Erwerbsalter 
geben. Doch wie in allen anderen Bereichen schafft die 
Bundesregierung auch beim Thema Fachkräfte ein Kom-
petenzchaos: mal ein Vorschlag aus dem Innenministeri-
um, mal eine Idee von Minister Wissing, mal ein Papier 
des Arbeitsministers. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir können uns das nicht mehr leisten, wir brauchen 
eine Fachkräftestrategie aus einem Guss, und wir brau-
chen sie jetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Folgende Fragen beschäftigen die Menschen: Wie 

können wir den 3 Millionen Arbeitslosen in unserem 
Land eine Chance geben? Wie schaffen wir es, dass 
mehr Fachkräfte aus dem Ausland zu uns nach Deutsch-
land kommen? Für die Beantwortung all dieser Fragen 
hat die Bundesregierung kein Konzept.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie schafft lieber nahezu alle Hartz-IV-Sanktionen ab und 
stoppt damit das Prinzip „Fordern und Fördern“ – schade.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Leute 
sind seit 16 Jahren zu Hause geblieben!)

– Jetzt komme ich gerne auf die 16 Jahre zu sprechen.
(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ja!)
– Jetzt hören Sie mal genau zu.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Als Union haben wir einen Fußabdruck hinterlassen.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der FDP)

In der letzten Bundesregierung haben wir die Weichen für 
ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz gestellt.

(Beifall der Abg. Julia Klöckner [CDU/CSU])
Jetzt können Sie mit diesem Gesetz arbeiten.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und warum war es kein Erfolg? 
Warum gibt es trotzdem Fachkräftemangel?)

Von Ihnen kommen aber keine Vorschläge; ich möchte 
Vorschläge von Ihnen hören. Das Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz der Großen Koalition war ein großer Fuß-
abdruck, und von Ihnen kommt nichts. Also: Handeln Sie 
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jetzt, die Menschen haben in diesem Land keine Zeit. Wir 
brauchen eine Fachkräftestrategie. Die CDU arbeitet 
gerne mit, aber Sie müssen liefern.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Vor zwei Wo-
chen haben wir den Mindestlohn geliefert!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner ist Hakan Demir, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Hakan Demir (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Vor 50 Jahren kam eine gewisse Per-
son namens Ibrahim Demir als sogenannter Gastarbeiter 
nach Deutschland. Er hat mit seinen Kolleginnen und 
Kollegen Straßen und Häuser gebaut, und damit haben 
sie zusammen unser Land zu dem gemacht, was es heute 
ist.

Die Geschichte meines Großvaters wiederholt sich. In 
wirtschaftlich starken Ländern wie Deutschland fehlen 
Arbeitskräfte. Dabei bremst der Mangel an Arbeitskräf-
ten die wirtschaftliche Entwicklung. Menschen aus ande-
ren Ländern sind bereit, kurzfristig oder länger hier-
zubleiben.

Der aktuelle Engpass in der Luftfahrtbranche greift tief 
in den Alltag der Menschen ein. 5 500 Arbeitskräfte feh-
len beim Bodenpersonal. Lange Schlangen, Flugausfälle, 
all das erleben wir gerade an deutschen Flughäfen. Und 
jeder von uns, der für sich und seine Familie einen Urlaub 
plant, vielleicht lange darauf gespart hat, weiß, wie 
frustrierend Flugausfälle sein können. Deshalb ist es na-
türlich richtig, dass die Bundesregierung kurzfristig 
Arbeitskräfte aus der Türkei anwirbt. Dank der Global-
zustimmung der Bundesagentur für Arbeit und beschleu-
nigter Visaverfahren wird die Anwerbung auch unbüro-
kratisch gehandhabt. Außerdem geschieht sie ohne 
Sozialdumping. Bei Unternehmen, die Tarifverträge an-
wenden, herrscht Tarifbindung, bei allen anderen ein er-
höhter Mindestlohn von 14,25 Euro plus Zuschläge, um 
niedrige Löhne und schlechte Arbeitsbedingungen zu 
verhindern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir organisieren die Anwerbung, ohne Sicherheitsstan-
dards abzusenken. Die im Luftfahrtgesetz vorgesehene 
Zuverlässigkeitsprüfung findet regulär statt. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der Union, deshalb läuft Ihr 
Antrag an dieser Stelle auch ins Leere; denn er fordert 
etwas, das die Bundesregierung sowieso macht.

Die generelle Erleichterung der Arbeitskräfteeinwan-
derung kommt in den vorgeschlagenen Maßnahmen nicht 
vor; ich habe keine Lösungsvorschläge von Ihnen gehört. 
Mehr noch: Die Bundesregierung hat gestern ein Chan-
cenaufenthaltsrecht auf den Weg gebracht. Wir schaffen 
Bleibeperspektiven für die Menschen, die hier angekom-
men sind, die ein Teil dieser Gesellschaft geworden sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und jetzt raten Sie einmal, wer dagegen ist: die Union.
(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hört! Hört! – Andrea Lindholz 
[CDU/CSU]: Damit wir die belohnen, die 
sich nicht an Gesetze halten! Klasse Lösung!)

Aber zurück zur Einwanderung. Die aktuelle Situation 
legt auch ein zentrales Missverständnis der Einwan-
derungspolitik der letzten Jahre offen: dass legale Ein-
wanderung nur ein Thema für Hochqualifizierte sei. 
Das erleben wir gerade in der Pflege, in der Hotelbranche, 
im Sicherheitsgewerbe. Ich erlebe es, wenn ich mit Gas-
tronominnen und Gastronomen in meinem Wahlkreis 
Neukölln spreche. Wir dürfen uns deshalb nicht nur da-
rauf beschränken, den kurzfristigen Mangel in der Flug-
branche in den Blick zu nehmen, wir brauchen stattdessen 
grundlegende Reformen in unserem Einwanderungssys-
tem, vor allem, weil es auch in anderen Branchen wie 
Pflege, Gastronomie und Handwerk an Menschen fehlt. 
Hierzu einige Ideen: Die Westbalkanregelung ist eine der 
fortschrittlichsten Regelungen im deutschen Einwan-
derungsrecht, weil sie zum Beispiel ein Arbeitsplatzange-
bot, für das es keine geeigneten Kandidatinnen und Kan-
didaten in Deutschland gibt, zur Voraussetzung macht. 
Die Einwanderung ist aber aktuell auf 25 000 pro Jahr 
gedeckelt. Wir könnten uns überlegen, diese Deckelung 
beispielsweise anzuheben. Aber vielleicht sollten wir 
auch darüber nachdenken, ob wir die Westbalkanrege-
lung auch auf andere Länder erweitern.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Welche denn?)
Unser Einwanderungssystem muss für Menschen aller 

Qualifikationsniveaus offen sein. Für hochqualifizierte 
Menschen mit Ersparnissen ist Deutschland bereits eines 
der fortschrittlichsten Einwanderungsländer weltweit,

(Zuruf von der SPD: Aha!)
aber für Menschen, die diese Qualifikation nicht nach-
weisen können, die aber eine lange Berufserfahrung ha-
ben oder bereit sind, in Branchen zu arbeiten, in denen in 
Deutschland Arbeitskräfte fehlen, ist unser Einwan-
derungssystem noch nicht ausgelegt. Deshalb wollen 
wir mit einem Punktesystem nachsteuern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ibrahim Demir hätte 
heute kaum Chancen, nach Deutschland einzureisen. 
Mein Großvater hatte den Mut, zu kommen, und 
Deutschland hatte den Willen, Menschen aufzunehmen. 
Mit den Erfahrungen der letzten mindestens 50 Jahre 
müssen wir diesen Willen erneuern, ein neues Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz auf den Weg bringen und dabei 
auch Menschen wie Ibrahim im Blick behalten.

Danke schön.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dirk Brandes, AfD-Fraktion, ist der nächste Redner.
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(Beifall bei der AfD)

Dirk Brandes (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon erstaunlich, wie 
Sie es schaffen, wirklich jedes Thema dafür zu nutzen, 
um Ihre Migrationssucht zu befriedigen.

Der Personalnotstand und die damit verbundenen Ein-
schränkungen für den Luftverkehr fassen die Gesamt-
situation unseres Landes perfekt zusammen: Arbeiten 
scheint sich für viele nicht mehr zu lohnen. Was früher 
in Deutschland selbstverständlich war und funktioniert 
hatte, funktioniert heute nicht mehr. Dass die Menschen 
aus ihren Jobs an den Flughäfen flüchten, ist allein auf 
das Regierungsversagen der jetzigen und der Vorgänger-
regierung zurückzuführen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Coronahysterie, luftverkehrsfeindliche Politik, Verbot 
von Inlandsflügen – das sind grüne Zutaten für das Flug-
hafenchaos, das jetzt besteht. Statt der Luftfahrt eine 
sichere Planungsperspektive zu bieten, bereiten unsere 
unter Carbonphobie leidenden Politiker die Wirtschaft 
und die Bürger schon auf die neuen Einschränkungen 
im Herbst vor. Wohlgemerkt: als einzige westliche Indus-
trienation. Wie wollen Sie da erwarten, dass Tausende 
ehemalige Mitarbeiter, die inzwischen einen anderen 
Job in vermeintlich sichereren Branchen gefunden haben, 
unter diesen Umständen wieder zurück an die Flughäfen 
kommen? Das ist eine Illusion. Aber wie ich sehe, haben 
Sie das ja auch gar nicht so geplant.

Das Chaos an den Flughäfen haben definitiv Sie zu 
verantworten. Für die Sicherheitskontrollen von Passa-
gieren und Handgepäck sind nicht die Airlines und Flug-
häfen verantwortlich, sondern die Bundespolizei. Vor 
Monaten wies ich Frau Faeser und ihr Innenministerium 
in einem an sie gerichteten Schreiben auf die nun real 
gewordenen Zustände hin. Es passierte damals nichts – 
nichts außer Beschwichtigung. Trotz aller Warnungen 
durch die Bundespolizeigewerkschaft wurden Sicher-
heitskontrollen – übrigens ein Teilbereich der Terrorbe-
kämpfung – an private Sicherheitsfirmen ausgelagert. 
Wird die Terrorabwehr an Flughäfen bald durch Mindest-
löhner und durch türkische Gastarbeiter durchgeführt? 
Das sind absurde Ideen aus der Denkfabrik von Frau 
Faeser.

(Beifall bei der AfD)

Das ist sinnbildlich für eine Innenministerin, für die der 
Kampf gegen rechts und die Bespitzelung von Regie-
rungskritikern höhere Priorität hat als die Bekämpfung 
des islamistischen Extremismus.

(Beifall bei der AfD)

Sehr geehrte Bundesregierung, warum nehmen Sie 
diese Herausforderung nicht einfach als Anlass, unter 
den 917 000 Langzeitarbeitslosen vielleicht 1 000 für 
die Gepäckabfertigung zu finden? Stattdessen befriedi-
gen Sie mal wieder genüsslich Ihre Migrationssucht und 
heizen das internationale Lohndumping weiter an.

(Beifall bei der AfD)

Stocken Sie endlich die Bundespolizei auf, damit sie 
ihren Hoheitsaufgaben nachkommen kann! Wir haben es 
bereits in den Haushaltsberatungen gefordert. Geben wir 
Bodendienstleistern und Flugpersonal eine langfristige 
Perspektive! Studien beweisen doch, dass Flugreisen 
nie ein Pandemieherd waren. Hören Sie auf, hier die 
nächsten Coronahorrormärchen zu verbreiten! Erhalten 
Sie die Luftfahrt, und unterlassen Sie es zukünftig, den 
geschundenen Bürgern nicht nur Haare, sondern Rapun-
zels komplette Perücke

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Rapunzel hatte keine Perücke!)

in die Urlaubssuppe zu schmeißen!

(Beifall bei der AfD – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da hat einer nicht 
aufgepasst! Die Haare waren echt bei Rapun-
zel!)

Der Bürger hat auch mal Urlaub verdient, und zwar nicht 
nur Flugurlaub, sondern vor allem Urlaub von Ihnen und 
Ihren zukunftsfeindlichen und freiheitsfeindlichen Poli-
tikansätzen.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort Beate Müller-Gemmeke, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wieder kann ich nur sagen, dass auch diese Rede von 
der AfD widerlich und unsäglich war.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN)

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-
legen! Die Union nutzt das Chaos an den Flughäfen für 
einen Antrag, also sage ich auch mal was zu den Flughä-
fen: Wenn Menschen, die jetzt in den Urlaub fliegen 
wollen, in langen Schlangen stundenlang warten müssen 
und dann doch ihren Flieger verpassen, dann ist das nicht 
nur ein Problem, sondern ein Desaster und extrem ärger-
lich. Wenn jetzt zu wenige Beschäftigte zu viele Passa-
giere abfertigen müssen, dann führt das zu einer extrem 
hohen Arbeitsbelastung, und es geht noch mehr Personal 
dem Flughafen verloren, weil das nicht zu schaffen ist 
und weil so ein Stress krank macht. Auch das ist ein 
Desaster und nicht akzeptabel.

Dieses Desaster kommt wiederum nicht unerwartet, 
sondern mit Ansage.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
gleich „16 Jahre“!)

– Nein.
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(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Aber nicht ver-
gessen! – Julia Klöckner [CDU/CSU]: Gleich 
kommt es bestimmt!)

– Ich rede jetzt über die Zeit von Corona, in der die 
Flughäfen viel zu viel Personal abgebaut haben trotz Ret-
tungsschirm und trotz Kurzarbeitergeld. Jetzt fehlen diese 
Leute, und da stellt sich wirklich die Frage: Warum haben 
die Verantwortlichen eigentlich nicht ihren Job gemacht? 
Der Mangel an Arbeitskräften war absehbar. Voraus-
schauendes und verantwortungsvolles Handeln sieht an-
ders aus.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Marc 
Biadacz [CDU/CSU]: Und was macht die Bun-
desregierung da?)

Außerdem sind die Probleme im Flughafenbereich 
schon lange bekannt. Waren die Beschäftigten früher ein-
mal alle bei den Airlines angestellt, sind sie schon lange 
in Subunternehmen outgesourct, häufig ohne Mitbestim-
mung und ohne Tarifbindung. Betriebsräte berichten 
schon länger, dass der Fachkräftemangel durch die 
schlechten Arbeitsbedingungen entsteht und eben nicht 
durch fehlende Bewerber/-innen. In der Konsequenz 
muss hier schnell, ganz schnell, viel verändert werden. 
Dringend notwendig sind bessere Arbeitsbedingungen 
und bessere Löhne.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Jetzt müssen ausländische Arbeitskräfte kurzfristig 
aushelfen, obwohl wir Grüne eigentlich nicht wollen, 
dass Arbeitskräfte nur punktuell und befristet einwan-
dern. Wir wollen stattdessen einen Paradigmenwechsel 
bei der Einwanderungspolitik. Das bedeutet: mehr ge-
zielte Zuwanderung ermöglichen, Hürden abbauen und 
Qualifikationen leichter anerkennen. Diese konsequente 
Einwanderungspolitik haben Sie, Kolleginnen und Kol-
legen von der Union, jahrelang verhindert.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Jetzt kommt es 
ja doch noch!)

Jetzt haben wir die Situation, dass in vielen Branchen 
Fach- und auch Arbeitskräfte fehlen. Auch dafür tragen 
Sie Verantwortung, und da hilft Ihr Antrag heute kein 
Stück weiter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Marc 
Biadacz [CDU/CSU]: Sie machen es sich zu 
einfach!)

Es ist gut, dass jetzt schnell eine Lösung durch Arbeits-
kräfte aus dem Ausland kommt. Wichtig ist aber, dass 
nicht wieder prekäre Beschäftigung entsteht. Die Arbeits-
kräfte müssen tariflich bezahlt und auch menschenwürdig 
untergebracht werden. Das muss jetzt wirklich passieren.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Dafür trägt die Luftfahrtbranche die Verantwortung, 
und da werden wir auch genau hinschauen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort Pascal Meiser, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Wenn aktuell Hunderttausende Urlauberinnen und 
Urlauber an deutschen Flughäfen stundenlang auf ihre 
Abfertigung warten müssen oder ihr Flug in den wohl-
verdienten Urlaub wegen Personalmangels kurzfristig 
gestrichen wird, dann ist das Ihr Desaster mit Ansage, 
und das ist inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Obwohl auch die Luftfahrtbranche während der Coro-
nakrise mit Milliardenbeträgen aus Steuergeldern massiv 
gestützt wurde, hatten viele Flughafendienstleister und 
Airlines nichts Besseres zu tun, als Tausende Beschäf-
tigte zu entlassen oder sie sich mit Abfindungen vom 
Hals zu schaffen. Bei denen, die bleiben durften, reichte 
das Kurzarbeitergeld vielfach einfach nicht, um über die 
Runden zu kommen. Da ist es doch kein Wunder, dass 
sich viele von ihnen in dieser Krise nach einem neuen Job 
umgeschaut haben.

Wir als Fraktion Die Linke haben übrigens während 
der Pandemie hier immer wieder eingefordert, dass nicht 
nur das Kurzarbeitergeld erhöht wird, damit die Leute 
auch für die Zeit nach der Pandemie in den Branchen 
gehalten werden, sondern dass auch dafür gesorgt wird, 
dass die Wirtschaftshilfen an eine Beschäftigungssiche-
rung gekoppelt werden. Die Große Koalition hat nichts 
getan. Das ist ein Versagen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Probleme an den deutschen Flughäfen liegen aber 

in der Tat noch tiefer. Wir haben es hier mit einem maro-
den System zu tun, das auf miserablen Arbeitsbedingun-
gen – das hat meine Vorrednerin zu Recht gesagt – beruht. 
Viele der Jobs bei der Gepäckabfertigung oder auf dem 
Flugfeld sind echte Knochenjobs. Ich kann jedem nur 
empfehlen, sich einmal mit den Kolleginnen und Kolle-
gen dort zu unterhalten. Trotzdem wird dort vielfach nur 
knapp über Mindestlohn gezahlt, wurden die Leute lange 
Zeit in Teilzeitmodelle gepresst, weil es der Flexibilität 
der Unternehmer geholfen hat, um auch dem Kosten-
druck der Billigairlines standhalten zu können. Und 
dann wundern Sie sich, wenn sich viele am Ende des 
Tages nach anderen Jobs umschauen. Das ist absurd, 
meine Damen und Herren. Das muss sich ändern.

(Beifall bei der LINKEN)
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Das alles ist doch keineswegs vom Himmel gefallen, 
sondern das ist politisch gewollt. Hier sind in der Tat die 
Fußstapfen der CDU – das muss man sagen – sehr, sehr, 
sehr tief. Die Liberalisierung im Flugverkehr und an den 
Flughäfen Mitte der 90er-Jahre hat dazu geführt, dass 
Aufgaben privatisiert und zersplittert wurden, dass künst-
licher Wettbewerb geschaffen wurde. Das Ergebnis: Bil-
ligausschreibungen, Personaleinsparungen und massives 
Lohndumping.

Natürlich hat die Zersplitterung der verschiedenen 
Dienstleistungen zu zahlreichen Steuerungsproblemen 
an den Flughäfen geführt, die auch Teil des heutigen 
Chaos sind. Ich sage: Wer über diese fatalen politischen 
Versäumnisse und Weichenstellungen nicht reden will, 
der sollte auch zum aktuellen Chaos an den deutschen 
Flughäfen besser schweigen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt sollen es also die türkischen Kolleginnen und 
Kollegen richten und die Suppe auslöffeln, die uns das 
Versagen der Flugunternehmen, der Dienstleister an den 
Flughäfen und zum Teil auch der Bundesregierung in den 
letzten vier Jahren eingebrockt hat. Es ist in der Tat ent-
scheidend – auch das haben einige meiner Vorrednerin-
nen und Vorredner gesagt –, dass diese Beschäftigten, 
wenn sie denn überhaupt kommen – da gibt es ja noch 
ein großes Fragezeichen –, hier anständig behandelt wer-
den, anständig bezahlt werden. Wir begrüßen es aus-
drücklich, dass das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales zusammen mit der Bundesagentur für Arbeit 
versucht hat, dafür Vorsorge zu treffen. Aber entschei-
dend wird natürlich sein, wie diese Arbeitsbedingungen 
in der Praxis auch tatsächlich aussehen und dass es nicht 
de facto doch zum Unterlaufen von Tarifverträgen, von 
Mindestlöhnen und auch von Mindestarbeitsbedingungen 
kommt. Da muss jetzt genau hingeschaut werden, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eine nachhaltige Lösung des Problems sieht natürlich 
anders aus, weil das Problem, wie ich schon gesagt habe, 
tiefer liegt. Deswegen wünsche ich mir von Herzen, dass 
nach dem, was einige meiner Vorrednerinnen und Vor-
redner gesagt haben, die Bundesregierung auch auf euro-
päischer Ebene eine Initiative startet, damit die Deregu-
lierung, die wir an den Flughäfen dank europäischer 
Rahmensetzungen haben, endlich zurückgenommen 
wird und endlich wieder anständige Bedingungen an 
den Flughäfen hier geschaffen werden können.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sorgen Sie dafür, dass am Arbeitsmarkt wieder Ord-
nung geschaffen wird, damit es sich auch wieder lohnt, 
hart zu arbeiten, und man nicht wegen prekärer Beschäf-
tigung, erzwungener Teilzeit oder Leiharbeit usw. das 
Gefühl hat, man sei nicht gewollt. Sorgen Sie hier für 
Ordnung; dann haben wir auch ein geringeres Problem, 
was die Frage der Arbeitskräfte in aktuell noch prekären 
Jobs angeht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin.

(Zuruf des Abg. Friedrich Merz [CDU/CSU])
Ich hoffe sehr, dass die Bundesregierung aus der ak-

tuellen Krise lernt und dafür sorgt, dass wir künftig nicht 
mehr ein solches Chaos an den Flughäfen haben, dass 
damit künftig auch kein solcher Arbeitskräftemangel 
herrscht, weil wir anständige Arbeitsbedingungen für 
alle haben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Letzter Satz, Herr Meiser.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion erteile ich das Wort dem Kolle-

gen Jürgen Lenders.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jürgen Lenders (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die ak-

tuellen Bilder an den Flughäfen lassen niemanden kalt, 
und es tut mir auch wirklich sehr leid um jeden Fluggast, 
der jetzt nicht rechtzeitig seinen Flieger bekommt, der mit 
seinen Kindern gerne in den Urlaub geflogen wäre und 
verspätet im Urlaub ankommt, dessen Koffer vielleicht 
nicht da ist. Ich kann mich an dieser Stelle schlecht für 
dieses Dilemma entschuldigen; aber ich kann Ihnen sa-
gen: Wir sehen diese Bilder durchaus, und wir wollen als 
Politik auch versuchen, da möglichst Abhilfe zu schaffen.

Wir haben hier eine Situation, in der die Airlines und 
die Flughäfen vor allen Dingen eins brauchen: Das ist 
Personal. Da muss ich dann schon sagen, dass mich der 
Redebeitrag des Unionskollegen doch sehr wundert. Und 
Herr Merz, jetzt müssen wir nicht die 16 Jahre reflektie-
ren.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Doch, doch! Im-
mer! – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Andere Textbausteine habt ihr ja nicht!)

Selbst in diesem Redebeitrag scheuen Sie es wie der 
Teufel das Weihwasser, zu sagen, dass Deutschland ein 
Einwanderungsland ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir sind ein Einwanderungsland, und seit Jahrzehnten 
blockiert die Union, dass wir ein vernünftiges Einwan-
derungsgesetz bekommen. Das wird diese Koalition än-
dern.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf des Abg. Marc Biadacz [CDU/ 
CSU])

Meine Damen und Herren, die Unternehmen stellen 
natürlich fest, dass sie nicht mehr der große, attraktive 
Arbeitgeber sind, wie sie es in der Vergangenheit waren, 
und stoßen damit auch noch auf einen Arbeitsmarkt, der 
nahezu Vollbeschäftigung hat. Das ist natürlich etwas, 
was die Sache zurzeit sehr erschwert. Es wäre deutlich 
besser gewesen, wir hätten jetzt, was die Zuwanderung 
anbelangt, schon eine Erleichterung des Zugangs zum 
Arbeitsmarkt.

Etwas anderes – davon ist jetzt überhaupt noch nicht 
die Rede gewesen – ist: Was können wir denn eigentlich 
an den Flughäfen machen? Ich fand es dann schon sehr 
erstaunlich, in dem Antrag der Union zu lesen, dass es die 
Union sehr verwundert, dass der Bundesverkehrsminister 
ja nicht für die Personalpolitik bei den Fluggesellschaften 
und an den Flughäfen zuständig sei. So etwas hätte ich ja 
eher von den Linken erwartet. Das ist eine Position, über 
die ich mich mit Kollegin Janine Wissler wunderbar im 
Hessischen Landtag hätte streiten können. Aber dass so 
eine These aus den Reihen der Union kommt, ist – das 
muss ich schon sagen – starker Tobak. Das lassen wir 
dann einfach mal so stehen. Ich glaube, das spricht 
dann für sich selber.

(Beifall des Abg. Dr. Christoph Hoffmann 
[FDP])

Meine Damen und Herren, die Flughäfen brauchen 
mehr Beinfreiheit. Wir haben hier auch eine Zuständig-
keit bei den Ländern. Meine Damen und Herren von der 
Union, in nicht wenigen Ländern

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: ... ist die FDP 
dabei!)

regieren Sie ja mit. Da könnten Sie also Ihren eigenen 
Beitrag dazu leisten, in dem ganzen Dilemma und in der 
Misere Abhilfe zu schaffen.

Wir können den Menschen sicherlich nicht verspre-
chen, dass in diesem Sommer alles wieder gut sein wird; 
das wird nicht so sein. Aber die Politik, die Bundesregie-
rung stehen an der Seite der Luftverkehrswirtschaft

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Klar!)
und werden hier Abhilfe schaffen, so weit es geht, so weit 
es möglich ist. Dann gilt es, aus dem ganzen Dilemma 
auch etwas zu lernen und für die Zukunft Konsequenzen 
zu ziehen.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Da bin 
ich gespannt!)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Julia Klöckner, 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Halten wir erst mal fest: Deutschland ist das Land der 
Bildung, der Forscher, der Entwickler, der Qualitäts-
arbeit, und für „made in Germany“ sind wir in Europa 
und in der ganzen Welt bekannt. Gefragt sind unsere 
Produkte, unsere Dienstleistungen, aber auch unsere Ar-
beits- und Fachkräfte. Unsere Unternehmen und Beschäf-
tigten arbeiten international; allein Zehntausende deut-
sche Handwerksbetriebe arbeiten grenzüberschreitend. 
Zuletzt sind 180 000 Deutsche mit guter Ausbildung ins 
Ausland abgewandert.

(Dr. Christoph Hoffmann [FDP]: Dank der 
CDU!)

– Gut, jetzt kommt wieder „Dank der CDU“. Ich freue 
mich, dass gerade die FDP das sagt. Die FDP ist die 
Partei, die jetzt dafür sorgt, dass die Sanktionen, die die-
jenigen treffen, die arbeiten könnten und keine Arbeit 
aufnehmen, abgeschafft werden.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Unsäglich!)

Da sage ich: Danke, FDP.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Wahlprogramm ist das eine, und Tun ist das andere.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Klöckner, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

aus den Reihen der FDP?

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Sehr gerne.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Frau Klöckner, das, was wir an den Flughäfen erleben, 

und der Arbeitskräftemangel insgesamt in Deutschland 
kommen ja nicht über Nacht. Sie haben vielleicht schon 
mal das Wort „Demografieentwicklung“ gehört. Aber 
umgesetzt haben Sie in 16 Jahren nichts.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)
Sie sind im Blindflug da reingeflogen; Sie haben keine 
Maßnahmen getroffen. Das Einwanderungsgesetz, das 
wir jetzt bringen, ist die erste wirksame Maßnahme. 
Alle anderen Maßnahmen, die vorher getroffen worden 
sind, waren nicht so wirksam, dass sie hätten durchschla-
gen können. Haben Sie schon mal was von Demografie 
gehört?

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Ich bedanke mich sehr für diesen Zwischenimpuls. Zu 

diesem Zwischenimpuls will ich ganz kurz eines sagen: 
Gerade hat ja einer der Vorredner davon gesprochen, dass 
auch die Länder verantwortlich sind. Ich erinnere daran, 
dass in Rheinland-Pfalz die FDP mitregiert und die Ent-
wicklung des Flughafens dort genau das Gegenteil von 
dem ist, was wir uns gewünscht hätten. Ich weiß nicht, ob 
Sie das schon mal gehört haben.
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Aber was wir mitbekommen haben, ist was anderes.
(Jürgen Lenders [FDP]: Also, Frankfurt-Hahn 
ist jetzt nicht das wirkliche Problem, Frau Kol-
legin! Frankfurt-Hahn ist nicht das Problem!)

– Passen Sie mal auf: Wenn die FDP eine Frage stellt, 
gehe ich davon aus, dass die FDP eine Antwort haben 
will. Aber wenn das dann noch mal von der FDP kom-
mentiert wird, zeigt das, dass Sie mit Antworten, die 
Ihnen wehtun, nicht umgehen können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie müssen sich schon überlegen, ob Sie Fragen stellen 
und dann auch mit einem Bumerang umgehen können 
oder die Frage sein lassen.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagen Sie vielleicht mal was zu der 
Frage!)

Zweiter Punkt. Ich möchte auf Ihre Frage antworten. 
Das Stichwort ist „Demografie“, und die Frage war, ob 
wir die zur Kenntnis nehmen. Es geht ja nicht nur um die 
Flughäfen, wie Sie im Antrag gesehen haben; es geht 
auch um Bahnfahrten. Da frage ich Sie umgekehrt, ob 
Sie schon mal in jüngster Zeit Regionalbahn gefahren 
sind. Die FDP hat mit zugestimmt, dass ein 9-Euro-Ti-
cket quasi über Nacht eingeführt worden ist,

(Zurufe von der FDP: Oh!)
aber sie hat nicht dafür gesorgt, dass die Kapazitäten, das 
Personal da sind. Das ist das Gegenteil von guter Pla-
nung.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: FDP- 
Verkehrsminister!)

Das bringt Frust, und das führt dazu, dass die, die dort 
noch arbeiten, sich krankmelden, weil sie nicht mehr 
können. Danke, FDP.

(Beifall bei der CDU/CSU – Thomas Lutze 
[DIE LINKE]: Sie sollten mal Bahn fahren! – 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
von der FDP)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen: Deutsch-
land ist noch – nach China und den USA – eines der 
größten Exportländer der Welt. Wir sehen, dass krisen-
bedingt die Ausfuhren zurückgegangen sind, das erste 
Mal seit zehn Jahren. Warum sage ich das? Weil „made 
in Germany“ kein Selbstläufer ist, weil „made in Germa-
ny“ gerade gefährdet ist. Wir leben von der Substanz. 
Eine Bundesregierung, die das nicht sieht, die nicht ge-
gensteuert, gefährdet unser aller Wohlstand hier in 
Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – La-
chen der Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine Bundesregierung, die stattdessen noch Auflagen 
und Dokumentationspflichten für Unternehmen in diesen 
Zeiten vorsieht, eine Bundesregierung, die die Anreize 
zur Arbeitsaufnahme sogar noch streicht, hat den Ernst 
der aktuellen Lage noch nicht erkannt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In Deutschland gibt es aktuell 1,74 Millionen offene 
Stellen, Tendenz steigend; aber auch die Tendenz bei den 
Arbeitslosen in Deutschland ist steigend. Man muss das 
zusammenbringen. Für die Hälfte der offenen Stellen in 
Digitalberufen findet sich deutschlandweit kein Personal.

Ich sage noch einmal: Wir müssen uns immer wieder 
klarmachen: Erfolg ist kein Selbstläufer. Er muss hart 
erarbeitet werden. Gerade deshalb ist jetzt eine richtige 
Wirtschaftspolitik gefragt. Fotorunden im Kanzleramt 
ohne Ergebnisse und Erklärvideos aus dem Wirtschafts-
ministerium reichen bei Weitem nicht aus. Wir brauchen 
jetzt klare, bessere Rahmenbedingungen für wett-
bewerbsfähiges Wirtschaften in Krisenzeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und was macht die Bundesregierung? Die hat irgend-

wie die Ruhe weg. Die kündigt an, dass sie eine Fach-
kräftestrategie Ende dieses Jahres vorlegen will. Glauben 
Sie, dass es solche Bilder von den Flughäfen und Bahn-
höfen im Herbst nicht mehr gibt, nur weil die Leute dann 
nicht mehr in den Urlaub fahren?

Also, erst Ende 2022 eine Fachkräftestrategie vorzu-
legen, das ist zu spät, das ist keine Entscheidung, das ist 
auch keine Umsetzung. Und deshalb sagen wir sehr klar: 
Weil es keine vorübergehende Erscheinung ist, muss jetzt 
klar gehandelt werden; im Übrigen auch für die Umset-
zung der ökologischen und ökonomischen Transforma-
tionen, wie es das Bundeswirtschaftsministerium nennt.

Was brauchen wir? Erster Punkt. Ganz klar müssen die 
Arbeitsagenturen und Jobcenter stärker helfen, Personal 
zu finden. Und noch einmal: Gerade jetzt das Prinzip 
„Fördern und Fordern“ abzuschaffen, ist instinktlos.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zweiter Punkt. 6 Millionen Menschen, die von Trans-

ferleistungen leben, wären grundsätzlich arbeitsfähig. 
Lassen Sie uns doch mal darüber Gedanken machen, 
wie wir hier in Deutschland Lebende in Arbeit bekom-
men. Das schließt nicht aus, dass wir dafür sorgen, dass 
auf Grundlage des guten Fachkräfteeinwanderungsgeset-
zes die Praxis besser funktioniert. Da geht es zum Bei-
spiel darum, die Visaverfahren zu beschleunigen. Für 
Auszubildende muss ein ÖPNV-Azubi-Ticket eingeführt 
werden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Die Berufsausbildung muss individueller werden, die 

Kinderbetreuung muss besser werden. Und bei der Ein-
wanderung von Fachkräften

(Zuruf der Abg. Carina Konrad [FDP])
– das sage ich auch noch einmal sehr klar – müssen wir 
schauen, dass das, was als Gesetz vorgelegt worden ist, 
besser umgesetzt wird. Deshalb fordern wir die Bundes-
regierung auf: Nicht viel reden, nicht viel beschreiben, 
sondern entscheiden und auch machen. Das ist jetzt ge-
fragt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion erteile ich das Wort Rasha Nasr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Nach den Monaten und Jahren der Einschränkungen 
und Entbehrungen freuen wir uns alle wieder auf den 
Sommer und damit auf die Urlaubszeit. Ärgerlich ist 
natürlich, wenn der Urlaub noch am Flughafen endet, 
wenn Flüge gestrichen werden, der Check-in nicht klappt 
oder die Bodenabfertigung einfach so lange dauert, dass 
man den Flug schlichtweg verpasst. So will eigentlich 
niemand von uns in den Urlaub starten. Das ist aber 
gerade Realität für viele Menschen in diesem Land. 
Und einmal mehr erleben wir, wie wichtig ausreichendes 
und gut bezahltes Personal ist, egal in welcher Branche.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Mit Beginn der Coronapandemie hat besonders das 
Bundesarbeitsministerium unter Leitung von Hubertus 
Heil schnell gehandelt und eine Brücke gebaut, die dabei 
geholfen hat, Arbeitsplätze zu sichern: das Kurzarbeiter-
geld.

(Beifall bei der SPD)

Viele Unternehmen haben sich dieses Instruments be-
dient und konnten so ihre Mitarbeiter/-innen halten. 
Aber trotz dieser Möglichkeit des Kurzarbeitergeldes 
kam es zu Freistellungen oder Entlassungen, und das 
merken wir jetzt besonders an unseren Flughäfen. Viele 
haben mittlerweile eben auch eine neue Perspektive in 
anderen Branchen gefunden.

Lassen Sie uns bitte eines festhalten: Privatwirtschaft-
liche Unternehmen sind selbst für ihre Personalpolitik 
und deren Folgen verantwortlich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Jürgen Lenders 
[FDP])

Aber unabhängig davon hat die Bundesregierung den-
noch einen Plan vorgelegt und sorgt für schnelle Hilfe. 
Bundesverkehrsminister Volker Wissing, Bundesinnen-
ministerin Nancy Faeser und Bundesarbeitsminister 
Hubertus Heil haben sich bei einem gemeinsamen Tref-
fen mit den zuständigen Verantwortlichen des Flug-
betriebs beraten und am 29. Juni eine Lösung vorgestellt, 
die schnell Abhilfe schaffen soll.

Vorgeschlagen wird ein zeitlich befristeter und prag-
matischer Weg, der kurzfristig für schnelle Hilfe sorgen 
wird. Für drei Monate sollen Kolleginnen und Kollegen 
eines türkischen Bodenabfertigungsunternehmens unsere 
Leute hier unterstützen. Natürlich achten wir dabei da-
rauf, dass sie ordentlich, und zwar nach Tarif, entlohnt 
und vernünftig untergebracht werden. Es ist eigentlich 
traurig, dass wir auf dieses Instrument zurückgreifen 

müssen; denn – ich wiederhole mich gerne – die Unter-
nehmen sind selbst für ihre Personalpolitik verantwort-
lich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Deshalb werden wir die Unternehmen auch nicht aus der 
Verantwortung entlassen, mittel- und langfristig selbst für 
eine ordentliche Personalpolitik zu sorgen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
An dieser Stelle könnte ich meine Rede eigentlich be-

enden. Aber wir behandeln ja hier einen Antrag der Uni-
on, den es meiner Meinung nach eigentlich gar nicht 
mehr gebraucht hätte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP] – Julia 
Klöckner [CDU/CSU]: Klar, es ist alles wieder 
gut!)

Wenn wir uns den Antrag mal genauer anschauen, 
dann muss man sich doch sehr wundern. Ich greife mal 
zwei der vier Forderungen aus dem ersten Teil heraus. 
Darin wird unter anderem gefordert, „einen Flugreise- 
Gipfel unter Beteiligung der zuständigen Bundesminister 
einzuberufen“, der dann klären soll, in welchem Umfang 
Personal gebraucht wird. – Das ist erledigt; dafür hat es 
nicht einmal einen Gipfel gebraucht.

(Heiterkeit des Abg. Bernd Rützel [SPD] – 
Julia Klöckner [CDU/CSU]: Erledigt? Das ist 
ja eine steile These!)

Oder auch schön: „mit den für die Organisation des 
Flugbetriebes Verantwortlichen eine optimale Abstim-
mung vorzunehmen …“. – Auch das ist erledigt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wird ja auch Zeit!)
Ich weiß nicht, wo Sie letzte Woche bei der Pressekon-
ferenz waren, liebe Union.

(Zuruf der Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Weiterhin fordern Sie die Regierung auf, allgemein 
geeignete Maßnahmen zur Linderung des Arbeits- und 
Fachkräftemangels zu ergreifen. So weit, so gut.

Aber Sie schreiben kein Wort dazu, wie Sie sich Fach-
kräftegewinnung aus dem Ausland vorstellen. Dazu müs-
sen Sie wahrscheinlich auch mal Ihre Position überden-
ken, was Einwanderung generell angeht.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Es gibt ein Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz!)

– Ja, und dieses Fachkräfteeinwanderungsgesetz, Herr 
Biadacz, funktioniert genau deshalb nicht, weil Ihre Blo-
ckade dies verhindert hat. Wir brauchen 400 000 Leute 
pro Jahr. Das haben Sie mittlerweile selbst festgestellt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zurufe von der CDU/CSU)

30 000 konnten kommen. Woran liegt das?
Kommen wir zurück zum Antrag. Sie fordern, dass 

Linderung geschaffen werden soll, indem zum Beispiel 
die Jobcenter und Arbeitsagenturen angehalten werden 
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sollen, Unternehmen zügig bei der Einstellung von Ar-
beitskräften zu unterstützen, oder die berufliche Aus- und 
Weiterbildung gestärkt oder die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf verbessert werden soll.

Das finde ich sehr interessant. Erstaunlich daran finde 
ich, dass die Union offenbar auf einmal ihr soziales Herz 
entdeckt hat.

(Lachen des Abg. Friedrich Merz [CDU/CSU])
Wo war das denn die letzten 16 Jahre? Wo waren diese 
Vorschläge in den letzten 16 Jahren? Die kamen nicht von 
Ihnen; die kamen vor allem vom Bundesarbeitsminister 
und von der SPD.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Wie lange stand die Union mit beiden Füßen auf der 
Bremse, als es um die Einführung des Mindestlohns ging, 
um nur ein Beispiel zu nennen?

Wer stand denn letztens noch hier und hat lautstark das 
Durchsanktionieren von Menschen im SGB-II-Bezug ge-
fordert, während wir bereits daran arbeiten, ordentliche 
Lösungen zu finden, von dieser sinnlosen Praxis weg-
zukommen und Menschen attraktive Angebote zu ma-
chen, endlich wieder eine Arbeit aufzunehmen? Wie 
sehr mussten wir Ihnen jeden noch so kleinen sozialen 
Schritt abkämpfen? Und jetzt stellen Sie sich hier hin und 
gerieren sich als diejenigen, die die Veränderung herbei-
führen. Ich bitte Sie!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP])

Ihr Kanzlerkandidat Armin Laschet hat im Wahlkampf 
mal gesagt: „Spüren wir nicht alle den Wind der Ver-
änderung, der uns ins Gesicht bläst?“ Nun ja, es scheint 
so, als sei die Union das Fähnchen im Wind der Ver-
änderung, der von dieser Ampelregierung ausgeht. Nur 
finde ich daran absurd, dass Sie offenbar alle Zeit darin 
investieren, Ihr Fähnchen möglichst falsch in den Wind 
zu stellen.

(Widerspruch des Abg. Friedrich Merz [CDU/ 
CSU])

Ja, Herr Merz, wie wäre es, wenn Sie Ihrer Fraktion 
konstruktive Oppositionsarbeit nahelegen würden, an-
statt unsere Zeit mit Anträgen in Anspruch zu nehmen, 
deren Inhalt bereits in Umsetzung oder beschlossen ist?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vielleicht gucken Sie das nächste Mal in den Koalitions-
vertrag, bevor Sie Anträge schreiben; vielleicht kommen 
Sie dann auch mal auf eigene Ideen.

Ich glaube, es ist sehr deutlich geworden – ich sage es 
aber gern noch einmal –: Wir lehnen diesen Antrag ab.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion spricht Gerrit Huy.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Situation an deutschen Flughäfen ist 
chaotisch. Tausende Flüge müssen gecancelt werden, 
weil Flug- und Flughafengesellschaften in der Corona-
krise zu viel Personal abgebaut haben und jetzt offen-
sichtlich keines mehr finden. Da soll nun die Bundes-
regierung einspringen. Das überrascht ein bisschen, oder?

Während die Union erst noch ein Gipfelgespräch vor-
schalten möchte, prescht die Bundesregierung mit der 
Idee vor, 1 500 neue Arbeitskräfte aus der Türkei ein-
zufliegen. Das klappt zwar erst nach den Sommerferien, 
aber es gibt ja auch wieder Herbstferien, und dann kom-
men auch noch die Weihnachtsferien; vielleicht hilft es ja 
dann.

Wir von der AfD halten keinen dieser Vorschläge für 
zielführend. Die Frage, die sich aufdrängt, ist doch eher, 
weshalb es unter den über 2 Millionen Arbeitslosen keine 
1 500 Menschen gibt, die diese Arbeiten ausführen kön-
nen.

(Beifall bei der AfD)

Wo sind denn die Menschen aus der Vor-Corona-Zeit 
geblieben? Haben sie sich aus dem Berufsleben ver-
abschiedet? Wohl kaum. Sie haben befriedigendere und 
wahrscheinlich auch besser bezahlte Jobs gefunden.

Die Arbeit an den Flughäfen ist schwer, sie ist prekär. 
Es sind meistens reine Anlernjobs mit Wochenenddiens-
ten, Schichtdiensten, Urlaubsverboten usw., und sie sind 
nicht gut bezahlt – der Unterschied zu Hartz IV ist nicht 
allzu groß –, und jetzt will sie niemand machen.

Das ist insofern pikant, als praktisch alle großen deut-
schen Flughäfen in öffentlicher Hand sind. Der Flughafen 
der Bundeshauptstadt Berlin ist zu 100 Prozent in Staats-
besitz – genauso wie der Flughafen in München; in Köln/ 
Bonn sind es 90 Prozent.

Entsprechend gut sind die Gehälter der Flughafen-
chefs; sie liegen zwischen 400 000 und 500 000 Euro 
und damit weit über denen der Ministerriege. Man sollte 
annehmen, dass diese fürstlich bezahlten Manager es 
schaffen, vernünftige Arbeitsverhältnisse herzustellen. 
Und man sollte noch mehr annehmen, dass der Staat, 
der in den Aufsichtsräten sitzt, genau dafür sorgt, ins-
besondere dann, wenn sich die Bundesregierung als links 
bezeichnet.

Vielleicht ist das ja auch der Grund dafür, dass die 
Ampel so ganz schnell und in Panik diese Peinlichkeit 
beseitigen will. Statt aber auf bessere Arbeitsverhältnisse 
zu drängen, versucht sie einen Billiglöhnerimport, also 
eine neue Gastarbeiteranwerbung, mit all den Problemen, 
die sich daraus ergeben – angefangen bei der Sprache 
über die erschwerte Sicherheitsüberprüfung bis hin zur 
erschwerten Wohnungsunterbringung. Es ist zudem keine 
dauerhafte Lösung; denn sie ist nur für begrenzte Zeit, für 
90 Tage plus, geplant. Das heißt, zu den nächsten Oster-
ferien dürfen wir mit dem nächsten Flughafenchaos rech-
nen.
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Oder steckt vielleicht ein Geheimplan dahinter, mit 
dem die Ampel bzw. insbesondere der Klimaminister 
Habeck plant, die Flugpreise wieder so heraufzusetzen, 
dass er den Flugplan herunterfahren kann

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt wird es so absurd!)

und sich nur noch seine eigenen Wähler das Fliegen 
leisten können in Deutschland?

(Beifall bei der AfD – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Auf welchem 
Planeten leben Sie denn?)

Wenn das nicht der Fall ist, sollten Sie sich der Herstel-
lung besserer Arbeitsbedingungen zuwenden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Gerrit Huy (AfD):
Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Susanne 

Menge.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Susanne Menge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Zuhörerinnen 

und Zuhörer! Es ist uns allen, glaube ich, inzwischen 
klar geworden, dass die Union mit diesem Antrag auf 
der Aufmerksamkeitswelle, verursacht durch dieses 
Sommerreisechaos 2022, reitet.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Das ist das, was 
die Bürger besorgt!)

Denn – danke schön, liebe Kollegin Nasr – der Antrag 
gibt ansonsten nicht viel her.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

In dem Teil, in dem Sie sich dem aktuellen Flughafen-
chaos widmen, fordern Sie vor allem Dinge, die die Bun-
desregierung bereits in Angriff genommen und gegen-
über der Presse – fand ich zumindest – ausreichend 
kommuniziert hat. Eine ressortübergreifende Arbeits-
gruppe der Bundesregierung arbeitet an Maßnahmen 
zur Verbesserung; das ist gerade ausreichend vorgestellt 
worden.

Sie fordern, dass Hilfe „im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel“ geleistet wird. Wenn die 
Bundesregierung jetzt organisatorische Hilfestellung für 
die Flughäfen leistet, dann ist das in Ordnung. Es ist gut, 
die Reisenden nicht im Regen stehen zu lassen. Ange-
sichts knapper Kassen darf die Hilfe aber nicht mit wei-
teren Belastungen für den angespannten Bundeshaushalt 
verbunden sein. Fluggesellschaften, Flughäfen und Rei-

severanstalter/-innen wurden in der Coronakrise – ich 
erinnere – mit milliardenschweren Hilfsprogrammen un-
terstützt.

Auch darf die Hilfsaktion nicht zu viele Kräfte binden; 
denn beim Thema „Reisesommer 2022“ geht es um ein 
vergleichsweise überschaubares Problem. Besonders im 
Luftverkehr haben wir nämlich ein sehr viel weitreichen-
deres Problem zu lösen. Für einen weniger klimaschädli-
chen Luftverkehr müssen wir alle Kräfte bündeln.

Die Luftverkehrsbranche hat das Flughafenchaos zu 
nicht unerheblichen Teilen übrigens auch selbst zu ver-
antworten. Das ausgeweitete Kurzarbeitergeld hätte es 
ermöglicht, mehr schwer zu ersetzendes Personal zu hal-
ten.

(Beifall der Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Rasha 
Nasr [SPD])

Die Krise darf nicht dafür genutzt werden, bestehende, 
aber auch künftige Personalkosten womöglich zu drü-
cken.

Wir stellen außerdem fest, dass viele entlassene Mit-
arbeiter/-innen jetzt nicht an ihren Arbeitsplatz am Flug-
hafen zurückkehren wollen. Das spricht für sich. Die 
Billigticketstrategie und das damit verbundene Anheizen 
des Verkehrswachstums rächen sich eben auch an dieser 
Stelle.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Bei aller Problematik, die an den Flughäfen zu be-
obachten ist, hat aber niemand das Recht, gegen Flugha-
fenpersonal aggressiv und unangenehm vorzugehen. 
Dass Polizeikräfte das Flughafenpersonal jetzt schützen 
müssen, ist ein beschämendes Beispiel auch für Mängel 
im Umgang mit dieser Krise.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. 
Dr. Christoph Hoffmann [FDP] – Zuruf des 
Abg. Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU])

Auf einen Begleiteffekt möchte ich an dieser Stelle 
allerdings mit Nachdruck hinweisen: Sprinterzüge ent-
lang der innerdeutschen Flugstrecken sind jetzt bis zu 
40 Prozent stärker ausgebucht. Viele Tickets werden da-
bei von den Airlines als Ersatz für ausgefallene Flüge 
gekauft. Na also! Es geht doch!

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Ulrich Lange.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

das, was wir derzeit an unseren Flughäfen sehen, ist pein-
lich für unser Land, und es schadet unserem Land in der 
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Reputation, und es schadet dem Standort. Dass die Men-
schen an den Flughäfen, liebe Kollegin Menge, wütend 
sind und die Politik dann eine Debatte über das Thema 
führt, ist richtig. Das ist nicht verwerflich,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hat sie auch nicht gesagt!)

sondern es ist die Aufgabe von uns Politikerinnen und 
Politikern, uns damit auseinanderzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hat sie überhaupt nicht gesagt! – Abg. 
Susanne Menge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] meldet sich zu einer Zwischenfrage)

Was die Leute ärgert, ist das Gefühl, tatenlos zu-
schauen zu müssen, wie die Probleme laufen gelassen 
und ignoriert werden. Warum sage ich das? Ja, wir haben 
herausfordernde Zeiten für die Verkehrswirtschaft und 
Reisebranche. Ja, wir hatten Corona, und wir haben den 
Angriffskrieg Russlands. Das ist aber aus verkehrspoliti-
scher Sicht nur ein Teil der Begründung, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Kollege Lange, erlauben Sie eine Zwischenfra-

ge?

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Nein. – Wir haben im Luftverkehrsbereich seit 

Langem strukturelle Probleme, Herr Minister Wissing, 
und die sind auch bekannt. Denn, Frau Kollegin Nasr, 
2018 hat es unter dem damaligen Verkehrsminister – 
mit Beteiligung der SPD in der Regierung, das möchte 
ich nur sagen; wir haben leider nicht 16 Jahre allein 
regiert –

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
einen Luftverkehrsgipfel gegeben. Da wurden der Bran-
che und den einzelnen Häusern entsprechende Arbeits-
aufträge erteilt.

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und 2019 gab es noch ein Flughafen-
chaos!)

Herr Minister, kennen Sie diese, oder kennen Sie diese 
nicht? Denn wenn diese ausgeführt worden wären, hätte 
man nach Corona, wenn der Luftverkehr wieder startet, 
reagieren können und müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Man hat in der Pandemie zielsicher und schnell gehan-

delt. Man wusste, was man tat. Das Bundesverkehrs-
ministerium weiß, welche Hausaufgaben – deswegen 
braucht es einen Gipfel – noch zu erledigen sind, außer 
scheinbar Ihnen, Herr Blindflugminister, um das Wort 
„Blindflug“ des FDP-Kollegen hier mal aufzugreifen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Jürgen Lenders [FDP]: Geht es vielleicht 
auch ein bisschen netter? – Carina Konrad 
[FDP]: Unmöglich!)

Die Personaldecke ist zugegebenermaßen dünn. Das 
haben Airlines und die Flughäfen selber mitzuverantwor-
ten. Sie müssen sich natürlich fragen lassen, was aus den 
üppigen Unterstützungshilfen geworden ist; denn sie wa-
ren üppig. Auch das haben wir hier, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der SPD, damals gemeinsam so geregelt.

Es gibt aber auch Unterschiede bei den Flughäfen in 
diesem Land; auch das erlaube ich mir anzumerken. Der 
Kollege Lenders hat vorhin gesagt: Die Union regiert in 
den Ländern mit. – In Berlin regiert die Union nicht; wir 
kennen alle den BER und seine Probleme.

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der liegt in Brandenburg!)

Die CSU regiert in München,

(Jürgen Lenders [FDP]: Düsseldorf! Köln/ 
Bonn! Frankfurt!)

und der Münchner Flughafen funktioniert immer noch 
ausgesprochen gut, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn trotz allem Ansturm haben wir dort gerade funk-
tionierenden und relativ geordneten Flugverkehr. Ich 
kann Ihnen nur, auch wenn Sie es nicht mehr hören kön-
nen, mal wieder das bayerische Modell an dieser Stelle 
empfehlen:

(Jürgen Lenders [FDP]: Das ist ein gutes Bei-
spiel!)

Kontinuität und Stabilität in der Zusammenarbeit mit den 
Sicherheitsdienstleistern, faire und angemessene Bezah-
lung der Beschäftigten, Einsatz der Landespolizei neben 
der Bundespolizei und eine Verkehrsinfrastruktur, die zu 
den Flughäfen passt.

Liebe Kollegin Menge, ich fahre viel ICE. ICE in Re-
paratur, Flug gecancelt – das war mein Montag. Also, das 
einfache Ausweichen funktioniert bei diesem Chaos-
ministerium derzeit im Verkehr nicht, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jens 
Zimmermann [SPD]: Das ist unglaublich! – 
Bernd Rützel [SPD]: Seit 2009 hat die CSU 
den Verkehrsminister gestellt!)

Wir haben kein Erkenntnisproblem. Herr Minister 
Wissing, Sie haben ein Umsetzungsproblem! Nehmen 
Sie das Papier von 2018, das wir zusammen mit den 
Kollegen der SPD und der Branche erarbeitet haben: 
Luftverkehr, Personal, Flugsicherung, Flughäfen, Bun-
despolizei – alles aufgeschrieben, alles festgehalten. Sie 
sind dran, es zu regeln. Sie haben die Regierungsverant-
wortung. Die Menschen wollen fliegen, die Menschen 
wollen reisen – sie haben das Recht dazu.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort der Kollegin Dr. Jurisch, FDP- 

Fraktion.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Der Antrag der Union ist ja wohl 
ein Treppenwitz. Die Situation, die wir jetzt haben, haben 
Sie zu verantworten, verehrte Union!

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Chuzpe muss man erst mal haben, so einen Antrag 
vorzulegen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Es ist wahrscheinlich noch nicht allen bewusst: Unsere 
demografische Entwicklung ist eine schleichende Kata-
strophe mit Ansage. Unsere demografische Entwicklung 
hat gravierende Folgen nicht nur für unseren Arbeits-
markt, sondern für unseren gesellschaftlichen Wohlstand 
insgesamt. Ohne Maßnahmen, also wenn alles so weiter-
läuft wie jetzt, wird das Erwerbspersonenpotenzial ge-
mäß IAB in Deutschland bis 2035 von 47 Millionen auf 
40 Millionen Menschen sinken.

Wir können mit den Maßnahmen, die Ihr Antrag ent-
hält – mehr Frauenerwerbsbeteiligung, mehr Weiterbil-
dung, bessere Berufsorientierung usw. –, diesen Effekt 
etwas abmildern. Aber selbst bei deutlich erhöhten Er-
werbsquoten wird die Zahl der Arbeitskräfte in Deutsch-
land aufgrund der Demografie weiter drastisch zurück-
gehen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Schauen wir mal ganz konkret auf den Arbeitsmarkt: 
Seit 2012 hat sich die Zahl der Arbeitslosen pro offener 
Stelle rechnerisch von rund fünf Personen auf etwas über 
eine Person konstant reduziert.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: 16 Jahre CDU!)

Wenn das so weitergeht, werden wir bereits im nächsten 
Jahr mehr offene Stellen als Arbeitslose haben.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: 16 Jahre CDU! 
Das vergessen Sie hier zu erwähnen!)

Es ist völlig klar: Ohne eine deutlich gesteigerte, gezielte 
Einwanderung in den Arbeitsmarkt geht es nicht; wir 
bremsen uns sonst volkswirtschaftlich aus. Wir können 
uns die jährlich in Deutschland fehlenden zusätzlichen 
400 000 Menschen netto ja nicht backen.

Was ist also die Lösung? Nutzen wir doch jetzt endlich 
einen dank der Union noch ungehobenen Schatz, nämlich 
den Schatz der Erkenntnis, dass wir, und zwar schon 
längst, ein Einwanderungsland sind. Machen wir uns 
frei von ideologischem Ballast, von dem auch der Antrag 
der Union zeugt, indem er nämlich das Thema Migration 
konsequent ignoriert.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Fortschrittskoalition hat vereinbart, das Einwan-
derungsrecht um ein Punktesystem zu ergänzen; wir nen-
nen das „Chancenkarte“. Die Chancenkarte ermöglicht 
Menschen die Einreise zur Stellensuche in Mangelberu-
fen. Die Chancenkarte legt die Entscheidung über die 
Eignung potenzieller Mitarbeiter vor allem in die Hände 
künftiger Arbeitgeber. Die Chancenkarte wird strikt be-
darfsbezogen ausgestaltet. Arbeitsmarktexperten werden 
das engmaschig beobachten. Die Chancenkarte ist inte-
grationsorientiert und wird Aspekte wie Sprache – 
Deutsch und Englisch – sowie praktische Berufserfah-
rung und berufliche Kompetenzen in den Mittelpunkt 
rücken. Mit der Chancenkarte werden wir im internatio-
nalen Wettbewerb – und in dem stehen wir – um moti-
vierte und talentierte Arbeitskräfte wieder attraktiver. 
Vollziehen wir endlich auch migrationsrechtlich den 
Schritt zum Einwanderungsland, das wir schon längst 
sind. Nutzen wir diese Chance für unser Land!

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort für die SPD-Fraktion der Kollegin 

Troff-Schaffarzyk.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Anja Troff-Schaffarzyk (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In den Bundesländern beginnen nun nach und 
nach die Sommerferien, und nach zwei Jahren Pandemie 
haben alle wieder Lust, zu reisen und auch zu fliegen. Das 
merkt man natürlich überall. Doch während es in der 
Vergangenheit so war, dass der nahende Urlaub Grund 
zur Vorfreude war, blicken jetzt natürlich viele sehr sor-
genvoll auf ihre Reise, weil aufgrund der zahlreichen 
Flugausfälle manchmal unklar ist, ob und wann das ge-
wünschte Ziel erreicht werden kann.

Es ist klar, dass zunächst die betroffenen Unternehmen 
gefragt sind. Ich appelliere daher ganz dringend an die 
Luftverkehrswirtschaft, einen möglichst stabilen Betrieb 
sicherzustellen. Sie sind gefragt, das Kernversprechen 
Ihrer Branche, nämlich das von einer pünktlichen und 
zuverlässigen Beförderung, auch im Sommer 2022 ein-
zulösen.

Außerdem ist klar, dass ein Streit darüber, wer nun 
Verantwortung trägt, nicht zielführend ist. Das löst weder 
das Kernproblem, noch wird den gestrandeten Passagie-
ren geholfen. Es ist angesichts dessen äußerst bedauer-
lich, dass Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, 
die immerhin von 2009 bis 2021 das Verkehrsministe-
rium führten, nun nichts anzubieten haben außer fakten-
freien Schuldzuweisungen an die neue Bundesregierung.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir arbeiten lieber an der Sache. Einerseits wollen wir 
kurzfristig die Einschränkungen für die Passagiere mini-
mieren; andererseits wollen wir, dass der Luftverkehr 
mittelfristig zu einem stabilen Betrieb zurückkehrt. Das 
drängendste Problem ist der Personalmangel, insbeson-
dere bei den Bodenverkehrsdiensten. Die Bundesregie-
rung hat beim Luftfahrtgipfel Handlungswillen und 
Handlungsfähigkeit gezeigt.

Die Gewinnung von 2 000 zusätzlichen Arbeitnehmen-
den für die Bodenverkehrsdienste ist ein wichtiges Sig-
nal. Durch beschleunigte Zuverlässigkeitsprüfungen wird 
zeitnahe Entlastung sichergestellt. An dieser Stelle auch 
ein großes Dankeschön an unsere Ministerinnen und Mi-
nister Faeser, Heil und Wissing für diesen proaktiven 
Einsatz. Denn – darauf hat der Kollege Lange gerade 
hingewiesen – der damalige Verkehrsminister Scheuer 
von der Union hat zum Krisengipfel im Jahr 2018 zwar 
eingeladen, aber erst nach dem Ende des chaotischen 
Flugsommers, im Oktober.

Natürlich sind die Arbeitskräfte aus dem Ausland kein 
Allheilmittel. Ich erwarte, dass die Unternehmen durch 
Entzerrung der Abfertigungen und Flugpläne ihre Kapa-
zitäten ausschöpfen. Unvermeidliche Stornierungen müs-
sen mit minimalen Unannehmlichkeiten für die Passa-
giere verbunden sein und natürlich auch so früh wie 
möglich mitgeteilt werden.

Der Rückblick auf die Probleme des Jahres 2018 be-
weist, dass die Ursachen der Flugausfälle tiefgreifender 
sind und grundsätzlicher Antworten bedürfen. Die in den 
vielen Berufsfeldern der Luftfahrt schwierigen Arbeits-
bedingungen, teilweise gepaart mit schlechter Bezah-
lung, sorgen seit Langem für wenig Nachwuchs. Die 
Unternehmen haben parallel ihre Personaldecke im 
Zuge weiterer Kürzungen bereits vor der Pandemie auf 
ein gefährlich niedriges Niveau gesenkt.

Durch die berufliche Unsicherheit und massive Kurz-
arbeit in den Jahren der Pandemie, häufig eben auch ohne 
Aufstockung, haben viele Arbeitnehmende die Branche 
verlassen. Sie werden nur zurückkehren, wenn sich Ar-
beitsbedingungen und Bezahlung verbessern. Für uns gilt 
daher: Nur mit mehr Personal gibt es eine Rückkehr zum 
resilienten Flugbetrieb.

Wir setzen uns zusätzlich für eine bessere Organisation 
des Luftverkehrs ein. Die im Koalitionsvertrag festgehal-
tene Umsetzung von Single European Sky werden wir 
vorantreiben. Die Möglichkeiten der Digitalisierung wer-
den und müssen wir nutzen, um das Flughafenpersonal 
bei seiner Arbeit zu entlasten, etwa bei der Durchführung 
der Luftsicherheitskontrollen.

Das Thema Luftsicherheitskontrollen ist ein Dauer-
brenner. Die Kontrollen funktionieren je nach Organisa-
tion am jeweiligen Flughafen unterschiedlich gut. Ich 
stimme dem Kollegen Lange zu: Ein Blick nach Mün-
chen lohnt sich. Dort wird die hoheitliche Aufgabe nicht 
von einem privaten Dienstleister, sondern von einer lan-
deseigenen Gesellschaft durchgeführt, und das sehr gut.

Die SPD hat die großen Potenziale einer Reorganisa-
tion der Luftsicherheitskontrollen etwa nach diesem 
Münchener Modell bereits in der letzten Wahlperiode 
herausgestellt. Eine grundsätzliche Verbesserung der Si-
tuation von Personal und Passagieren ist möglich. Doch 
Innen- und Verkehrsministerium blockierten sämtliche 
Bemühungen dieser Neuausrichtung. Dass zwei CSU-ge-
führte Häuser nicht über ein erfolgreiches bayerisches 
Konzept reden wollten, ist bemerkenswert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Uns ist sehr wohl bewusst, dass mit der Debatte der 
Reorganisation ein langer politischer Prozess erst be-
ginnt, aber die SPD-Fraktion geht auch hier gerne voran 
und ist handlungswillig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Redebeiträge 
verdeutlichen, wie komplex die Thematik der Flugaus-
fälle ist. Ich führe intensive Gespräche mit Unternehmen, 
Gewerkschaften und Behörden. Uns alle eint eine Über-
zeugung: Es wird nicht die eine Lösung geben. Die Luft-
fahrtbranche ist gefordert, ihre Personalsituation zu ver-
bessern. Die Bundesregierung kümmert sich um die 
Rahmenbedingungen. So wird der Weg aus der aktuellen 
Krise gelingen, aber – und das gehört auch zur Wahrheit 
dazu – leider nicht sofort; denn die Probleme sind so 
groß, dass sie sich nicht zum Ende des Sommerflugplans 
in Luft auflösen werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu ihrer ersten Rede erteile ich das Wort der Kollegin 

Misbah Khan, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Kurzer Reminder an die Flugbranche: Som-
merzeit ist Reisezeit. Gerade haben so viele Menschen 
aus unterschiedlichsten Gründen starke Belastungen. Co-
rona begleitet uns immer noch im Familienleben und im 
Alltag. Wir haben steigende Preise und globale Unsicher-
heiten. All das sorgt dafür, dass sich so viele Menschen zu 
Recht eine Auszeit wünschen.

Jetzt haben wir die Urlaubszeit, und das Land steckt im 
Reisechaos. Während wir bei Bus und Bahn natürlich 
traditionell mit Klimaanlagen kämpfen, scheitern jetzt 
Flugpläne an den katastrophalen Fehlplanungen der 
Branche. Wer aber seit Jahren niedrigste Löhne und 
schlechte Arbeitsbedingungen bietet, darf sich dann 
auch nicht vor den eigenen Scherbenhaufen stellen und 
nach Hilfe rufen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)
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Es ist nicht die Aufgabe des Staates, vorhersehbares pri-
vatwirtschaftliches Versagen auszubügeln. Wir machen 
es jetzt trotzdem – nicht für die Branche, sondern für 
die Reisenden.

Liebe Union, „Und täglich grüßt das Murmeltier“ – 
gerne auch an dieser Stelle –, auch in Sachen Arbeits-
marktpolitik in Deutschland.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Versatzstück! 
Fleißkärtchen! Sie haben es beachtet, alles 
gut! – Zuruf der Abg. Julia Klöckner [CDU/ 
CSU] – Gegenruf der Abg. Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist die erste Rede!)

Wer dieses Land 16 Jahre regiert hat – und ich zitiere jetzt 
aus Ihrem Antrag – und jetzt feststellt, dass „an allen 
Ecken und Enden“ Fach- und Arbeitskräfte fehlen, ver-
weist lediglich auf das eigene Nichtstun und Versagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Währenddessen arbeiten wir seit Jahren an einer 
nachhaltigen Willkommenskultur und fordern eine pro-
gressive Einwanderungspolitik ein. Denn: Der Personal-
mangel – das wissen wir aus so gut wie allen Berufs-
branchen – ist die zentrale Herausforderung für unsere 
Zeit. Deshalb brauchen wir auch mehr als punktuelle 
Antworten, sondern wir brauchen eine langfristige Ge-
samtstrategie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Wir wollen mehr Zuwanderung in den Arbeitsmarkt. 
Wir müssen dafür die Hürden bürokratischer Art senken, 
wir müssen Verfahren digitalisieren und beschleunigen, 
und wir müssen Qualifikationen leichter anerkennen. 
Wenn wir im Hinblick auf den Arbeitsmarkt der Flug-
branche die Kraftanstrengungen in Kauf nehmen, die es 
braucht, um dieses Marktversagen auszugleichen, dann 
wird uns das viel Mühe kosten. Es wird uns viel Mühe 
kosten, Tausende Arbeitskräfte anzuwerben. Es ist aber 
kein Dank, wenn wir im Herbst sagen: „Tschüss und 
zurück!“, wenn diese Menschen sich dafür entscheiden, 
hier bleiben und hier arbeiten zu wollen. Das heißt: In 
einer solchen Situation braucht es für Menschen, die uns 
jetzt hier zur Seite springen, eine Bleibeperspektive.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Denn wir müssen auch ehrlich miteinander sein: Auch 
nach dem Sommer werden wir Arbeitskräfte aus dem 
Ausland brauchen.

Wenn wir uns den Koalitionsvertrag anschauen, zeigt 
sich: Wir können sicher sein, die Punkte, die wir da be-
schlossen haben, sind erste Schritte, um den Arbeitskräf-
temarkt aufzuräumen, und das – das kann ich mir an der 
Stelle nicht verkneifen – mit oder ohne Englisch als zwei-
ter Amtssprache.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU erteile ich das Wort Mareike Lotte 

Wulf.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Frau Khan, das war Ihre erste 
Rede; deswegen nehme ich Sie jetzt mal explizit aus von 
dem, was ich jetzt sage. Aber manchmal habe ich bei den 
Debatten hier das Gefühl: Wenn wir jedes Mal 5 Euro in 
ein Phrasenschwein schmeißen würden für „die 16 Jahre“, 
dann hätten wir am Ende der Legislatur den Haushalt 
saniert.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU – 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Tja! – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das machen wir 
doch! Exakt das tun wir!)

Vielleicht – das wünschen wir uns von Ihnen; das sage ich 
hier ganz explizit – fangen Sie jetzt heute einfach mal an, 
Verantwortung zu übernehmen; denn Sie stellen jetzt die 
Regierung in diesem Land. Daher: Gucken wir doch mal, 
wie Sie das machen.

Das, was wir im Flugbetrieb erleben – darüber reden 
wir heute –, ist eine Folge – und das wissen Sie alle – des 
Lockdowns; denn im Lockdown wurden die Fluggesell-
schaften auf null runtergefahren. Das war wirklich eine 
der hart betroffenen Branchen im Lockdown. Und jetzt 
fährt diese Branche innerhalb weniger Monate wieder 
hoch.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dafür gab es Kurzarbeitergeld! 
Es musste nicht entlassen werden!)

– Jetzt hören Sie mir doch mal zu. – Das geht nicht so 
einfach und reibungslos, und das ist sicher eine Ausnah-
melage. Aber gerade weil es eine Ausnahmelage ist, er-
warten wir – jetzt sind die Minister nicht mehr da; aber 
die Staatssekretäre richten es sicher gerne aus – von den 
Ministern in diesem Land, dass sie sich an einen Tisch 
setzen, und zwar mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
tretern, und zwar rechtzeitig, und dass sie sich nicht hier-
hinstellen und sagen: Für Personalpolitik sind wir nicht 
verantwortlich. Für diese Lage können wir nichts; das 
wussten wir auch alles gar nicht. Das sollen doch bitte 
schön die Firmen einmal selber regeln.

(Jürgen Lenders [FDP]: Ja, das ist auch deren 
Aufgabe, Frau Kollegin! – Zuruf des Abg. 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir haben sie im Lockdown begleitet, und wir sollten sie 
auch danach in guter sozialpartnerschaftlicher Tradition 
weiterhin begleiten. Aber in dieser Regierung fehlt an-
scheinend das Korrektiv der Union, um genau solche 
Initiativen anzugehen.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt sage ich Ihnen noch was: Das, was wir heute 
erleben, das ist ein Vorgeschmack auf das, was die Men-
schen in diesem Land erleben, wenn diese Regierung 
beim Thema Fachkräftesicherung nicht einfach mal drei 
oder vielleicht sogar vier Gänge hochschaltet. Ja, die 
Zahlen, die sind uns bekannt und auch die Herausforde-
rungen des Fachkräftemangels. Die BA spricht von 
400 000 Zuwanderern, die wir jährlich brauchen. 1,7 Mil-
lionen Stellen sind in Deutschland unbesetzt. Wir sind 
uns einig: Wir brauchen Zuwanderung, wir brauchen 
Qualifizierung, und wir brauchen Weiterbildung.

Aber dann gucken wir doch mal hin, was in der jetzi-
gen Lage passiert und wie diese Bundesregierung rea-
giert; denn 870 000 Menschen sind in den letzten Mona-
ten aus der Ukraine zu uns gekommen, darunter 
überwiegend Frauen: 70 Prozent Frauen, viele mit guten 
Qualifikationen – auch in den Mangelberufen wie Pflege 
und Erziehung –, die wir dringend brauchen. Natürlich 
steht Schutz hier an oberster Stelle; aber viele wollen ja 
auch arbeiten.

Das wäre doch jetzt die Chance gewesen, Frau Staats-
ministerin, dass Sie endlich mal an die Anerkennungs-
verfahren rangehen und Vereinfachungen herbeiführen. 
Aber nichts haben Sie getan. Herr Heil hat diese Frage 
mit mir hier im Plenum diskutiert und hat mir erklärt, dass 
das vielschichtig und kompliziert ist und alles nicht geht. 
Sie sind in der Regierung. Wir erwarten Lösungsvor-
schläge von Ihnen, wie man die Anerkennung endlich 
verbessern kann.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hätten Sie ja auch in den 16 Jahren lösen 
können! – Lachen bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU – Gegenruf der Abg. Julia Klöckner 
[CDU/CSU]: Na klar! Heutiger Flugausfall! – 
Ulrich Lange [CDU/CSU]: Das ist jetzt das 
doppelte Phrasenschwein!)

– Ja, genau.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Kanzler 

hat mir gestern in der Fragestunde auch noch mal bestä-
tigt

(Zurufe der Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– jetzt hören Sie mir mal zu, und diskutieren Sie bitte 
nicht da unten weiter –, dass wir in dieser Gesellschaft 
eines der liberalsten Einwanderungsrechte haben.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das liberalste gab 
es unter der Union!)

Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Herren: Wir 
müssen die Strukturen der sozialen Integration aufbauen 
und verbessern und langfristig eine Willkommenskultur 
schaffen.

Was aber macht die Bundesregierung? Die Bundes-
regierung sagt: Das, was da passiert, ist nicht unser Pro-
blem. Aber na gut, nun werden wir einfach noch mal 
kurzfristig Fachkräfte in unser Land holen. – Das kann 

nicht zielführend sein; das ist keine gute Strategie. Wir 
erwarten an dieser Stelle mehr von Ihnen und nicht hek-
tisch über den Ecktisch eine schnelle Zuwanderung. Das 
ist nun wirklich keine Lösung, wo das Kind schon in den 
Brunnen gefallen ist.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Vielleicht noch ein Satz. Heute gilt mehr denn je und 

wie früher auch: Wir rufen Arbeitskräfte, und es kommen 
Menschen zu uns.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Antrag ist Pillepalle!)

Um diese Menschen sollten wir uns kümmern. Vor allen 
Dingen sollten wir dafür sorgen, dass diejenigen, die 
heute in Arbeitslosigkeit sind – 2,4 Millionen Men-
schen –, in Ihre Strategie der Fachkräftesicherung mit-
einbezogen werden und schnellstmöglich in den Arbeits-
markt integriert werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion erteile ich das Wort Pascal 

Kober.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Pascal Kober (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Jetzt bedauere ich es ein 

bisschen, dass der Fraktionsvorsitzende der Union den 
Saal verlässt.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Na ja, Minister 
sind ja gar keine da!)

Denn er hätte jetzt etwas lernen können
(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Die Minister 

aber auch!)
über die Geschichte seiner Fraktion.

Aber zunächst einmal: Liebe Frau Mareike Lotte Wulf, 
es gab doch einen runden Tisch im Verkehrsministerium,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: War ja ein super 
Ergebnis!)

wo man mit allen Beteiligten und Verantwortlichen zu-
sammen das Gespräch gesucht hat. Aber was Sie, glaube 
ich, nicht begriffen haben, ist Folgendes: Während der 
Pandemie sind 12 bis 15 Prozent des Luft- und Boden-
personals für den Flugbetrieb verloren gegangen.

Aber wo sind die denn? Die sind jetzt in anderen Bran-
chen. Sie arbeiten jetzt beispielsweise bei Sicherheits-
diensten außerhalb des Flughafens, sie arbeiten in der 
Gastronomie, sie arbeiten in der Logistik, sie arbeiten 
bei den Verkehrsdienstleistern. Das heißt: Wenn wir sie 
heute zurückgewinnen würden, was wäre dann? Dann 
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würden sie genau an dieser Stelle fehlen. Das ist ein 
Zusammenhang, den Sie mal durchdenken müssen. Eins 
und eins in dieser Gesellschaft bleibt auch immer noch 
eins und eins, also zwei.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie jemanden an dem einen Arbeitsplatz wegneh-
men und in den anderen geben, dann fehlt er halt an 
einem Arbeitsplatz.

Jetzt will ich Ihnen mal eins sagen, Frau Klöckner: 
Kollege Lange hat ja listigerweise das ganze Thema „Ar-
beitsmarkt und Sozialpolitik“ ausgespart, wahrscheinlich 
nicht ohne Grund. Denn im Jahr 2009 gehörte auch er 
dem Ausschuss für Arbeit und Soziales an. In jener Le-
gislaturperiode war es die Unionsarbeitsministerin 
Ursula von der Leyen, die den Fachkräftemangel als die 
große Herausforderung unserer Gesellschaft bezeichnet 
hat.

(Jürgen Lenders [FDP]: Das ist ja unglaub-
lich!)

Die FDP war damals mit in der Koalition und hat die 
Ministerin dabei unterstützt, ein modernes Einwan-
derungsgesetz auf den Weg zu bringen. Dann war es die 
CSU damals, die gesagt hat: Nein, nein, das wollen wir 
nicht. Wir wollen nämlich kein Einwanderungsland 
sein. – Dann ist der CDU-Teil der Fraktion in der Acker-
furche verschwunden und hat gesagt: Na ja, dann machen 
wir auch nicht mit, wenn die CSU nicht will. – Das ist die 
Wahrheit, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das ist die 
geschichtliche Wahrheit des Dilemmas, das wir heute 
haben.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben aber auch in späteren Jahren nichts gelernt. 
2019 haben Sie ein Gesetz gegen den Fachkräftemangel 
verabschiedet, bei dem Sie in die Gesetzesbegründung 
hineingeschrieben haben, dass Sie damit rechnen, dass 
25 000 Menschen neu in unseren Arbeitsmarkt kommen 
werden, obwohl schon damals Experten gesagt haben, 
dass es als Minimum 250 000 pro Jahr sein müssten. 
Das heißt, auch noch 2019 hatten Sie nichts gelernt, 
und dabei ist Demografie das Voraussagbarste überhaupt 
in unserer Gesellschaft, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der Union.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie sollten nicht das Chaos an den Flughäfen beseiti-
gen wollen. Sie sollten das Chaos in Ihrer eigenen Politik 
beseitigen, und dann könnten wir gemeinsame Lösungen 
finden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir werden, bis Sie sich sortiert haben, die Verantwor-
tung in diesem Land weiterhin überzeugend und erfolg-
reich übernehmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der letzte Redner in der Debatte ist der Kollege Stefan 

Schmidt, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die Deutschen haben sehr große Lust, 
Urlaub zu machen und Urlaub zu buchen – so zitiere ich 
einen Sachverständigen aus der Anhörung im Tourismus-
ausschuss vor etwa einem Vierteljahr. Seit vielen Mona-
ten weiß die Branche von der großen Reiselust nach zwei 
harten Coronajahren. Seit vielen Monaten schlägt sich 
das auch in den Buchungszahlen nieder.

Die Luftverkehrsbranche hätte sich also sehr gut auf 
die hoffnungsfrohe Situation vorbereiten können. Das hat 
sie nicht getan. Im Gegenteil: Sie hat während der Pan-
demie massenhaft Personal entlassen und die Menschen 
nicht mit attraktiven Arbeitsbedingungen wieder zurück-
geholt. Das Flughafenchaos ist in erster Linie kein poli-
tisches Versagen, sondern hausgemacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Trotzdem ist für uns klar – ich hoffe, dass auch Herr 
Lange das mitbekommen hat –: Wir greifen der Branche 
und insbesondere den Fluggästen unter die Arme. Die 
Bundesregierung hat kurzfristig Maßnahmen beschlos-
sen, um schnell zusätzliche Arbeitskräfte bereitzustellen 
und damit die Situation an den Flughäfen zu entspannen.

Die großen Leidtragenden sind aber die, die am we-
nigsten für die Situation können, nämlich die Fluggäste. 
Sie starten gestresst, viel zu spät oder erst gar nicht in den 
wohlverdienten Urlaub. Sie werden für den ausgefallenen 
Flug häufig nicht mal entschädigt, obwohl Airlines dazu 
verpflichtet sind. Wir werden die Fluggastrechte stärken 
und die Entschädigungszahlungen automatisieren. Das 
haben wir als Ampel auch im Koalitionsvertrag ver-
ankert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Fachkräfteman-
gel ist seit vielen Jahren ein Riesenproblem, verschärft 
durch Corona. Wenn die CDU/CSU jetzt nach ein paar 
Monaten Opposition auf die Idee kommt, ein Sofortpro-
gramm dafür zu fordern, dann kauft Ihnen das niemand 
ab. Uns in der Ampel ist die Fachkräfteförderung und 
-sicherung besonders wichtig. Das haben wir auch im
Kabinett in den Eckpunkten zur nationalen Tourismus-
strategie formuliert und gestern im Kabinett beschlossen.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die Ampelregierung geht die politischen Hausauf-

gaben an, die die Union in den letzten 16 Jahren nicht 
gemacht hat.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kollege Schmidt, letzter Satz bitte.

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir gehen dabei weit über das hinaus, was Sie fordern.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Abg. Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die 5 Euro fürs Phrasen-
schwein kriegen Sie natürlich! – Der Abgeord-
nete begibt sich zur Regierungsbank und über-
reicht Bundesminister Dr. Robert Habeck 
einen 5-Euro-Schein)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir möchten in der Debatte fortfahren. Herr Schmidt, 

das können Sie gern noch intern klären. Aber wir wollen 
hier vorankommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 20/2563 mit 
dem Titel „Chaos an den Flughäfen beseitigen und So-
fortprogramm zur Arbeits- und Fachkräftegewinnung 
auflegen“. Wer stimmt für diesen Antrag? – Das ist die 
Unionsfraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die 
Fraktion Die Linke und die Ampelkoalition. Wer enthält 
sich? – Das ist die AfD-Fraktion. Der Antrag ist damit 
abgelehnt.

Bevor wir in den nächsten Tagesordnungspunkt ein-
treten, bin ich Ihnen noch ein von den Schriftführerinnen 
und Schriftführern ermitteltes Ergebnis der fünften na-
mentlichen Abstimmung schuldig – hier haben wir ab-
gestimmt über die Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Klimaschutz und Energie zu dem Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU „Beschleunigter Ausbau der er-
neuerbaren Energien – Potenziale nutzen, Bürokratie ab-
bauen, Anreize schaffen“ –: abgegebene Stimmkarten 
671. Mit Ja haben gestimmt 484, mit Nein haben ge-
stimmt 187, keine Enthaltungen. Die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses ist damit angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            669;
davon

ja: 482
nein: 187

Ja
SPD
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Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
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Helge Lindh
Heiko Maas
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Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast

Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller 
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Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
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Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
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Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
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Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
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Sebastian Roloff
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Dr. Martin Rosemann
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Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
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Benjamin Strasser
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René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf

Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Frank Rinck
Bernd Schattner
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Andrej Hunko
Ralph Lenkert
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Janine Wissler

Fraktionslos
Matthias Helferich
Johannes Huber
Stefan Seidler

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham

Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl

Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik 

Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer 

(Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
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Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane Schenderlein
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder

Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Christina Stumpp

Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker

Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

FDP

Frank Müller-Rosentritt

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10:

Vereinbarte Debatte

Ein Jahr nach der Flutkatastrophe – Lehren 
für die Zukunft des Bevölkerungsschutzes

Ich bitte Sie, die Plätze entsprechend einzunehmen. – 
Für die Aussprache ist eine Dauer von 68 Minuten vor-
gesehen.

Ich eröffne die Aussprache. Ich erteile das Wort für die 
Bundesregierung der Bundesministerin Nancy Faeser.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 150 Liter pro Quadratmeter – so 
viel Regen fiel an manchen Orten in Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen an nur einem einzigen Tag. 
Aus dem extremen Starkregen wurden unvorstellbare 
Sturzfluten und massive Überschwemmungen. Die Flu-
ten rissen alles mit sich: Häuser, Brücken, Straßen, Schu-
len, Rathäuser, Kirchen und auch Menschen.

Fast ein Jahr ist es her, dass wir eine der schlimmsten 
Naturkatastrophen in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland erlebt haben. 183 Menschen verloren ihr 
Leben, mehr als 800 Menschen wurden zum Teil schwer 
verletzt. Meine Damen und Herren, ich denke, es ist an-
gemessen, in dieser Debatte der Opfer und vor allen Din-
gen der Angehörigen der Opfer zu gedenken.

Wenn ich hier und heute darüber berichte, habe ich 
immer noch die Bilder der Zerstörung vor Augen, und 
es macht mich immer noch fassungslos und sehr betrof-
fen. Aus dem ganzen Land kamen Freiwillige in die über-
fluteten Regionen. Mein großer tiefempfundener Dank 
gilt all jenen, die bis zur Erschöpfung geholfen haben 
und die sehr selbstlos die Menschen dort unterstützt ha-
ben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN sowie bei Abgeordneten der 
AfD)

Unser gemeinsamer Dank gilt natürlich den Einsatz-
kräften, der Feuerwehr, der Polizei, der Bundeswehr, dem 
Technischen Hilfswerk, den Hilfsorganisationen wie 
DLRG, Rotes Kreuz, Johanniter, Malteser und auch den 
vielen Freiwilligen, den Nachbarn, den Freunden, den 
Familien. Lassen Sie mich an dieser Stelle im Namen 
der Bundesregierung all diesen Helferinnen und Helfern 
noch mal ausdrücklich für ihren Einsatz danken, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN sowie bei Abgeordneten der 
AfD)

Trotz der unglaublichen Verwüstung und der großen 
Verzweiflung haben die Menschen vor Ort nie aufgege-
ben. In dem einen Jahr seit der Flutkatastrophe wurde 
schon vieles wiederaufgebaut. Von dieser eindrucksvol-
len Leistung konnte ich selbst gemeinsam mit Bundes-
kanzler Olaf Scholz Ende März vor Ort in Rheinland- 
Pfalz und Nordrhein-Westfalen einen Eindruck gewin-
nen. Es ist wirklich beachtlich, was dort geleistet wird. 
Auch dafür meinen herzlichen Dank an die Menschen vor 
Ort! Was sie in dem einen Jahr geleistet haben, ist wirk-
lich mehr als bemerkenswert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP, der CDU/CSU und der 
LINKEN)

Die Bundesregierung hat für den Wiederaufbau zu-
sammen mit den Bundesländern den Fonds „Aufbauhilfe 
2021“ mit einem Volumen von 30 Milliarden Euro ein-
gerichtet. Das ist wirklich beachtlich. Allein die Bundes-
regierung hat 16 Milliarden Euro dafür zur Verfügung 
gestellt. Das war gut und richtig, um den Menschen vor 
Ort zu helfen.
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Meine Damen und Herren, wenn eine Katastrophe die-
ses Ausmaßes geschieht, dann wird zu Recht die Frage 
gestellt: Wie konnte es dazu kommen, und was können 
wir tun, um es künftig besser zu machen? Deshalb hat die 
Bundesregierung intensiv an der Aufarbeitung der Ursa-
chen der Hochwasserkatastrophe mitgewirkt und dazu im 
März einen Bericht vorgelegt.

Für die Sicherheit aller Menschen in Deutschland ist es 
zentral, dass wir jetzt aus der Analyse die richtigen Kon-
sequenzen ziehen. Ich möchte dabei insbesondere zwei 
Punkte hervorheben:

Erstens. Wir haben uns viel zu lange in Sicherheit 
gewiegt. Durch den Klimawandel werden wir in Zukunft 
auch in Deutschland immer wieder Naturkatastrophen 
erleben.

(Beatrix von Storch [AfD]: War ja klar!)
Wir hatten gerade wieder schlimme Waldbrände in Bran-
denburg; dann die furchtbare Flutkatastrophe im letzten 
Jahr. Auch die Dichte dieser Großschadensereignisse 
nimmt leider zu.

Das Zweite ist, dass wir uns deshalb auch viel besser 
gegen die Folgen des Klimawandels und gegen andere 
Krisen wappnen müssen. Wir brauchen auf allen Ebenen 
mehr Bewusstsein für die Risiken und Gefahren, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Leider ist es aber so – das muss ich auch ganz deutlich 
sagen –, dass es beim Bevölkerungsschutz in der Ver-
gangenheit große Versäumnisse gegeben hat. Das haben 
wir an den Folgen der Flutkatastrophe gesehen, wir haben 
es während der Coronapandemie gesehen – Stichwort 
„mangelnde Bevorratung“ –, und wir sehen es natürlich 
in besonderer Art und Weise seit Beginn des furchtbaren 
Angriffskriegs Putins gegen die Ukraine. Für mich ist 
klar: Wir brauchen einen Neustart im Bevölkerungs-
schutz. Denn ein gut ausgestatteter und leistungsfähiger 
Bevölkerungsschutz ist entscheidend für die Sicherheit 
der Bürgerinnen und Bürger in unserem Land, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Bei diesem Neustart muss der effiziente Schutz der 
Menschen im Mittelpunkt stehen – und nicht – das betone 
ich noch mal an dieser Stelle – Zuständigkeitsdebatten. 
Es hilft niemandem weiter, wenn die Länder auf den 
Bund zeigen – wie gestern hier geschehen – und wenn 
der Bund wiederum auf die Länder zeigt. Das hilft nie-
mandem.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Die Menschen wollen davon nichts wissen und wollen 
das auch nicht hören. Ich sage das hier in aller Deutlich-
keit. Dafür ist das Thema zu ernst, meine Damen und 
meine Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Wir gehen jetzt viele weitere Schritte – und ich hoffe 
auch gemeinsam; da appelliere ich an alle demokrati-
schen Fraktionen dieses Hauses –, um den Bevölkerungs-
schutz neu aufzustellen:

Wir müssen hier intensiv investieren. Ich bin sehr froh 
und dem Finanzminister sehr dankbar, dass wir in den 
Jahren 2022 und 2023 über 250 neue Stellen in diesem 
Bereich schaffen können, und das trotz einer sehr restrik-
tiven Haushaltspolitik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir schaffen eine verlässliche und flächendeckende 
Warninfrastruktur, und wir unterstützen den Aufbau der 
Sirenennetze in Deutschland. Wir sorgen für moderne 
Warnsysteme, durch die jeder präzise Warnungen aufs 
Handy bekommt; denn das ist so wichtig bei diesen Groß-
schadensereignissen.

Wir brauchen ein modulares System bei der Zivil-
schutzreserve des Bundes. Das ist die richtige Antwort 
auf vielfältige Krisen. Das so bürokratisch mit „Labor 
5.000“ umschriebene Hilfesystem aus Containern, aus 
Zelten, aus Abwasser-Wasser-Systemen, aus einer mobi-
len Hausarztpraxis, das ist die richtige Antwort auf viel-
fältige Krisen. Deswegen müssen wir dort weiter inves-
tieren. Ich bin dem Haushaltsgesetzgeber sehr dankbar, 
dass wir die entsprechenden Mittel zur Verfügung gestellt 
bekommen, um weitere dieser Module anschaffen zu 
können. Ich glaube, das ist die richtige Vorbereitung auf 
zukünftige Krisen und Katastrophen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir können ein Jahr nach der Flutkatastrophe sagen: 
Wir haben daraus gelernt. Wir müssen aber noch sehr viel 
für einen effektiven Bevölkerungsschutz tun. Auch müs-
sen wir über die Frage des Bevölkerungsschutzes mit den 
Bürgerinnen und Bürgern anders und offener kommuni-
zieren; das werden wir ändern. Ich bedanke mich für das 
Einrichten dieser Aktuellen Stunde zu diesem wichtigen 
Thema.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU hat das Wort Detlef Seif.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Die Innenministe-
rin hat, meine ich, die richtigen Worte zu den Helfern 
gefunden. Meiner Fraktion ist aber wichtig, dass wir es 
auch noch mal betonen: Bei der Bewältigung der Flut-
katastrophe haben ganz, ganz viele ehrenamtliche wie 
auch hauptberufliche Helfer mitgearbeitet. Sie haben Un-
menschliches geleistet; sie sind über ihre Belastungs-
grenze hinausgegangen. Dazu zählen – Frau Faeser, Sie 
haben das auch aufgezählt – die Angehörigen der Feuer-
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wehren, des THW, der Polizeien, der Bundeswehr und 
natürlich auch aller Hilfsorganisationen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Ich als Abgeordneter des am zweitstärksten betroffe-
nen Wahlkreises fand es sehr eindrucksvoll, wie intensiv 
die Solidarität war. Spontanhelfer kamen aus nah und 
fern. Landwirte, Unternehmer mussten gar nicht lange 
darüber nachdenken, sondern haben sofort ihr schweres 
Gerät bewegt und sind in den Einsatz gegangen. Das, 
meine Damen und Herren, sind die wahren Helfer dieser 
Katastrophe. Denen können wir zutiefst zu Dank ver-
pflichtet sein.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Auf der anderen Seite – das hat die Innenministerin ja 
auch schon angedeutet – wirkt diese Flutkatastrophe 
quasi wie ein Brennglas und macht deutlich, wo wir drin-
gend verbessern müssen:

Beispiel Risikoerkennung. Der Deutsche Wetterdienst 
und das BBK hatten Daten geliefert, aber es fehlten 
Strukturen, es fehlte der Prozess, um diese schnellstmög-
lich weiterzuleiten und um diese vor allen Dingen für die 
örtliche Ebene zu interpretieren.

Im Zuge der Flutkatastrophe gab es auch erhebliche 
Schwierigkeiten, die Bevölkerung zu warnen und die an-
gemessenen Verhaltenshinweise zu geben. Ein Radiosen-
der hat – das muss man sich vorstellen – eine dringende 
Warnmeldung einfach liegen lassen und hat stattdessen 
ein aufgezeichnetes Musikband weitergespielt. Das geht 
überhaupt nicht! Es muss sichergestellt werden, dass die 
Bevölkerung frühzeitig und flächendeckend gewarnt 
wird. Das sollte auch fester Bestandteil der Katstrophen-
schutzplanung der Kreise werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Wiederaufbau der Sireneninfrastruktur seit März 
2021 und das Cell Broadcasting, also dass Warnhinweise 
unmittelbar auf das Mobilfunkgerät kommen, sind hier 
genau die richtigen Ansätze.

Es muss auch sichergestellt werden, dass die Bevölke-
rung die Hinweise überhaupt versteht. Eine Warnung 
allein reicht nicht. Ich muss auch wissen, wie ich mich 
zu verhalten habe. Es gab Bürger, die, als sie das Wasser 
schon haben fließen sehen, noch in den Keller gegangen 
sind, um die Stecker zu ziehen, um Gegenstände zu ho-
len. Einige sind dabei tragischerweise ums Leben gekom-
men.

Ein großes Problem war auch die Anforderung, die 
Disposition von Einsatzkräften. Es gab den großen Be-
reitstellungsraum im Bereich des Nürburgrings; 5 000 
Helfer kamen hier zusammen. Es fehlten aber die Struk-
turen, um zu erkennen, dass da schon spezialisierte Kräfte 
stehen. Stattdessen hat man bundesweit nochmals spezia-
lisierte Kräfte angefordert, und die vor Ort blieben zu-
nächst ohne Einsatz.

Die durch den Ausfall der Netze – Strom, Mobilfunk, 
aber auch die teilweise ausgefallenen Funknetze der BOS 
für die Gefahrenabwehr – entstandenen Kommunikati-
onslücken wurden leider nicht immer zügigst geschlos-
sen. Die Situation vor Ort konnte deshalb nicht erkundet 
werden, es konnte kein Lagebild ermittelt werden, sodass 
die Einsatzkräfte auch nicht schnellstmöglich vor Ort 
eingesetzt werden konnten. Spontanhelfer, die teilweise 
mit schwerstem Gerät vor Ort auftauchten, wurden weg-
geschickt, weil man für sie keine Verwendung hatte. 
Meine Damen und Herren, da müssen wir dringend nach-
bessern. Es müssen Strukturen zur Koordinierung und 
Einbindung von Spontanhelfern vor Ort geschaffen wer-
den.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Besonders wichtig für ein funktionierendes Krisen-
management sind Krisenstäbe. Die müssen ihre Arbeit 
aus dem Effeff beherrschen. Nur hierdurch lässt sich die 
Chaosphase möglichst klein halten und dann auch die 
Krise langfristig in den Griff bekommen. Die verantwort-
lichen Krisenmanager, die Landräte und Bürgermeister, 
müssen dafür bestmöglich ausgebildet sein. Und sie soll-
ten im eigenen Interesse die Lehrgänge und Kurse, die 
das BBK anbietet, dringend nutzen. Ich kann nur emp-
fehlen – ich glaube, wir ziehen da alle an einem Strang –, 
das BBK auch im Bereich der Akademien viel besser 
auszurüsten und deutlich auszuweiten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Es muss Pflicht werden für 
Bürgermeister!)

Es ist auch so, dass beim Krisenmanagement die Ab-
läufe und Kommunikationswege natürlich intensiviert 
werden müssen – wenn nötig, durch schärfere rechtliche 
Verpflichtungen. Es ist hier zu begrüßen, dass der neue 
NRW-Koalitionsvertrag vorsieht, für Krisenstäbe und 
operative Einheiten auf kommunaler und Landesebene 
Katastrophenschutzübungen durchzuführen. Ein fortlau-
fendes Lagebild ist für das Krisenmanagement wichtig. 
Auch in Fällen, in denen eine Katastrophe über mehrere 
Kreise, über mehrere Bundesländer geht, muss schnellst-
möglich ein Gesamtlagebild vorliegen. Das im März 
2021 initiierte Gemeinsame Kompetenzzentrum Bevöl-
kerungsschutz beim BBK – da ziehen wir ja alle an einem 
Strang – ist hier ein ganz wichtiger Schritt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir wissen alle, dass beim 
Bevölkerungsschutz neue Aufgaben auf uns zugekom-
men sind. Diese Gesellschaft wird komplizierter und 
technischer. Angriffe und Schwierigkeiten, Katastro-
phenlagen werden möglicherweise häufiger auftreten. 
Es ist ein sehr komplexes Gefüge aus Extremwetterlagen, 
Großbränden, Pandemien, Terrorlagen, Cyberattacken 
auf kritische Infrastrukturen oder längerfristigen Strom-
ausfällen. Darauf müssen wir uns gemeinsam – Bund, 
Länder und Kommunen – bestmöglich vorbereiten. 
Wichtig ist hier: Risikoerkennung, komplettes Lagebild, 
Einsatz und Verteilung von Kräften und vor allen Dingen 
die professionelle Arbeit der Krisenstäbe. Das ist die 
Basis eines funktionierenden Bevölkerungsschutzes.
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Lassen Sie uns alle gemeinsam daran arbeiten.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich grüße Sie ganz 

herzlich an diesem Donnerstagmittag und möchte einfach 
nur mal darauf aufmerksam machen, dass die Tagesord-
nung, glaube ich, bis 2.30 Uhr geht. Es wäre deshalb gut, 
wenn Sie sich an Ihre Redezeiten halten würden. In die-
sem Sinne übergebe ich jetzt das Wort an Misbah Khan 
von Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Helferinnen und Helfer und liebe Betroffene! 
Ich war ein paar Wochen nach der Flutkatastrophe das 
erste Mal im Ahrtal. An vielen Häuserwänden habe ich 
Schlammhandabdrücke gesehen, große und kleine. Auf 
diese Art und Weise haben sich viele der über 100 000 
Helferinnen und Helfer verewigt. Viele davon packen 
auch heute noch mit an. All diesen Menschen kann man 
nicht genug danken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Ich habe, wie viele andere auch, die schrecklichen 
Bilder der Flutkatastrophe gesehen – eigentlich wie 
ganz Deutschland. Aber so wirklich verstanden, was da 
eigentlich passiert ist, habe ich erst, als ich auf einer 
Fläche stand, um mich herum Steine und Geröll, 
Schlamm, viel Holz und seltsam in die Luft ragende 
Metallstangen. Ich habe eine Weile gebraucht, um zu ver-
stehen: Ich stehe gerade mitten in einem Gleisbett, um 
mich herum Heizölgeruch.

Man hat an mehrstöckigen Häusern durch Wasserfle-
cken absehen können, wie weit die Flut gekommen ist – 
ein, zwei, manchmal drei Stockwerke hoch. Wenn sie 
Glück hatten, haben sich die Menschen aufs Dach retten 
können. Die Menschen im Ahrtal, in Stolberg oder in 
Eschweiler haben in 7 Stunden verloren, was sie sich 
zum Teil in 7, in 17 oder in 27 Jahren aufgebaut haben. 
Die Katastrophe hat viele Traumata hinterlassen. Dazu 
kommen Ängste, vergessen zu werden, und auch Ängste, 
dann mit dem Erlebten alleingelassen zu werden.

Politisch haben wir viel angestoßen, und trotzdem hört 
und spürt man Ungeduld. An der Stelle bringt es, ehrlich 
gesagt, auch wenig, auf gute Bewilligungsquoten von 
Hilfsanträgen zu verweisen. Gefühle haben in so einer 
Situation nun mal wenig mit Fakten zu tun. Die Betrof-
fenen sehnen sich nach Normalität, auch um zu verarbei-
ten, was es an seelischen Wunden gibt.

Die Trümmerberge sind mit der Zeit kleiner geworden, 
und die Brachflächen fangen an zu blühen; aber die gro-
ßen Herausforderungen sind geblieben. Wir stehen noch 
am Anfang des Wiederaufbaus, und an dem Bahnhof, den 
ich – ich sagte es am Anfang meiner Rede – erst einmal 
als solchen nicht erkannt habe, fahren auch heute noch 
keine Züge. Aber der nachhaltige Wiederaufbau bietet 
Chancen – Chancen, den Ort so neu zu gestalten, wie 
sich das die Menschen vor Ort wünschen.

Es ist unsere Aufgabe, aus der Vergangenheit zu ler-
nen. Und es ist unsere Aufgabe, insgesamt resilienter zu 
werden, damit es bei der nächsten Überflutung, die es 
sicher auch geben wird, nicht mehr so viele Helferinnen 
und Helfer braucht, die sich dann mit Schlammhänden an 
Häuserwänden verewigen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Es folgt Bernd Schattner für die AfD- 

Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Bernd Schattner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Fast ein 

Jahr ist es nun her, dass 133 Menschen bei der Flutkata-
strophe im Juli 2021 in Rheinland-Pfalz ums Leben ka-
men. Hunderte wurden verletzt, Tausende verloren Hab 
und Gut, viele sind bis heute durch die Erlebnisse trau-
matisiert.

Für uns als AfD-Fraktion waren zwei Dinge von An-
fang an klar: Wir müssen auf parlamentarischer Ebene 
alles dafür tun, die näheren Umstände dieser Katastrophe 
zu erhellen. Und wir werden uns mit voller Kraft dafür 
einsetzen, den Betroffenen die notwendige Hilfe zukom-
men zu lassen.

(Beifall bei der AfD)
Ein Jahr nach dem Starkregenereignis wissen wir 

durch zahlreiche Zeugen- und Sachverständigenaussa-
gen, dass viele Tote hätten verhindert werden können, 
wenn die verantwortlichen Stellen ihren Aufgaben nach-
gekommen wären. Stattdessen gingen alle Vertreter der 
Landesregierung schlafen, während im Ahrtal die Men-
schen ertranken. Nach der Flutnacht taten die Minister-
präsidentin sowie die zuständigen Minister dann so, als 
ob sie nichts gewusst hätten. Unverfroren verbreiteten sie 
die Legende von der Unvorhersehbarkeit der Katastro-
phe. Ihre alleinige Sorge galt aber dem Image der Landes-
mutter und ihrer Regierung. Während die für Hochwas-
serwarnungen zuständige Urlaubsministerin Spiegel zum 
Glück Geschichte ist, bleibt der für Katastrophenschutz 
zuständige Innenminister Lewentz bis heute weiter im 
Amt. Noch immer verbreitet er seine Legende von der 
„lokalen Verantwortung“ für das tödliche Warnversagen 
an der Ahr.

Meine Damen und Herren, nach der ersten Katastrophe 
folgt nun die zweite. Auch nach mehr als einem Jahr läuft 
die Auszahlung der Unterstützungshilfen mehr als nur 
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schleppend. Weniger als 1 Prozent der Mittel wurden bis 
jetzt ausgezahlt. Begründung der Regierung: Man müsse 
ja ganz genau prüfen, wer welche Mittel erhält. Sehr 
geehrte Vertreter dieser Regierung, diese Sorgfalt, die 
Sie hier an den Tag legen und in der Sie die eigenen Leute 
im wahrsten Sinne des Wortes im Regen stehen lassen, 
diese Sorgfalt hätte ich mir dann doch lieber an einer 
anderen Stelle gewünscht.

(Beifall bei der AfD)

Hier sei nur der Betrug in Milliardenhöhe durch nicht 
stattgefundene Coronabürgertests genannt.

An Geld für den Wiederaufbau mangelt es indes nicht. 
Allein für Rheinland-Pfalz wurde – überwiegend vom 
Bund – ein Hilfsfonds in Höhe von 18 Milliarden Euro 
zur Verfügung gestellt. Aber dieses Geld kommt bei den 
betroffenen Menschen überhaupt nicht an. So waren 
Ende Mai aus der Wiederaufbauhilfe lediglich 136,5 Mil-
lionen Euro an Privathaushalte für Hausrat- und Gebäu-
deschäden ausgezahlt. Auch die bisher an betroffene Un-
ternehmen überwiesenen Mittel kann man im Verhältnis 
zum entstandenen Gesamtschaden nur als marginal be-
zeichnen. Nach einem Bericht des Innenausschusses des 
Landtags Rheinland-Pfalz vom 7. Juni waren es ganze 
31,3 Millionen Euro. Das ist in der Summe ebenfalls 
weniger als 1 Prozent des verfügbaren Geldes.

Aber auch den Arbeitnehmern droht am Ende des Mo-
nats ein böses Erwachen. Die Härtefallregelung zum 
Kurzarbeitergeld muss unbedingt verlängert werden, da 
ansonsten zahlreiche Menschen in die Arbeitslosigkeit 
abrutschen werden. Grund hierfür ist vor allem, dass die 
Betriebe vor Ort immer noch nicht wiederaufgebaut wur-
den.

Selbst bei der öffentlichen Infrastruktur sieht es nicht 
besser aus: 4 Milliarden Euro Bedarf in den Landkreisen 
wurde festgestellt. Ausgezahlt waren bis zum 2. Juni nur 
150,8 Millionen. Wenn das in diesem Tempo weitergeht, 
wird der vollständige Wiederaufbau der Infrastruktur 
hochgerechnet 25 Jahre dauern und damit nur marginal 
länger als der Bau des Flughafens BER.

Verehrte Kollegen, lassen Sie mich zum Ende meiner 
Rede kommen und hier vor allem den zahlreichen freiwil-
ligen Helfern und Landwirten vor Ort danken. Ohne de-
ren unverzügliches Eingreifen nach der Flut hätten die 
Einwohner noch wesentlich länger im Schlamm gestan-
den.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Insbesondere die Bauern mit ihrem schweren Räumgerät 
waren in den ersten Tagen und Wochen die Helden der 
Region. Vielen Dank für diese Hilfe!

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Mechthild 
Heil [CDU/CSU])

Dass es nicht noch viel mehr Opfer gab, ist dem muti-
gen Einsatz von Feuerwehrleuten zu verdanken, die be-
sonders am Oberlauf der Ahr zahllosen Menschen das 
Leben retteten. Beispielhaft sei hier die Rettungsleistung 
des 26-jährigen Wehrleiters in dem Dorf Schuld genannt, 
in dem trotz verheerender materieller Zerstörungen kein 
einziger Bewohner sein Leben verlor. Nicht unerwähnt 

sollte zum Schluss auch die 19-jährige Feuerwehrfrau 
bleiben, welche im Einsatz zur Rettung von Menschen 
ihr Leben verloren hat.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält die Kollegin Sandra Bubendorfer- 

Licht von der FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sandra Bubendorfer-Licht (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Besucher auf den Tribünen! Ich zitiere mit Erlaub-
nis der Präsidentin aus dem Buch „Es war doch nur Re-
gen!?“ von Andy Neumann – er lebt selbst mit seinen 
beiden Kindern und seiner Frau im Ahrtal –, der über 
die frühen Morgenstunden des 15. Juli 2021 schreibt:

… unser Haus wurde heute Nacht, im absoluten 
Wortsinn, geflutet. … [Wir] saßen … im ersten 
Obergeschoss unseres Hauses fest, sahen unsere Au-
tos davonschwimmen, andere Autos gegen unser 
Haus krachen …
Und das Wasser stieg und stieg, bis es nur noch fünf 
Stufen waren, die es vom ersten Obergeschoss ge-
trennt haben.

Was Menschen wie Andy Neumann und seine Familie 
in diesen Minuten erleben mussten, ist für uns unvorstell-
bar: eine reißende Wassermasse, die von jetzt auf gleich 
nahezu alles zerstört. Familie Neumann war es vergönnt, 
dass sie sich zumindest selbst schützen konnte. Über 180 
Menschen in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
war dieses Glück im Unglück nicht beschieden. Sie star-
ben, weil sie die Gefahr und das drohende Unheil nicht 
haben kommen sehen und oftmals erst zu spät das Aus-
maß und den Ernst der Lage erkennen konnten.

Schuldzuweisungen, meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, bringen uns nicht weiter; aber es war 
ein Versagen auf staatlicher Ebene. Eines müssen wir im 
Nachgang zu dieser Katastrophe aber endlich gelernt ha-
ben: Wir dürfen es nicht mehr verantworten, nicht vor-
bereitet zu sein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Opfer und Geschädigten, die bis heute im Ahrtal 
und in den weiteren Flutgebieten versuchen, in ihren All-
tag wieder Normalität zu bekommen, müssen uns dies 
lehren. Wir müssen unsere gesamte Ablaufstruktur beim 
Krisenmanagement im Bevölkerungsschutz überarbeiten. 
Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe, das nun endlich gestärkt und ausgebaut wird, 
muss noch weiter zur Zentralstelle im Bevölkerungs-
schutz entwickelt werden. Es muss eine in jeglicher Hin-
sicht koordinierende Zentralstellenfunktion erhalten und 
alles über verfügbare Kräfte, Ressourcen, Einsatzführung 
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und Aufbau abrufbar haben. Sofortige Erreichbarkeit, 
Handlungsfähigkeit und umfassende Unterstützung der 
Kräfte vor Ort – das ist in meinen Augen enorm wichtig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Solche extremen Lagen müssen strukturierte, geübte 
und funktionierende Abläufe erfahren. Katastrophen 
wie diese werden uns in Zukunft leider häufiger heim-
suchen. Die Gefahr von Waldbränden und Wasserknapp-
heit ist dabei ebenso zu nennen wie die geopolitischen 
und militärischen Herausforderungen unserer Zeit.

Den Ernst der Lage haben wir in Deutschland aber nun 
endlich begriffen. Der Bevölkerungsschutz in Deutsch-
land erhält endlich den Stellenwert, den er verdient. 
Aber wir müssen auch noch stärker den wissenschaftli-
chen Aspekt und die ressortübergreifende Abstimmung 
gerade in die Lagebilder einfließen lassen. Gemeinsam 
mit den Innenministern der Länder hat das BBK Anfang 
Juni das wichtige Gemeinsame Kompetenzzentrum von 
Bund und Ländern gestartet. Damit ist ein erster Schritt 
getan, um die Strukturen und Abläufe zwischen Bund 
und Ländern zu verbessern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen muss nun endlich ein Föderalismusdialog 
angegangen werden, wie er auch im Koalitionsvertrag 
vereinbart ist. Diese enormen Katastrophen übersteigen 
nämlich oft die Handlungsfähigkeit der Länder und 
Kreise und beziehen sich nicht nur auf einen klar ab-
zugrenzenden Bereich. Hier müssen dem Bund mehr Un-
terstützungsmöglichkeiten gegeben werden. Dabei geht 
es nicht darum, jemandem etwas wegzunehmen oder 
seine Kompetenzen zu beschneiden, sondern darum, 
Jahrhundertkatastrophen mit allen verfügbaren Ressour-
cen und Kräften koordiniert – und das Stichwort ist wirk-
lich „koordiniert“ – zu bewältigen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Daran anknüpfend sind die im Haushalt 2022 getätig-
ten Investitionen der Fortschrittskoalition richtig und 
wichtig und bilden einen guten Startschuss, auf dem wei-
ter aufgebaut werden muss. Der Weg führt in die richtige 
Richtung und muss in den nächsten Jahren weiter kon-
sequent beschritten und gestärkt werden. Wir müssen den 
Bevölkerungsschutz neu denken. Das sind wir den Op-
fern und Geschädigten wie der Familie von Andy Neu-
mann, besonders aber den vielen Toten, die in der Jahr-
hundertflutkatastrophe ihr Leben lassen mussten, 
schuldig.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für Die Linke erhält jetzt das Wort Dr. André Hahn.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. André Hahn (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Flut-

katastrophe vor einem Jahr mit mindestens 186 Todes-
opfern und Milliardenschäden hier in Deutschland war 
ohne Zweifel ein extrem verheerendes Naturereignis. 
Allen Opfern und deren Angehörigen spreche ich auch 
im Namen meiner Fraktion Die Linke unser aufrichtiges 
Mitgefühl aus.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich möchte mich auch – das haben andere schon getan – 

bei den Einsatzkräften vom THW, der Feuerwehren, der 
Bundeswehr, vom Roten Kreuz und von anderen Hilfs-
organisationen sowie den vielen Freiwilligen bedanken, 
die sich vor Ort in den betroffenen Regionen engagiert 
haben. Ihnen haben wir viel zu verdanken; das will ich an 
dieser Stelle auch ausdrücklich sagen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Neben der Frage, wie wir die betroffenen Menschen, 
aber auch Unternehmen beim Wiederaufbau unterstüt-
zen, müssen wir als Parlament vor allem Antworten da-
rauf geben, was wir tun können, damit sich solche Scha-
densereignisse möglichst nicht wiederholen, auch wenn 
wir alle wissen, dass es eine absolute Sicherheit nicht 
geben kann. Albrecht Broemme, der ehemalige Präsident 
des Technischen Hilfswerks, hat in der Anhörung des 
Innenausschusses unter anderem zwei sehr bemerkens-
werte Sätze gesagt. Mit Blick auf die medial immer wie-
derkehrende Formulierung, es habe sich im Ahrtal um 
eine Jahrhundertflut gehandelt, erklärte er – Zitat –: Ich 
müsste eigentlich schon 800 Jahre alt sein, so viele Jahr-
hundertfluten habe ich schon erlebt.

Ich finde, diese Aussage sollte uns doch zu denken 
geben. Das Wort von der „Jahrhundertflut“ fiel beispiels-
weise auch beim Extremhochwasser an der Elbe im Som-
mer 2002. Ich wohne selbst im Elbtal, war damals Mit-
glied des Sächsischen Landtages. Und natürlich stellt sich 
die Frage, ob damals die richtigen Lehren daraus gezogen 
wurden. Wenn man sich den Bericht der unabhängigen 
Kommission an die Sächsische Staatsregierung zur Flut-
katastrophe 2002 ansieht, hat man ein erschreckendes 
Déjà-vu. Ich habe leider nicht die Redezeit, um das im 
Einzelnen auszuführen; aber die Probleme waren und 
sind 20 Jahre später leider nahezu identisch: unzurei-
chende Warnsysteme für die Bevölkerung, massive Stö-
rungen der Krisenkommunikation zwischen Kreis, Land 
und Bundesebene, Ausfall des Telefonnetzes, nicht vor-
handene Notstromaggregate usw.

„Aus den Krisen lernen“ hieß es gestern im CDU/ 
CSU-Antrag. Das bedeutet aus unserer Sicht nicht nur, 
die Katastrophe im Ahrtal nicht zu vergessen, sondern 
auch nicht die 16 Jahre unionsgeführter Regierung und 
des zuständigen Innenministeriums, das federführend für 
den Sparwahn beim Bevölkerungsschutz verantwortlich 
war.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. 
Josef Oster [CDU/CSU])
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Es kann und darf nicht sein, dass uns Helfer aus dem 
Katastrophenschutz in der Anhörung des Innenausschus-
ses sagen müssen, dass ihre Fahrzeuge eher ins Museum 
gehören, als dass sie für einen Hilfseinsatz noch taugen.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Waren Sie mal beim 
THW? – Gegenruf der Abg. Nina Warken 
[CDU/CSU]: Schon lange nicht mehr!)

Und es ist doch eine Farce, dass bundesweit – viel zu 
spät – Sirenen ausgetauscht und endlich erneuert werden, 
aber nicht einmal einheitlich geregelt ist, welche Art von 
Sirenen eingebaut wird und auf welche Warntöne die 
Bevölkerung wie reagieren soll. Ein Jahr nach der Flut 
kämpfen die Betroffenen teils weiterhin um den Wieder-
aufbau der Häuser und mit Versicherungen, und dieser 
Wiederaufbau geht viel zu schleppend voran. Das dürfen 
wir nicht einfach hinnehmen.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich sage auch: Dass zerstörte Häuser oftmals am selben 
gerade überfluteten Standort neu errichtet werden, ist 
genauso problematisch wie der Umstand,

(Mechthild Heil [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht!)

dass es immer noch keine Elementarschadenpflichtver-
sicherung gibt, die ich schon vor zwei Jahrzehnten im 
Landtag gefordert habe.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sehr 
richtig! Sehr richtig!)

Ich habe eingangs von zwei bemerkenswerten Sätzen 
des ehemaligen THW-Präsidenten Broemme gesprochen, 
die er in der jüngsten Anhörung im Innenausschuss ge-
äußert hat. Der zweite Satz lautete – Zitat –: Wenn im 
nächsten Jahr wieder so ein schweres Hochwasser käme, 
würde alles leider genauso passieren wie im Ahrtal. – Ich 
hoffe, wir sind uns alle einig, dass das nicht sein darf. 
Deshalb muss man endlich den Zivil- und Katastrophen-
schutz nachhaltig stärken.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Dr. André Hahn (DIE LINKE):
Letzte Bemerkung, Frau Präsidentin. – Wenn die Bun-

desregierung das nun ernsthaft angehen will, dann wer-
den wir das gern unterstützen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 

Sandra Bubendorfer-Licht [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die SPD-Fraktion erhält jetzt das Wort Dirk Wiese.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dirk Wiese (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 

Hochwasser im Ahrtal, in der Eifel, in großen Teilen von 
Nordrhein-Westfalen, in Städten wie Stolberg, Erftstadt, 
Hagen-Hohenlimburg, Sundern im Sauerland, im Volme-
tal, aber auch in den Bundesländern Bayern und Sachsen 
war eine auch heute noch kaum fassbare Katastrophe für 
die Menschen vor Ort und eine Tragödie mit Leid, Trauer, 
Zerstörung für die betroffenen Gebiete, Städte, Gemein-
den und viele Dörfer. Mit über 180 Todesopfern, Hunder-
ten von Verletzten, der Verwüstung ganzer Landstriche 
und Schäden in Milliardenhöhe war es eine der größten 
Naturkatastrophen der deutschen Nachkriegsgeschichte.

Die Hilfsbereitschaft – Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser hat es angesprochen – war von Anfang an über-
wältigend. Die hauptamtlichen und ehrenamtlichen Hel-
fer der Feuerwehren, des THW, verschiedener Bundes-
behörden, der Bundeswehr, der Hilfsorganisationen, der 
Krankenhäuser, Arztpraxen und Pflegedienste haben 
Enormes geleistet. Auch zahllose private Helfer, Land-
wirte, Handwerker aus allen Gegenden des Landes haben 
angepackt und gemeinsam mit den Betroffenen die 
Keller, die Wohnungen und die Häuser von Schlamm 
befreit.

Das THW hat heute eine Kampagne gestartet. Sie ha-
ben auf die Plakate zwei Sätze geschrieben, die sehr gut 
passen: Danke für den Mut. Danke für den Zusammen-
halt. – Ihnen allen gebührt unser großer Dank, und sie 
leisten übrigens noch heute an vielen Wochenenden frei-
willig Hilfe und Unterstützung vor Ort. Da kann man nur 
Danke sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Aufgabe ist 
es vor diesem Hintergrund ein Jahr später, die richtigen 
Lehren zu ziehen; denn – man muss es klar sagen – es 
wurden Fehler gemacht, auch auf politischer Ebene. 
Diese müssen wir benennen und aufarbeiten. Entspre-
chende Untersuchungsausschüsse, auch in Mainz, in 
Düsseldorf, sind eingesetzt bzw. werden richtigerweise 
fortgeführt. Der Umgang mit der Katastrophe und auch 
die Koordinierung der Hilfsaktivitäten in meinem Hei-
matbundesland Nordrhein-Westfalen haben im Nach-
hinein viele politische Fehleinschätzungen offenbart. An-
statt den Menschen schnell, konkret und effektiv zu 
helfen, kam die Reaktion oftmals zu spät. Es gab kein 
gemeinsames Vorgehen, es wurde oft unabgestimmt 
agiert. Es wurde sehr oft reagiert, nicht agiert. Und – 
ich glaube, das eint uns – das darf nicht wieder passieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auf der anderen Seite zeigt uns das Hochwasser auch 
schonungslos die Defizite auf, die noch immer im Kata-
strophen- und Bevölkerungsschutz vorhanden sind: die 
mangelhafte Koordination der verschiedenen Ebenen, 
das unzureichende Funktionieren der Alarmkette, ein 
fehlendes flächendeckendes Warnsystem für die Bevöl-
kerung. Ja, diese Baustellen müssen wir gemeinsam zü-
gig angehen, und das ist unsere Aufgabe, hier auch ent-
sprechend die Weichenstellungen vorzunehmen. Ich will 
auch sagen, dass bei den Auszahlungen der Aufbauhilfen 
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viel passiert ist. Aber: Langwierige Antragsverfahren, 
zermürbende Auseinandersetzungen, gerade auch mit 
Versicherungen, sorgen für wenig Verständnis bei den 
Betroffenen. Hier müssen wir ansetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Ziel muss es 
sein, dass der Staat in der Krise auf allen Ebenen hand-
lungsfähig ist und die Sicherheit für die Menschen überall 
in Deutschland garantiert, wenn es darauf ankommt. Nur 
ein starker Bevölkerungsschutz kann das garantieren. 
Von daher müssen wir alle gemeinsam nachbessern, 
Kommunen, Länder und auch der Bund, ohne Wenn 
und Aber. Ich bin Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
sehr dankbar, dass sie hier gerade in ihrer Rede keine 
Zweifel daran hat aufkommen lassen, dass wir gemein-
sam als Ampelkoalition eine enge Kooperation mit allen 
Ebenen voranbringen wollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Einrichtung 
des Gemeinsamen Kompetenzzentrums beim Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe in Bonn 
haben wir richtige Weichenstellungen und erste Schritte 
bereits auf den Weg gebracht. Das BBK und das Tech-
nische Hilfswerk benötigen jedoch auch weitere Unter-
stützung, damit sie in ihren originären Aufgaben gestärkt 
werden. Es ist, glaube ich, gut und richtig, dass das BBK 
an der Spitze jetzt fachlich kompetent, mit der nötigen 
Erfahrung aufgestellt ist; denn die Bürgerinnen und Bür-
ger – das will ich deutlich sagen – haben einen Anspruch 
darauf, dass der Staat ihre Leben schützt, dass wir die 
richtige Ausrüstung für diejenigen zur Verfügung stellen, 
die helfen. Das kostet Geld, aber es ist gut angelegtes 
Geld für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in 
unserem Land. Dafür haben wir auch hier in Berlin die 
Verantwortung.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Jetzt spricht für die Unionsfraktion 

Mechthild Heil.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthild Heil (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Verzweiflung. Wenn ich in den ersten Tagen in 
meinem Wahlkreis im Ahrtal mit den Menschen gespro-
chen habe, war das das bestimmende Gefühl: Verzweif-
lung, Verzweiflung über die unfassbare Dimension dieser 
Katastrophe: Tote, Verletzte, Wunden an Leib und Seele, 
viele, viele Traumatisierte, ein vollkommen zerstörtes 
Tal, ein verlorenes Zuhause – wir sagen: ein verlorenes 
Paradies.

Ziemlich schnell setzten sich dann jedoch andere Ge-
fühle durch: Hoffnung und Dankbarkeit. Gestützt waren 
sie auf den Zusammenhalt in den Dörfern und in den 
Nachbarschaften; weil die Dörfer meistens wirklich von 
der Außenwelt abgeschnitten waren, war man darauf an-
gewiesen. Gestützt waren sie auch auf die unglaubliche 

Hilfe, die von außen kam, aus ganz Deutschland und weit 
darüber hinaus, und gestützt auf die überwältigende 
Spendenbereitschaft, die bis heute anhält.

Die Hoffnung stützte sich aber auch auf das Verspre-
chen der Politik hier in Berlin und auch in Mainz: Wir 
werden alles für euch tun, was wir können. Wir werden 
zeigen, dass wir schnellen Wiederaufbau in Deutschland 
umsetzen. – Die damalige Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel hat gesagt: „Da muss keiner Angst haben, der Wieder-
aufbau wird nicht am Geld scheitern.“ Geld steht in aus-
reichender Menge zur Verfügung. Versprechen gehalten. 
Den damaligen Finanzminister und jetzigen Bundeskanz-
ler Olaf Scholz kann ich mit den Worten zitieren: „Das, 
was man mit Geld in Ordnung bringen kann, das werden 
wir mit Geld in Ordnung bringen.“

Heute, ein Jahr nach der Katastrophe, ist das vorherr-
schende Gefühl zwischen Dorsel an der Oberahr und 
Sinzig, wo die Ahr in den Rhein fließt, Enttäuschung, 
Enttäuschung gegenüber den Verwaltungsapparaten hier 
im Bund und auch in den Ländern, weil das Geld eben 
nicht bei den Betroffenen vor Ort ankommt, bei den Pri-
vatleuten und bei den Unternehmen, bei den Kommunen, 
weil es nicht zeitnah oder am Ende überhaupt nicht und 
nicht in ausreichender Höhe ankommt, und Enttäu-
schung, weil der Neuaufbau viel, viel, viel zu langsam 
geht.

Das Geld kommt nicht an, weil die Ampel in Rhein-
land-Pfalz im Regelfall nur bereit ist, 20 Prozent Ab-
schlag auf den Schaden auszuzahlen; Nordrhein-West-
falen zahlt 40 Prozent aus.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Hört! Hört!)
Bis diese erste Zahlung dann bei den Betroffenen an-
kommt, auf dem Konto liegt, müssen die Betroffenen 
Monat für Monat vorfinanzieren. Nicht nur die erste Zah-
lung, sondern jede weitere Zahlung muss der Betroffene 
vorfinanzieren, und das ist derjenige, der nichts hat, dem 
das Haus weggeschwommen ist, dem Mitmenschen oder 
Angehörige verstorben sind.

Das Geld kommt nicht an, weil die Antragsverfahren 
zu aufwendig, zu kompliziert sind. Viele Flutopfer haben 
bis heute noch keinen Antrag gestellt, obwohl sie sicher-
lich ohne Zweifel dazu berechtigt wären. Da helfen auch 
nicht die Infopoints im Tal, und es helfen auch nicht die 
jetzt stattfindenden aufsuchenden Tür-zu-Tür-Beratun-
gen. Das ist ein guter Ansatz; da will ich gar nicht me-
ckern. Aber: Die Antragstellung ist so kompliziert. Sie 
muss digital erfolgen. Sie ist so kompliziert, dass es Wo-
chen und Monate dauert, ehe das Verfahren zu einem 
wirklich erfolgreichen Abschluss gekommen ist. Deshalb 
sage ich, liebe Bundesregierung, aber auch liebe Landes-
regierung: Specken Sie endlich diese Verfahren ab, er-
höhen Sie die Zahl der Leute, die diese Verfahren bei 
der ISB bearbeiten, und sorgen Sie endlich dafür, dass 
man immer denselben Ansprechpartner hat!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Vieles vor Ort wird im Keim erstickt, immer mit dem 

gleichen Hinweis: Wenn in ein paar Jahren der Rech-
nungshof kommt, kann es sein, dass er dagegen Ein-
spruch erhebt. Oder es heißt: In der Verwaltungsvor-
schrift, in der VV, gibt es dazu keine klare Aussage, 
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also nein, wir machen das nicht. – Und wenn die Landes-
regierung in Rheinland-Pfalz Bewilligungen versagt, 
dann häufig mit dem Hinweis: Da stellt sich der Bund 
quer. – Ich vermisse den Aufschrei dieser Ampel, den 
Widerspruch in Richtung Rheinland-Pfalz gegen die 
Aussage, dass wir uns im Bund querstellen. Oder muss 
ich davon ausgehen, dass die Rheinland-Pfälzer recht 
haben und es an uns, am Bund, an Ihnen liegt, dass sich 
im Ahrtal nichts bewegt?

Eines ist klar: So gelingt der Aufbau nicht. Nach einem 
Jahr ist er nicht gelungen, und er wird so auch im nächs-
ten Jahrzehnt nicht gelingen. Deswegen mein Appell: 
Setzen Sie von den Ampeln in Rheinland-Pfalz und hier 
im Bund sich endlich mit den Rechnungshöfen zusam-
men, und klären Sie, was förderfähig ist und was nicht! 
Und setzen Sie sich als Vertreter von Bund und Land 
endlich zusammen, und passen Sie die VV an! Heute, 
ein Jahr nach der Flut, wissen wir doch besser, was da 
drinstehen muss. Man kann es ändern. Bitte tun Sie das.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Frau Faeser, Sie haben gesagt – und Sie haben recht 
damit –, dass es kein Schwarzer-Peter-Spiel geben darf. 
Dann hören Sie auch damit auf, und kommen Sie endlich 
ins Handeln! Es muss Schluss sein damit, dass sich Bund 
und Land immer gegenseitig den Schwarzen Peter zu-
schieben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und bitte schaffen Sie endlich Klarheit, welche Personal-
kosten, die im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau 
bei den Kommunen anfallen, bezahlt werden. Bis jetzt 
ist das nicht klar. Es wird kein Personal eingestellt, weil 
die Kosten eben nicht vom Bund getragen werden. Das ist 
ein unhaltbarer Zustand. Die Menschen und die Kom-
munen vor Ort können sich das nicht leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sorgen Sie für praxistaugliche Regelungen bei der Ab-
grenzung der Kosten des Wiederaufbaus zu den Kosten 
des Hochwasserschutzes! Und verlängern Sie endlich das 
Kurzarbeitergeld! Sie haben das gerade wieder abgelehnt. 
Die Leute dort haben keine Arbeit. Das Unternehmen ist 
weggeflossen, und Sie nehmen ihnen auch noch den letz-
ten Rest Unterstützung weg. Verlängern Sie mit einer 
Sonderregelung das Kurzarbeitergeld in den Flutgebie-
ten!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Herr Scholz, Frau Dreyer, es fehlt ein klarer Fahrplan.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Mechthild Heil (CDU/CSU):
Es fehlt eine schnelle, unbürokratische Hilfe. Es fehlt 

an Zusammenarbeit. Es fehlt, wie immer, an Führung bei 
Ihnen. Packen Sie die Probleme an! Enttäuschen Sie die 
Betroffenen im Ahrtal nicht noch einmal!

(Beifall bei der CDU/CSU – Dirk Wiese 
[SPD]: Und jetzt fliegen Sie nach Mallorca, 
oder was?)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort Leon Eckert für Bünd-

nis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Liebe 

Kolleginnen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Wenn wir 
heute zurückblicken auf das Hochwasser, das sich vom 
14. auf den 15. Juli letzten Jahres durch Flussläufe und 
Täler gewalzt hat, dann ist die Dimension immer noch 
schwer zu fassen. Meine Gedanken sind bei denen, die 
Angehörige, Freunde, Verwandte verloren haben. Das 
Engagement und der Einsatz der vielen – Nachbarn, 
Freunde, völlig Fremde, Einsatzkräfte der Hilfsorganisa-
tionen, der Feuerwehren und des THW –, das sind die 
Lichtblicke in dieser Katastrophe gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben über Tage, Wochen und Monate vor Ort zur 
Bewältigung der Lage beigetragen. Danke dafür!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Wir sind es den Betroffenen und den Helferinnen und 
Helfern schuldig, unsere Lehren aus der Katastrophe zu 
ziehen und umzusetzen. Zwei zentrale Anliegen möchte 
ich starkmachen; dort können und dort müssen wir han-
deln.

Erster Punkt: Koordination. Ich habe mit einer Vielzahl 
von Einsatzkräften gesprochen. Sie beschrieben mir den 
Wirrwarr durch unterschiedliche Standards und Benen-
nungen in den einzelnen Bundesländern. Im ersten Mo-
ment weiß kaum jemand außerhalb Bayerns, was der 
Wasserrettungszug der bayrischen Wasserwacht leisten 
kann, der im Einsatz war. Dementsprechend wurde er 
eingesetzt, nämlich zum großen Teil gar nicht.

Die Schwierigkeit der Verständigung zeigt sich leicht 
an einem kleinen Beispiel: Fährt der thüringische Rüst-
wagen mit dem Funkrufnamen „Florian Dornburg-Cam-
berg 71/1“ nach Reinland-Pfalz zum Helfen, dann steht 
die „71“ im Funkverkehr für ein Mehrzweckfahrzeug. 
Keiner weiß, was das ist. Fährt er weiter nach NRW, ist 
die „71“ auf einmal ein Feuerwehrkran. Die Funkken-
nung verliert einen Teil ihrer Funktion und bremst damit 
aus. Beispiele wie dieses – es ist nur ein kleines – gibt es 
zuhauf. Sie zeigen, dass unterschiedliche Sprachen zwi-
schen den Bundesländern existieren. All das bremst und 
macht den Einsatz langsamer – wertvolle Zeit, die Men-
schenleben kosten kann.

Das GeKoB, das Gemeinsame Kompetenzzentrum Be-
völkerungsschutz, bietet jetzt die Möglichkeit, dass Bund 
und Länder das Problem dieses Wirrwarrs lösen mit Ver-
einbarungen zum gemeinsamen Vorgehen und einer La-
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gebildübersicht. Sollte die Freiwilligkeit hier scheitern, 
müssen wir uns im Parlament Gedanken machen, wann 
wir diesen Zustand im Sinne der Sicherheit der Bürgerin-
nen und Bürger nicht mehr dulden können, und selbst 
bundesweit Mindeststandards einführen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie des Abg. Sönke Rix 
[SPD])

Zweiter Punkt: Warnung. Unser Warnnetz ist löchrig; 
das zeigt die Katastrophe, das zeigt der Warntag in Bay-
ern. Cell Broadcasting kommt noch, Warn-Apps sind viel 
zu wenig verbreitet, Sirenen lückenhaft vorhanden, oft 
nicht ansteuerbar für den Alarm. Das ist eine Situation, 
in der sich kein Akteur, weder Kommune noch Land noch 
Bund, ausruhen darf. Gerade deswegen braucht es jetzt 
jeden Schwung, um mehr Abdeckung zu erreichen, um 
jeden zu erreichen.

Ich sage: Ja, wir als Bund müssen das Sirenenförder-
programm weiterführen, Cell Broadcasting kommt. Ich 
würde so weit gehen, dass wir die NINA-Warn-App auf 
jedem Handybetriebssystem vorinstallieren lassen. Aber 
die Länder müssen eigene Sirenenförderprogramme 
komplementär einrichten. Die Kommunen müssen jetzt 
vor Ort spezifische Warnkonzepte anlegen. Hier nur auf 
den Bund zu warten, ist, wie das Wort „warten“ schon 
sagt, zu langsam. Lassen Sie uns vorangehen!

Ein Fazit: Noch nie war die Einsicht so groß, dass 
Veränderungen im Bevölkerungsschutz notwendig sind, 
wie zurzeit. Wir arbeiten daran. Wir wollen umsetzen. 
Helfen Sie mit, die Probleme zu lösen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt Steffen Janich für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Steffen Janich (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Am Nachmittag des 12. Juli 2021 war alles noch 
ruhig. In der Folge fielen Niederschläge bis zu 150 Liter 
Wasser pro Quadratmeter. Die kommenden Wassermas-
sen töteten noch mehr Menschen als die Hochwasser an 
der Oder in den Jahren 1997 und 2010. Fast 190 Men-
schen starben. Allein in Rheinland-Pfalz wurden etwa 
500 Gebäude völlig zerstört, etwa 200 000 Menschen 
waren ohne Strom, Mobilfunknetze brachen völlig zu-
sammen, Hunderte Kilometer Straßen und über hundert 
Brücken wurden massiv beschädigt.

Es gibt nichts, was einen geliebten Menschen, der von 
uns gegangen ist, zurückholen kann. Doch es gab neben 
all dem Tod, der Zerstörung und dem menschlichen Leid 
auch so etwas wie einen Funken Hoffnung. Und dieser 
Funke Hoffnung waren Tausende vor allem ehrenamtli-
che Helfer, die über Tage und Wochen weit über ihre 
persönlichen Grenzen hinausgingen und bis an die Gren-
zen des Machbaren arbeiteten. Diesen Menschen gilt un-
ser Dank.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Ein Baggerfahrer fuhr an ein Haus heran, welches vom 
Wasser eingeschlossen war, ließ eine gehunfähige Frau 
durch das Fenster in seine Schaufel klettern und brachte 
sie in Sicherheit. Einsatzkräfte des Technischen Hilfs-
werks retteten ein Baby und seine Eltern, die sich auf 
einem überfluteten Feld auf einem Hochsitz befanden. 
Diesen Tausenden Helden gebührt unser tiefster Dank.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Es ist eine Kernaufgabe von uns Politikern, alles in 
unserer Macht Stehende zu tun, um künftig besser auf 
derartige Katastrophen vorbereitet zu sein. Die Sachver-
ständigen im Innenausschuss haben uns hierzu wertvolle 
Hinweise gegeben. Die Zuständigkeiten im Katastro-
phenfall sind zu bündeln, zerstörte Kommunikations-
wege müssen schneller wiederhergestellt werden, neue 
Sirenen zur Warnung der Bevölkerung gehören flächen-
deckend bereitgestellt, Führungskräfte von Katastro-
phenschutzorganisationen müssen trägerübergreifend ge-
meinsam ausgebildet werden, und, ganz wichtig, es sind 
Einsatzstäbe für Katastrophenfälle im Alarmsystem zu 
schaffen, welche innerhalb einer Stunde einsatz- und in-
nerhalb von zwei Stunden handlungsfähig sind. Und 
wenn Sie mir hier sagen wollen, das ginge nicht, sage 
ich: Unsere Kameraden von der Feuerwehr sind inner-
halb von zwölf Minuten am Einsatzort. Es muss also 
gehen.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Beim Katastrophenschutz ist nicht Zeit für Parteien-
politik. Wir werden unseren Beitrag leisten, um ein Re-
formprogramm noch in dieser Wahlperiode aufzustellen. 
Meine Fraktion wird hier konstruktiv mitarbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die FDP-Fraktion folgt jetzt der Kollege Manuel 

Höferlin.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Manuel Höferlin (FDP):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Vor einem Jahr wurden die Menschen in den 
Bundesländern Nordrhein-Westfalen und Rheinland- 
Pfalz, meinem Zuhause, von einer Flut stark getroffen. 
Es wurde mehrfach beschrieben: Ganze Straßenzüge, 
ganze Häuser sind zerstört worden. Menschen haben alles 
verloren. Wo in den Wohnzimmern vorher noch die 
Couch stand, war plötzlich nichts. Auch ich habe das 
Buch von Andy Neumann gelesen, in dem er beschreibt, 
wie das Wasser höher und höher stieg. Man kann es sich 
nicht vorstellen, wenn man nicht dort war.
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Den höchsten Preis haben die Menschen gezahlt, die 
dort ihr Leben gelassen haben, über 180. Und es werden 
immer noch Menschen vermisst. Nicht nur ihnen, auch 
den Angehörigen, den Menschen, die noch heute unter 
den Folgen leiden, sind wir es schuldig, zwei Fragen zu 
stellen: Die erste Frage lautet: Wie konnte das passie-
ren? – Wir müssen aufarbeiten, was schiefgelaufen ist. 
Deswegen gibt es Untersuchungsausschüsse in den Län-
dern. Es ist wichtig, dass man daraus die richtigen 
Schlüsse zieht. Aber wichtig ist auch, die zweite Frage 
zu stellen: Was können wir heute auf den Weg bringen, 
damit so etwas nicht wieder passieren kann?

Wenn man rückblickend auf die Einsätze schaut, dann 
sieht man, wer dort alles geholfen hat, insbesondere eine 
Gruppe von Menschen, nämlich die vielen Ehrenamtli-
chen. Ich will allen Hilfsorganisationen, aber auch jedem 
Einzelnen – ich kenne so viele Menschen, die sich ein-
fach dorthin auf den Weg gemacht haben mit irgendeinem 
Gerät, einem Unimog, einem großen Lkw, was auch im-
mer – noch einmal danken.

(Mechthild Heil [CDU/CSU]: Das entlässt Sie 
doch nicht aus der Verantwortung, selbst etwas 
zu tun!)

An ihnen lag es nicht, dass es zu wenig Hilfe gab. Des-
wegen mein herzlicher Dank an all diese Menschen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Problem war aber, dass die Struktur ringsum ver-
sagt hat. Viele dieser Menschen sind frustriert zurück-
gekommen, ohne geholfen zu haben, weil ihnen niemand 
sagen konnte, wo sie eingeteilt werden können. Das ist 
das Problem. Vorwiegend ist es ein strukturelles Versagen 
der Organisation von Katastrophenhilfe, das sich in die-
sem konkreten Fall manifestiert hat. Wir haben es schon 
in einem anderen Beitrag gehört – ich glaube, Herr Seif 
hat darauf hingewiesen –: Wenn sich an den Bereitstel-
lungsplätzen 5 000 Menschen sammeln, dann kann man 
nicht mehr koordinieren, wer wann wohin geht. Man 
weiß gar nicht, welche Einsatzfähigkeiten an einem sol-
chen Bereitstellungsplatz vorhanden sind. Das muss drin-
gend strukturiert werden.

Ein zweites Problem hat der Kollege Eckert genannt. 
Eine Katastrophe ist, wenn in der Katastrophe die Helfer 
nicht die gleiche Sprache sprechen. Das beginnt bei den 
Funkidentifikationen der einzelnen Kräfte; es geht aber 
über die allgemeine Führungssprache hinaus. Das liegt 
daran, dass – damit komme ich zum letzten Punkt – die-
jenigen, die die kleinen Katastrophen vor Ort gut mana-
gen können, bei größeren Lagen einfach an die Grenzen 
ihrer Fähigkeiten stoßen. Andy Neumann hat das am 
Montag in der Anhörung mit „Katastrophe ist Kreisliga“ 
betitelt. Das ist provokativ, trifft es aber auf den Punkt. 
Wenn wir das nicht anders organisieren, wenn wir dort 
keine Organisationsstrukturen aufbauen und eine abge-
stufte Resilienz, damit man vorher weiß, wer wie helfen 
kann, dann wird es nicht hilfreich sein, wenn bundesweit 
Menschen zu einem Ereignis strömen, um zu helfen. Wir 
brauchen eine Stelle, zum Beispiel das BBK, die angeru-
fen werden kann und der man mitteilen kann: „Ich brau-
che einen Hubschrauber mit Seilwinden“, weil man weiß, 

die gibt es in Bayern, aber nicht in Rheinland-Pfalz. 
Wenn man nicht weiß, wo man anrufen kann, damit je-
mand kommt, um zu helfen, wenn wir das nicht organi-
siert bekommen – das ist die Aufgabe –, dann sind wir bei 
der nächsten Katastrophe aufgeschmissen.

Es ist in erster Linie nicht eine Frage des Geldes, 
sondern eine Frage der Struktur. Deswegen bin ich Frau 
Ministerin Faeser dankbar, dass sie diese Herausforde-
rung angeht und mit den Ländern, den Kommunen, den 
Kreisen spricht, damit wir gemeinsam besser koordinie-
ren und dort, wo es nötig ist, die finanziellen Mittel auf-
stocken und dafür sorgen, dass so etwas nicht wieder 
passieren kann.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt der fraktionslose Abgeordnete Matthias 

Helferich.

(Beifall bei der AfD)

Matthias Helferich (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Schlagen wir einmal gemeinsam den aktuellen Ver-
fassungsschutzbericht auf. Dort heißt es über Ihren neuen 
Fantasie-Phänomenbereich, die „Verfassungsschutzrele-
vante Delegitimierung des Staates“:

Als Beispiel hierfür kann das Vorgehen … in Er-
scheinung getretener Personen im Zusammenhang 
mit der Hochwasserkatastrophe in Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz genannt werden. Über ein 
reines Hilfsangebot hinaus wurde versucht, die an-
gespannte Versorgungssituation vor Ort im Sinne 
einer Delegitimierung staatlicher Strukturen zu in-
strumentalisieren.

Doch diejenigen, die wirklich unsere Demokratie und 
Staatsordnung verächtlich machen, waren nicht Deut-
sche, die Deutschen halfen. Es war eine CDU-Umwelt-
ministerin Heinen-Esser, die sich auf Mallorca sonnte, 
während ihr Volk im Schlamm vor den Trümmern der 
eigenen Existenz stand.

(Beifall bei der AfD – Mechthild Heil [CDU/ 
CSU]: Na, na, na!)

Es war eine grüne Umweltministerin Spiegel, die sich in 
Frankreich von den Strapazen ihrer eigenen Coronapoli-
tik erholte. Es war ein WDR, der trotz Milliarden-Bud-
gets nicht das Volk warnte, sondern lieber die lange 
„ARD-Popnacht“ spielte. Sie alle haben versagt und un-
serer Staatlichkeit dadurch schweren Schaden zugefügt. 
Sie alle hatten nicht den Anstand, wortlos und demütig 
für ihre Verantwortungslosigkeit zurückzutreten. Und 
nun wagen Sie es, solidarischen Deutschen, die sich nicht 
nur als Helfer mit weißen Sneakern wie Helge Lindh 
inszenierten, Ihre Schlapphüte auf den Hals zu hetzen. 
Sie sollten sich wirklich schämen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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Und bis heute übernehmen Sie keine Verantwortung 
für die Opfer der Flutdiebe. In NRW wurden 24 Städte 
von mehr als 140 Plünderern heimgesucht. Entschädi-
gung erhalten die Opfer der Flutdiebe nicht. Und warum 
nicht? Weil es sich bei 90 Prozent der Tatverdächtigen um 
Ausländer und Migranten handelte.

(Widerspruch bei der SPD)
Klau-Roma und andere migrantische Langfinger aus 24 
Nationen nahmen den Opfern der Flugkatastrophe ihr 
letztes Hab und Gut.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Detlef 
Seif [CDU/CSU]: Das ist ja ekelhaft!)

Wenn Sie die Bevölkerung zukünftig schützen wollen, 
dann schützen Sie sie vor migrantischen Klaubanden 
und der spätrömischen Dekadenz verantwortungsloser 
Ministerinnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
sollten sich schämen, das zu sagen! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Warte mal auf dein Verfahren! Warum ist er 
eigentlich nicht Mitglied in der AfD? Was für 
eine Hetze! – Zuruf von der SPD: Fraktions- 
und anstandslos! – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Schäbig und unwür-
dig!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, ich werde mir die Rede gleich ein-

mal in Ruhe anschauen und behalte mir zumindest einen 
Ordnungsruf vor.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Sebastian Hartmann 
[SPD]: Sehr gut, Frau Präsidentin! Sehr gut! 
Hetzer!)

Jetzt erteile ich das Wort für die SPD Lena Werner.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Lena Werner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Am 
14. Juli letzten Jahres war ich auf dem Heimweg von 
einem Wahlkampftermin, als mich Bilder aus meinen 
Nachbardörfern erreicht haben, in denen Sturzbäche 
durch die Straßen liefen. Ich habe Bilder aus meiner Stadt 
bekommen, die unter Wasser stand. Das gab es so noch 
nie. Das hat mich sehr schockiert. Ich konnte gar nicht 
richtig einordnen und verstehen, was da gerade passiert.

Aber, liebe Menschen aus dem Ahrtal und im Ahrtal, 
meine Erinnerungen sind im Vergleich zu dem, was Sie 
vor einem Jahr erlebt haben, nichts. Nächste Woche jährt 
sich die gewaltige Flutkatastrophe, die in Ihrer Heimat, in 
weiten Teilen von Rheinland-Pfalz und Nordrhein-West-
falen schwere Verwüstungen und fürchterliche Schick-
salsschläge verursacht hat. Sie haben Ihr Zuhause ver-
loren, Ihre Existenzen und im schlimmsten Fall auch 

Freunde oder Familienmitglieder. Das war die 
schlimmste Naturkatastrophe, die unser Bundesland je 
erlebt hat.

Wir sprechen hier heute über den Bevölkerungsschutz 
und die Lehren, die wir aus dieser Katastrophe ziehen 
können. Für mich ist es aber an dieser Stelle wichtig, 
noch einmal auf die aktuelle Situation und die Schicksale 
der Menschen vor Ort aufmerksam zu machen. In mei-
nem Wahlkreis waren viele Gemeinden vom Hochwasser 
betroffen, und viele der Schäden sind schon wieder be-
hoben. Mit die größte Herausforderung bleibt aber wei-
terhin der Wiederaufbau der Eifelstrecke, also der Bahn-
strecke zwischen Trier und Köln. Im Ahrtal ist die 
Situation eine ganz andere. Ich war vor Kurzem vor Ort 
und konnte mir selbst ein Bild machen. Entlang der Ahr 
sieht man immer noch die Zerstörung. Man sieht Schutt-
berge an Stellen, wo vorher einmal Häuser gestanden 
haben. Die Menschen im Ahrtal blicken trotzdem positiv 
in die Zukunft. Sie bauen neu auf. Es finden wieder Ver-
anstaltungen und Weinfeste statt. Tages- und Wochen-
endausflüge sind möglich. Gerne werbe ich deswegen 
an dieser Stelle dafür, ins Ahrtal zu reisen und dort einen 
Urlaub zu verbringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Der Tourismus ist die größte Wirtschaftskraft im Ahr-
tal. Nach den so schwierigen Zeiten in der Pandemie 
wurden Unternehmen, Einzelhandel und die Tourismus-
branche mehrfach hart getroffen und kämpfen ums finan-
zielle Überleben. Ein Beispiel ist ein Hotelier aus Bad 
Neuenahr-Ahrweiler. Seine Situation und seine Erfahrun-
gen sind exemplarisch für die vielen betroffenen Betriebe 
vor Ort. Auch sein Hotel wurde durch die Flut schwer 
beschädigt. Der Wiederaufbau läuft; jedoch wird der 
Betrieb nicht vor nächstem Jahr aufgenommen werden 
können. Dazu kommen Sorgen um das Halten und Neu-
anwerben von Mitarbeitenden. Die Infrastruktur funktio-
niert; aber vieles ist immer noch provisorisch, und die 
Region ist immer noch in einem andauernden Ausnahme-
zustand.

Sowohl die Bundesregierung als auch die Landesregie-
rung in Rheinland-Pfalz haben sich eingesetzt und 
schnelle Unterstützung auf den Weg gebracht, um den 
Menschen vor Ort zu helfen. Ich würde hier kurz klar-
stellen wollen, dass die Abschlagszahlungen in Rhein-
land-Pfalz für Härtefälle – das wurde gestern bekannt 
gegeben – auf 40 Prozent erhöht wurden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wichtig ist, dass Bund und Länder beim Bevölke-
rungsschutz an einem Strang ziehen. Deshalb ist es sehr 
zu begrüßen, dass diese Regierung zusammen mit den 
Ländern ein Schutzsystem für Notlagen entwickeln wird.

Ein großer Dank geht an die ehrenamtlichen Kräfte der 
Feuerwehren, des THW, des DRK, die Malteser, die Bun-
deswehr und viele weitere, die in der Flutnacht und da-
rüber hinaus im Einsatz waren. Mit wachsender Anzahl, 
aber auch Intensität von Naturkatastrophen, auch bei uns 
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in Deutschland, dürfen wir beim Katastrophenschutz in 
Bezug auf den Bevölkerungsschutz und die Entwicklung 
und Verbesserung von Frühwarnsystemen nicht nachläs-
sig werden; denn die wissenschaftlichen Erkenntnisse 
zeigen: Extremwetterereignisse werden in Zukunft wahr-
scheinlicher. Wir werden sie nicht verhindern können. Es 
ist unsere Aufgabe, dafür zu sorgen, dass in Deutschland 
niemand mehr von einer Flut oder anderen Naturkatastro-
phe derart überrascht wird. Genau das tun wir.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht jetzt die Abgeord-

nete Mechthilde Wittmann.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Frau Bundesministerin! Herr Bun-

desminister! Ich pflege im Regelfall die Debattenbeiträge 
der einen Seite des Hauses einfach zu ignorieren. Aber 
das, was ich vorhin gehört habe, erschüttert mich.

(Zurufe von der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Ich schäme mich, dass ein Mitglied dieses Hauses ange-
sichts der Katastrophe solche Worte findet.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Ich möchte mich ausdrücklich bedanken, dass in wei-
ten Teilen der Debatte sogar drei Kabinettsmitglieder 
anwesend waren – und auch jetzt wieder; entschuldigen 
Sie, Frau Lemke, ich hatte Ihr Wiederkommen nicht ge-
sehen. Ich glaube, das wird der Sache gerecht, das wird 
den Menschen im Ahrtal gerecht. Sie sehen, dass wir sie 
nicht nur nicht vergessen haben, sondern dass wir uns 
Zeit für sie nehmen, und zwar nicht irgendwann in der 
Nacht, sondern mitten am Tag, neben all den Maßnah-
men, die seitens des Bundes und auch seitens der Länder 
getroffen werden. Ich glaube, das ist gut so. Das ist ein 
gutes Zeichen ins Ahrtal hinein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, die Katastrophe, die sich im 
Juli vergangenen Jahres abgespielt hat und mich immer 
noch genauso fassungslos erschüttert sein lässt wie Sie 
alle – mit einigen wenigen Ausnahmen anscheinend –, 
haben wir einer besonderen Wetterlage, einer besonderen 
Topografie zu verdanken. Aber das war nicht ganz neu. 
Es gab bereits mehrfach ein ganz ähnlich gestaltetes 
Hochwasser im Ahrtal; annähernd so katastrophal war 
es im Juli 1804. Der Unterschied ist: Heute haben wir 
mehr Wasser in der Atmosphäre durch die Klimaerwär-
mung, die wir alle festgestellt haben, und heute haben wir 
eine größere Versiegelung der Böden. Deswegen ist es 
ganz wichtig und angemessen, uns im Nachgang darüber 
zu unterhalten, welche Lehren wir daraus ziehen und wie 
wir diese notfalls auch umsetzen müssen.

Lassen Sie mich kurz Anleihe nehmen an das Iller-
hochwasser 1999 in meiner Heimat: ähnliche Topografie, 
Alplage mit starken Schmelzwassern aus den Hochalpen 
und blockierten Tiefdrucklagen, sodass es zum entspre-
chenden Abregnen kam. Die Maßnahmen, die ergriffen 
wurden, waren so effizient, dass wir dort seither außer 
kleinen Murenabgängen nur wenige Probleme haben. 
Wir haben Hochwasserverbauungen initiiert. In Über-
schwemmungsgebieten gibt es keine Bebauung mehr. 
Es gibt entsprechende Rückhaltebecken. Genau das 
muss die Politik überall durchziehen, also nicht nur da, 
wo wir dank einer nicht vorhandenen Koalition zu diesen 
Zeiten regieren und handeln konnten.

Dieses Handeln ist jetzt gefragt. Für mich wäre ganz 
wichtig, dass wir dies gemeinsam tun. Frau Faeser, Sie 
haben die Stützungsmaßnahmen des Bundes bereits er-
wähnt – im Übrigen noch von der alten Regierung; aber 
da waren Sie als Partei mit dabei. Die Amnesie über-
kommt Sie zwar manchmal; aber ich will ausdrücklich 
anerkennen, dass Sie mit dabei waren.

Mir ist ganz, ganz wichtig, dass wir hier nicht – und das 
haben Sie leider getan – von Versäumnissen im Bevölke-
rungsschutz sprechen. Meine Damen und Herren, in den 
letzten Jahren wurde beispielsweise für das THW der 
Haushalt verdoppelt, unter anderem unter Unionsregie-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dies ist gut so, und so machen wir auch weiter. Wir waren 
uns beim Haushalt des Innenministeriums auch weit-
gehend einig, dass wir auf diesem Weg weitergehen. 
Wenn wir jetzt von Versäumnissen im Bevölkerungs-
schutz in den letzten Jahren hören, dann finde ich das 
dieser Lage nicht angemessen. Aber ich muss auch mal 
Versäumnisse ansprechen. Der Posten des Staatssekretärs 
im Innenministerium, der für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenschutz zuständig ist, ist seit einem halben 
Jahr unbesetzt. Wir würden ihn aber dringend brauchen, 
um hier voranzukommen. Im Übrigen wäre er auch für 
Migration zuständig. Auch da haben wir ausreichend zu 
tun.

Meine Damen und Herren, wenn wir von Versäum-
nissen ausgehen, dann muss ich Ihnen auch sagen: Vieles 
findet in den Ländern statt. Das bayerische Beispiel habe 
ich Ihnen genannt. In Rheinland-Pfalz regiert seit 1991 
Rot abwechselnd mit Grün und Gelb, also in Summe eine 
Ampel. Einige prominente Namen darf ich Ihnen hier 
nennen; sie lauten – einen Namen erspare ich Ihnen, da 
habe ich einfach ein bisschen Mitleid – Wissing und 
Lemke. Zeigen Sie nicht mit dem Finger woandershin! 
Sie regieren dort lange genug und sollten dies entspre-
chend umsetzen, anstatt mit dem Finger auf andere zu 
zeigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn Sie sagen, dass es Versäumnisse gab, dann sage 
ich Ihnen: Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe wurde einstmals von der SPD abge-
schafft und musste wieder neu aufgebaut werden.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Wir haben das 
eingeführt!)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                  4884 

Lena Werner 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Der Warntag hat uns gezeigt, dass die Führung dort – 
ebenfalls ein SPD-Kollege – einfach nicht gut war. Des-
wegen macht es eben keinen Sinn.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich bedaure zutiefst, dass Sie unserem Zehnpunkteplan 
von gestern nicht zugestimmt haben. Es war angemessen, 
einen vorzulegen, und er war auch inhaltlich gut. Wir 
haben genau das, was Sie alle bemängeln, vorgeschlagen, 
nämlich unter anderem eine zivile Reserve mit einer 
Grundausbildung, die wir der Bevölkerung zur Ver-
fügung stellen, mit einer entsprechenden Vernetzung der 
jeweiligen Katastrophen- und Hilfsdienste, aber zum Bei-
spiel auch mit der Aufnahme eines Registers. So könnten 
sich zum Beispiel Ehrenamtliche registrieren lassen, und 
wir wüssten, in welchem Umfeld sie mit welcher Befähi-
gung und welchem Gerät gegebenenfalls kurzfristig hel-
fen können. Wenn wir das hätten, wüsste jeder, der es 
bisher nicht weiß, obwohl es schon jetzt eigentlich not-
wendig wäre, wo man wen abrufen kann; die einen sind 
für Suppe kochen zuständig, die anderen für das schwere 
Gerät. Das wäre zum Beispiel eine Maßnahme. Wir ha-
ben sie gestern erwähnt.

Ich möchte genau wie Sie allen Ehrenamtlichen dan-
ken, aber auch den Verwaltungsbeamten, die sich in den 
Städten und Gemeinden weit über ihre Arbeitszeit hinaus 
einsetzen. Lassen Sie uns denen dies vergelten, so wie wir 
das in vielen anderen Bereichen schon machen. Das Eh-
renamt gehört weiter unterstützt. Ich glaube, das machen 
wir gemeinsam.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Für Bündnis 90/Die Grünen spricht 

jetzt Harald Ebner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Vor ziemlich genau sechs Jahren habe ich an 
diesem Pult zur Flutkatastrophe in Braunsbach bei 
Schwäbisch Hall in meinem Wahlkreis gesprochen. Die 
Bilder damals waren erschreckend. Viele hätten nicht 
gedacht, dass das alles nur fünf Jahre später um ein derart 
Vielfaches übertroffen werden könnte, wie es vor einem 
Jahr im Ahrtal geschehen ist. Das Leid der Betroffenen 
und der Angehörigen der Todesopfer ist unermesslich.

Heute müssen wir nicht nur dem Leid und den milliar-
denschweren Schäden ins Auge schauen, sondern auch 
der Tatsache, dass Wahrscheinlichkeit und Häufigkeit 
solcher Extremwetterereignisse zunehmen und dann zur 
Katastrophe werden, wenn sie, wie im Ahrtal, auf geo-
grafische Besonderheiten, wassergesättigte Böden und 
unmittelbare Bebauung in Flussnähe treffen. Es ist gut, 
dass wir heute den Katastrophenschutz auf den Prüfstand 
stellen und stärken. Prognosemodelle, Katastrophenma-
nagement und Hilfe sind unerlässlich. Aber wir dürfen 
uns nicht weiter vor einer ehrlichen Analyse drücken. 

Wir müssen uns auch die Frage stellen: Wie sorgen wir 
künftig nicht nur für den Katastrophenfall vor, sondern 
wie entschärfen wir bereits dessen Entstehung? Mehr 
Klimaschutz, mehr erneuerbare Energien sind dafür 
zwingend, und das haben wir vorhin endlich beschlossen 
und auf den Weg gebracht. Dafür ganz herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Aber wir müssen jetzt auch Maßnahmen zur Klima-
anpassung umsetzen. Wie muss Landnutzung unter ver-
änderten Klimabedingungen aussehen? Wie müssen 
Böden, Vegetation und Wälder beschaffen sein, um mög-
lichst viel Wasser möglichst lange speichern zu können? 
Die wissenschaftlichen Empfehlungen liegen auf dem 
Tisch: mehr Raum für Flüsse durch angepasste Landnut-
zung. Schaffung von Überschwemmungsflächen. Hoch-
wasser- und klimaresilientes Bauen mit mehr Grün und 
Blau als Grau in der Stadt. Eine Schwammstadt, die Fol-
gen der Klimakrise durch Wasserspeicherung abmildern 
kann, ist eine Win-win-Situation für Klimaschutz und 
Klimavorsorge.

Werte Kolleginnen und Kollegen, Wasser ist Quelle 
allen Lebens auf diesem wunderbaren Planeten, aber oft 
auch Ursache für unermessliches Leid, weil es oft entwe-
der zu wenig oder zu viel davon gibt. Wir müssen beides 
in den Blick nehmen. Beides wird verschärft durch die 
Klimakrise. Das heißt, zusätzlich zu den Klimaschutz-
bemühungen brauchen wir neben einer Klimaanpas-
sungsstrategie für dieses Land auch eine nationale Was-
serstrategie, und zwar, um zwei Fliegen mit einer Klappe 
zu schlagen, nämlich um sowohl Wassermangel als auch 
Wasserüberschuss mit den gleichen Maßnahmen zu ent-
schärfen.

Dazu müssen wir endlich aufhören, gegen biologische 
Prozesse zu arbeiten, die sich in Abermillionen Jahren an 
den Umgang mit Wasser angepasst haben. Warum nutzen 
wir nicht endlich das biologische Potenzial, Wasser zu 
speichern und langsam wieder abzugeben? Lassen Sie 
uns nicht nur in Beton und Stahl denken, den wir selbst-
verständlich auch brauchen, wo es nicht anders geht. 
Aber das darf nicht unsere alleinige Antwort sein. Wenn 
wir es nicht schaffen, in Böden, Vegetation und Land-
schaften die biologischen Potenziale zur Wasserauf-
nahme zu nutzen, bauen wir uns zu Tode, ohne am 
Ende erfolgreich zu sein.

Dafür haben wir den natürlichen Klimaschutz auf den 
Weg gebracht, der zum Beispiel mit der Renaturierung 
von Mooren und Gewässersystemen den richtigen Weg 
einschlägt. Deshalb, Kolleginnen und Kollegen, sind die 
4 Milliarden Euro, die die Bundesregierung für den na-
türlichen Klimaschutz zur Verfügung stellt, gut investier-
tes Geld.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Wir müssen all diese Dinge jetzt anpacken, wir dürfen 
die Menschen in diesen Regionen nicht vergessen, und 
wir müssen den Wiederaufbau intensiv begleiten. Dabei 
müssen wir aber die Gefahr immer mitdenken. In die 
Gefahr hineinzubauen, ist schlicht nicht vernünftig. 
Zum vorsorgenden Katastrophenschutz gehört zwingend 
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auch die Katastrophenvorbeugung, und die muss Klima-
anpassungsstrategien in Landbau, Landnutzung, Land-
schaftsgestaltung, Städtebau und Wasserhaushalt umfas-
send einbeziehen. Nur dann kommen wir unserer 
Verantwortung für die Menschen in diesem Land wirk-
lich nach.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Zum Abschluss dieser Debatte erhält 

Sebastian Hartmann für die SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sebastian Hartmann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, vor allen Dingen 
auch aus den vielen betroffenen Landkreisen und Städten, 
die die Hochwasserkatastrophe am 14. und am 15. Juli 
des vergangenen Jahres noch in den Knochen haben und 
diese Debatte verfolgen! Jeder von uns kann den Tag 
einordnen und weiß, was er oder sie an diesem Tag getan 
hat. Kolleginnen und Kollegen haben sich an diesen Tag 
erinnert, und es sind eindrückliche Schilderungen gewe-
sen.

Ich war am 14. Juli im Rahmen meiner Aufgaben als 
damals zuständiger Berichterstatter für den Zivil- und 
Katastrophenschutz bei der Bundesleitung des BBK und 
beim Technischen Hilfswerk in Bonn. Ich werde nie den 
Regen vergessen, der da auf uns niederprasselte. Nie-
mand von uns, der in der Region lebt – Herr Seif hat es 
angesprochen; ich lebe im Rhein-Sieg-Kreis, dem Nach-
barkreis zum Rhein-Erft-Kreis, in der direkten Nachbar-
schaft zur Ahr –, wird vergessen, dass das eine außer-
gewöhnliche Lage war. Wir waren mit dieser Lage 
konfrontiert, und wir ahnten im Verlaufe des Tages: Das 
ist eine außergewöhnliche Lage.

Meine Damen und Herren, wir haben uns hier als Par-
lament gemeinsam auf eine Vereinbarte Debatte verstän-
digt, weil es nicht gelingen kann, die einzelnen Verant-
wortungsteile in einem föderalen Staat auf die eine Seite 
zu schieben und sich selber aus der Verantwortung he-
rauszunehmen. In weiten Teilen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ist es gelungen. Doch was bringt es, an einzel-
nen Stellen die Auszahlungsprogramme eines einzelnen 
Landes zu kritisieren? Ich glaube, es gehört der guten 
Ordnung halber dazu, zu begrüßen, dass das Land Rhein-
land Pfalz dauerhaft in der Debatte hier vertreten war. Ich 
hätte an dieser Stelle gern mehr Vertreter auf der Bundes-
ratsbank gesehen; denn es ist eine gemeinsame Lage in 
diesem Land.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, verzichte 
ich darauf, einzelne Punkte darzustellen, die in meinem 
Heimatland Nordrhein-Westfalen nicht gelungen sind 
oder nicht so gut waren, wie man sich das als Opposition – 
und das ist die Sozialdemokratie in Nordrhein-West-
falen – gedacht hat. Es wäre zu einfach und zu billig, 
über einzelne Kabinettsabwesenheiten oder nicht aus-
gezahlte Gelder zu sprechen, weil es keinem Menschen 
in diesem Land etwas bringt und etwas voranbringt, wenn 
wir uns selbst aus der Verantwortung herausnehmen. Das 
ist etwas, was uns, liebe Kolleginnen und Kollegen, über 
alle föderalen Ebenen gemeinsam bewegen muss.

Was bringt es, immer wieder zu sagen: „Beim nächsten 
Mal machen wir das anders, beim nächsten Mal machen 
wir das besser“, und tun es dann doch wieder nicht in 
diesem föderalen Staat? Es wird auch nicht gelingen, 
immer nur über das sprechen, was nicht gelungen ist; 
denn in einer Krise und in einer Katastrophe muss man 
sich auch an das halten, was uns stark gemacht und zu-
sammengehalten hat.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, vor allem den 
Helferinnen und Helfern, niemandem ist damit geholfen, 
wenn wir uns in der Krise auseinanderdividieren und aus-
einandertreiben, wie es unverantwortliche Hetzer und 
Spalter hier auch heute wieder versucht haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

In der Krise halten wir zusammen und haken uns unter.

Lassen Sie uns doch aus dieser Debatte eines verabre-
den: Die Katastrophe darf nicht zum Normalfall werden, 
aber wir müssen damit leben, dass in unserer durchtech-
nologisierten Welt, in unserem engen Miteinander Kata-
strophen stattfinden können. Die Digitalisierung und die 
Technik werden uns davor nicht bewahren und nicht ret-
ten. Aber es darf kein negativer Gewöhnungseffekt ent-
stehen, weil wir wissen, dass ein Jahrzehnt an der Ahr 
wieder aufgebaut wird. Wir müssen auch im Jahr zwei 
und im Jahr drei und im Jahr vier danach hinschauen. 
Jedem Einzelnen der Opfer und der vielen Helferinnen 
und Helfer, die in Verantwortung verletzt worden oder 
ums Leben gekommen sind, sind wir es schuldig, es 
besser und anders zu machen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Deswegen muss man eine zweite Gewöhnung 
an die Katastrophe vermeiden.

Wir brauchen eine gemeinsame Verabredung, was die 
Finanzmittel angeht. Das ist der Standard in einem Par-
lament. Aber es ist auch die gemeinsame Verabredung, 
dass wir uns besser vorbereiten. Es ist etwas zum Klima 
gesagt worden. Mit der Katastrophe leben lernen bedeutet 
aber auch, sie nicht hinzunehmen, und dort müssen wir 
bessere Vorsorge machen.

Es kann auch nicht sein, dass wir wenige Tage vor dem 
Ahr-Hochwasser und dem 14. und 15. Juli übereinstim-
mend der Auffassung waren: Gut, dass der Warntag abge-
sagt worden ist. – Aber genau das ist 2021 passiert. Wir 
müssen warnen können. Wir müssen sensibilisieren kön-
nen. Wir müssen jede und jeden unserer Mitbürger/-innen 
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in die Lage versetzen, sich in einem demokratischen 
Rechtsstaat damit auseinanderzusetzen, dass Vorsorge 
uns alle angeht.

Das ist etwas, was ich als Lehre aus diesem Jahr der 
Katastrophe und aus dieser Debatte mitnehme. Ich finde, 
weite Teile der demokratischen Fraktionen haben das 
auch getan. Es ist ein guter Punkt, diese Vereinbarte De-
batte aufzusetzen. Wir haben im Innenausschuss dazu 
Anfang der Woche eine sehr beeindruckende Anhörung 
gehabt.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Sebastian Hartmann (SPD):
Herzlichen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen, für 

die Möglichkeit, hier sprechen zu dürfen als jemand, der 
in einem der am schwersten betroffenen Kreise lebt.

Danke. 
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Vereinbarte Debatte „Ein Jahr nach der 

Flutkatastrophe“. Da ich mir vorstellen kann, dass einige 
jetzt die Plätze wechseln, bitte ich um Schnelligkeit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen weiter-
machen. Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 a und 11 b 
auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Leif-Erik Holm, Dr. Malte Kaufmann, Enrico 
Komning, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD
Raus aus der Stagflationsfalle – Wirt-
schaftliches Fitnessprogramm für 
Deutschland
Drucksache 20/2589

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
René Springer, Jürgen Pohl, Gerrit Huy, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Inflation realistisch berechnen – Einfüh-
rung von Warenkörben für den wöchent-
lichen Großeinkauf und den täglichen 
Einkauf
Drucksache 20/2601
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Federführung strittig

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen. – Das sieht doch gut aus.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält Leif-Erik 
Holm für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Leif-Erik Holm (AfD):
Liebe Bürger! Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Wir stehen vor ernsten Zeiten. Es hat sich über 
uns ein perfekter Sturm zusammengebraut: Gaskrise, ex-
plodierende Energie- und Verbraucherpreise, Energie-
knappheit und fehlende Versorgungssicherheit, gestörte 
Lieferketten, die Rückkehr der Eurokrise, sinkende Ex-
portzahlen.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Es gibt keine 
Eurokrise!)

An der Supermarktkasse sieht jeder, wie sich die Inflation 
immer weiter in die Geldbörsen frisst. Gleichzeitig 
rutscht Deutschland in eine wirtschaftliche Stagnation, 
möglicherweise sogar in eine Rezession.

Bei einem Ausbleiben der Gaslieferungen rechnen Ex-
perten mit einem Rückgang der Wirtschaftsleistung um 
12,7 Prozent und mit einem Verlust von 5,6 Millionen 
Arbeitsplätzen. Das alles sollte uns wahrlich alarmieren. 
Aber diese Bundesregierung redet worüber? Heute Mor-
gen, den ganzen Morgen, über neue Windräder, statt 
schnell dafür zu sorgen, dass unsere Energieversorgung 
wieder sicher wird. Das ist eine unverantwortliche Poli-
tik.

(Beifall bei der AfD)
Sie wollen Wälder für mehr Flatterstrom roden, statt 

schnellstens dafür zu sorgen, dass unsere Kernkraftwerke 
weiterlaufen und wir damit auch Gas für die Verstromung 
einsparen können. Betreiber, TÜV, Lieferanten für 
Brennstäbe sagen: Es geht. – Aber Sie unternehmen 
nichts und klammern sich an Ihre ideologische Traumtän-
zerei. Es ist jetzt an der Zeit, aufzuwachen. Wir haben 
keine Zeit mehr. Werfen Sie endlich den ideologischen 
Ballast von Bord, und kommen Sie zur energiepolitischen 
Vernunft!

(Beifall bei der AfD)
Was tun Sie gegen die Inflation? Glauben Sie wirklich, 

dass Sie die mit temporären Trostpflästerchen für drei 
Monate im Zaum halten können,

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Ich dachte, ich rede 
schon nicht zu Ihrem Antrag!)

mit kleinen Give-aways, bei denen Sie auch noch die 
Rentner vergessen? Das wird nicht funktionieren. Wir 
müssen die Inflation wirksam bremsen, bevor die Lohn- 
Preis-Spirale in Gang kommt, bevor die Stagflationsfalle 
zuschnappt und wir nicht mehr herauskommen.

Es ist natürlich vor allem die Pflicht und Schuldigkeit 
der EZB, jetzt zu handeln, die jahrelange Geldschwemme 
endlich zu beenden und ernsthaft gegen die Inflation 
vorzugehen. Sie tut es aber nach wie vor nicht, um die 
hochverschuldeten Südländer über Wasser zu halten, 
Stichwort „Italien, 150 Prozent Schuldenquote“.

Ja, natürlich ist die EZB unabhängig; aber sie ist allein 
der Preisstabilität verpflichtet, und deshalb muss sie han-
deln. Wenn sie es nicht tut, dann muss die Bundesregie-
rung dies mindestens laut und deutlich sagen.

(Beifall bei der AfD)
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Es muss angemahnt werden, damit die Zinsschritte 
schneller und deutlicher kommen.

Aber auch der Staat kann und muss natürlich etwas 
gegen die Inflation tun. Da reicht allerdings kein konzer-
tiertes Kaffeekränzchen im Kanzleramt mit den Tarifpart-
nern.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Ist das Ihr Ernst? – 
Bernd Westphal [SPD]: Widerlich! Ge-
schichtsvergessen!)

– Das ist mein Ernst. – Ein schönes Kennenlerntreffen 
reicht nicht; wir müssen schnell handeln in dieser Situa-
tion.

(Beifall bei der AfD)
Aber Herr Kanzler Scholz rennt immer noch wie eine 
Trantüte durch die Gegend, wie wir im Norden sagen 
würden, und versucht, das Ganze auszusitzen.

(Bernd Westphal [SPD]: Ein bisschen mehr 
Respekt! Das kann ja wohl nicht wahr sein! 
Mannomann! Widerlich!)

Es funktioniert in dieser Lage nicht.
Deshalb brauchen wir jetzt ein schnelles, ein wirt-

schaftliches Fitnessprogramm für Deutschland, um ein 
Abgleiten in die womöglich schwerste Krise seit dem 
Zweiten Weltkrieg zu verhindern.

(Marianne Schieder [SPD]: Wir brauchen jetzt, 
dass Sie schnell aufhören zu reden!)

Ihnen ist der Ernst der Lage ganz offensichtlich immer 
noch nicht bewusst.

(Beifall bei der AfD – Takis Mehmet Ali 
[SPD]: Ihnen ja erst recht nicht! Sie verharm-
losen die Situation in der Ukraine!)

Deshalb brauchen wir jetzt in allererster Linie nicht 
noch mehr Windräder, sondern wir brauchen eine Ent-
lastung von den viel zu hohen Steuern und Abgaben, 
vor allem auf die Energie; denn es ist gerade Ihre ver-
murkste Energiepolitik, die die Inflation massiv befeuert 
hat. Ja, wir haben eine grüne Inflation, auch wenn Sie es 
nicht hören wollen. Wir haben eine grüne Inflation,

(Beifall bei der AfD)
EEG-Umlage, CO2-Abgabe, Netzentgelte, Energiesteu-
ern und, und, und. Ja, Sie wollten doch teure Energie, 
und jetzt haben die Bürger sie bekommen, jetzt zusätzlich 
befeuert durch die Energieknappheit.

(Annika Klose [SPD]: Wir wollen die grüne 
Energie!)

Experten haben berechnet, dass ein Vierpersonenhaushalt 
in diesem Jahr bis zu 3 700 Euro mehr für Heizen und für 
Strom ausgeben muss; viele spüren das erste Mal echte 
Existenzangst. Diese dramatische Entwicklung verant-
worten in großen Teilen Sie und Ihre Vorgänger, und 
deswegen müssen auch gerade Sie jetzt dringend handeln 
und diese inflationäre Entwicklung stoppen.

(Beifall bei der AfD)
Wir müssen runter mit den staatlichen Preisbestandtei-

len bei Sprit, Öl, Gas und Strom, und zwar nicht für drei 
Monate, sondern dauerhaft. Die Minitrostpflästerchen 

reichen noch nicht. Es kann doch jeder über den August 
hinausschauen und sehen, was kommt. Deshalb muss 
jetzt gehandelt werden. Die Bürger brauchen ein glaub-
würdiges und dauerhaftes Zeichen, dass sie entlastet wer-
den von der Energiesteuer, von der Stromsteuer. Die kön-
nen runter aufs Minimum. Die CO2-Abgabe gehört 
abgeschafft, im Übrigen auch der Soli, den die Unterneh-
men nach wie vor zu großen Teilen bezahlen müssen. 
Glaubwürdig und dauerhaft runter von diesen Abgaben 
und weg vom Soli – das ist der Weg.

(Beifall bei der AfD)

Das schont den Geldbeutel sofort und sorgt auch dafür, 
dass die Inflationserwartungen nicht noch weiter steigen.

Die Lohn-Preis-Spirale ist die große Gefahr, und des-
halb muss schnell gehandelt werden. Dafür ist die Bun-
desregierung da. Wenn Sie jetzt sagen: „Das ist nicht 
bezahlbar“, dann sage ich Ihnen: Natürlich geht das. 
Wir haben in der aktuellen Haushaltsdebatte darüber ge-
sprochen. Wir haben ein Einsparvolumen von 160 Milli-
arden Euro markiert. Der Steuerzahlerbund sieht sinnlose 
Subventionen in Höhe von 47 Milliarden Euro. Selbst der 
Bundesfinanzminister sagt: Ja, die ganzen Subventionen 
für E-Autos können weg.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.

Leif-Erik Holm (AfD):
Ich komme gerne zum Schluss. – Die können weg, und 

die müssen auch weg. Da hat er recht; aber er wird sich in 
dieser Ampel natürlich nicht durchsetzen.

Dennoch: Es wäre geboten. Wir brauchen keine neuen 
Ausgabenprogramme; wir können sinnlose Ausgaben-
programme streichen und dafür die Bürger und Unterneh-
men endlich dauerhaft entlasten. Das ist der richtige Weg. 
Kommen Sie bitte schnell zu Potte, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter.

Leif-Erik Holm (AfD):
– es ist dringend , bevor wir in eine große Krise hinein-

rutschen!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort der Kollege Takis 

Mehmet Ali.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Takis Mehmet Ali (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als der Antrag der AfD kam, habe ich mich 
hingesetzt und habe überlegt: Wie könnte denn so ein 
Warenkorb aussehen, den die AfD macht? Als ich mir 
dann die Inhalte genauer angesehen habe, kamen mir 
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die Gedanken: Pferd als Transportmittel anstatt Auto, 
Videokassette anstatt Filmstreaming,

(Heiterkeit des Abg. Bernd Westphal [SPD])
quasi noch mal 30, 100 Jahre zurück. Das zeigt doch 
eigentlich, in was für einer Geisteswelt die AfD ist, in 
welcher rückschrittlichen Welt die AfD ist. Ihr Antrag 
ist wieder einmal undifferenziert und fachlich auch ein-
fach nicht richtig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Beatrix von Storch [AfD]: Und rassistisch!)

– Natürlich, dazu komme ich noch. – Sie verbreiten ja 
neben der ganzen Wirtschaftsleugnung die üblichen Nar-
rative:

(Beatrix von Storch [AfD]: Hass und Hetze! 
Jawohl!)

An allem ist immer die EU schuld; die Flüchtlinge sind 
schuld, Vertrauensverlust der Bevölkerung in den Staat 
und Diffamierung von Bundesämtern.

Da sagt man sich eigentlich, wenn man weiß, aus was 
für einer Bewegung Sie kommen, und bei so vielen Öko-
nominnen und Ökonomen in Ihrer Partei, dass Bildung 
zwar wichtig ist; aber man muss Bildung auch anwenden 
können. Man sieht an Ihrem Antrag, dass Ihnen das nicht 
gelungen ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bleiben wir im Bereich der Energiepreise, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. Grundsätzlich handelt es 
sich hierbei um Angebotsinflation. Das kann im Übrigen 
bei oligopolistischen Strukturen auf den Märkten immer 
mal passieren. Nur, was wir als Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten einfach nicht akzeptieren können, ist 
der Umstand, dass wir hier mit Preiserhöhungen zu tun 
haben, die rein auf Basis von Spekulationspreisen ge-
schehen. Da muss der Staat im Rahmen der sozialen 
Marktwirtschaft reagieren, und da reagiert der Staat auch. 
Das ist der richtige Weg.

(Beifall bei der SPD)
Was ich aber nicht glaube – das gehört mit zur Wahr-

heit dazu –: dass diese Situation durch die Selbstregulie-
rung der Märkte zugunsten der privaten Haushalte abge-
fangen wird. Das muss man wissen. Gerade jetzt ist der 
Staat, jetzt ist die Regierung, jetzt ist das Parlament ge-
fordert, den Menschen zu helfen.

Was man aber erst recht nicht akzeptieren darf, ist der 
Umstand, dass der Krieg dazu genutzt wird, insbesondere 
von den Energiekonzernen, Gewinne und Profite auf 
Kosten derer zu erhöhen, die darunter leiden. Das sind 
Sie und ich; das sind die Bürgerinnen und Bürger. Da 
müssen wir ganz klar sagen: Das darf nicht passieren. – 
Deshalb müssen wir auch reagieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Man kann immer sagen: Wenn der Staat eingreift, 
wenn der Staat sich in den Marktmechanismus einmischt, 
dann ist das Planwirtschaft. Das kann man immer ganz 

pauschal sagen. Aber wir haben hier eine soziale Markt-
wirtschaft. Das darf der Staat in Krisensituationen ma-
chen, und das tun wir auch.

Jetzt, meine sehr geehrten Damen und Herren, noch 
eine eigene, persönliche Meinung – ich weiß, dass das 
vielleicht manchmal nicht gehört werden will –: Wir kön-
nen Steuern senken, wir können Abgaben senken, um die 
Energiepreise günstiger zu machen. Das muss aber auch 
bei den Leuten ankommen. Das haben wir mit dem Tank-
rabatt teilweise erreicht. Wir haben uns viel mehr ge-
wünscht. Wir haben die Möglichkeiten noch nicht aus-
geschöpft. Es gibt die Möglichkeit, über Höchstpreise, 
Mindestpreise zu reden. Das ist noch nicht ausgeschöpft; 
da muss man immer vorsichtig sein. Aber ich glaube 
schon, dass ein sauberer Mix sich lohnen kann, weil 
Deutschland erst recht für die Energiekonzerne ein ab-
satzrelevanter Markt ist. Wir müssen hier die Bürgerin-
nen und Bürger schützen. Lassen Sie uns über alle Mög-
lichkeiten reden!

Vor allen Dingen wollen wir auch nicht in eine lang-
fristige Rezession reinfahren. Deshalb ist es umso wich-
tiger, jetzt präventiv zu agieren, um später nicht anti-
zyklisch handeln zu müssen.

Was wiederum sehr ärgerlich ist, ist, wenn man dann in 
solchen Anträgen wie dem der AfD – ich halte das für 
unsäglich – liest, dass Sie behaupten, dass die Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes nicht die realen Inflations-
werte darstellen. Das ist unsäglich. Sie stellen das Statis-
tische Bundesamt so dar, als würde es die Zahlen beschö-
nigen. Das ist nicht die Tatsache. Die Zahlen sind real.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie haben einfach 
keine Ahnung von Warenkörben! Sie haben 
doch keine Ahnung, wie ein Warenkorb sich 
zusammensetzt!)

– Wovon wir alles keine Ahnung haben. Wenn wir auf Sie 
hören würden, dann wäre das Land schon lange gegen die 
Wand gefahren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir haben in der Ampelkoalition darüber gesprochen, 
was für Entlastungspakete wir in die Wege bringen, und 
vieles geschieht auch.

(Beatrix von Storch [AfD]: Bringen Sie das 
mal in die Wege, ja!)

Der Kanzler hat die Konzertierte Aktion angekündigt, 
und das wird auch zu einem Erfolg führen. Sehr wichtig 
ist es jetzt, Maßnahmen und Instrumente zu verabschie-
den, die den Bürgerinnen und Bürgern helfen.

Liebe AfD, von Ihnen hört man nichts außer Kritik und 
Rechtspopulismus.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hass und Hetze!)
Ich wünsche mir in diesem Zusammenhang ein bisschen 
mehr Zurückhaltung, auch in Ihren Äußerungen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt spricht der Abgeordnete Dr. Klaus Wiener für die 

Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen! Verehrte Kol-

legen! Es gibt drei Arten von Lügen: einfache Lügen, 
verdammte Lügen und Statistiken. – Dieser durchaus 
bemerkenswerte Satz wird einem englischen Politiker 
zugeschrieben, und das ist nicht der, der heute zurück-
getreten ist. An diesen Satz habe ich mich aber erinnert 
gefühlt, als ich Ihren Antrag gelesen habe. Warum? Weil 
Sie suggerieren, dass hier etwas mit der Inflationsmes-
sung nicht stimmt; das klang gerade schon an. Dem 
möchte auch ich hier ausdrücklich widersprechen.

Das Statistische Bundesamt betreibt einen sehr großen 
Aufwand, um ein verlässliches Bild über die Inflations-
entwicklung zu geben. Es werden 60 000 Haushalte be-
fragt, es werden 300 000 Güter mit den Preisen erfasst, 
zum Teil sogar in Echtzeit. Auf Basis dieser wirklich 
großen Datenmenge wird dann die Inflationsrate berech-
net. Aber die entscheidende Frage ist doch: Mit welchem 
Ziel? Und die Antwort ist: Damit wir wirksame Wirt-
schaftspolitik auf gesamtwirtschaftlicher Ebene machen 
können, damit wir die Inflation so messen, wie sie ist. 
Denn sie sagt etwas über den Auslastungsgrad der Wirt-
schaft aus, und damit ist sie wichtiger Signalgeber zum 
Beispiel für die Finanzpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ist die Inflation zu niedrig, darf man – und das betone 
ich hier auch – vorübergehend gern ein bisschen mehr 
Geld ausgeben. Ist sie aber zu hoch, dann darf man nicht 
immer neue Ausgabenprogramme auflegen; denn damit 
verschlimmert man das eigentliche Inflationsproblem, so 
wie es die Ampel gerade macht, also zum Teil selbst 
verschuldet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein gewisses Unbehagen hatte ich ja, als ich den Koa-
litionsvertrag gelesen habe: viele Wünsche, null Gegen-
finanzierung. Aber dass es in Sachen Neuverschuldung 
und damit auch zusätzlich induzierter Inflation so 
schlimm kommen würde, damit habe ich nicht gerechnet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Reinhard Houben [FDP]: Da klatscht ja selbst 
die CDU nicht!)

Aber auch für die Geldpolitik ist Inflation ein wichtiger 
Gradmesser. Das erleben wir gerade dieser Tage, wo die 
EZB zumindest ansatzweise über eine Normalisierung 
ihrer Geldpolitik nachdenkt. Aber genauso, wie sich die 
europäische Geldpolitik nicht am Preisniveau einzelner 
Länder ausrichten kann, darf sie Geldpolitik auch nicht 
mit Blick auf einzelne gesellschaftliche Gruppen ma-
chen, so wie Sie das im Antrag formulieren. Sie hat nur 
ein Ziel, und das lautet Preisniveaustabilität. Das muss sie 
im Durchschnitt für alle Länder und für alle Menschen im 
Euroraum erfüllen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Etwas anderes ist es natürlich, wenn es darum geht, 
besonders betroffene Gruppen zu entlasten. Das kann 
man, das sollte man aus sozialen Erwägungen heraus 
machen, allerdings nur, indem man Belastungsspitzen 
wegnimmt und nicht die Gießkanne einsetzt, so wie die 
Ampel es gerade tut: Tankrabatt, Energiepauschale, 
9-Euro-Ticket, all das weist in die falsche Richtung. 
Hier wird Geld einfach ziellos verschwendet.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Genau aus den genannten Gründen sind Inflationsmess-
zahlen, die einzelne Gruppen in den Fokus nehmen, auch 
nur gefühlt gut.

Im zweiten Antrag geht es um die Stagflationsfalle, 
wobei das im Grunde bereits eine Verharmlosung dessen 
ist, was uns wirtschaftlich droht, wenn die Ampel so 
weitermacht. Der Begriff setzt sich aus zwei Begriffen 
zusammen, zum einen aus Stagnation, also wirtschaftli-
cher Stillstand, und zum anderen aus Inflation. Hohe In-
flationsraten haben wir bereits. Wirtschaftlich kann es 
aber durchaus noch schlimmer kommen:

(Beatrix von Storch [AfD]: Das sagt unser 
Antrag, genau das!)

Denn in einer Rezession stagniert die Wirtschaftsleistung 
nicht, sondern sie fällt, und das ist möglicherweise schon 
sehr bald der Fall.

Deshalb muss die Ampel jetzt handeln. Weil das regu-
latorische Pendel so weit ausgeschlagen hat, brauchen 
wir ein Belastungsmoratorium.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Gerade die Vorgaben von der europäischen Ebene haben 
in den letzten Jahren überhandgenommen. Aber sie wer-
den von weiten Teilen der Ampel mit Begeisterung auf-
genommen. An der Taxonomie passt Ihnen doch nur ei-
nes nicht: dass Gas und Kernkraft als nachhaltig 
eingestuft wurden,

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, auch andere Dinge darin sind 
das Problem! )

so wie gestern noch einmal vom Europäischen Parlament 
bestätigt.

Ebenso brauchen wir dringend schnellere Planungs- 
und Genehmigungsverfahren. Auch hier springt die Am-
pel zu kurz, wenn sie fast ausschließlich auf den Ausbau 
der Windkraft rekurriert. Was zu tun ist, haben wir hier 
vor einigen Wochen mit einem dezidierten Antrag dar-
gestellt. Klar, der wurde abgelehnt; aber es stand viel 
Gutes drin. Vielleicht schauen Sie heimlich noch einmal 
hinein. Ich denke, das wäre sinnvoll.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Unser Fraktionsvorsitzender Friedrich Merz hat hier 

gestern an dieser Stelle zu Recht darauf hingewiesen, 
dass die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft gerade 
unter den jetzt geänderten Rahmenbedingungen dringend 
gestärkt werden muss. Wir müssen unsere Unternehmen 
steuerlich entlasten – das fordern wir seit Jahren; aber das 
war ja mit der SPD nie zu machen, so wie vieles andere 
auch nicht –, und wir müssen den Unternehmen Luft zum 
Atmen geben und nicht immer neue Vorgaben erfinden.
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Was wir tun müssen? Die Liste ist lang. Das sind auch 
keine Rezepte aus der wirtschaftspolitischen Mottenkiste, 
wie ich gestern hier von Herrn Audretsch von den Grünen 
hören musste. Wenn Sie wirklich glauben, dass das Re-
zepte aus der wirtschaftspolitischen Mottenkiste sind, 
dann müssen Sie aufpassen, dass aus der sogenannten 
Fortschrittskoalition keine wirtschaftliche Abstiegskoali-
tion wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)
2005 war Deutschland der kranke Mann Europas. Sie 

erinnern sich vielleicht: 2005, das war, als die rot-grüne 
Regierung abgewählt wurde. 2019 waren wir die stärkste 
Volkswirtschaft Europas, die Wachstumslokomotive auf 
dem Kontinent. Ich bin wirklich gespannt, wo wir in drei-
einhalb Jahren stehen werden. Ich ahne da nichts Gutes. 
Was jetzt passiert – und da wiederhole ich auch gerne 
unseren Fraktionsvorsitzenden –, ist allein Ihre Verant-
wortung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes folgt Dieter Janecek für Bündnis 90/Die 

Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Lieber Dr. Wiener, ich 

würde schon zuraten, auch einen kritischen Blick auf die 
Einstufung der Taxonomie zu werfen, gerade was das 
Thema Inflation angeht. Schauen Sie sich die Situation 
gerade in Frankreich mit der Atomenergie an: Die Hälfte 
der Kraftwerke ist abgeschaltet. Die Preise explodieren, 
und die Gaskraft-Spotmarktpreise sind momentan sechs-
fach. Wir haben also eine Preisexplosion gerade bei die-
sen Energieträgern. Das jetzt als nachhaltig einzustufen, 
ist wirklich ein Fehler und führt uns nicht nach vorne. Wir 
brauchen erneuerbare Energien und Einsparung. Das ist 
der Weg nach vorne, auch was Inflation angeht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Herr Holm, Sie haben in Ihrem Antrag vorgeschlagen, 
den Solidaritätszuschlag vollständig abzuschaffen. Er ist 
aber im letzten Jahr schon für 90 Prozent der Einkom-
mensbezieher abgeschafft worden, und zwar für die un-
teren 90 Prozent. Was es wiederum helfen soll, die In-
flation zu bekämpfen, wenn ich jetzt die restlichen 
10 Prozent in der Kaufkraft stärke, das müssen Sie mir 
noch einmal erklären; das habe ich nicht verstanden. Das 
macht doch überhaupt keinen Sinn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Was Sinn macht, ist das, was die Koalition getan hat, 
nämlich gezielt zu entlasten, insbesondere die, die es 
nötig haben. Auch das 9-Euro-Ticket ist in der Fläche 
ein Riesenerfolg, aber natürlich sind es auch die Zu-
schüsse für Wohngeldempfänger oder eben für Men-

schen, die Sozialleistungen beziehen. Dort haben wir ge-
zielt angesetzt, ebenso beim Grundfreibetrag, um auch 
die Mittelschicht zu entlasten. 30 Milliarden Euro haben 
wir in kürzester Zeit auf den Weg gebracht. Ich denke, es 
kann sich sehen lassen, was die Koalition hier auf den 
Weg gebracht hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Was wir nicht vergessen dürfen: Wir haben einen um-
fassenden Angebotsschock. Anders als in den USA, wo 
die Inflation ein Stück weit auch durch staatliches Han-
deln getrieben ist, durch ein umfangreiches Konjunktur-
paket von Joe Biden oder auch durch Störungen im Be-
reich Dienstleistungen/Industrie, wo die Preise schon 
angeheizt gewesen sind, ist die Inflation bei uns zentral 
durch die Entwicklung der Preise für fossile Energie ge-
trieben. Minister Robert Habeck – Staatssekretär Kellner 
ist jetzt für ihn hier – versucht mit Tatkraft, die Inflation 
einzudämmen, indem er – das haben wir heute und mor-
gen auch noch einmal – acht Gesetzespakete auf den Weg 
bringt, um zu diversifizieren, Energieeinsparung zu er-
möglichen, erneuerbare Energien voranzubringen, damit 
wir uns nicht mehr so abhängig von dieser AfD-Inflation 
machen. Denn das ist es doch am Ende, was wir haben: 
Sie haben doch immer gefordert, dass wir abhängig sind 
von Russland. Das war der Fehler, und das wollen wir 
nicht mehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Nun ist die Inflation eine hohe Belastung für viele 
Menschen, zum Beispiel beim Einkaufen, aber auch bei 
der Frage des Urlaubs. Wenn jemand jetzt über den Win-
ter eine Gaskostenrechnung hat, die 2 000 bis 3 000 Euro 
höher sein könnte – ein Durchschnittswert bei einer 120- 
Quadratmeter-Wohnung für vier Personen –, dann ist das 
für viele Menschen ein Monatsgehalt; für manche ist es 
sogar noch mehr. Das ist sozialer Sprengstoff. Darüber, 
wie wir da im Herbst herangehen, werden wir auch noch 
einmal reden müssen.

Vorrangig ist die Aufgabe, zu schauen, wie wir, da wir 
auf der einen Seite in die Verschuldung gehen, so inves-
tieren können, dass wir in der Zukunft handlungsfähig 
bleiben. Darum geht es jetzt mit diesen Paketen der Ener-
giewende, mit diesen Entlastungspaketen, die wir auf den 
Weg gebracht haben: auf der einen Seite Geld zielgerich-
tet ausgeben, aber es auf der anderen Seite entschlossen 
in die Zukunft investieren, damit wir nicht mehr in solche 
Abhängigkeiten geraten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Jetzt ist es, was die Union angeht, immer so, dass zum 
Beispiel von Ihnen, Dr. Wiener, die Reden differenziert 
sind; aber die Anträge sind nicht so differenziert. Bei der 
Frage der Energiesteuersenkungen zum Beispiel führt das 
dazu – wenn ich das ausrechnen würde, würden wir wahr-
scheinlich von 40 Milliarden Euro sprechen –, dass wir 
einfach nur Kosten senken, wenn wir die Steuern in die-
sem Bereich senken. Die Mitnahmeeffekte, die wir zu 
erwarten hätten,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Tankrabatt!)
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müssen wir im Blick haben. Auch die Frage, ob es sinn-
voll ist, gerade Energie für breite Gesellschaftsschichten 
günstiger zu machen, was wiederum einen Nachfrageef-
fekt schafft, muss man stellen. Man muss infrage stellen, 
ob das ein richtiger Weg ist, um die Inflation zu bekämp-
fen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Erklären Sie das mal 
den Leuten!)

Ich glaube, es ist besser, zielgerichtet zu helfen, als zu 
sagen: Wir gehen bei den Energiesteuern auf ein Niveau, 
das Sie fordern; das scheint mir nicht vernünftig zu sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Inflation ist natürlich ein Thema, das uns auch im 
Bereich der Wertschöpfungsketten und Lieferketten 
ereilt. Wir haben nicht nur hohe Energiepreise. Wir haben 
schon seit Beginn der Coronapandemie – Stichwort „Chi-
na, Zero Covid“ – die Problematik, dass auch Handels-
ketten ein Stück weit gestört sind, weil ganze Märkte sich 
abschotten bzw. durch Handeln einzelner Länder abge-
schottet werden. Die Containerschiffe stauen sich ja nicht 
nur vor Schanghai, sondern jetzt auch in der Nordsee. Das 
können wir nicht kurzfristig beeinflussen. Deswegen ist 
es auch richtig, dass die Bundesregierung eine neue pro-
gressive Handelsstrategie auf den Weg bringt und sagt: 
Wir müssen uns mit mehr Partnern in ein Boot setzen, am 
besten mit Partnern, mit denen wir gemeinsame Werte 
haben, damit wir verlässlicher gestalten können, auch 
im Bereich der Handelspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Nicht zuletzt heißt das natürlich für uns auch, all die 
Investitionen in den Bereichen Automatisierung, Digita-
lisierung, Fortschritt und Innovation nach vorne zu brin-
gen. Auch wenn wir jetzt in einer Krisensituation sind, 
dürfen wir bei den Investitionen nicht nachlassen. Des-
wegen: Zum jetzigen Zeitpunkt zu sagen, die Schulden-
bremse sei sakrosankt, ist nicht der zwingende Weg. Da-
rüber werden wir möglicherweise im Herbst noch einmal 
reden müssen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
LINKEN)

Am Ende wird es davon abhängen, dass wir die Zukunfts-
investitionen nach vorne stellen. Wenn uns das gelingt, 
dann können wir auch in dieser Fortschrittskoalition ge-
gen den Abstieg kämpfen.

(Zuruf von der AfD: Schuldenkoalition!)

Das ist genau das, was wir tun und was wir in den letzten 
Wochen und Monaten getan haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Sozial zu handeln, zielgerichtet zu investieren und 
ökonomisch das zu unterlassen, was gar keinen Sinn er-
gibt, nämlich dort zu entlasten, wo es die Menschen gar 
nicht nötig haben und damit Nachfrage zu stimulieren 

und die Inflation weiter anzutreiben – das war der ver-
nünftige Kurs der letzten Wochen und Monate. Diesen 
wollen wir gemeinsam beibehalten; darum geht es jetzt.

Es ist eine schwierige Zeit – das müssen wir immer 
wieder betonen – für viele Menschen in diesem Land. 
Deswegen ist es wichtig, gezielt dort zu entlasten, wo 
es notwendig ist. Aber es ist nicht notwendig, jetzt in 
die Breite zu gehen und zu sagen: Jeder muss das tragen 
können. – Vielmehr müssen wir jetzt handeln und voran-
kommen; darum geht es.

Ich danke Ihnen für diese Diskussion.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für Die Linke erhält jetzt das Wort Christian Görke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christian Görke (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die AfD hat wieder einmal versucht, mit diesen Anträgen 
ihr Image ein bisschen aufzupolieren. Aber, meine Da-
men und Herren von der AfD,

(Beatrix von Storch [AfD]: Mit gutem Erfolg!)

Sie sind nicht die Partei des kleinen Mannes. Das Gegen-
teil ist der Fall. Sie sind marktradikal und die Partei für 
Steuergeschenke an die Reichen. Das haben Sie ja eben 
selbst erzählt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Sie brauchen da auch gar nicht so verwundert schauen. 
Das Wirtschaftsforschungsinstitut ZEW hat Ihre Pläne 
ein bisschen näher beleuchtet wie auch die anderer Par-
teien. Da ist schwarz auf weiß Folgendes zu lesen – ich 
fasse es einmal zusammen –: Kein anderes Programm 
sorgt für weniger Entlastung bei kleinen Einkommen 
als Ihres.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Hört! 
Hört! – Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Ge-
nau!)

Kein anderes Programm entlastet Spitzenverdienerinnen 
und Spitzenverdiener stärker als Ihres. – Das sind die 
Fakten.

Bleiben wir einmal bei den Fakten. Grundsteuer: Die 
wollen Sie streichen. Grunderwerbsteuer: Die wollen Sie 
streichen. Erbschaftsteuer: Die wollen Sie streichen. Jetzt 
wollen Sie den Rest-Soli streichen. Eine Vermögensteuer 
wollen Sie auch nicht. Ja, das sind alles Steuergeschenke 
genau für diejenigen, für die Sie Politik machen: für die 
Reichen. Deshalb sollte Ihr Programm nicht heißen 
„Deutschland. Aber normal“, sondern „Deutschland. 
Eher neoliberal“.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)
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Darüber, meine Damen und Herren, können auch Ihre 
heutigen Anträge nicht hinwegtäuschen. Sie fordern in 
Ihrem Antrag ein „Fitnessprogramm für Deutschland“, 
unterlegt mit einem unbestimmten Wildwuchs an Forde-
rungen.

Unabhängig von den AfD-Anträgen: Ja, das Thema 
Inflation ist die Herausforderung der Zeit. Es ist auch 
die soziale Frage der Zeit. Den Otto-Normal-Verdienern 
in diesem Land zerrinnt die Kaufkraft regelrecht zwi-
schen den Fingern. Besonders betroffen sind diejenigen, 
die ohnehin wenig verdienen. Ich erinnere an dieser Stelle 
noch einmal an den aktuellen Armutsbericht. Corona hat 
die Armut in unserem Land noch einmal ansteigen lassen. 
Sie liegt jetzt auf Rekordniveau. 13,8 Millionen Men-
schen in Deutschland sind arm. Jedes fünfte Kind in 
Deutschland ist arm. 17 Prozent der Rentnerinnen und 
Rentner sind arm. Und das, während das Privatvermögen 
einiger weniger Höchststände erreicht hat! Was ist das für 
eine bizarre Entwicklung und vor allen Dingen was für 
eine Schande für dieses Land!

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen der Ampel, ich muss schon sagen: Ich bin ja 
neu hier, aber ich bin schon auf ganzer Linie enttäuscht, 
dass Ihre Entlastungspakete so gestrickt werden wie eine 
Wunderkerze: Einmal angezündet sind sie schnell abge-
brannt. Herr Janecek, nach den Ferien werden das 
9-Euro-Ticket und der Tankrabatt auslaufen, aber die 
Preise werden hoch bleiben. Wenn uns Putin dann noch 
Nord Stream 1 zudreht, wird es noch schlimmer.

Neben dem Gaspreisschock fangen Sie jetzt sogar an, 
die Bürgerinnen und Bürger noch zusätzlich zu belasten. 
Bürgertests sind nicht mehr kostenfrei. 2023 steigt der 
Zusatzbeitrag der gesetzlichen Krankenversicherung um 
0,3 Prozentpunkte. Das macht zusammen rund 5 Milliar-
den Euro Mehrbelastungen für die Bürger. Deshalb soll-
ten Sie sich nicht so rühmen ob Ihres 30-Milliarden-Euro- 
Pakets; denn das ist längst nicht ausreichend, und das 
wissen Sie.

(Beifall bei der LINKEN)

Zudem ist es auch noch unausgewogen, weil ein großer 
Teil der Menschen in diesem Land – die Studentinnen 
und Studenten und die Rentnerinnen und Rentner – in 
die Röhre geguckt haben.

Deshalb erwarten wir von Ihnen ein neues Entlastungs-
paket.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Gesine Lötzsch 
[DIE LINKE]: Richtig! – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Unbedingt!)

Verlängern Sie die Dauer des 9-Euro-Tickets bis zum 
Jahresende! Setzen Sie die Mehrwertsteuer bei den 
Grundnahrungsmitteln auf null! Verdoppeln Sie die Ener-
giepreispauschale! Und vor allem: Beziehen Sie die 
Rentnerinnen und Rentner in diesem Land endlich mit 
ein!

(Beifall bei der LINKEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Ja! Sehr guter Vor-
schlag!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die FDP-Fraktion erhält jetzt das Wort Reinhard 

Houben.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Reinhard Houben (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 

Holm, ich habe eben noch einmal im Kürschner nach-
gelesen: Sie waren Radiomoderator für Antenne Meck-
lenburg-Vorpommern.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Ja!)
Wenn ich die Beiträge Ihrer Fraktion und Ihren Beitrag 
eben höre, habe ich eher das Gefühl: Sie sind der Spre-
cher von Radio Moskau.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Johannes Steiniger 
[CDU/CSU])

In welche Position wollen Sie uns bringen? Sie wollen 
uns in eine möglichst große Abhängigkeit von Russland 
bringen.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Ist doch Unsinn!)
Das ist die Geschichte, die Sie uns hier seit Jahren erzäh-
len. Sie wollen dieses unser Land von Russland abhängig 
machen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie haben es ab-
hängig gemacht!)

und da machen wir nicht mit.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Da machen wir alle nicht mit.

Ich sage Ihnen: Da gibt es verschiedene Wege. Das ist 
erstens natürlich der Ausbau der regenerativen Energien.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Das ist doch keine 
Lösung des Problems!)

Das ist zweitens eine Diversifizierung des Einkaufs nicht 
nur von Öl, Gas und Kohle, sondern natürlich auch von 
unterschiedlichsten Metallen und Rohstoffen insgesamt. 
Dort bewegt sich die Bundesregierung auf dem richtigen 
Weg.

Lassen Sie uns doch einmal zu den Zahlen kommen. 8, 
9, 20 und 78: Das sind nicht etwa verkehrte Lottozahlen; 
das sind die Inflationsraten der USA, des Vereinigten 
Königreichs, des Baltikums und der Türkei. Und auch 
in Russland, Ihrem Traumland, liegt die Inflationsrate 
bei 17 Prozent. Also: Die Inflationsrate ist kein typisch 
deutsches Problem. Insgesamt können wir feststellen – 
auch wenn wir damit nicht zufrieden sein können –: 
Nur in Deutschland und in den Niederlanden ist die In-
flationsrate im letzten Monat zurückgegangen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Wahnsinn!)
Das ist noch kein Grund zum Jubeln, aber es zeigt uns 
doch, dass wir die richtigen Maßnahmen ergriffen haben.
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(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Klaus-Peter Willsch 
[CDU/CSU]: Sie reden sich die Welt schön! – 
Leif-Erik Holm [AfD]: Das ist verantwor-
tungslos, was Sie hier machen! – Beatrix von 
Storch [AfD]: Das ist ja zynisch! Mit 
10 000 Euro im Monat kann man so was sagen! 
Na klar!)

Meine Damen und Herren, was kann Politik vorneweg 
machen, was auch langfristig wirkt? Eine seriöse Haus-
halts- und Finanzpolitik! Wir werden die Schulden-
bremse mit dem nächsten Haushalt einhalten. Das ist 
ein entscheidendes Signal, gerade für die Finanzmärkte. 
Sie wissen, bei der Gesamtbewertung des Euro ist die 
Positionierung Deutschlands in diesem System ganz ent-
scheidend.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Sagen Sie doch mal 
was zur Lohn-Preis-Spirale!)

Und: Natürlich haben wir auch ein großes Interesse da-
ran, weiter dafür zu sorgen, dass die Zinsen nicht steigen. 
Warum? In den letzten Jahren war es ja bei den niedrigen 
Zinsen relativ unproblematisch, die Staatsverschuldung 
zu erhöhen. Dieser Zustand ist vorbei. Wir werden in 
den nächsten Jahren eine Belastung in Höhe von mehre-
ren Milliarden haben. Deswegen ist es unsere Pflicht, 
dafür zu sorgen, dass der Haushalt finanzpolitisch wirk-
lich sauber bleibt und wir die Schuldenbremse einhalten.

(Beifall bei der FDP)

Das hilft vom Markt her am meisten, um Inflation zu 
verhindern.

Natürlich können Sie sagen, Herr Wiener: Es ist immer 
zu wenig, es ist nicht zielgenau, und es ist nicht gut 
genug.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Das stimmt!)

Ich kann nur feststellen: Die Leute, die das 9-Euro-Ticket 
nutzen, die zur Tankstelle fahren und die im Juli ihre 
Gehaltsabrechnung bekommen, werden schon etwas 
merken von den Aktivitäten dieser Bundesregierung. Da 
lassen wir uns hier auch nicht dummreden; das ist wirk-
lich etwas zu billiges Geklimper.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Klaus Wiener 
[CDU/CSU]: Man kann das Geld nur einmal 
ausgeben!)

Als ich den zweiten Antrag gelesen habe, habe ich 
gedacht: Ist schon wieder Karneval? Die Empfehlung 
der AfD, den österreichischen Warenkorb als Grundlage 
der Inflationsberechnung in Deutschland zu verwenden, 
hat schon einen gewissen humoristischen Aspekt. Das 
hätte ich Ihnen gar nicht zugetraut.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde es einen wirklich tollen Vorschlag, dass wir 
demnächst in Deutschland den Preis für Topfenkolat-
schen einbauen in die Berechnung unserer Inflationsrate. 
Und außerdem kann ich Sie beruhigen: Es geht auch um 

panierte Schnitzel. Meine Damen und Herren, wenn die 
Anträge der AfD auf dem Niveau bleiben, brauchen wir 
uns politisch keine Sorgen zu machen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die AfD-Fraktion spricht René Springer.

(Beifall bei der AfD)

René Springer (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Gäste! Früher konnte man für 50 Euro 
einen vollen Einkaufswagen aus dem Supermarkt schie-
ben, heute ist er wegen der Inflation nur noch halb so voll. 
Diese Sätze hört man in diesen Tagen regelmäßig. Und 
man hört Sätze wie: Die da oben belügen uns. Die Infla-
tion ist in Wahrheit viel höher, die Statistiken sind ge-
türkt. – Und tatsächlich gibt es eine immer größer wer-
dende Lücke zwischen der offiziellen Inflation und der 
gefühlten Inflation.

(Marianne Schieder [SPD]: Das habe ich nur 
von Ihnen gehört!)

Und das hat eine Ursache. Das liegt daran, dass die In-
flationsmessung in Deutschland über einen großen Wa-
renkorb läuft mit 650 Waren und Dienstleistungen: 
Wurst, Öl, Weizennudeln, aber auch Fernseher, Auto 
und Waschmaschine.

(Zuruf des Abg. Reinhard Houben [FDP])
Man kann nun beobachten, dass Wurst, Öl und Weizen-
nudeln immer teurer werden und die Preise explodieren. 
Auf der anderen Seite bleiben die Preise beim Fernseher 
und bei der Waschmaschine recht konstant. Und so kann 
es eben sein, dass die Gesamtinflation bei 8 Prozent liegt – 
das erleben wir momentan –, aber die Inflation im Super-
markt explodiert. Das Ergebnis ist ein Verlust an Ver-
trauen in den Staat und seine Institutionen, weil die Zah-
len nicht mehr zu den Beobachtungen passen.

Österreich hat auf dieses Problem reagiert und ver-
öffentlicht neben der allgemeinen Inflationsrate auch 
die Inflationsraten zu einem täglichen kleinen Einkauf 
und zu einem wöchentlichen Großeinkauf. Der wöchent-
liche Großeinkauf, was ist das? – Bohnenkaffee, Batte-
rien, Dorschfilet, aber auch einmal Tanken an der Tank-
stelle, die TK-Pizza genauso wie Parkgebühren. Und 
siehe da: Während die allgemeine Inflation in Österreich 
bei 7,7 Prozent liegt, liegt die Inflation des wöchentlichen 
Großeinkaufs bei 15,4 Prozent. Sie ist also doppelt so 
hoch, und das ist genau das, was die Leute spüren: diese 
massive Teuerung im Supermarkt, die nicht zu dem passt, 
was Sie den Leuten erzählen. Das ist die gefühlte Inflati-
on. Diese gefühlte Inflation macht die Leute fertig, und 
das zerstört Vertrauen in den Staat.

(Beifall bei der AfD)
Wir als Alternative für Deutschland stehen für eine 

ehrliche Politik. Deshalb fordern wir die Bundesregie-
rung auf, dem österreichischen Beispiel zu folgen und 
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sich bei der Inflation ehrlich zu machen. Das heißt, wir 
wollen, dass die Bundesregierung zukünftig nicht nur die 
Daten zur allgemeinen Inflation veröffentlicht, sondern 
auch zum täglichen Einkauf und zum wöchentlichen 
Großeinkauf. Wir wollen, dass das Vertrauen in den Staat 
und seine Institutionen wieder gestärkt wird, und ich 
hoffe doch sehr stark, dass das auch in Ihrem Interesse 
liegt, insbesondere in Ihrem, werte Damen und Herren 
der Bundesregierung.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Sie haben nichts dazugelernt!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Ehrentribüne 

hat der Präsident der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats, Seine Exzellenz Herr Tiny Kox, 
mit seiner Delegation Platz genommen. Im Namen aller 
Kolleginnen und Kollegen des Deutschen Bundestages 
begrüße ich Sie sehr herzlich bei uns. 

(Beifall)

Der Deutsche Bundestag ist mit 18 ordentlichen und 18 
stellvertretenden Mitgliedern aus allen Fraktionen in der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarats vertre-
ten. Der Europarat mit 46 Mitgliedstaaten ist die bedeu-
tendste Menschenrechtsorganisation in Europa und hat 
entschlossen auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine reagiert. Die Parlamentarische Versammlung hat 
eine entscheidende Rolle für den Ausschluss Russlands 
aus dem Europarat gespielt. Die wichtigste Aufgabe des 
Europarats ist der Schutz von Menschenrechten, Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit.

Für Ihren Aufenthalt bei uns und für Ihr weiteres par-
lamentarisches Wirken begleiten Sie unsere besten Wün-
sche.

(Beifall)

Wir fahren fort in unserer Debatte. – Das Wort erhält 
für die SPD-Fraktion der Kollege Bernd Westphal.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Bernd Westphal (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn man über die Inflation in Deutschland spricht, 
muss man sich vor allen Dingen mit den Ursachen be-
schäftigen. Die liegen darin, dass wir seit dem 24. Februar 
dieses Jahres einen brutalen Angriffskrieg Russlands in 
der Ukraine erleben, an dessen Bilder wir uns nicht ge-
wöhnen wollen. Deshalb hat diese Regierung in Zusam-
menarbeit mit unseren europäischen Partnerinnen und 
Partnern, mit der NATO und mit den USA ein Sanktions-
paket erlassen und Maßnahmen ergriffen, um die Ukrai-
nerinnen und Ukrainer zu unterstützen. Das hat natürlich 
Folgen für die Energieversorgung und auch für die wirt-
schaftliche Situation in Deutschland. Das ist die Ursache 
für Inflation, und nicht etwa Fehler dieser Bundesregie-
rung, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf des Abg. Leif- 
Erik Holm [AfD])

Es gibt große Unterstützung für die Politik der von 
Olaf Scholz geführten Bundesregierung. Wir lassen die 
Menschen mit dieser Situation nicht alleine, sondern wir 
haben jetzt schon zwei Hilfspakete auf den Weg gebracht, 
die Entlastung für private Haushalte bedeuten. Das sind 
300 Euro als Energiepreispauschale für jeden Beschäftig-
ten. Das sind 20 Euro als monatlicher Sofortzuschlag pro 
Kind. Es gibt viele Unterstützungsmaßnahmen zur Ent-
lastung bei den Energiepreisen, zum Beispiel die Ab-
schaffung der EEG-Umlage auf der Stromrechnung ab 
1. Juli. Das merken die Menschen jetzt erst; das ist ja 
noch gar nicht richtig angekommen. Wir haben die Preis-
reduktion an der Zapfsäule. Wir haben mit dem 9-Euro- 
Ticket eine Möglichkeit geschaffen, den öffentlichen Per-
sonennahverkehr stärker zu nutzen als vielleicht bisher. 
30 Milliarden Euro Entlastung für die Bevölkerung – da 
lässt diese Bundesregierung die Menschen nicht alleine 
mit der Inflation.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Aber natürlich muss auch unsere Wirtschaft gestärkt 
werden. Dort gibt es jetzt den Rettungsschirm für Unter-
nehmen, die vom Ukrainekrieg betroffen sind. Hier wird 
es Entlastungen geben. Die Notifizierung ist in kürzester 
Zeit durch das Bundeswirtschaftsministerium bei der 
Europäischen Kommission erfolgt. Von daher können 
ab dieser Woche beim BAFA Anträge von Unternehmen 
gestellt werden, die eine Verdoppelung ihrer Energiekos-
ten zu beklagen haben; sie werden hier Entlastung spüren.

Gleichzeitig haben wir heute hier im Hohen Hause 
mehrere Gesetzespakete beschlossen, mit denen wir uns 
auf den Weg machen, uns von fossilen Energien unabhän-
giger zu machen. Das ist der richtige Weg: nicht rein in 
fossile Energie, nicht rein in Kernenergie, sondern eine 
Zukunft gestalten für unser Land und für unsere Wirt-
schaft.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Es gibt ein berechtigtes Interesse der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, in den zukünftigen Tarifverhand-
lungen dafür zu sorgen, dass die Preissteigerungen aus-
geglichen werden. Jeder, der sich ein bisschen darin 
auskennt, wie Tarifverhandlungen laufen, weiß, dass In-
flation und Produktivität auch zur Basis von Tarifgesprä-
chen gehören. Damit wir keine Lohn-Preis-Spirale be-
kommen, hat der Bundeskanzler auf ein sehr bewährtes 
System gesetzt, nämlich die Konzertierte Aktion, bei der 
sich die Sozialpartner, die unseren Standort stark ge-
macht haben, zusammensetzen und gemeinsam nach Lö-
sungen suchen. Das ist verantwortungsvolle Politik. Man 
kann diese Bundesregierung nur dazu beglückwünschen, 
dass sie das unter der Führung von Olaf Scholz auf den 
Weg bringt.

Wir können froh sein, dass nicht die AfD regiert, die in 
ihrem Antrag schreibt, dass Politik vom Vertrauen der 
Menschen lebt. Das, was Sie hier vorführen, dieses 
Schmierentheater, verdient kein Vertrauen. Der Verfas-
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sungsschutz meines Bundeslandes Niedersachsen hat Sie 
als Verdachtsfall eingestuft, und deshalb werden Sie ge-
nau beobachtet. Sie dürfen keine Verantwortung in die-
sem Land übernehmen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die CDU/CSU erhält Klaus-Peter Willsch das 

Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kollegen! Liebe Zuschauer auf der Tri-
büne und an den Bildschirmen! Die CDU/CSU-Fraktion 
nimmt die Sorgen der Menschen wegen der steigenden 
und hohen Inflation sehr ernst. Sie treibt die Menschen 
um, und das erfahren wir jeden Tag in unseren Wahl-
kreisen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir müssen den Kampf gegen die Inflation – und wir 

haben einzelne Maßnahmen dazu bereits hier im Hause 
debattiert – natürlich auch durch die Wirtschaftspolitik, 
die Steuerpolitik und auf der fiskalpolitischen Seite unter-
stützen. Wir müssen haushaltswirtschaftlich solide arbei-
ten und dürfen nicht Geld ausgeben, als ob es kein Mor-
gen gäbe, wie es momentan noch bei der Ampel zu 
erkennen ist. Diese Verantwortlichkeit vermissen wir.

Wir wissen aber auch, dass der Kern des Problems 
darin besteht, dass Sie – von Grün bis ganz links – In-
flation immer als etwas Nachrangiges und etwas Unge-
fährliches ansehen. Das hat eine lange Tradition; das 
reicht zurück bis zum Weltökonomen Helmut Schmidt,

(Heiterkeit des Abg. Dr. Bernd Baumann 
[AfD])

der seinerzeit gesagt hat, ihm seien 5 Prozent Inflation 
lieber als 5 Prozent Arbeitslosigkeit. Er hat nachher bei-
des gehabt; es gibt diesen Trade-off nämlich nicht. Man 
kann sich mit Inflation nicht beliebig Beschäftigung er-
kaufen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Leif-Erik Holm [AfD])

Der Kern der Verantwortlichkeit – und das muss natür-
lich in so einer Debatte angesprochen werden – liegt aber 
natürlich bei der EZB, die seit Jahren eine recht verant-
wortungslose Geldpolitik macht, wie ich sagen möchte, 
die auf Teufel komm raus Liquidität schafft, die Bilanzen 
aufbläht und die dann mit Blick auf die hochverschulde-
ten Länder innerhalb der Eurozone, die ihre Hausauf-
gaben nicht gemacht haben, das Problem hat, an der Zins-
front nicht kräftig genug reagieren zu können, wie es jetzt 
angezeigt wäre.

Wir müssen feststellen, dass durch die Anleihekauf-
programme unterschiedlichen Namens im Grunde ge-
nommen die gesetzlich verbotene monetäre Staatsfinan-
zierung von der EZB betrieben wird. Hier wird es gerade 

für die FDP eine Aufgabe sein, darauf zu achten – aber 
ich habe eben gemerkt, Sie sind ordnungspolitisch ja 
auch schon in das andere Lager gewechselt, Herr 
Houben –,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – 
Reinhard Houben [FDP]: Haben Sie das nicht 
gehört: Schuldenbremse?)

dass man in den Diskussionen beim Ecofin und in ande-
ren Gremien Kurs hält, dass man personalpolitisch die 
richtigen Entscheidungen trifft. In die EZB-Gremien – 
den Rat und das Direktorium – gehören nicht Weichwäh-
rungspolitiker und irgendwelche Juristen,

(Reinhard Houben [FDP]: Harte Jungs wie Sie, 
Herr Willsch!)

sondern da gehören Geldpolitiker und Notenbanker hin.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Da ist in der Vergangenheit, in den zurückliegenden Jah-
ren, einiges schiefgelaufen.

Ich glaube, dass wir in der Situation, in der wir uns 
befinden, an die EZB appellieren müssen, ihren Auftrag 
ernst zu nehmen. Der einzige Grund, warum es dieses 
Gremium gibt, ist die deutsche Erfahrung mit schweren 
Inflationen im 20. Jahrhundert, die zu einem Mehrfach-
verlust von allem geführt haben, was die Menschen be-
saßen. Das hat in Deutschland zu einer Haltung geführt, 
die die Gründung einer unabhängigen Bundesbank er-
möglichte, die alleine der Preisstabilität verpflichtet ist. 
Dieses Modell haben wir auf die EZB übertragen. Wir 
dürfen uns das doch nicht zerstören lassen. Die Bundes-
bank war die erfolgreichste Zentralnotenbank der Nach-
kriegszeit in Europa,

(Leif-Erik Holm [AfD]: Sehr richtig!)

und diese ist bedroht durch die Versuche, sie zum Ersatz-
instrument für zu Hause nicht finanzierbare oder nicht 
durchsetzbare Fiskalpolitik zu machen.

Wir müssen dafür sorgen, dass die EZB Geldpolitik 
macht und andere Politik hier im Parlament gemacht 
wird. Wer Geldpolitik macht, soll zur EZB gehen. Wer 
Fiskalpolitik machen will, der muss ins Parlament gehen, 
der muss sich wählen lassen, der muss sich der Auseinan-
dersetzung stellen und gegebenenfalls abwählen lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Deshalb müssen wir hier die Dinge wieder ein wenig vom 
Kopf auf die Füße stellen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Aber Sie haben 
16 Jahre regiert! Die Merkel-Regierung ist da-
ran schuld!)

Die Situation, die wir heute vorfinden, diese Sucht 
nach Schulden, wird einen harten geldpolitischen Entzug 
nötig machen, um wirksam werden zu können.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also, wir sind ganz gesund! Es gibt 
hier keine Sucht!)
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Wir haben das alles historisch – in der Wirtschafts-
geschichte der 70er-, 80er-Jahre – schon erlebt. Natürlich 
ist der Grat immer schmal, und es drohen bei sehr kräfti-
gem Drehen an der Zinsschraube negative Auswirkungen 
auf die Konjunktur.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben eine Sucht nach unseriöser 
Finanzpolitik!)

Aber noch mal, wie gesagt: Es ist ein Irrglaube, anzuneh-
men, man könne sich mit der Hinnahme einer hohen 
Inflation Wachstum und eine stabile Wirtschaft erkaufen. 
Eine stabile Wirtschaft setzt solides Haushalten voraus. 
Daran lassen Sie es missen. Kommen Sie dazu zurück! 
Das ist der wichtigste Beitrag, den die Bundespolitik in 
dieser Situation zur Bekämpfung der Inflation leisten 
kann.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für Bündnis 90/Die Grünen erhält jetzt das Wort 

Stephanie Aeffner.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! In Ihrer Welt möchte ich ja 
gerne leben. Ich suche mir einfach einen Teil des Waren-
korbes aus, für den ich noch bezahle. Das andere spielt 
für mich keine Rolle. Denn anders kann ich mir nicht 
erklären, dass Sie sagen: Wir gucken nur auf einen Teil 
der Inflationsrate, sonst fühlen sich die Menschen belo-
gen. – Also muss ich anscheinend für den anderen Teil 
des Warenkorbes kein Geld mehr ausgeben?

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sagt doch kein 
Mensch!)

Ja, Inflation ist das Thema, das die Menschen in die-
sem Land im Moment stark beschäftigt.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Und Sie tun 
nix!)

Dafür verantwortlich sind zu 50 Prozent die stark gestie-
genen Energie- und Lebensmittelpreise.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Allerdings betrifft die Inflation, genau dadurch bedingt, 
mittlerweile weite Teile des Warenkorbes. Doch anstatt 
sich mit konstruktiven Vorschlägen zu beschäftigen, wie 
Politik gezielt Inflation bekämpfen kann und diejenigen 
entlasten kann, die durch die Inflation in existenzielle Not 
geraten, beschäftigt sich Ihr Antrag zu den Warenkörben 
mit der Unterscheidung zwischen gefühlter und nomina-
ler Inflation.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Entschuldigung, ha-
ben Sie den anderen Antrag gesehen? Der be-
schäftigt sich damit!)

Nachdem Sie also jahrelang über „gefühlte Sicherheits-
lage“ oder „gefühlte Migration“ gesprochen haben, neh-
men Sie nun „gefühlte Inflation“ ins Visier. Mit der Un-
terscheidung zwischen evidenzbasiert und anekdotisch 
haben Sie sich ja schon bei anderen Krisenlagen schwer-
getan.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nur weil mein Opa, der wie ein Schlot geraucht hat, über 
90 Jahre alt ist, kann ich trotzdem nicht die Aussage 
treffen, dass Rauchen nicht gesundheitsschädlich ist. 
Das ist der Unterschied zwischen anekdotisch und evi-
denzbasiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Martin Reichardt 
[AfD]: Stellen Sie die Analogien auch beim 
Impfen her?)

Sie fordern nun die zusätzliche Ausweisung der Infla-
tionsrate für Warenkörbe nach österreichischem Vorbild. 
Der Warenkorb, der der Ermittlung des Verbraucherpreis-
indexes und der Inflationsrate durch das Statistische Bun-
desamt zugrunde liegt, enthält eine möglichst repräsenta-
tive Auswahl von Gütern und Dienstleistungen. Ihrer 
Meinung nach fühlen Bürger/-innen beim täglichen 
oder wöchentlichen Einkauf aber eine andere Inflation 
als die, die statistisch ermittelt wurde. Sie bräuchten die 
unterschiedlichen Inflationsraten für ihre Konsument-
scheidungen. Wenn man dieser Logik folgt, würden Men-
schen ihre Konsumentscheidungen ja davon abhängig 
machen.

Ich weiß: Auch bezüglich des Krieges in der Ukraine 
vertreten Sie – nennen wir es mal so – abweichende 
Positionen. Fakt ist, dass Putin die Ukraine völkerrechts-
widrig angegriffen hat, und er macht in seinen Äußerun-
gen sehr klar, dass er deren Existenzrecht infrage stellt.

Während alle vor allem steigende Energiepreise durch 
den Krieg für die Inflation verantwortlich machen, nen-
nen Sie die Geldpolitik der EZB. Vielleicht gehen Sie 
aber auch davon aus, dass der Krieg bald vorbei ist. Wir 
sehen das anders, so wie nahezu alle Sicherheitsberater/- 
innen weltweit: Diese Situation wird länger andauern. 
Die Menschen haben also gar nicht die Wahl, Konsum-
entscheidungen zu verschieben. Wenn der Kühlschrank 
oder die Waschmaschine kaputt ist, dann müssen sie sie 
ersetzen. Dann spielt auch das eine Rolle für die Inflation, 
die sie spüren.

Bürger/-innen brauchen handelnde Politiker/-innen. 
Wir sind durchaus in der Lage, auch ohne diese zusätzli-
che statistische Größe zu handeln. Wir beschäftigen uns 
lieber mit Maßnahmen und setzen diese um.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir haben den Heizkostenzuschuss für Wohngeldemp-
fänger/-innen auf den Weg gebracht. Wir haben den 
Grundfreibetrag angehoben. Wir haben das 9-Euro-Ti-
cket auf den Weg gebracht, einen Kindersofortzuschlag 
und eine Einmalzahlung für Empfänger/-innen von Ar-
beitslosengeld I und II.
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Vor allen Dingen arbeiten wir seit Monaten daran, die 
einseitige Abhängigkeit von fossilen Energien aus Russ-
land zu beenden. Wir haben gerade heute ein riesiges 
Paket beschlossen, um mit dem Ausbau von erneuerbaren 
Energien die Ursache der Inflation zu bekämpfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Hier verleugnen Sie aber das Problem gänzlich. Anders 
kann ich mir nicht erklären, dass Sie glauben, mit einem 
Ende der Sanktionen oder einer Inbetriebnahme von 
Nord Stream 2 wäre das Problem hier erledigt.

Wir verstehen unseren Auftrag anders. Wir haben da-
für Sorge zu tragen, dass es nicht Schule macht, dass der 
Stärkere einfach den Schwächeren überfallen kann.

(Beifall der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir verteidigen internationales Recht, und gleichzeitig 
arbeiten wir daran, dass wir vor allen Dingen diejenigen 
schützen, die durch die Inflation in existenzielle Not ge-
raten. Um nur ein Beispiel zu nennen: Wir arbeiten an der 
Einführung der Kindergrundsicherung. Zu all diesen 
Aufgaben kommt von Ihnen nichts außer Vorschlägen 
aus der Mottenkiste. Wir arbeiten lieber an Lösungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Zuruf von der 
AfD: Wieder fünf Minuten verschwendet!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächster Redner folgt Karsten Klein für die FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Da 
bin ich mal auf die Rechtfertigung gespannt!)

Karsten Klein (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Inflation trifft uns alle, keine Frage. Aber 
sie trifft vor allem die Schwächsten in unserer Gesell-
schaft, die, bei denen es jetzt schon finanziell eng ist. 
Es trifft aber auch die Arbeitsplätze, wenn wir über Er-
zeugerpreissteigerungen von fast 30 Prozent sprechen.

Aber um das vielleicht erst einmal politisch korrekt 
einzuordnen: Die Bekämpfung von Inflation, die Erhal-
tung von Geldwertstabilität ist Hauptaufgabe der Zentral-
banken.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: So ist das! 
Die EZB!)

Das ist Aufgabe der EZB. Das ist ihre zentrale Aufgabe, 
um das hier auch noch mal klar zu sagen.

Wenn wir uns jetzt die Beschlüsse des EZB-Rats aus 
dem Juni anschauen, dann können wir zwar feststellen, 
dass die Politik der letzten Jahre in der Form nicht fort-
gesetzt wird; eine Abkehr aber von einer expansiven 
Geldpolitik ist damit noch nicht festzustellen. Deshalb 
kann man sich zu Recht fragen: Tut die EZB genug? 
Tut sie zu wenig? Tut sie es zu spät? Ich will Letzteres 
klar mit Ja beantworten; denn schon seit dem Juli 2021 

liegen die Preissteigerungen in Europa deutlich über dem 
Zielwert von 2 Prozent. Deshalb ist ein Handeln im Juni 
2022 einfach zu spät, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zu Recht wird natürlich auch die Frage gestellt: Was 
kann fiskalpolitisch, was kann auf dem politischen Par-
kett getan werden? Die Frage müssen wir uns durchaus 
stellen. Was können wir als Politik in diesem Umfeld 
einer hohen Inflation flankierend beitragen?

Ich will aber nicht müde werden, an dieser Stelle da-
rauf hinzuweisen – die Union hat ja vorhin so viel ein-
gefordert –, dass es, glaube ich, niemandem in Europa 
aufgefallen ist, dass Deutschland in den letzten vier Jah-
ren

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: 
16 Jahre!)

an der Seite der soliden Staaten beim Thema Geldpolitik 
gestanden hat.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Vielmehr müssen wir zum Beispiel den Kollegen aus den 
Niederlanden und auch aus anderen Ländern dankbar 
sein, dass es eine solide Politik in Europa gegeben hat, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Union.

(Beifall bei der FDP – Klaus-Peter Willsch 
[CDU/CSU]: Wer waren denn die Finanz-
minister?)

Was können wir tun, um zu flankieren? Wir können 
zum Beispiel preissteigernde Maßnahmen staatlicherseits 
zurücknehmen, wie wir das zum Beispiel sehr erfolgreich 
beim Tankrabatt getan haben, wie wir das bei der Ab-
schaffung der EEG-Umlage getan haben. Damit hat die 
Bundesregierung, hat diese Ampel, hat Bundesfinanz-
minister Lindner ja gezeigt, dass wir bereit sind, dämp-
fend auf Preisentwicklungen einzuwirken. Die Inflations-
rate, die aktuell in diesem Monat festgestellt worden ist, 
zeigt ja, dass wir den richtigen Weg ergriffen haben.

(Beifall bei der FDP)

Natürlich gilt in solchen Zeiten auch, dass man bei der 
Ausgabenpolitik dämpfend wirkt. Ich will einfach noch 
mal drauf hinweisen: Wir sind krisenbedingt, liebe Kol-
leginnen und Kollegen der Union, von einem Soll in 
Höhe von 572 Milliarden Euro im Bundeshaushalt 2021 
hergekommen, übrigens bei einer Planung von ursprüng-
lich 360 Milliarden Euro. Das sind schon erhebliche Un-
terschiede. Wie gesagt, krisenbedingt ist dies gut zu be-
gründen. Aber wir als Ampelkoalition führen das jetzt 
über 495 Milliarden Euro 2022 auf 445 Milliarden Euro 
2023 und dann 422 Milliarden Euro 2024 zurück. Das 
zeigt, dass Bundesfinanzminister Christian Lindner auf 
dem richtigen Weg ist und einen Konsolidierungspfad 
einschlägt, wie wir das im Koalitionsvertrag ja auch ge-
meinsam festgelegt haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: 
60 Milliarden habt ihr erst einmal gebunkert!)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind ja nicht 
krisenfrei. Wir haben nach wie vor die Coronakrise und 
müssen große Maßnahmenprogramme – vor allem die 
des ehemaligen Bundesgesundheitsministers Jens 
Spahn – abfinanzieren. Wir haben die Steigerungen bei 
der GKV zu schultern, viele weitere Gesetzgebungen der 
Union. Ich weise darauf hin, damit Sie sich hier nicht aus 
der Verantwortung stehlen können. Aber wir betreiben 
einen soliden Konsolidierungskurs, wenn es um die 
Staatsfinanzen geht. Denn, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in einer Hochinflationsphase darf der Staat nicht 
noch inflationstreibend wirken, sondern muss sich zu-
rücknehmen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Sehr gut! 
Richtig!)

Deshalb ist es richtig – damit komme ich zum 
Schluss –, dass der Staat in einer solchen Phase nicht 
noch zum Inflationsgewinner wird. Deshalb müssen wir 
in der Koalition jetzt engagiert über die Bekämpfung der 
kalten Progression sprechen, damit das auch bei den an-
stehenden Lohnverhandlungen antizipiert werden kann, 
damit es keine Lohn-Preis-Spirale gibt. Deshalb darf ich 
die Kolleginnen und Kollegen auffordern, an dieser wich-
tigen Stelle noch mal nachzuarbeiten und über die Som-
merpause darüber nachzudenken, damit wir dann im 
Herbst die kalte Progression bekämpfen können.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Sehr 
vernünftig, der Mann! Der wird noch Spaß 
kriegen mit seinen Koalitionspartnern!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes folgt Annika Klose für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Wenn 
ich aktuell durch einen Berliner Supermarkt laufe, dann 
muss ich echt ganz schön schlucken. Ein Paket Butter 
kostet fast 3 Euro. Ein Liter Sonnenblumenöl schlägt 
mit fast 5 Euro zu Buche, und die Preise für ein Paket 
Nudeln haben sich fast verdoppelt. Schon bei einem 
kleinen Einkauf kommen so schnell über 20 Euro an 
der Kasse zusammen.

Vielen Menschen, die an der Kasse stehen, tut es weh, 
die Preise auf der Anzeige so schnell hochschnellen zu 
sehen. Nicht nur, weil sie sich Sorgen machen, ob sie sich 
diesen Einkauf am Ende vielleicht doch gar nicht leisten 
können, sondern auch, weil immer die Frage im Hinter-
kopf mitschwingt: Kann ich nächste Woche überhaupt 
noch einkaufen? Und wie wird das mit den Stromnach-
zahlungen und den Heizkosten im nächsten Winter? 
Diese Sorgen und Nöte sind real. Ich möchte sagen: 
Wir sehen diese Sorgen und diese Nöte. Wir sehen sie, 

und wir nehmen sie sehr ernst. Seien Sie versichert: Wir 
tun unser Möglichstes, um Abhilfe zu schaffen, damit der 
kleine und der große Einkauf stemmbar sind und auch die 
Stromrechnung kein Damoklesschwert über den Köpfen 
der Menschen sein wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Nun stellt sich natürlich die Frage, wie in dieser Situa-
tion am besten Abhilfe geschaffen werden kann, ins-
besondere bei denjenigen mit kleinen und mittleren Ein-
kommen, die gerade Probleme haben, über die Runden zu 
kommen. Die völlig unzureichende Antwort der AfD- 
Bundestagsfraktion finden wir in den beiden vorliegen-
den Anträgen, die wir hier diskutieren.

Einerseits wollen Sie die Inflationsberechnung auf Wa-
renkörbe umstellen. Darüber kann man meinetwegen so-
gar reden. Aber am Ende hilft es den Menschen nur dabei, 
zu berechnen, was sie sich jetzt alles nicht mehr leisten 
können, und sorgt für keinen Cent mehr im Portemonnaie 
an der Supermarktkasse.

Andererseits fordern Sie ein ominöses „Fitnesspro-
gramm“ für Deutschland. Na ja, ich finde, wenn man 
das so liest, kann man sich wirklich nur an den Kopf 
fassen. Ein Fitnessprogramm! Ich würde Ihnen eher emp-
fehlen, vielleicht mal ein bisschen mehr Denksport zu 
machen, anstatt sich eben hier mit schlechten Witzen 
auf Kosten der Betroffenen darüber lustig zu machen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dieter 
Janecek [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zu-
rufe von der AfD)

Daher: Kehren wir doch mal zurück zu dem angespro-
chenen Problem, nämlich der sogenannten Stagflation; 
das bedeutet eine Situation mit steigenden Preisen, also 
hoher Inflation, bei niedrigem Wirtschaftswachstum und 
hoher Arbeitslosigkeit. Der Grund dafür sind knappe Gü-
ter, also die Angebotsseite. Was ist also in dieser Situa-
tion zu tun? Mit Erlaubnis der Präsidentin zitiere ich zu 
dieser Frage den Geschäftsführer des Münchner Ifo-In-
stituts Clemens Fuest, der im Bayerischen Rundfunk Fol-
gendes dazu erklärt hat – Zitat –:

Das Angebot verknappt sich. Hier in dem Fall vor 
allem das Energieangebot, und dadurch werden die 
Preise in die Höhe getrieben.

(René Bochmann [AfD]: Ja!)

Und darauf kann die Politik eigentlich nur reagieren, 
indem man gezielte Hilfen für die ganz stark Betrof-
fenen gibt, die dann alle gemeinsam tragen.
(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Die Betonung 

liegt auf „gezielt“!)
Sehr geehrte Damen und Herren, das ist doch wieder 

ein sehr guter Beleg dafür, warum es gut ist, dass wir 
unsere Ampelregierung haben, die sich genau diese The-
men schon frühzeitig vorgenommen hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Dieter Janecek [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – René Bochmann 
[AfD]: Ihre Energiepolitik ist ein Witz!])
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Es muss jetzt also darum gehen, die Menschen in diesem 
Land besonders zu unterstützen, die Schwierigkeiten ha-
ben, über die Runden zu kommen, und genau das machen 
wir auch schon. Dafür nehmen wir nämlich 30 Milliarden 
Euro mit unseren Entlastungspaketen in die Hand:

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Mit dem Familienbonus sowie 300 Euro Energiegeld 
für Erwerbstätige hat eine vierköpfige Familie jetzt kurz-
fristig 800 Euro brutto mehr zur Verfügung.

Mit 200 Euro Einmalzahlung, dem Kindersofort-
zuschlag und dem Heizkostenzuschuss für Wohngeld-
empfänger/-innen schaffen wir Abhilfe für alle Menschen 
in den sozialen Sicherungen.

Mit der Absenkung der Energiesteuer und dem 9-Euro- 
Ticket ermöglichen wir es vielen Menschen, trotz der 
steigenden Kosten von A nach B zu kommen und viel-
leicht sogar in einen kleinen Urlaub zu fahren. Außerdem 
dämpft das 9-Euro-Ticket die Inflation und ist somit auf 
allen Ebenen ein voller Erfolg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Martin Reichardt [AfD]: Bringt auf dem 
Land aber nichts!)

Mit der BAföG-Reform unterstützen wir Studierende.
Und mit der Erhöhung des Mindestlohns zum 1. Okto-

ber auf 12 Euro und der höchsten Rentenerhöhung seit 
Jahrzehnten in Ost und West haben wir Maßnahmen be-
schlossen, die jetzt schon wirken – und damit sind wir 
noch nicht mal am Ende der Fahnenstange angekommen.

(Beifall bei der SPD)

Bundeskanzler Olaf Scholz hat vor wenigen Wochen 
die Konzertierte Aktion angekündigt und hat das Ge-
spräch mit Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 
bereits erfolgreich angestoßen. Denn nur gemeinsam 
und solidarisch können wir aus der aktuellen Lage he-
rausfinden.

Zum Anfang des nächsten Jahres werden wir als Am-
pel das neue Bürgergeld einführen und möchten damit 
Grundsicherungsempfänger/-innen unterstützen und ent-
lasten – orientiert an deren Bedarfen und Wünschen. Und 
natürlich werden wir in den kommenden Wochen über 
weitere Entlastungen reden. Das, liebe Bürgerinnen und 
Bürger, ist eine Politik, die Sorgen und Nöte ernst nimmt 
und Abhilfe schafft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was die AfD mit ihrem Fitnessprogramm hier veranstal-
tet, ist hingegen der Versuch, sich auf Kosten dieser 
Sorgen und Nöte der Bevölkerung zu profilieren, und 
das hilft genau niemandem.

Daher sind diese Anträge abzulehnen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort als nächstem Redner Sebastian 

Brehm, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Ich möchte mit drei Zahlen beginnen.
Die erste Zahl: Die Inflation in Deutschland ist mit 

rund 8 Prozent so hoch wie seit Jahrzehnten nicht.
Die zweite Zahl: Im Mai hatte Deutschland ein Außen-

handelsbilanzdefizit. Einen Monat mit einem solchen 
Außenhandelsbilanzdefizit gab es zuletzt 1991. Deutsch-
land verspielt gerade seinen Titel als Exportweltmeister.

(Beifall bei der CDU/CSU – Bernd Westphal 
[SPD]: Das liegt an den hohen Energieprei-
sen!)

Die dritte Zahl, liebe Kolleginnen und Kollegen: Im 
Juni ist die Arbeitslosigkeit in Deutschland um 100 000 
auf 2,36 Millionen Arbeitslose gestiegen.

Diese drei Zahlen zeigen, dass es höchste Zeit wird, 
dass Sie als Ampel zielgerichtet – nicht im Streuschuss, 
sondern zielgerichtet – handeln. Sie dürfen Deutschlands 
Zukunft nicht mit Klein-Klein und mit Ihrer Umvertei-
lungsidee kaputtmachen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Energiepreise 

steigen, und die Antwort von Wirtschaftsminister Habeck 
ist, wir müssten einen Pullover anziehen oder weniger 
duschen.

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist doch 
Quatsch jetzt!)

Die Lebensmittelpreise steigen, und Landwirtschafts-
minister Özdemir und Finanzminister Lindner belasten 
die Landwirte erheblich, anstatt sie zu entlasten.

(Zuruf von der SPD: Die verdienen auch an 
den erneuerbaren Energien!)

Und der deutsche Mittelstand kommt bei Ihnen in der 
Ampelregierung überhaupt nicht mehr vor, mit keiner 
Silbe, höchstens bei Mehrbelastung durch mehr Bürokra-
tie und mehr Abgaben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich meine das mit allem Ernst: Sie haben den Ernst der 

Lage nicht verstanden. Wenn Sie jetzt nicht zielgerichtet 
handeln, dann kommen wir in wirklich schwere Zeiten 
für die Industrie, in wirklich schwere Zeiten für den deut-
schen Mittelstand und in schwere Zeiten für die Bürgerin-
nen und Bürger. Und Sie tun nichts – oder wenn, im 
Klein-Klein – und schauen sehenden Auges zu, was pas-
siert. Sie schädigen damit den Standort Deutschland und 
den Wohlstand in unserem Land. Sie machen die Men-
schen in unserem Land ärmer, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der Ampel!

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Machen Sie einen Vorschlag! 
Nicht nur vernichtende Kritik! – Sebastian 
Roloff [SPD]: Nur Parolen!)
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– Nicht nur Parolen! Sie reden viel und tun nichts.
(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN)
Zum ersten Punkt, der Inflation: Sie könnten hier etwas 

tun. Die Inflationsrate ist, wie gesagt, mit 8 Prozent so 
hoch wie nie zuvor, und gleichzeitig sprudeln die Steu-
ereinnahmen. Denn wenn sich der Butterpreis verdoppelt, 
verdoppeln sich auch die Mehrwertsteuereinnahmen des 
Finanzministers. Auch wenn sich die Löhne erhöhen, er-
höhen sich über die kalte Progression die Einkommen-
steuereinnahmen des Finanzministers. Deswegen fordern 
wir Sie auf – das können wir nicht oft genug sagen –, die 
Mehreinnahmen, die Sie im deutschen Haushalt haben, 
an die Bürgerinnen und Bürger und an den deutschen 
Mittelstand zurückzugeben, gerade jetzt in dieser Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Leif-Erik Holm [AfD])

Wenn Sie Inflation wirksam eindämmen wollen, dann 
brauchen wir einen ausgeglichenen Haushalt. Interessant 
ist: Sie sprechen von einem ausgeglichenen Haushalt; der 
Kollege Janecek dagegen sagt, im Herbst müssten wir 
drüber reden, das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts 
zurückzunehmen. Sie dürfen die Rekordschuldenpolitik 
wie in diesem Jahr nicht weiter fortsetzen. Wir brauchen 
eine schwarze Null im nächsten Haushalt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Herr Kollege Brehm, erlauben Sie eine Zwi-

schenfrage des Kollegen Janecek?

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Sehr gerne. Selbstverständlich.

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Kollege Brehm, danke, dass Sie die 

Zwischenfrage zulassen. – Mir ist langsam schon ganz 
schwindelig von Ihren Widersprüchen, die Sie da in Ihrer 
Rede so formulieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Zum einen werfen Sie uns vor, dass wir nicht solide 
genug mit den Haushaltsmitteln umgehen würden. 
Gleichzeitig hat die Union Vorschläge gemacht, die 
weit über das hinausgehen, was wir uns vorgenommen 
haben, beispielsweise hinsichtlich der Frage der Energie-
steuersenkung. – Das ist der eine Widerspruch.

Dann möchte ich auf das Thema Mittelstand eingehen. 
Ich war vor zwei Tagen auch mit Kollegen Ihrer Fraktion 
bei der Glasindustrie. Haben Sie zur Kenntnis genom-
men, dass die Bundesregierung in diesen Tagen die No-
tifizierung auf europäischer Ebene durchgesetzt hat, dass 
wir über 5 Milliarden Euro an Hilfe gerade für den Mittel-
stand, für energieintensive Unternehmen in die Hand 
nehmen können? Also, wir helfen da wirklich zielgerich-
tet, übrigens gerade auch in Bayern und in Oberfranken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Ja, lieber Herr Kollege Janecek, oder in Mittelfran-

ken. – Unsere Vorschläge sind komplett gegenfinanziert.
(Widerspruch des Abg. Bernd Westphal 
[SPD] – Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein! Das ist Quatsch, Herr Kol-
lege!)

Wir brauchen in unserem Land Wachstum. Wenn wir den 
Mittelstand jetzt entlasten, werden wir mit Innovation, 
mit Investition Wachstum erzeugen. Wenn Sie den Mit-
telstand jetzt aber nicht entlasten, dann wird es weniger 
Steuereinnahmen geben, und der Haushalt wird schlech-
ter. Insofern ist das mittel- und langfristig gegenfinan-
ziert.

Und Sie müssen halt auch einmal im Haushalt sparen.
(Marianne Schieder [SPD]: Wo sind bitte Ihre 

Einsparvorschläge?)
Für jedes Programm, das kommt, geben Sie Geld aus; 
dabei müssten Sie aber Geld einsparen. Hierzu gibt es 
zahlreiche Vorschläge, die Sie umsetzen könnten.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schicken Sie uns Ihre Berechnungen 
mal! – Marianne Schieder [SPD]: Die Einspar-
vorschläge der Union bitte! – Weitere Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir kommen da im Rahmen der Haushaltsberatungen in 
der ersten Sitzungswoche nach der Sommerpause auch 
noch einmal auf Sie zu.

Nun zurück. Wir brauchen des Weiteren natürlich eine 
Entlastung des Mittelstands bei den Energiekosten. Das 
ist vielleicht nur ein Schritt, aber nehmen Sie einen nor-
malen Mittelständler, der vielleicht 50 000 Euro an Ener-
giekosten hat und Preissteigerungen von 300 bis 500 Pro-
zent: Wie soll der im Monat diese Preissteigerung auf die 
Preise umlegen können? Das wird er nicht schaffen. 
Wenn Sie hier keine Reduzierung vornehmen, werden 
wir im nächsten Jahr, spätestens wenn die Kontrakte der 
Mittelständler auslaufen, ein erhebliches Risiko haben, 
dass wir eine höhere Zahl von Insolvenzen in unserem 
Land sehen. Deswegen müssen Sie jetzt zielgerichtet ent-
lasten.

(Zurufe von der SPD)
Hier tun Sie wesentlich zu wenig, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zur Eindämmung der Inflation brauchen wir darüber 

hinaus eine Erhöhung der Pendlerpauschale, eine zielge-
richtete Entlastung – die 300 Euro Klimageld bekommen 
die Rentner nicht, die Minister schon – sowie auch eine 
Verlängerung der Laufzeit der Atomkraftwerke. Darüber 
werden wir heute Abend übrigens namentlich abstim-
men. Ich bin gespannt, ob die FDP, die draußen herum-
rennt und sagt, wir bräuchten sie, diesem Antrag heute 
zustimmt, liebe Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian Roloff 
[SPD]: Jetzt wird es ganz bizarr! – Marianne 
Schieder [SPD]: Und das Endlager machen wir 
in Mittelfranken!)
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Und wir brauchen natürlich ein Vorziehen der dringend 
notwendigen Abschaffung der kalten Progression.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn Sie das nicht tun, machen Sie die Menschen auto-
matisch ärmer.

Zum zweiten Thema – Wettbewerbsfähigkeit, Außen-
handelsbilanzdefizit –: Wir haben die höchsten Steuern 
für Unternehmen in der gesamten OECD. Wenn Sie hier 
nichts tun – bislang haben Sie für den Mittelstand gar 
nichts gemacht, obwohl die FDP das im Wahlkampf 
immer angekündigt hat –, dann nehmen Sie den Unter-
nehmen das Geld für notwendige Investitionen, für not-
wendige Innovation und verhindern so notwendiges 
Wachstum. Aber wir werden nur mit Wachstum aus die-
ser Krise herauskommen. Also, wenn Sie nichts tun, ma-
chen Sie Unternehmen ärmer.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Reinhard Houben [FDP])

Zudem brauchen wir ein Belastungsmoratorium, und 
zwar für jedes Gesetz, das Sie auf den Weg bringen. 
Allein die Regelungen für die 300 Euro Klimageld um-
fassen elf Paragrafen im Einkommensteuergesetz.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach, Sie wollen die Bürgerinnen und 
Bürger doch nicht entlasten! Das ist interes-
sant!)

Sie belasten mit Bürokratie, Sie belasten mit Mehrausga-
ben. Hören Sie damit auf! Gerade in der jetzigen Zeit 
brauchen wir ein Belastungsmoratorium für den deut-
schen Mittelstand, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach! Die 
Energiepauschale erachten Sie als Belastung!)

Zum letzten Punkt – Arbeitslosigkeit –: Sie haben – 
und ich meine das mit allem Ernst – in den letzten Wo-
chen die Aussetzung der Sanktionen in der Grundsiche-
rung beschlossen. Wie soll denn ein Jobcenter jemanden 
in Arbeit bringen, wenn er keine Sanktionen mehr zu 
befürchten hat?

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Leute wollen ja vielleicht auch ar-
beiten! – Zurufe der Abg. Annika Klose 
[SPD])

Wir haben 100 000 Arbeitslose mehr, und gleichzeitig 
wollen wir Arbeitskräfte aus dem Ausland zuführen, da-
mit wir den Bedarf auf dem Arbeitsmarkt decken. Wie 
wollen Sie das schaffen?

(Annika Klose [SPD]: Nachhaltige Integration 
in den Arbeitsmarkt! Haben Sie schon einmal 
etwas davon gehört?)

Diese Abkehr vom Prinzip des Forderns und Förderns ist 
gerade jetzt in dieser Zeit fatal.

(Beifall bei der CDU/CSU – Annika Klose 
[SPD]: Was für ein trauriges Bild haben Sie 
eigentlich?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir gehen in die 
Sommerpause. Ich denke, dass wir uns nicht ausruhen 
können. Sie dürfen sich nicht ausruhen; Sie müssen aus 
Ihrem Liegestuhl heraus

(Widerspruch bei der SPD – Marianne 
Schieder [SPD]: Sie müssen mal Ihre schwarze 
Brille abnehmen!)

und in der Sommerpause notwendige Entscheidungen 
treffen, damit wir aus dieser Krise herauskommen. An-
sonsten werden wir im Herbst – da mache ich mir wirk-
lich Sorgen – auf erhebliche Probleme stoßen, in allen 
Bereichen unserer Wirtschaft und bei den Bürgerinnen 
und Bürgern. Das liegt alleine in Ihrer Verantwortung, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Ampel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der letzte Redner in der Debatte ist der Kollege 

Sebastian Roloff, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sebastian Roloff (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen und 

Herren! Ich hoffe ja immer, dass unsere Beratungen in 
der deutschen Bevölkerung breit verfolgt werden. Wenn 
ich mir aber diese wirtschaftspolitische Debatte an-
schaue, hoffe ich insbesondere, dass unter den Damen 
und Herren auf den Tribünen keine Experten sind bzw. 
keine volkswirtschaftlichen Seminare zuschauen, weil 
das wirtschaftspolitische Niveau schon wirklich erstaun-
lich war. Ich hoffe, dass wir wenigstens noch mal nach-
lesen, was hier teilweise für Widersprüche und teilweise 
für absolute Fehler, Fake News – das Thema „Fake News 
und trumpeske Politik“ ist heute zum Beispiel in London 
gescheitert – produziert werden. Ich versuche gerne, et-
was zur Aufklärung beizutragen.

Wir sind uns, glaube ich, zunächst mal zumindest darin 
einig – auch wenn es nicht viel weiter geht –, dass, wer 
die Inflation bekämpfen will, an die Ursachen der Infla-
tion muss. Und dann hören wir immer als großes General-
rezept, insbesondere von der rechten Seite des Hauses: 
Wir brauchen höhere Zinsen und eine Senkung der 
Staatsausgaben. – Das ist ja immer das große Dogma. 
Das könnte auch richtig sein, wenn wir über einen Nach-
frageboom reden würden, der die Inflation auslöst. Ist das 
in dem Fall so? Gucken wir es uns doch mal an.

Gucken wir uns die Löhne an. Die Löhne haben sich in 
den letzten zwei Jahren mit Blick auf die Coronapande-
mie dank Einmalzahlungen und Lohnzurückhaltung der 
Gewerkschaften nur sehr schwach, anders als in anderen 
westlichen Ländern übrigens, entwickelt. Wir sehen, dass 
die Konsumquote seit zehn Jahren fällt. Und wir sehen 
eine zunehmend schwächere Auftragslage in der Indus-
trie. Das ist ganz offensichtlich nicht nachfragegesteuert. 
Wer die Inflation einem Boom zuschreibt und dann auf 
steigenden Zinsen und Ausgabenkürzungen rumreitet, 
schüttet Öl ins Feuer und kein Wasser.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE] – Klaus- 
Peter Willsch [CDU/CSU]: Was ist denn mit 
der Immobilienpreisentwicklung?)

Und da wäre ich tatsächlich froh – ich komme gleich 
darauf, Herr Willsch –, wenn wir über volkswirtschaftli-
che Grundkenntnisse reden würden und auf dieser Basis 
unsere Rezepte entwickeln und nicht auf der Basis von 
Ideologie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Die EZB 
muss trotzdem handeln! Das hat nichts mit An-
gebot und Nachfrage zu tun!)

– Ja, das Thema EZB ist auch immer schön. Sie fordern 
immer eine unabhängige EZB, in die sich die Politik nicht 
einmischen darf, sagen dann aber: Liebe EZB, ihr müsstet 
erstens, zweitens, drittens … – Da ist doch der nächste 
Widerspruch. Es ist doch einfach nicht logisch.

Wenn wir uns anschauen, was die Situation jetzt aus-
gelöst hat: Wir haben einen Angebotsschock; wir haben 
explodierende Energiepreise; wir haben ganz offensicht-
lich Probleme bei den Lieferketten und Rohstoffengpäs-
se, und auch ganz offensichtlich ist, durch was das aus-
gelöst wird. Das sind die Gründe für die Inflation. Da 
müssen wir ran und nicht an die üblichen ideologischen 
Rezepte.

Die Gefahr einer Stagflation ist präsent; das kann pas-
sieren. Das müssen wir alle im Auge haben. Und wenn 
wir uns dann immer gegenseitig unterstellen, wir würden 
das nicht ernst nehmen, wird es dem Ernst der Lage, 
glaube ich, nicht gerecht.

Ein weiteres Problem ist der Fachkräftemangel. In 
allen Betrieben – ich unterstelle, dass wir alle regelmäßig 
in Betrieben oder bei den IHKs unterwegs sind – heißt es: 
Wir brauchen Fachkräfte. – Und wir brauchen nicht nur 
Fachkräfte, sondern wir brauchen Arbeitskräfte. Wir ha-
ben auch einen Arbeitskräftemangel. Ich verzichte jetzt 
darauf, zu erklären, wer die Debatte um Zuwanderungs-
themen und Fachkräftezuwanderung die letzten 16 Jahre 
erfolgreich verhindert hat. Wir sind das angegangen, und 
ich bin froh, dass wir als Ampel die entsprechenden Maß-
nahmen schon auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir brauchen zielgerichtete Maßnahmen, um die stei-
genden Preise zu dämpfen, insbesondere für die Men-
schen, die in sozialer Not sind. Da ist der erste Teil der 
Wirkung des Entlastungspakets schon spürbar; meine 
Kolleginnen und Kollegen sind darauf eingegangen. Ein 
Großteil der Wirkung kommt jetzt aber in den nächsten 
Wochen und Monaten erst. Dementsprechend ist ein 
wichtiger Schritt gemacht. Ich verhehle aber auch nicht, 
dass wir die Situation natürlich im Auge behalten und 
zumindest jetzt schon diskutieren müssen, welche Optio-
nen wir zur Weiterentwicklung im Herbst haben.

Ich persönlich habe große Sympathie für die Position 
der DGB-Vorsitzenden zum Beispiel,

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Über-
raschend!)

die über einen Strom- und Gaspreisdeckel für Privathaus-
halte nachgedacht hat. Frank Bsirske hält den Daumen 
hoch; das ist schon mal gut. Von daher kann man darüber 
reden. Das ist auch kein Sozialismus oder keine Planwirt-
schaft, wie wir es heute gehört haben. Das machen die 
französischen Freundinnen und Freunde sehr erfolgreich. 
Und jetzt kann man über Emmanuel Macron, insbeson-
dere mit Blick auf seine Koalitionsoptionen, viel sagen, 
aber nicht, dass er Sozialist sei.

Das 9-Euro-Ticket ist ganz offensichtlich ein Riesen-
erfolg. Und das sollten wir zum 365-Euro-Ticket weiter-
entwickeln. Aber natürlich müssen wir auch die Regio-
nalisierungsmittel erhöhen; denn wenn keine Bahn und 
kein Bus fährt, kann man sie auch nicht nehmen. Dafür 
brauchen wir nun mal Geld. Und das muss auf den Weg 
gebracht werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Unternehmen, insbesondere die energieintensiven 
Unternehmen, müssen auf der Kostenseite entlastet wer-
den; das ist richtig.

Wir müssen bei den Finanzmarktspekulationen Einhalt 
gebieten, damit die Rohstoffpreise nicht weiter durch die 
Decke gehen.

Wir müssen die Wertschöpfungsketten restrukturieren.
Und wir müssen selbstverständlich autark von russi-

scher Energie und von knappen Rohstoffen werden. 
Dazu haben wir heute im Haus auch noch eine Debatte; 
dementsprechend kann ich in der Zeit bleiben.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit und hoffe, 
dass wir unsere Rolle als aktiver Staat, der eine aktive 
Wirtschaftspolitik macht, begreifen und entsprechende 
Investitionen und Maßnahmen auf den Weg bringen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 

Fraktion der AfD auf Drucksache 20/2589 mit dem Titel 
„Raus aus der Stagflationsfalle – Wirtschaftliches Fit-
nessprogramm für Deutschland“. Wer stimmt für diesen 
Antrag? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist der Rest des Hauses. Gibt es Enthaltun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist der Antrag abge-
lehnt.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 11 b. In-
terfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 20/2601 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung 
ist jedoch strittig. Die Ampelfraktionen wünschen Feder-
führung beim Wirtschaftsausschuss. Die Fraktion der 
AfD wünscht Federführung beim Ausschuss für Arbeit 
und Soziales.
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Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion der AfD. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Das ist die Fraktion der AfD. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist der Rest des Hauses. Wer 
enthält sich? – Dann ist der Überweisungsvorschlag ab-
gelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Koalitionsfraktionen mit der Federführung 
beim Wirtschaftsausschuss. Wer stimmt für diesen Über-
weisungsvorschlag? – Die Linke, die Ampelfraktionen 
und CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Frak-
tion. Enthaltungen: keine. Dann ist der Überweisungs-
vorschlag angenommen.

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 32 a bis 32 m 
sowie die Zusatzpunkte 12 a bis 12 j auf. Es handelt sich 
um Überweisungen im vereinfachten Verfahren ohne 
Debatte.

Wir kommen zunächst zu den unstrittigen Überwei-
sungen. Ich rufe dazu die Tagesordnungspunkte 32 a bis 
32 g und 32 i, 32 j, 32 l und 32 m sowie die Zusatzpunkte 
12 a bis 12 j auf:

32 a) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU

Soforthilfeprogramm für Krankenhäuser 
zur Abfederung unvorhersehbarer inflati-
onsbedingter Kostensteigerungen

Drucksache 20/2375
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Finanzausschuss 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU

Schöffenrecht reformieren – Richterliches 
Ehrenamt stärken

Drucksache 20/2558
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Sportausschuss 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Gesine Lötzsch, Klaus Ernst, Christian 
Görke, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE

Weltfriedenstag als europäischer Feiertag

Drucksache 20/2430
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ina 
Latendorf, Dr. Gesine Lötzsch, Klaus Ernst, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE

Grundnahrungsmittel zeitgemäß definie-
ren
Drucksache 20/2576
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

e) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU
Neuausrichtung der deutschen Politik im 
Nahen und Mittleren Osten und Nord-
afrika – Strategischer Ansatz auf Augen-
höhe
Drucksache 20/2556
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

f) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU
Schweinehaltern durch die Krise helfen
Drucksache 20/2566
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

g) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU
Die wertvollen ökologischen Leistungen 
unserer Wälder anerkennen und ein ent-
sprechendes Vergütungssystem für Wald-
bewirtschaftung schaffen
Drucksache 20/2554
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Jörg Schneider, Dr. Christina 
Baum, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
Apotheken-Botendienste sichern und aus-
bauen, Versorgung verbessern
Drucksache 20/2590
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss
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j) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Jörg Schneider, Dr. Christina 
Baum, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
Versorgungssicherheit von Intensivpatien-
ten verbessern, Intensivpflege in Deutsch-
land stärken und zukunftssicher machen
Drucksache 20/2586
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Haushaltsausschuss

l) Beratung der Unterrichtung durch das Deut-
sche Institut für Menschenrechte
Jahresbericht 2020
Drucksache 20/270
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales

m) Beratung der Unterrichtung durch das Deut-
sche Institut für Menschenrechte
Bericht über die Entwicklung der Men-
schenrechtssituation in Deutschland im 
Zeitraum Juli 2020 bis Juni 2021
Drucksache 20/280
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales

ZP 12 a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Protschka, Peter Felser, Frank 
Rinck, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
Dringend erforderliche Anpassungen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik ab 2023
Drucksache 20/2588
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Klaus Stöber, Kay Gottschalk, Albrecht 
Glaser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
Fehlender Vertrauens- und Rechtsschutz 
bei der Besteuerung von Photovoltaik-
anlagen und Blockheizkraftwerken
Drucksache 20/2617

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörn 
König, Klaus Stöber, Andreas Bleck, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Sportnation Deutschland – Stärkung des 
gesellschaftlichen Stellenwerts des Sports
Drucksache 20/2363
Überweisungsvorschlag:  
Sportausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörn 
König, Klaus Stöber, Andreas Bleck, Edgar 
Naujok und der Fraktion der AfD
Sportnation Deutschland – Erhöhung der 
Vergütung für Bundestrainer
Drucksache 20/2596
Überweisungsvorschlag:  
Sportausschuss (f) 
Haushaltsausschuss

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Nicole Höchst, Dr. Götz Frömming, Dr. Marc 
Jongen, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
Lehrermangel konsequent bekämpfen
Drucksache 20/2599
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (f) 
Sportausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen 
Haushaltsausschuss

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörn 
König, Klaus Stöber, Andreas Bleck, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Deutsche Bewerbung für die Ausrichtung 
der Olympischen Winterspiele 2030 auf 
den Weg bringen
Drucksache 20/2591
Überweisungsvorschlag:  
Sportausschuss

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Petr Bystron, Tino Chrupalla, Markus 
Frohnmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD
Frieden und Freiheit verteidigen – Inva-
sion der Türkei im Nordirak und türki-
sche Einmarschdrohung in Nordsyrien 
verurteilen
Drucksache 20/2597
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe
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h) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ates 
Gürpinar, Thomas Lutze, Susanne Ferschl, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE

Differenzierter Umgang mit Cannabis-
konsumentinnen und ‑konsumenten im 
Straßenverkehr

Drucksache 20/2578
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Gesundheit

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ates 
Gürpinar, Thomas Lutze, Susanne Ferschl, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE

Schadensminderung im Umgang mit Kon-
sumentinnen und Konsumenten sogenan-
nter harter Drogen priorisieren

Drucksache 20/2577
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Rechtsausschuss

j) Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
LINKE

Änderung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages

hier: 
Ausschussöffentlichkeit und Zugang zu 
Dokumenten

Drucksache 20/286
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (f) 
Petitionsausschuss 
Rechtsausschuss

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? – Ich sehe 
Nicken, zumindest der Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rer. Dann ist das der Fall. Dann sind die Überweisungen 
auch so beschlossen.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 32 h:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Kathrin 
Vogler, Jan Korte, Nicole Gohlke, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion DIE LINKE

Entschuldigung für das Leid, welches trans-
geschlechtlichen Menschen sowie ihren Ange-
hörigen widerfahren ist

Drucksache 20/1354
Die Fraktion Die Linke wünscht Abstimmung in der 

Sache. Die Koalitionsfraktionen wünschen Überweisung, 
und zwar federführend an den Ausschuss für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend sowie mitberatend an den 
Rechtsausschuss und an den Ausschuss für Inneres und 
Heimat.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Das sind 
die Koalitionsfraktionen, CDU/CSU und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Wer 
enthält sich? – Keiner. Dann ist die Überweisung so be-
schlossen. Dann stimmen wir heute über den Antrag auf 
Drucksache 20/1354 nicht in der Sache ab.

Tagesordnungspunkt 32 k: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Joana 
Cotar, Barbara Lenk, Eugen Schmidt, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung 
beschleunigen – Anforderungen an ein Online-
zugangsgesetz 2.0 berücksichtigen

Drucksache 20/2587
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Digitales (f) 
Federführung strittig

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 20/2587 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung 
ist jedoch strittig. Die Koalitionsfraktionen wünschen die 
Federführung beim Ausschuss für Inneres und Heimat. 
Die Fraktion der AfD wünscht sich die Federführung 
beim Ausschuss für Digitales.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion der AfD. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist der Rest des Hauses. 
Enthaltungen? – Keine. Der Überweisungsvorschlag ist 
damit abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Regierungsfraktionen: Federführung beim 
Ausschuss für Inneres und Heimat. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Die Linke, die Regierungs-
koalition und die CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – 
Die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Der Überwei-
sungsvorschlag ist damit angenommen.

Wir kommen nun zu den Tagesordnungspunkten 33 a 
und 33 b, 33 d bis 33 o sowie zu den Zusatzpunkten 13 a 
bis 13 c und 26 a bis 26 n. Es handelt sich um die Be-
schlussfassung zu Vorlagen, zu denen keine Aussprache 
vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 33 a:

–  Zweite Beratung und Schlussabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll 
vom 29. Oktober 2021 zur Änderung des 
Abkommens vom 7. Oktober 2011 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Mauritius zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung und der 
Steuerverkürzung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen

Drucksache 20/1960
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–  Zweite Beratung und Schlussabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll 
vom 8. Oktober 2021 zur Änderung des 
Abkommens vom 9. Juli 2008 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Mexikanischen Staaten 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und der Steuerverkürzung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen

Drucksache 20/2243

Beschlussempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 20/2611
Der Finanzausschuss empfiehlt unter Buchstabe a sei-

ner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/2611, den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
20/1960 anzunehmen.

Zweite Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Koalitionsfraktionen, CDU/CSU- und 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – 
Die Fraktion Die Linke. Dann ist der Gesetzentwurf an-
genommen.

Der Finanzausschuss empfiehlt unter Buchstabe b sei-
ner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/2611, den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
20/2243 anzunehmen.

Zweite Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Koalitionsfraktionen, CDU/CSU- und die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – 
Das ist die Fraktion Die Linke. Dann ist der Gesetzent-
wurf damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 b:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Susanne Ferschl, Gökay Akbulut, Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE

Voller Sozialversicherungsschutz für auslän-
dische Saisonarbeitskräfte

Drucksachen 20/1730, 20/2431
Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner Be-

schlussempfehlung auf Drucksache 20/2431, den Antrag 
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 20/1730 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das 
sind die Regierungskoalition, CDU/CSU- und die AfD- 
Fraktion. Gegenprobe! – Das ist die Fraktion Die Linke. 
Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 d:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
der Verordnung des Bundesministeriums der Fi-
nanzen

Zweite Verordnung zur Änderung der Kas-
sensicherungsverordnung

Drucksachen 20/2185, 20/2449 Nr. 2, 20/2618
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-

lung auf Drucksache 20/2618, der Verordnung auf Druck-
sache 20/2185 zuzustimmen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das sind die Regierungskoalition, 
CDU/CSU und AfD. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Die Fraktion Die Linke. Dann ist die Beschluss-
empfehlung damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 e:

Beratung der Zweiten Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses

zu Einsprüchen anlässlich der Wahl zum 
20. Deutschen Bundestag am 26. September 
2021

Drucksache 20/2300
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-

lung auf der Drucksache 20/2300, die aus den Anlagen 1 
bis 127 ersichtlichen Beschlussempfehlungen zu Wahl-
einsprüchen anzunehmen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das ist das gesamte Haus. Dann 
brauche ich keine Gegenprobe zu machen. Enthaltungen 
gibt es auch nicht. Die Beschlussempfehlung ist damit 
angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 f:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuss)

Übersicht 2

über die dem Deutschen Bundestag zugeleite-
ten Streitsachen vor dem Bundesverfassungs-
gericht

Drucksache 20/2640
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das ist 

das gesamte Haus. Gegenprobe! – Keine Gegenstimmen. 
Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 33 g bis 
33 o. Das sind die Beschlussempfehlungen des Petitions-
ausschusses.

Tagesordnungspunkt 33 g:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 117 zu Petitionen

Drucksache 20/2377
Es handelt sich um 61 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 

Das ist auch das gesamte Haus. Gegenstimmen? – Das ist 
nicht der Fall. Dann ist die Sammelübersicht 117 an-
genommen.
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Tagesordnungspunkt 33 h:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 118 zu Petitionen
Drucksache 20/2378

Das sind 27 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
die Regierungskoalition, CDU/CSU- und AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. 
Die Sammelübersicht 118 ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 i:
i) Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-

tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 119 zu Petitionen
Drucksache 20/2379

Das sind fünf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
die Fraktionen Die Linke, die Koalitionsfraktionen und 
CDU/CSU. Enthaltungen? – Wer stimmt dagegen? – Die 
AfD-Fraktion. Die Sammelübersicht 119 ist damit an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 33 j:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 120 zu Petitionen
Drucksache 20/2380

Das sind zwei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das ist 
das gesamte Haus. Wer stimmt dagegen? – Die Sammel-
übersicht 120 ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 k:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 121 zu Petitionen
Drucksache 20/2381

Das sind sieben Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das 
sind die Koalitionsfraktionen, CDU/CSU und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Die Fraktion Die Linke. – Enthaltun-
gen gibt es keine. Sammelübersicht 121 ist damit an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 33 l:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 122 zu Petitionen
Drucksache 20/2382

Das sind fünf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Linke, die Regierungskoalition und CDU/CSU. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Keiner. Die Sammelübersicht 122 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 m:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 123 zu Petitionen
Drucksache 20/2383

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen und die AfD-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – Die Linke und die CDU/CSU-Fraktion. – 
Enthaltungen sehe ich keine. Dann ist die Sammelüber-
sicht 123 angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 n:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 124 zu Petitionen
Drucksache 20/2384

Das sind zehn Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Fraktion Die Linke und die Regierungskoalition. Wer 
stimmt dagegen? – CDU/CSU und AfD. Enthaltungen 
gibt es keine. Dann ist die Sammelübersicht 124 an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 33 o:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 125 zu Petitionen
Drucksache 20/2385

Das sind sechs Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Regierungskoalition. Wer stimmt dagegen? – Das ist 
der Rest des Hauses. Wer enthält sich? – Dann ist die 
Sammelübersicht 125 auch angenommen.

Zusatzpunkt 13 a:
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU
Deutsche Minderheit in Polen stärken – Dis-
kriminierung beim muttersprachlichen Unter-
richt beseitigen
Drucksache 20/2559

Wer stimmt für diesen Antrag? – CDU/CSU und die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist der Rest 
des Hauses. Wer enthält sich? – Dann ist der Antrag abge-
lehnt.

Zusatzpunkt 13 b:
Beratung des Antrags der Abgeordneten Clara 
Bünger, Nicole Gohlke, Gökay Akbulut, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE
Leid an der EU-Außengrenze beenden – Ille-
gale Pushbacks und Menschenrechtsverlet-
zungen effektiv verhindern
Drucksache 20/2582

Die Fraktion Die Linke wünscht Abstimmung in der 
Sache. Die Regierungskoalition wünscht Überweisung, 
und zwar federführend an den Ausschuss für Inneres 
und Heimat sowie mitberatend an den Ausschuss für 
die Angelegenheiten der Europäischen Union.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Das sind 
die Regierungskoalition und die AfD. Wer stimmt da-
gegen? – CDU/CSU und die Fraktion Die Linke. Wer 
enthält sich? – Dann ist die Überweisung so beschlossen. 
Damit stimmen wir heute über den Antrag auf Druck-
sache 20/2582 nicht in der Sache ab.
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Wir kommen nun zum Zusatzpunkt 13 c:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Gerrit Huy, Marc Bernhard, Thomas Dietz, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

102-Tage-Regelung wieder einführen – Prag-
matisch durch die Krise steuern und Ernäh-
rungssicherheit stärken

Drucksachen 20/1745, 20/2431
Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-

schlussempfehlung auf Drucksache 20/2431, den Antrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/1745 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das 
sind die Koalitionsfraktionen, Die Linke und die CDU/ 
CSU. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Wer enthält sich? – Keiner. Dann ist die Beschlussemp-
fehlung damit angenommen.

Wir kommen zu den Zusatzpunkten 26 a bis 26 n. Das 
sind weitere Beschlussempfehlungen des Petitionsaus-
schusses.

Zusatzpunkt 26 a:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 126 zu Petitionen

Drucksache 20/2626
Es handelt sich um 63 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 

Das ist das gesamte Haus. Dann brauche ich die Gegen-
probe ja fast nicht mehr zu machen. Wer stimmt da-
gegen? – Dann ist die Sammelübersicht 126 auch an-
genommen.

Zusatzpunkt 26 b:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 127 zu Petitionen

Drucksache 20/2627
Das sind 82 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das ist 

auch das gesamte Haus. Wer stimmt dagegen? – Sammel-
übersicht 127 ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 26 c:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 128 zu Petitionen

Drucksache 20/2628
Das sind 106 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das ist 

auch das gesamte Haus. Gegenprobe! – Dann ist die 
Sammelübersicht 128 angenommen.

Zusatzpunkt 26 d:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 129 zu Petitionen

Drucksache 20/2629

Das sind 31 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
die Regierungskoalition, CDU/CSU und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Die 
Sammelübersicht 129 ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 26 e:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 130 zu Petitionen
Drucksache 20/2630

Das sind vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
Die Linke, die Ampelkoalition und CDU/CSU. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – 
Keine. Die Sammelübersicht ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 26 f:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 131 zu Petitionen
Drucksache 20/2631

Das sind zwei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das 
sind die Ampelkoalition und CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? – Die Linke und die AfD. Enthaltungen? – Es gibt 
keine. Dann ist auch die Sammelübersicht 131 angenom-
men.

Zusatzpunkt 26 g:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 132 zu Petitionen
Drucksache 20/2632

Das sind 62 Petitionen. Bevor wir zur Abstimmung 
über diese Sammelübersicht kommen, erteile ich der Kol-
legin Sabine Weiss das Wort zur ergänzenden Bericht-
erstattung.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten der FDP)

Sabine Weiss (Wesel I) (CDU/CSU):
Schönen Dank. – Werte Frau Präsidentin! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! In 
einer dieser Petitionen hat es das höchste Votum gegeben, 
nämlich die Empfehlung der Überweisung zur Berück-
sichtigung an die Bundesregierung und der Kenntnis-
nahme durch die Fraktionen. Der Petent, Herr Gohdar 
Alkaidy, fordert in seiner Petition, die Gewalttaten des 
„Islamischen Staates“ an den Jesiden als Völkermord an-
zuerkennen.

Am 3. August 2014 startete der „Islamische Staat“ eine 
großangelegte, gewalttätige Offensive gegen das Volk der 
Jesiden in den traditionell bevölkerten Gebieten im Irak. 
Dabei wurden über 5 000 Menschen getötet, 7 000 ver-
schleppt und entführt, und bis zum heutigen Tage sind 
immer noch mindestens 2 500 Frauen und Kinder ver-
misst. Viele Menschen leben in Lagern und konnten nicht 
in ihre Heimat zurück.

Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit dem 
Thema befasst. Im Februar erfolgte eine öffentliche An-
hörung des Petitionsausschusses. Am 23. Juni war dann 
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die Friedensnobelpreisträgerin, die Jesidin Frau Nadia 
Murad, zu Gast bei Mitgliedern des Petitions- und des 
Menschenrechtsausschusses. Frau Murad hat durch die 
Gräueltaten des IS 6 Geschwister und ihre Eltern ver-
loren, insgesamt 18 Familienmitglieder.

Im Berichterstattergespräch am Dienstag dieser Woche 
hat der Staatsminister Dr. Lindner geäußert, dass alles 
dafür spricht, dass es sich bei den vom IS an den Jesiden 
begangenen Gräueltaten um einen Genozid handelt. Das 
Auswärtige Amt beruft sich allerdings auf die geltende 
Staatspraxis, wonach die Bundesregierung erst von Völ-
kermord spricht, wenn es ein rechtskräftiges Urteil eines 
deutschen Gerichtes gibt. Das Oberlandesgericht Frank-
furt hat in einem Urteil Ende 2021 einen angeklagten IS- 
Kämpfer wegen Völkermordes verurteilt; das Urteil ist 
jedoch nicht rechtskräftig.

Aus Sicht des Petitionsausschusses ist es jetzt an uns, 
dem Parlament, einen politischen Beschluss zu fassen 
und die Gräueltaten des IS an den Jesiden ab August 2014 
als Völkermord anzuerkennen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP und der 
AfD)

Die Anhörung im Februar und der Bericht der Friedens-
nobelpreisträgerin haben uns eindrücklich gezeigt, dass 
ein solcher Beschluss des Bundestages Respekt für die 
Toten, aber auch Respekt für die Überlebenden des jesi-
dischen Volkes ausdrücken wird, auch zur Traumabewäl-
tigung. Frau Nadia Murad sagte sinngemäß dazu: Unsere 
Heilung beginnt mit der Anerkennung des Genozids. – 
Also lassen wir es schnell zur Anerkennung kommen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN sowie bei Abgeordneten der 
AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dann kommen wir zur Abstimmung über die Sammel-

übersicht 132. Wer stimmt dafür? – Das ist das gesamte 
Haus. Gegenprobe noch mal! – Niemand. Dann ist die 
Sammelübersicht 132 auch angenommen.

Zusatzpunkt 26 h:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 133 zu Petitionen

Drucksache 20/2633
Das sind drei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 

die Regierungskoalition, AfD und CDU/CSU. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. 
Dann ist die Sammelübersicht 133 auch angenommen.

Zusatzpunkt 26 i:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 134 zu Petitionen

Drucksache 20/2634
Das sind sieben Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das 

sind die Fraktion Die Linke, die Koalitionsfraktionen und 
die CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD- 
Fraktion. Wer enthält sich? – Niemand. Dann ist die 
Sammelübersicht 134 auch angenommen.

Zusatzpunkt 26 j:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 135 zu Petitionen
Drucksache 20/2635

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen, CDU/CSU und die AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Die 
Sammelübersicht ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 26 k:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 136 zu Petitionen
Drucksache 20/2636

Das sind 15 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
die Koalitionsfraktionen, Die Linke und die AfD-Frakti-
on. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU. Enthaltungen? – 
Keine. Dann ist die Sammelübersicht damit angenom-
men.

Zusatzpunkt 26 l:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 137 zu Petitionen
Drucksache 20/2637

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen und die AfD-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – CDU/CSU und die Fraktion Die Linke. Die 
Sammelübersicht ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 26 m:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 138 zu Petitionen
Drucksache 20/2638

Das sind 25 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Frak-
tion Die Linke und die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt 
dagegen? – CDU/CSU- und AfD-Fraktion. Sammelüber-
sicht 138 ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 26 n:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 139 zu Petitionen
Drucksache 20/2639

Das sind drei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
die Regierungsfraktionen. Wer stimmt dagegen? – Frak-
tion Die Linke, CDU/CSU- und AfD-Fraktion. Die Sam-
melübersicht 139 ist damit angenommen.
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Ich bedanke mich bei Ihnen recht herzlich für das kon-
zentrierte Arbeiten, gerade bei den langen und vielen 
Abstimmungen. Danke schön dafür!

Ich komme jetzt zum Tagesordnungspunkt 12: 

Wahl der Unabhängigen Bundesbeauftragten 
für Antidiskriminierung

Die Bundesregierung schlägt Frau Ferda Ataman vor.
(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, ihre 
Plätze an den Ausgabetischen und an den Wahlurnen in 
der Abgeordnetenlobby einzunehmen.

Zunächst einige Hinweise zur Wahl: Den für die Wahl 
erforderlichen orangefarbenen Wahlausweis können Sie, 
soweit noch nicht geschehen, den Stimmkartenfächern in 
der Westlobby entnehmen. An den Ausgabetischen in der 
Abgeordnetenlobby erhalten Sie die orangefarbenen 
Stimmzettel. Sie erhalten diesmal keinen Wahlumschlag, 
da es sich um eine offene Wahl handelt. Sie können bei 
dieser Wahl ein Kreuz bei „ja“, „nein“ oder „Enthaltung“ 
machen. Alles andere macht die Stimme ungültig.

Vor der Stimmabgabe übergeben Sie bitte der Schrift-
führerin oder dem Schriftführer an der Wahlurne Ihren 
Wahlausweis und werfen erst danach den Stimmzettel 
in die Wahlurne. Der Nachweis der Teilnahme an der 
Wahl kann nur durch die Abgabe des Wahlausweises 
erbracht werden. Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehr-
heit der Mitglieder des Bundestages erhält, also mindes-
tens 369 Jastimmen.1)

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme 60 Minuten Zeit. 
Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben ihre 
Plätze eingenommen. Ich eröffne damit die Wahl. Die 
Schließung der Wahl erfolgt um 16.51 Uhr.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13 a und den 
Tagesordnungspunkt 13 b:

a) Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Einsetzung eines Gremiums gemäß Arti-
kel 13 Absatz 6 des Grundgesetzes
Drucksache 20/2568

b) Wahlvorschläge der Fraktionen SPD, CDU/ 
CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, 
AfD und DIE LINKE

Wahl der Mitglieder des Gremiums ge-
mäß Artikel 13 Absatz 6 des Grundgeset-
zes
Drucksache 20/2613

Tagesordnungspunkt 13 a. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
20/2615 vor, über den wir zuerst abstimmen. Wer stimmt 
für diesen Änderungsantrag? – Das sind die CDU/CSU- 
Fraktion, die AfD-Fraktion und die Fraktion Die Linke. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen. Es gibt keine Enthaltungen. Der Änderungsantrag ist 
damit abgelehnt.

Wir stimmen nun ab über die Einsetzung des Gremi-
ums und die Festlegung der Anzahl der Mitglieder. Wer 
stimmt für den Antrag auf Drucksache 20/2568? – Das 
sind die Fraktion Die Linke, die Koalitionsfraktionen und 
die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
CDU/CSU-Fraktion. Damit ist der Antrag angenommen. 
Damit ist das Gremium gemäß Artikel 13 Absatz 6 des 
Grundgesetzes eingesetzt und die Mitgliederzahl auf 13 
festgelegt.

Tagesordnungspunkt 13 b. Zu diesem soeben ein-
gesetzten Gremium liegen Ihnen Wahlvorschläge aller 
Fraktionen auf der Drucksache 20/2613 vor. Wer stimmt 
für diese Wahlvorschläge? – Das ist das gesamte Haus. 
Gegenprobe! – Keine Gegenstimmen. Die Wahlvor-
schläge sind somit angenommen.

Nun rufe ich den Zusatzpunkt 25 auf: 

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Gaskrise verhindern – Nord Stream 2 in Be-
trieb nehmen

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die AfD- 
Fraktion Steffen Kotré. – Steffen Kotré ist nicht da.

(Marianne Schieder [SPD]: Das macht nichts! 
Weiter! Der nächste Redner! – Weiterer Zuruf 
von der SPD: Dann muss es weitergehen!)

– Dann muss es weitergehen, genau. Dann gehen wir 
weiter in der Rednerliste. – Herr Baumann, wir klären 
das kurz.

(Zurufe von der SPD: Das ist ja peinlich! – 
Leute, wer nicht da ist, ist nicht da!)

– Wer nicht da ist, ist nicht da; das stimmt.
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Der Kollege 

Reichardt beginnt!)
– Der Kollege Reichardt beginnt. Gut, dann haben wir das 
geklärt. – Kollege Reichardt hat das Wort.

Martin Reichardt (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Nord-Stream-2-Frage muss eingeordnet 
werden in den Kontext dessen, was Außen- und Energie-
politik der Ampel will und was daraus entsteht. In den 
letzten Wochen wurde der Armutsbericht 2022 veröffent-
licht. Mit einer Armutsquote von 16,6 Prozent hat die 
Armut in Deutschland im vergangenen Jahr einen neuen 
Höchststand erreicht. Neue Armutshöchststände gibt es 
bei Rentnern mit 17,9 Prozent und bei Familien mit 
20,8 Prozent.

Jeder vierte Haushalt in Deutschland gibt bereits mehr 
als 10 Prozent seines Einkommens für Energie aus. Der 
Anteil der Energiearmutsgefährdeten in Deutschland ist 
auf 25,2 Prozent gestiegen. Energiearmut liegt vor, wenn 
Haushalte aufgrund von enorm gestiegenen Energieprei-
sen in eine finanzielle Schieflage rutschen können. Be-
troffen sind nicht nur Haushalte an der Armutsgrenze. 
Die Inflation, gerade bei existenziellen Grundgütern, 
die explodierenden Energiepreise fressen sich unerbitt-
lich durch die Budgets der Leistungsträger Deutschlands.1) Ergebnis Seite 4929 D
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Das alles schert die Ampelkoalition aber nicht; denn 
unter dem Deckmantel des Krieges erfüllen sich alle 
ideologischen Träume, insbesondere der Grünen.

(Marianne Schieder [SPD]: Ach, du lieber 
Himmel!)

2016 antwortete Herr Habeck auf die Frage, was er Herrn 
Putin sagen würde, wenn er ihn trifft – ich zitiere –: 
Geben Sie uns zwei bis drei Monate, dann werden wir 
dieses Land regieren. Wir werden Nord Stream 2 nicht 
bauen, die Handelsbeziehung und Gastransfers zu Russ-
land sukzessive abbauen, weil wir ein Energiewendeland 
sind.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Jetzt hat Herr Habeck das, was er 2016 wollte: ein Ener-
giewendeland, das nicht mehr wettbewerbsfähig ist und 
die Versorgungssicherheit nicht mehr gewährleisten 
kann.

(Beifall bei der AfD)
Die rot-grün-gelbe Regierung macht aus ideologischen 

Gründen Millionen Deutsche arm. Sie ruiniert die deut-
sche Wirtschaft. Im Ernstfall reden wir hier nicht von 
wenigen, sondern wir reden von 6 Millionen Arbeitsplät-
zen, und in einer solchen Zeit redet Herr Habeck über die 
Dauer des Duschens. Im Sinne seines Amtseides, Scha-
den vom deutschen Volke abzuwenden, gäbe es nur eine 
Lösung: Nord Stream 2 öffnen, Atomkraftwerke weiter-
laufen lassen, neue Brennstäbe bestellen und so das 
Schlimmste für den Winter verhindern.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Timon 
Gremmels [SPD])

Ein Minister aber, der Vaterlandsliebe stets zum Kot-
zen fand und mit Deutschland nie etwas anzufangen 
wusste, wird nie zum Wohle Deutschlands handeln. Für 
das verhasste deutsche Volk gibt es ein paar Glasperlen in 
Form von einem 300-Euro-Einmalzuschuss und einem 
9-Euro-Ticket, schön verpackt mit grüner Kriegsrhetorik 
und Durchhalteparolen, meine Damen und Herren – ein 
Einschwören auf Solidarität in kalten Wohnungen, auf 
Duschen nach Plan und Einschränkungen wie in der 
Nachkriegszeit. Dazu erhalten wir dann als Beigabe ein 
Selbstbestimmungsgesetz und die Legalisierung von 
Cannabis. Wir können also bald alle gemeinsam bekifft 
in unserer kalten Wohnung sitzen und uns unser Ge-
schlecht aussuchen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das können grüne Ideologen wohl großartig finden, aber 
der Bürger braucht das nicht.

(Timon Gremmels [SPD]: Das ist zynisch, was 
Sie da machen! Zynisch! Schämen Sie sich!)

Ein Prototyp des grünen Ideologen ist übrigens der 
Umweltsenator Kerstan aus Hamburg. Er fliegt dreimal 
im Jahr in seine Finca nach Mallorca, fährt ein 50 000- 
Euro-E-Auto, vom Volk bezahlt, und dieses Volk soll 
nach den Wünschen dieses Senators Privatautos und Ein-
familienhäuser in Zukunft besser außen vor lassen. Au-
ßerdem kündigte er an, dass bei einer Gasmangellage, die 

unter anderem durch die Verweigerungshaltung bei Nord 
Stream 2 entsteht, warmes Wasser nur zu bestimmten 
Tageszeiten zur Verfügung stehen wird. Nord Stream 2 
ist als Teil der insbesondere grünen Energie- und Außen-
politik genau das: Sie ist die Grundlage der grünen Zu-
kunft Deutschlands, einer Zukunft in kalten Mietskaser-
nen statt in Eigenheimen, einer Zukunft mit Fahrrad statt 
Auto, einer Zukunft mit Steckrüben statt Fleisch und 
duschen von 16 bis 18 Uhr. Eine solche Zukunft wollen 
wir nicht.

(Beifall bei der AfD)

Ideologisch verblendet stürzen Grüne unsere Heimat in 
Armut und Not. Was wir jetzt erleben, ist das Ergebnis 
Ihrer verfehlten Außen- und Energiepolitik. Die Rech-
nung dieses ideologischen Wahns wird immer giganti-
scher. Und bezahlen werden diese Rechnungen dereinst 
die Menschen in Deutschland, so wie sie schon 1918 und 
1945 die Zeche ideologischer Hybris bezahlen mussten.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Reichhardt, kommen Sie bitte zum Schluss.

Martin Reichardt (AfD):
Ich sage noch eines zum Schluss: Wer Grüne wählt, 

wählt Krieg und Armut.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD -Timon Gremmels [SPD]: 
Um Gottes willen! Meine Güte! Das ist selbst 
unter Ihrem Niveau! Das soll was heißen! – 
Marianne Schieder [SPD]: Du lieber Himmel!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD erteile ich das Wort Robin Mesarosch.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Robin Mesarosch (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Das waren fünf Minuten Hass. Jetzt kommen die 
Fakten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Martin Reichardt [AfD]: Hass? Wo 
war denn da Hass? Das waren Fakten!)

Wir haben ein Gasproblem: Noch reichen die Vorräte. 
Im Winter werden wir womöglich zu wenig haben. Das 
ist dramatisch. Wir beheizen fast die Hälfte unserer Woh-
nungen mit Gas; unsere Industrie ist von Gas abhängig, 
und unser Wohlstand hängt an der Industrie. Die AfD 
schlägt jetzt vor, die Gaspipeline Nord Stream 2 zwischen 
Deutschland und Russland in Betrieb zu nehmen. 
Schauen wir erst einmal die Pipelines an, die in Betrieb 
sind, praktisch oder theoretisch: Durch Nord Stream 1 
schickt Putin fast nur noch die Hälfte des Gases, das bis-
lang durch die Pipeline geflossen ist.
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(Thomas Ehrhorn [AfD]: Putin hat damit gar 
nichts zu tun! Das ist Unsinn!)

Durch die Jamal-Pipeline kommt gar kein Gas mehr von 
Putin. Die Transgas-Pipeline läuft auch unter ihren Mög-
lichkeiten. Das heißt, wir haben kein Pipelineproblem, 
wir haben ein Gasproblem. Das bringen Sie komplett 
durcheinander.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Thomas Ehrhorn [AfD]: Wir haben ein Turbi-
nenproblem! Das ist selbst gemacht!

Was Sie vorschlagen, ist so, wie zu sagen: Wir wollen 
Armut bekämpfen und schaffen deswegen mehr EC-Au-
tomaten an. Armut bekämpfen Sie auch nicht mit Nord 
Stream 2, sondern mit sozialer Politik, die sich in Ihrem 
Programm nie wiederfindet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Man kann mit einer Pipeline nicht heizen; das wissen Sie 
selber. Deswegen müssen wir hier alle zur Kenntnis neh-
men, dass es Ihnen nicht um Gas geht; vielmehr ist das 
ein Antrag zur Außenpolitik.

(Zuruf von der AfD: Reine Lüge hier!)

Putin würde gestärkt, er ginge als Sieger hervor, die EU 
wäre schwächer, unsere Verbündeten wären schwächer 
und wir dadurch gefährdet: Das wären die Folgen, wenn 
wir das machen würden, was Sie vorschlagen. Das ist ein 
außenpolitischer Antrag,

(Zuruf von der AfD: Es gibt keinen Antrag! 
Wir sind in der Aktuellen Stunde! Sie sollten 
die Tagesordnung lesen!)

und in der Außenpolitik gilt seit über 2 000 Jahren der 
Satz: Die Starken tun, was sie wollen, und die Schwachen 
ertragen, was sie müssen.

Die AfD will, dass Deutschland ein schwaches Land 
ist. Das will sie deshalb, weil nur ein schwaches Deutsch-
land genügend fruchtbaren Boden für ihre Hasspropa-
ganda bietet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie werben hier für ein schwaches Deutschland, das sich 
auf den Rücken dreht und Putins Launen und seine 
furchtbaren Pläne mitmacht und auch noch unterstützt; 
das treibt uns mehr in die Abhängigkeiten. Wir sind da-
gegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Wir sind doch nur 
abhängig, weil Sie die Energiepolitik vor die 
Wand gefahren haben!)

Im Übrigen würde auch die CDU ein schwächeres 
Deutschland dahin gehend unterstützen, da Friedrich 
Merz schon im März gesagt hat, dass wir Nord Stream 1 
abschalten sollen. Dann würden wir mit Ansage unsere 
Industrie im Winter ins Kalte schicken und der Wirtschaft 
den Saft abdrehen. Das ist auch nicht die Lösung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir wollen kein schwaches, wir wollen ein starkes 
Deutschland, das heißt, wir wollen im Winter warme 
Wohnungen und Arbeitsplätze in unserer Industrie.

(Martin Reichardt [AfD]: Das ist ja was ganz 
Neues für die SPD!)

Um das zu erreichen, hängen wir uns rein. Wir haben 
der Bundesregierung 15 Milliarden Euro zur Verfügung 
gestellt, um Gas weltweit, außer in Russland, einzukau-
fen.

(Karsten Hilse [AfD]: Wo kommt es denn 
her?)

Wir haben zwei LNG-Terminals gechartert. Wir haben 
das Gasspeichergesetz verabschiedet. Damit verpflichten 
wir die Gasspeicherbetreiber, bis zum Winter die Gas-
speicher zu füllen. Wir führen ein Auktionsmodell ein, 
mit dem Unternehmen Gas untereinander kaufen und ver-
kaufen können, damit die Unternehmen Gas haben, die es 
am dringendsten brauchen. Heute führen wir mit dem 
klangvollen Namen Ersatzkraftwerkebereithaltungs-
gesetz eine Maßnahme ein, mit der wir Gas aus der Ver-
stromung herausnehmen können. Das heißt, wir sparen 
Gas, gleichzeitig fahren wir Kraftwerke hoch, damit 
Strom immer fließt. Deswegen ist auch Ihre Blackout- 
Lüge totaler Quatsch.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Warten wir es ab!)

In Deutschland bleibt das Licht an, weil sich Menschen, 
die nachdenken, darum kümmern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Abgesehen von all diesen Maßnahmen sehen wir na-
türlich, dass Gas immer teurer wird. Wir arbeiten daran, 
dass sich alle Gas leisten können, dass es in jeder Woh-
nung warm bleibt und es in jeder Wohnung ausreichend 
Strom gibt.

(Martin Reichardt [AfD]: Das ist ja heute 
schon nicht mehr der Fall!)

Wir tun das Mögliche für eine sichere Gasversorgung. 
Zur Ehrlichkeit gehört, zu sagen, dass es vielleicht nicht 
reicht. Das liegt aber nicht an den Anstrengungen der 
Bundesregierung, sondern an der momentanen Wirklich-
keit. Mithelfen, dass es reicht, kann fast jeder, indem wir 
Gas sparen.

Ich bin nicht der Meinung, dass es die Aufgabe des 
Staates ist, zu bestimmen, wie lange jemand duscht. 
Aber jeder in Deutschland kann kluge Entscheidungen 
treffen. Eine kluge Entscheidung ist, Ihnen nicht auf 
den Leim zu gehen und an dieses schwache Deutschland 
zu glauben, das Putin braucht, sondern mit uns an diesem 
starken und solidarischen Deutschland zu arbeiten,

(Martin Reichardt [AfD]: Das letzte Mal, dass 
die SPD von einem starken Deutschland gere-
det hat, war 1914! Da ist es auch in die Hose 
gegangen!)
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das gemeinsam spart und gemeinsame Anstrengungen 
unternimmt, damit wir gut versorgt sind, die Wohnungen 
warm bleiben und unsere Industrie arbeiten kann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU erteile ich Dr. Thomas Gebhart das 

Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wie ist die Situation? Putin hat den Gashahn 
zur Hälfte zugedreht. Wir wissen: In ein paar Tagen steht 
die routinemäßige Wartung der Pipeline Nord Stream 1 
für zehn Tage an. Was wir aber nicht wissen, ist, ob nach 
diesen zehn Tagen der Gashahn wieder aufgedreht wird.

Was schlagen nun manche in dieser Situation vor? 
Manche schlagen vor, Nord Stream 2 sollte in Betrieb 
gehen. Ich sage Ihnen: Das wäre nicht nur eine populis-
tische Scheinlösung, sondern es wäre die völlig falsche 
Entscheidung. Ich sage Ihnen, weshalb. Ich nenne drei 
Gründe:

Der erste Grund. Wir haben Nord Stream 1, und wenn 
Putin wollte, dass nach zehn Tagen wieder Gas nach 
Deutschland fließt, dann wäre das über Nord Stream 1 
möglich. Wir bräuchten kein Nord Stream 2.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Wie denn ohne Tur-
binen? Das ist Quatsch!)

Der zweite Grund. Es ist doch völlig klar, dass es keine 
Option sein kann, in einer Zeit, in der Putin diesen 
schrecklichen Krieg gegen die Ukraine führt, eine neue 
zusätzliche Leitung nach Russland in Betrieb zu nehmen 
und uns damit noch mehr in die Hände von Putin zu 
begeben.

Das führt mich schon zum dritten Punkt. Wenn Nord 
Stream 2 jetzt in Betrieb gehen würde, dann wäre das eine 
Art Belohnung für Putin, und das angesichts dieses un-
ermesslichen Leids, das er so vielen Menschen in diesen 
Tagen zufügt. Ich sage: Das kann nicht sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, vielmehr ist es doch jetzt 
das Gebot der Stunde, dass wir alles daransetzen, so 
schnell wie möglich unabhängig von russischen Energie-
lieferungen zu werden. Das ist doch der eigentliche 
Punkt, und das ist die eigentliche Aufgabe der Bundes-
regierung. Ich frage die Bundesregierung heute an dieser 
Stelle: Wo ist der Ausstiegsfahrplan für russische Ener-
gielieferungen? Bereits im April hat der Deutsche Bun-
destag mit ganz großer Mehrheit, mit Stimmen von SPD, 
Grünen, FDP, CDU/CSU, beschlossen: Wir brauchen 
schnellstmöglich einen Ausstiegsfahrplan für russische 
Energielieferungen. – Er ist bis heute nicht da. Einen 

Plan, der aufzeigt, wie die russischen Gaslieferungen 
kompensiert werden, durch welche konkreten Maßnah-
men, in welchen zeitlichen Schritten, gibt es nicht.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Hört! Hört!)
Sie ignorieren diesen Bundestagsbeschluss. Das ist fatal. 
Deswegen fordere ich die Bundesregierung noch einmal 
auf: Legen Sie dem Deutschen Bundestag und der deut-
schen Öffentlichkeit endlich diesen Ausstiegsfahrplan 
vor.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir brauchen diesen Plan.

(Timon Gremmels [SPD]: Wo waren denn die 
befüllten Gasspeicher von Altmaier? Wo wa-
ren die denn? Alles war leer!)

Wir brauchen ein Gesamtkonzept. Sie haben einzelne 
Maßnahmen ergriffen; zum Teil waren es richtige Maß-
nahmen, denen wir auch zugestimmt haben.

(Jens Spahn [CDU/CSU], an die SPD gewandt: 
Ihr habt das selbst beschlossen!)

Das ist überhaupt keine Frage. Aber es gibt auch andere 
Maßnahmen, die aus unserer Sicht einfach zu spät getrof-
fen worden sind. Wir hätten zum Beispiel viel früher 
beginnen müssen, die Gasverstromung zu reduzieren, 
Gas einzusparen, zusätzlich einzuspeisen. Es war Woche 
für Woche auch Thema im Ausschuss für Klimaschutz 
und Energie. Sie haben an dieser Stelle gezögert und 
lange gewartet. Die Gasspeicher könnten heute voller 
sein, wenn die Bundesregierung an dieser Stelle früher 
gehandelt hätte.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Andere Maßnahmen vermissen wir. Warum nutzen Sie 

denn nicht zum Beispiel kurzfristig die Potenziale, die 
wir im Bereich der Biomasse haben? Das war schon heute 
Morgen Thema im Zusammenhang mit dem EEG. Wir 
könnten heute mehr Biomasse einsetzen – im Strom-
bereich, im Wärmebereich –, und wir könnten damit na-
türlich auch Gas, Erdgas ersetzen und reduzieren. Ich 
frage Sie: Warum machen Sie es nicht?

Ein anderes Beispiel: Warum passiert nicht viel mehr 
beim Thema „Energieeinsparen“, zum Beispiel mit posi-
tiven Anreizen? Auch hier wäre viel mehr möglich, und 
man hätte viel früher agieren können.

Ich nenne noch einen Punkt: Warum haben Sie sich 
dagegen entschieden, die drei Kernkraftwerke, die zum 
31. Dezember dieses Jahres,

(Timon Gremmels [SPD]: Wo kommen denn 
die Brennstäbe her?)

also mitten in diesem Winter, vom Netz gehen sollen, 
einen Tick länger laufen zu lassen? Es geht nicht um 
einen Ausstieg aus dem Ausstieg aus der Kernenergie; 
das ist überhaupt nicht das Thema. Es geht lediglich 
darum, diese drei Kernkraftwerke jetzt nicht ausgerech-
net mitten in diesem Winter, der so kritisch werden könn-
te, abzuschalten, sondern ein wenig länger laufen zu las-
sen.

(Timon Gremmels [SPD]: Dann müssen wir 
sie aber jetzt abschalten! Mein Gott!)
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Sie von der Regierung haben gesagt: Es war eine politi-
sche Entscheidung, es nicht zu tun.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU):
Ich sage Ihnen: Es war eine falsche politische Ent-

scheidung. Und ich sage Ihnen: Korrigieren Sie diese 
falsche politische Entscheidung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Rede hat 
echt gut angefangen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte ist Jürgen Trittin, 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die häufigsten Worte, Herr Kollege, waren gerade 

„hätte“ und „früher“. Darauf gibt es eine einfache Ant-
wort: Hätte, hätte, Fahrradkette. Hätte, hätte, Fahrrad-
kette hätte zum Beispiel geheißen,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Hätte Trittin Nord 
Stream 1 nicht genehmigt!)

dass Sie sich hierhingestellt hätten und einmal erklärt 
hätten, warum die CDU/CSU unter der Kanzlerin Merkel 
jahrelang den Bau von Nord Stream 2 bis hin zur Fertig-
stellung betrieben hat. Manche behaupten ja, das sei von 
ihrer Seite Naivität gewesen. Das war keine Naivität. Sie 
haben sich gemeingemacht mit einem Anliegen, das 
weite Teile der deutschen Wirtschaft mitgetragen haben,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Warum hat denn 
Trittin Nord Stream 1 gemacht? Trittin, 
Schröder, Fischer! Nord Stream 1!)

nämlich diesen Bau mit dem Ziel zu bauen, dass Deutsch-
land weiterhin bevorzugt billiges Gas aus Russland be-
kommt.

(Zuruf von der AfD: War ja auch richtig!)

Das Ergebnis ist gewesen, dass die deutsche Energie-
sicherheit im Gasbereich zu 55 Prozent von der Willkür 
Wladimir Putins abhing. Das ist Ihre Verantwortung und 
die von niemandem sonst.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Jens Spahn 
[CDU/CSU]: Wer hat Nord Stream 1 geneh-
migt?)

Ich füge eines hinzu, meine Damen und Herren: Sie wa-
ren es

(Martin Reichardt [AfD]: Sie haben das doch 
beschlossen, nur weil Ihr Kommunismus un-
tergegangen ist!)

– ich kann auch warten, dann rede ich länger – von der 
CDU/CSU, die zusammen mit der SPD – leider – die 
Gasspeicher an Gazprom verkauft haben, jene Firma, 
die im letzten Sommer, also zu der Zeit, in der man sich 
darum kümmern sollte,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wer wollte keine 
LNG-Terminals in Deutschland?)

die Gasspeicher aufzufüllen, diese geleert hat, offensicht-
lich in Vorbereitung der Invasion. Und ich will Ihnen 
gerne noch mal vorhalten, was Sie uns geantwortet ha-
ben, als wir damals gesagt haben, dieser Verkauf der 
Speicher an Gazprom ginge nicht. Da haben Sie gesagt: 
Das regelt der Markt. Meine Damen und Herren, der 
Markt regelt es nicht. Der Markt hat dazu geführt, dass 
wir heute in der Situation sind, die Ausgründung von 
EON namens Uniper, im Besitz der Finnen, wahrschein-
lich mit Steuergeldern retten zu müssen, weil wir sonst 
zugucken müssen, wie die Stadtwerke in Deutschland 
reihenweise in Konkurs gehen. Das alles ist Ihre Verant-
wortung, Ihre Politik. Ich finde, das muss an dieser Stelle 
klar gesagt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich füge ein Weiteres hinzu: Man kann ja daraus ler-
nen, und ich finde, wir sollten daraus lernen, nie wieder 
von jemand Einzelnem abhängig zu sein. Das ist nicht nur 
eine Frage des Klimaschutzes, das ist auch eine Frage der 
nationalen und der europäischen Souveränität.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Da muss ich mich über dieses nationalistische Gerede an 
dieser Stelle doch sehr wundern. Wie will man eigentlich 
ernsthaft den Menschen in diesem Lande erklären, aus 
einer 55-prozentigen Abhängigkeit von Putin eine noch 
größere zu machen? Denn es ist nicht so, werte Kollegen 
von der AfD, dass es die Bundesregierung ist, die scharf 
darauf gewesen ist, hier schnell eine Gaskrise herbei-
zuführen.

(Zurufe von der AfD)

Es war Wladimir Putin, der die Pipeline entsprechend 
gekappt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Zurufe von der AfD)

Er ist es, der den Durchfluss reduziert, und in die Abhän-
gigkeit wollen Sie uns noch weiter bringen. Ich sage 
Ihnen: Das ist das Gegenteil von Vaterlandsliebe und Ver-
antwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP – Karsten Hilse [AfD]: Um 
Himmels willen! Vaterlandsliebe!)

Eine richtige Haltung, meine Damen und Herren, wäre 
es, sich dem Problem zu stellen, dass wir in unserem 
Wohlstand, in unserem Wirtschaften zu über 70 Prozent 
unseres Primärenergiebedarfs von Importen abhängig 
sind.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
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Und wer eine Konsequenz aus der berühmten Zeiten-
wende ziehen will, der muss doch alles dafür tun, dass 
wir aus dieser Abhängigkeit rauskommen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das stimmt!)
Deswegen ist der Ansatz, zu sagen: Wir bauen massen-
haft erneuerbare Energien aus, auch in Bayern – da haben 
Sie heute wieder gegengestimmt –,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

weil wir diesen Strom brauchen werden für Mobilität, für 
Wärme und auch für unsere Industrie. Wir wissen auch, 
dass wir am Ende nicht in der Autarkie landen werden. 
Aber ich finde es verantwortlich als Antwort auf diese 
Abhängigkeit, die wir gerade so schmerzhaft erfahren, 
dafür zu sorgen, dass sich das umdreht. 70 Prozent er-
neuerbare heimische Energie, 30 Prozent Importe: Das 
schafft Bewegungsfreiheit, Souveränität, und das ist ver-
antwortlich auch und gerade mit Blick auf die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Jens Spahn [CDU/CSU]: Lassen wir die 
Kernkraftwerke länger laufen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Fraktion Die Linke erteile ich das Wort Ralph 

Lenkert.
(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Seit 2009 bin ich 
im Bundestag, seit 2011 Mitglied meiner Partei Die 
Linke. Das ist eine Partei, in der Genossinnen und Ge-
nossen eigene Positionen vertreten können, eine Partei, 
die auf Parteitagen ihre Leitlinien abstimmt. Die Linke 
fasste auf dem Erfurter Parteitag im Juli 2022 einen Be-
schluss, aus dem ich jetzt zweimal zitiere:

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Der hat die Welt 
verändert!)

Erstens.

Wir verurteilen den verbrecherischen Angriffskrieg 
Russlands und die von Russland begangenen 
Kriegsverbrechen aufs Schärfste und setzen uns für 
eine Bestrafung der Verantwortlichen ein.

(Beifall bei der LINKEN)
Zweitens.

Wir wollen Energieunabhängigkeit und dafür den 
Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland und 
Europa deutlich beschleunigen. Die Möglichkeiten, 
den Import von fossilen Energieträgern aus Russ-
land schnellstmöglich stärker einzuschränken, müs-
sen ausgenutzt werden. Auch den Import von um-
weltschädlichem Fracking-Gas lehnen wir ab. Es ist 
richtig, dass angesichts des Ukrainekrieges Nord-
stream 2 nicht in Betrieb genommen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist die Leitschnur meiner Arbeit als klima- und ener-
giepolitischer Sprecher meiner Fraktion.

Liebe Bürgerinnen und Bürger, in Rudolstadt, in Apol-
da, in Jena, in E-Mails und auch in Sprechstunden ver-
mitteln Sie mir Ihre Angst vor unbezahlbaren Heizkosten, 
Ihre Angst um den Arbeitsplatz, um Ihr Unternehmen, 
wenn die Gasversorgung zusammenbricht. Es ist ver-
ständlich, dass einige Bürgerinnen und Bürger glauben, 
wenn man Nord Stream 2 freigeben würde, würde Russ-
land wieder sicher Erdgas liefern. Wegen des brutalen 
Überfalls Russlands auf die Ukraine befindet sich 
Deutschland, befindet sich die Europäische Union in ei-
nem Wirtschaftskrieg mit Russland. Das ist die Realität, 
unabhängig davon, wie jeder von uns und von Ihnen 
Waffenlieferungen an die Ukraine oder Sanktionen gegen 
Russland bewertet.

Sollte Nord Stream 1 wirklich technische Probleme 
haben, dann könnte Russland problemlos über die Gas-
pipeline Jamal die jetzigen Gaslieferungen abwickeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Jamal startet im selben Gasfeld, endet im deutschen Ver-
bundnetz und arbeitet zurzeit nicht.

(Karsten Hilse [AfD]: Also schicken wir unser 
Erdgas nach Polen, damit die ihre Speicher 
vollmachen können? So blöd muss man erst 
mal sein!)

Deshalb ist für mich klar: Putin betrachtet Gaslieferungen 
als Teil des Wirtschaftskrieges. Die Reduzierung ist für 
mich politisch und nicht technisch verursacht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Bürgerinnen und Bürger, langfristig schützt uns 
nur der massive Ausbau von erneuerbaren Energien und 
Energiespeichern vor den heutigen Problemen. Kurzfris-
tig müssen wir noch für etwa 40 Prozent unseres Gas-
bedarfs eine schnelle Lösung finden. Wir fordern einen 
Einspeisebonus für Biomethan ins Gasnetz, damit Bio-
gasanlagen immer, wenn es genügend Strom gibt, ihr 
Gas nicht verstromen, sondern ins Gasnetz einspeichern.

Die Linke fordert, die Netzentgeltsystematik im 
Stromnetz anzupassen. Unternehmen, insbesondere 
Stadtwerken, müssen die Mehrkosten ersetzt werden, 
die durch den Einsatz von Strom statt Gas entstehen, 
wenn sie beispielsweise mit Strom statt mit Gas Fern-
wärme erzeugen. Das ist meist deutlich billiger, als teure 
Mengen LNG-Gas auf dem Weltmarkt einzukaufen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir fordern die Bundesregierung auf, eine konkrete 
Prioritätenliste für Gasbelieferungen aufzustellen, damit 
lebenswichtige Bereiche unserer Gesellschaft und Berei-
che der Wirtschaft, die bei Gaslieferausfall irreparable 
Schäden erleiden, gesichert sind, wie die Lebensmittel-
versorgung, Heizung oder auch die Thüringer Glasindus-
trie. Wir wollen, dass eine staatliche Gesellschaft sofort 
den kompletten Einkauf des benötigten Gases auf dem 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                  4916 

Jürgen Trittin 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Weltmarkt organisiert, damit Profitstreben, aber auch Fi-
nanzierungsprobleme privater Handelsunternehmen 
nicht die Versorgung gefährden.

(Beifall bei der LINKEN)
Kolleginnen und Kollegen, die Probleme, die wir ha-

ben, wurden durch die Liberalisierung und Privatisierung 
im Energiesektor ausgelöst. Das Beharren auf einem 
freien Markt in einem technischen Monopol führt zu Ver-
renkungen und zu Problemen, die wir jetzt ausbaden 
müssen. Es ist ein Fehler, zu glauben, dass die Instru-
mente, die zu Problemen führten, die Lösung für die 
Probleme sein werden. Deshalb möchte Die Linke, dass 
die Energiewirtschaft in gesellschaftliche Hand kommt.

(Beifall bei der LINKEN)
Damit das Leben und die Energie bezahlbar bleiben, 

schlägt Die Linke vor: eine Energiepreisaufsicht und die 
Einführung einer Übergewinnsteuer gegen Spekulatio-
nen, zum Ausgleich der Krisenkosten vorerst für acht 
Monate monatlich 125 Euro für Einpersonenhaushalte 
und 50 Euro für jedes weitere Haushaltsmitglied,

(Beifall bei der LINKEN)
den Ausbau des öffentlichen Personenverkehrs und die 
Fortsetzung des 9-Euro-Tickets,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
ein Mobilitätsgeld für alle Pendlerinnen und Pendler, die 
Senkung der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel 
auf 0 Prozent mit Preisaufsicht, damit die Senkung auch 
ankommt,

(Beifall bei der LINKEN)
und ein Verbot von Strom- und Gassperren für Privat-
haushalte.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP erteile ich das Wort Olaf in der Beek. Das 

Rednerpult gehört Ihnen für die nächsten fünf Minuten.
(Beifall bei der FDP)

Olaf in der Beek (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die AfD beantragt eine Aktuelle 
Stunde zu Nord Stream 2. Es fällt schwer, das ernst zu 
nehmen, aber einen Versuch möchte ich zumindest wa-
gen: Der erste Teil des Titels dieser Aktuellen Stunde 
lautet „Gaskrise verhindern“. Das ist spannend. Sie wol-
len also eine Krise, die durch eine zu große Abhängigkeit 
von Russland entstanden ist, dadurch verhindern, dass sie 
die Abhängigkeit noch vergrößern.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Mit anderen Worten: Sie versuchen, eine Krise mit der 
Strategie zu verhindern, die sie verursacht hat.

(Timon Gremmels [SPD]: Sei doch nicht so 
kleinlich! So geht Populismus!)

Darauf muss man erst mal kommen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wer so etwas ernsthaft vorschlägt, der ist entweder völlig 
ahnungslos oder handelt bewusst gegen die Interessen 
des eigenen Landes.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Martin Reichardt [AfD]: Nein, das tun 
Sie! Sie und Ihre Regierung! – Zuruf von der 
AfD: Sie sind verantwortungslos!)

– Wenn ich mir das von Ihnen so anhöre, kann ich mir 
eine Kombination aus beidem vorstellen.

Aber was mich vor allem stört: Sie verdrehen wie 
immer völlig die Tatsachen,

(Carolin Bachmann [AfD]: Sie verdrehen die 
Tatsachen!)

und das folgt immer dem gleichen Schema: Sie provozie-
ren mit Forderungen, von denen Sie selber wissen, dass 
sie völlig unrealistisch und unsinnig sind.

(Karsten Hilse [AfD]: Nein!)
Dabei streuen Sie der Bevölkerung bewusst Sand in die 
Augen. Sie tun so, als würde eine Inbetriebnahme von 
Nord Stream 2 den Menschen irgendwie helfen.

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, das ist auch so!)
Ganz ehrlich: Das kauft Ihnen doch keiner mehr ab. Und 
es ist eigentlich eine Farce und Zeitverschwendung, dass 
wir uns neben all den wichtigen und wegweisenden Ge-
setzesänderungen, die wir heute beschließen müssen,

(Martin Reichardt [AfD]: So wie die Canna-
bislegalisierung?)

noch mit den kruden Ideen Ihrer Fraktion auseinander-
setzen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Aber sei es drum; es ist Ihr Recht.

Im Gegensatz zu Ihnen haben die Regierungsfraktio-
nen in den letzten Wochen und Monaten hart dafür ge-
arbeitet, die negativen Auswirkungen für Deutschland so 
gering wie möglich zu halten. Wir haben dafür gesorgt, 
dass wir gegen eine mögliche Gasmangellage bestmög-
lich abgesichert sind. Vorschläge dazu von Ihrer Seite? 
Fehlanzeige! Ach ja, richtig: Sie wollen am liebsten gar 
keine Sanktionen, sondern Putin so behandeln, als wäre 
nichts passiert. Mehr noch: Sie wollen ihn durch die In-
betriebnahme von Nord Stream 2 faktisch sogar noch 
belohnen. Das ist die reinste Form von Appeasement. 
Den Aggressor, der einen brutalen Angriffskrieg gegen 
eine unabhängige und freie Ukraine in Europa führt,

(Zuruf von der AfD: Aber nicht gegen uns! 
Und nicht gegen unsere Bürger!)

als normalen Handelspartner anzusehen, ist nicht nur un-
verantwortlich, sondern geradezu töricht, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ihre politische Herangehensweise ist eine Gefahr für 
die Sicherheit, Freiheit und Unabhängigkeit Deutsch-
lands und Europas.

(Martin Reichardt [AfD]: Die Gefahr sind Sie!)

Hinzu kommt, dass Ihr Vorschlag gar keinen Sinn macht. 
Wenn Russland wirklich wollte, könnte es bereits jetzt 
ohne Nutzung von Nord Stream 2 mehr Gas nach Europa 
liefern, zum Beispiel durch die Jamal-Pipeline.

(Karsten Hilse [AfD]: Sagen Sie mal, Sie sind 
ja total ahnungslos!)

Auch Nord Stream 1 könnte viel mehr Gas nach Europa 
liefern. Was sagt uns das? Ihre Forderung ist blanker 
Populismus. Die Abhängigkeit, aus der wir gerade ver-
suchen herauszukommen, wollen Sie nun wieder verstär-
ken. Das wäre nicht nur kontraproduktiv, sondern auch 
zutiefst schädlich für Deutschland und Europa. Man kann 
nur hoffen, dass Sie und Ihre Putin-Versteher hier niemals 
etwas zu entscheiden haben werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Aber Sie sind ja in bester Gesellschaft. Vertreter der 
Linkspartei haben sich ja bereits ähnlich geäußert.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Hufeisen!)

Na, herzlichen Glückwunsch, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Und was ist das? Das ist eine diplomatische Bank-
rotterklärung außenpolitischer Geisterfahrer an den Rän-
dern unseres Parlamentes.

(Peter Boehringer [AfD]: Unglaublich! 
Schauen Sie mal in den Spiegel!)

Nichts anderes ist das, und da hilft es auch nicht, lieber 
Kollege Lenkert, ein Erfurter Programm der Linkspartei 
vorzulesen.

Ich kann Ihnen nur sagen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich bin heilfroh, dass Deutschland eine Regierung 
hat, die von demokratischen Fraktionen getragen wird,

(Martin Reichardt [AfD]: Sie sind doch der 
pseudobürgerliche Steigbügelhalter von 
Links!)

deren Mitglieder sich ihrer Verantwortung in dieser 
schwierigen Zeit bewusst sind, nämlich für unser Land, 
für Europa und für unsere Freiheit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Martin Reichardt [AfD]: Alleine dass 
hier Altstalinisten mit Ihnen in einer Regierung 
sitzen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner ist Steffen Kotré, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Bundeskanzler Scholz hat gestern von einem 
Scherbengericht für die AfD fantasiert. In Anlehnung an 
die Antike wünschte er sich damit die Entfernung der 
AfD aus dem politischen Leben. Auch Sokrates stand 
dereinst vor so einem Scherbengericht und musste ster-
ben, weil er Fragen gestellt hat. Aber die AfD wird nicht 
aus dem politischen Leben vertrieben werden können. 
Die Altparteien, die ignorieren die unsozialen Folgen 
ihrer Politik. Die SPD macht Politik für die Welt, aber 
nicht für Deutschland. Die AfD hingegen macht Politik 
für die Bürger.

(Timon Gremmels [SPD]: Nix machen Sie! 
Heiße Luft!)

Mit der AfD in der politischen Verantwortung gäbe es 
wieder geringe Strompreise, verlässliche Energieversor-
gung und niedrige Gaspreise, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Und Atomkraft!)

Herr Scholz war für die Führung in der SED-Diktatur 
in der DDR ein gern gesehener Gast. Er war schon damals 
offensichtlich eher so auf DDR-Linie der Gängelung, 
Diffamierung, Ausgrenzung, Bevormundung als eben 
für bürgerliche Freiheit, politische Toleranz und soziale 
Marktwirtschaft. Das erklärt einiges der aktuellen wohl-
standsvernichtenden, unsozialen und inländerfeindlichen 
Politik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Die Energiekrise ist das Produkt der Bundesregierun-

gen. Das ist eine ganz einfache Rechnung: Wenn es we-
niger gibt, dann wird es teurer. Strom ist mit dem unso-
zialen Ausstieg aus der Kernenergie und der 
Kohleverstromung künstlich verknappt worden.

(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Ach so? Kern-
kraft ist das Teuerste, was man an Energie ha-
ben kann!)

Deshalb haben wir jetzt halt die welthöchsten Stromprei-
se.

Und nun sind Öl und Gas an der Reihe. Man möchte 
also kurzfristig komplett aus Öl und Gas aus Russland 
aussteigen. Und wenn die Russen jetzt selbst verknappen, 
dann steigen natürlich die Preise. Sie sehen: künstliche 
Verknappung, unsozial hohe Strom- und Gaspreise – das 
ist leider der Zusammenhang, meine Damen und Herren. 
Den haben Sie zu verantworten.

(Beifall bei der AfD)
Das Erschreckende an dieser Politik ist, dass überhaupt 

keine Vorsorge getroffen worden ist. Das ist doch ein 
Schildbürgerstreich: Verknappung der Bezugsquellen 
und sich dann erst überlegen, welche Alternativen beste-
hen.

(Zuruf von der SPD: Das passiert, wenn je-
mand ein anderes Land überfällt!)

Diese Alternativen sind eben nicht in Sicht: weder Spei-
cher beim Strom noch andere Lieferanten bei Öl und Gas. 
Dabei liegt mit Nord Stream 2 eine fertig gebaute Rohr-
leitung am Meeresgrund. Warum wird sie nicht in Betrieb 
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genommen? Weil Onkel Sam dem Olaf gesagt hat, wir 
dürfen das nicht. Souveräne, interessengeleitete Politik, 
meine Damen und Herren, sieht anders aus.

(Beifall bei der AfD)
Die selbstverletzende Sanktionspolitik des Schusses 

ins eigene Knie wird gebetsmühlenartig ständig mit 
dem Ukrainekrieg begründet; doch der ist nur vorgescho-
ben. Das ist ja kinderleicht daran zu erkennen, dass die 
russische Währung stabil ist, die Finanzen in Ordnung 
sind und die Sanktionen Russland überhaupt nicht berüh-
ren.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Ja, siedeln Sie 
doch um!)

Manchmal verraten sich Dinge im Detail. Da verwei-
gern wir den Kauf von russischem Öl und geben Indien 
10 Milliarden Euro. Indien kauft mit diesen 10 Milliarden 
Euro zum Vorzugspreis das von uns abgelehnte Öl, und 
wir kaufen dieses Öl teuer wieder zurück. Hieran erken-
nen wir, dass die Bundesregierung unsere Finanzen re-
gelrecht schädigt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Was ist der Sinn der Sanktionen? Deutschland wird 

geschwächt; der Wohlstand, der Sozialstaat werden abge-
baut. Für wen ist die Bundesregierung hier eigentlich 
tätig? Es bleibt festzuhalten: Bundeskanzler Kohl ist 
Kanzler fremder Interessen, nur nicht der eigenen.

(Lachen des Abg. Felix Banaszak [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zurufe: Scholz! – 
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Kohl? Willkommen in den 90ern! – Dr. Till 
Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Stand 
das in Ihrem Manuskript? War das jetzt falsch 
vorgelesen, oder wie war das jetzt? Wer ist 
denn jetzt eigentlich Bundeskanzler nach Ihrer 
Meinung? Können Sie das mal sagen?)

Die Lage ist mehr als ernst. Der BASF-Chef befürchtet 
beim Ausfall russischer Gaslieferungen die Zerstörung 
der deutschen Volkswirtschaft. Die Deindustrialisierung 
ist längst schon im Gange. Die Bürger sind massiv ge-
troffen. Eine vierköpfige Familie muss fast 3 000 Euro 
Mehrkosten im Jahr berappen, dazu noch mal 800 Euro 
mehr beim Strom. Das Rationieren von Warmwasser ist 
im Gespräch. Kalt zu duschen, die Heizung runterzustel-
len und überhaupt auf Wohlstand und die soziale Sicher-
heit zu verzichten,

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ja!)

das ist eine Kriegserklärung an den Sozialstaat, an den 
Wirtschaftsstandort Deutschland und nicht zuletzt an den 
gesunden Menschenverstand, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt ist alles durch-
einander!)

Hier sind selbstverletzende Akteure am Werk, meine 
Damen und Herren.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Steffen Kotré (AfD):
Die gehören auf die Couch eines Psychiaters, aber 

nicht in die Bundesregierung.

(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Jetzt wieder-
holt er sich!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Steffen Kotré (AfD):
Deswegen nein.
Was hilft? – Abwahl dieser Bundesregierung,

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann gehen Sie doch mal zu Herrn 
Kohl und beschweren sich! – Dr. Till Steffen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kohl ist 
schon weg! Das haben wir schon mal ge-
schafft!)

Inbetriebnahme von Nord Stream 2, Beendigung der 
Sanktionen, und dann klappt das auch wieder mit preis-
wertem Gas.

(Beifall bei der AfD – Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sollten mal auf die 
Rita Süssmuth hören, wenn die sagt: Ist 
Schluss!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kotré, das ist eine Aktuelle Stunde. – Ich erteile 

das Wort für die SPD-Fraktion Timon Gremmels.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Timon Gremmels (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Eine Freud’sche Fehlleistung ist 
ein Versprecher nach Sigmund Freud, bei der der angeb-
lich eigene Gedanke oder die eigentliche Intention des 
Sprechers deutlich wurde. Lieber Herr Kotré, Sie haben 
hier eben einen tollen Freud’schen Versprecher geliefert, 
indem Sie Helmut Kohl ansprachen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Dass das der SPD 
gefällt, glaube ich!)

Sie machen die Energiepolitik von Helmut Kohl; die 
wollen Sie wiederhaben. Das ist das, was die AfD will: 
zurück in die 90er-Jahre. Nicht mit uns, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nicht mit uns!

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das waren gute 
90er-Jahre! Die Inflation der 90er nehmen 
wir auch! – Dr. Götz Frömming [AfD]: Da 
ging es vielen besser!)

An dieser Stelle muss man ja deutlich fragen: Was steht 
denn jetzt an? Nord Stream 1 geht Mitte Juli für wie 
üblich zehn Tage in die reguläre Wartung. Wir spielten 
russisches Roulette, wenn wir uns auf Putin, auf Russland 
und darauf verlassen würden, dass es danach wieder 
hochgefahren wird.
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Es gibt ja ein mögliches Szenario, dass Putin dann 
sagen könnte: Wir haben wegen der Sanktionen keine 
Ersatzteile, also können wir Nord Stream 1 nicht hoch-
fahren. Ihr habt ja Nord Stream 2. Nutzt das! – Ein kleiner 
Gedanke: Folgen wir mal der AfD oder auch vereinzelten 
Kolleginnen und Kollegen der Linksfraktion, die sagen, 
man müsste jetzt über Nord Stream 2 anliefern. Stellen 
Sie sich mal vor, wir würden das machen! Stellen Sie sich 
vor, wir würden uns von unseren westlichen Verbündeten 
entsolidarisieren, dann Nord Stream 2 wieder ans Netz 
nehmen, und dann würde Putin das auch noch abschalten. 
Wir würden uns doch vollends lächerlich machen.

(Karsten Hilse [AfD]: Schauen Sie! Ihr eigener 
Freud’scher Versprecher, Herr Kollege! Ihr ei-
gener Freud’scher Versprecher!)

Wir müssen uns aus der Abhängigkeit von Putin voll und 
ganz lösen, meine Damen und Herren, und nicht neue 
Abhängigkeit generieren!

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Felix 
Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Genau das wollen Sie tun; aber das wird es an dieser 
Stelle nicht geben. Insofern ist Nord Stream 2 keine Al-
ternative und keine Option. Das sage ich Ihnen an dieser 
Stelle ganz klar.

Sie hatten doch in den letzten Wochen und Monaten 
die Gelegenheit, sich und Ihre Konzepte einzubringen. 
Sieben Gesetze haben wir allein im Energieausschuss 
gemacht. Was war denn da mit der AfD? Nichts, niet. 
Für die Menschen, die jetzt zugucken – von den Aus-
schusssitzungen findet nämlich keine Übertragung statt –: 
Da arbeiten die nicht; denn da können sie sich nicht selbst 
darstellen. Da können sie keine Youtube-Clips produzie-
ren.

(Karsten Hilse [AfD]: Stimmt doch gar nicht! 
So ein Müll! Hören Sie auf mit dieser Verleum-
dung! – Martin Reichardt [AfD]: Sie erzählen 
doch hier wieder Ihre Märchen!)

– Ja, Sie machen doch nichts. Bei den Diskussionen im 
Energieausschuss gibt es keinen sachlichen Beitrag vom 
rechten Rand.

(Martin Reichardt [AfD]: Weil Sie nicht zu-
hören!)

Da gibt es gar nichts. Da kommt nix, weil Sie nix haben 
und nur alte Schallplatten auflegen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Ja, und jetzt schreien 
Sie wieder! Hass und Hetze, das ist Ihr Panier!)

Auch das gehört hier zur Wahrheit dazu.
Wir haben als Bundesregierung gehandelt; wir haben 

als Koalition gehandelt.
(Martin Reichardt [AfD]: Wo denn? Lesen Sie 

doch mal den Armutsbericht!)
Wir haben das aufgeholt, was der letzte Wirtschaftsminis-
ter versäumt hat. Als die neue Regierung das Amt über-
nommen hat, waren die Speicher leer; Rehden war leer. 

Es gab keine Energiespeichervorsorge, und das haben wir 
geändert. Jetzt füllen sich die Speicher langsam. Das ist 
richtig. Wir machen das, was Peter Altmaier versäumt 
hat, und das war sträflich. Das muss man an dieser Stelle 
auch mal erwähnen, Herr Gebhart. Das ist eine Verant-
wortung, der Sie sich stellen müssen, der wir uns aber 
auch stellen, weil wir ja auch Teil der Bundesregierungen 
der letzten Jahre waren.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Aha!)
Aber: Sie tun ja gerade so, als ob Sie mit den letzten 

16 Jahren überhaupt nichts zu tun haben.
(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Sie tun 
doch so, als hätten Sie nichts damit zu tun! Sie 
machen das! Sie verleugnen Ihre Regierungs-
arbeit!)

Sie verleugnen doch Angela Merkel. Sie tun doch so, als 
ob die SPD alleine in der Regierung gewesen wäre. Das 
war nicht der Fall. Wenn wir alleine in der Regierung 
gewesen wären, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, dann wären wir beim Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien heute deutlich weiter.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Donnerwetter! Und 
trotzdem bräuchten wir neue Gaskraftwerke! 
Ihr lügt euch doch selbst bloß was in die Ta-
sche!)

Wir hätten keine Abhängigkeit von anderen Ländern 
mehr, weil wir uns mit erneuerbaren Energien zum gro-
ßen Teil selbst versorgen würden. Das ist doch die Wahr-
heit.

(Beifall bei der SPD – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Im Koalitionsvertrag: 40 Gaskraftwerke 
wolltet ihr bauen!)

Und wenn wir im März auf die Union gehört hätten, 
dann hätten wir Nord Stream 1 schon im März abgeschal-
tet. Das war doch Ihre Forderung. Sie haben gefordert, 
Nord Stream 1 im März abzuschalten; die deutsche Ge-
sellschaft, die deutsche Wirtschaft würden das verkraf-
ten. Das war Friedrich Merz. Davon wollen Sie heute 
nichts mehr wissen. Stattdessen präsentieren Sie uns 
hier an dieser Stelle wirklich Atomkraft als Alternative.

Gucken Sie mal nach Frankreich, wie viele da abge-
schaltet sind! Gucken Sie mal, wo die Brennelemente 
herkommen! Gucken Sie mal, was mit dem Kühlwasser 
ist! Atomkraft ist keine Alternative, und deswegen ist die 
Forderung danach falsch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: Das wird 
euch noch bitter leidtun, bitter leidtun! Lieber 
CO2-Kohlekraftwerke als Kernkraftwerke!)

Eins, lieber Ralph Lenkert: Ich schätze Die Linke sehr, 
und ich weiß, dass wir energiepolitisch viele Gemeinsam-
keiten haben. Aber ihr müsst euch auch mal einigen und 
mit einer Stimme nach außen sprechen. Immerhin ist 
Klaus Ernst der Vorsitzende des Energieausschusses, 
der einzige Vorsitzende, den die Linkspartei im Deut-
schen Bundestag stellt. Der sagt etwas anderes, als Ralph 
Lenkert hier sagt. Das ist sein gutes Recht; aber Die Linke 
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muss auch mal lernen, mit einer Stimme zu sprechen. Die 
Wähler müssen wissen, was nun gilt. Gilt Ralph Lenkert, 
oder gilt Klaus Ernst? Auch das muss gesagt werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Diversität ist das!)

Ich sage Ihnen: Was wir in diesen Tagen gemacht ha-
ben, ist das einzig Richtige und Wahre. Die erneuerbaren 
Energien sind die Antwort, und deswegen ist der Ausbau 
gut und richtig –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Timon Gremmels (SPD):
– und muss beschleunigt werden.
Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Konrad Stockmeier [FDP] – Jens Spahn 
[CDU/CSU]: Das hilft uns im Winter jetzt aber 
auch nicht so richtig! – Zuruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort Maria-Lena 

Weiss.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind heute gezwungen, auf Verlangen der 
Rechten eine Debatte zu führen, bei der wie so oft schon 
am Anfang klar war, dass sie uns nicht weiterführt. Ir-
gendwie passt das ja zu Ihnen, liebe AfD, wenn Sie hier 
jetzt mit Nord Stream 2 die Debatte über eine Alternative 
anzetteln, die eben keine Alternative ist.

Sie sollten besser die Debatte führen, wie es uns ge-
lingt, so schnell wie möglich aus der Abhängigkeit von 
Russland rauszukommen, wegzukommen davon, dass 
Putin entscheidet, wann und wie weit er den Gashahn 
auf- und zudreht, wegzukommen von Putins perfiden 
Machtexperimenten, die er auf dem Rücken unserer Bür-
ger und unserer Betriebe austrägt, die auf Gas angewiesen 
sind.

Die Bundesregierung hat Nord Stream 2 zwei Tage vor 
Kriegsbeginn gestoppt – zu Recht, aber spät. Spätestens 
heute ist offensichtlich: Der Sonderweg von Russland 
direkt nach Deutschland, vorbei an den europäischen 
Partnern, insbesondere der Ukraine, war nicht nur ein 
Sonderweg, sondern er war ein Irrweg, der im Übrigen, 
lieber Herr Trittin, unter Rot-Grün mit Nord Stream 1 
begann.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ja, es war rückblickend betrachtet ein Fehler, dass wir 

es in den letzten Jahrzehnten so weit haben kommen 
lassen. Das müssen wir selbstkritisch erkennen. Aber 
wir müssen jetzt, den Blick in die Zukunft gerichtet, 

umso schneller und entschiedener korrigieren. Wir haben 
deshalb im Deutschen Bundestag hier mit großer Mehr-
heit Ende April beschlossen, dass schnellstmöglich der 
Ausstiegsfahrplan für Importe von russischem Gas und 
Öl auf den Weg gebracht wird,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Vor zwei Monaten!)
dass der zügige und konsequente Ausbau erneuerbarer 
Energien vorangetrieben wird und dass Energiequellen 
diversifiziert werden, ohne neue Abhängigkeiten zu 
schaffen.

(Karsten Hilse [AfD]: Sind Sie noch Teil der 
Opposition oder schon Teil der Koalition? Sie 
reden ja wie die da drüben! Mann, Mann, 
Mann!)

Jetzt komme ich zu Ihnen, liebe Bundesregierung: Seit 
diesem Beschluss ist zu wenig passiert. Bis heute, fast 
zehn Wochen später, liegt dieser beschlossene Ausstiegs-
fahrplan nicht vor. Vor der Sommerpause wird also nicht 
geliefert. Wo ist der Plan der Bundesregierung, wie wir 
aus der Abhängigkeit von Russland herauskommen? Wo 
ist Ihre Energiestrategie für Deutschland?

Nächste Woche geht Nord Stream 1 für zehn Tage in 
Revision. Was passiert, wenn Russland den Gashahn an-
schließend endgültig abdreht? Die Bundesregierung ver-
sichert, dass die Gasversorgung auch völlig ohne Importe 
aus Russland auskommt und bis einschließlich des kom-
menden Sommers gesichert sei. Ich frage Sie: Auf wel-
chen Szenarien fußt diese Zusicherung? Wann geht das 
erste schwimmende LNG-Terminal in Betrieb? Wann 
kommt das erste Gas aus Katar?

(Timon Gremmels [SPD]: Am 1. Dezember!)
– Fragen über Fragen.

(Timon Gremmels [SPD]: Darauf gibt es aber 
Antworten!)

Wir kennen Ihre Antworten, Ihre Strategie bis heute 
nicht,

(Timon Gremmels [SPD]: Natürlich!)
und die Wetten laufen, dass Sie noch im Sommer Ihr 
Zögern und Ihre Versäumnisse korrigieren müssen.

(Timon Gremmels [SPD]: Was? Natürlich! 
Dann müssen Sie mal zuhören! Der Staats-
sekretär war gestern im Ausschuss! Da hat er 
es gesagt! Dort müssen Sie mal hingehen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die CDU/CSU-Frak-
tion hat konkrete Vorschläge gemacht, wie wir die Ab-
hängigkeit von russischem Gas reduzieren können. An-
statt diese aufzugreifen, bleiben Sie in der schwierigsten 
Krise der Bundesrepublik in Ihrer Ideologiefalle gefan-
gen.

(Sebastian Roloff [SPD]: Bingo!)
Wir haben zum Beispiel vorgeschlagen, dass man jetzt 

die Potenziale beim Biogas nutzen muss. Dafür ist aber 
eine erhebliche Steigerung der Produktionskapazität not-
wendig. Dafür ist notwendig, den Deckel für die Verstro-
mung von Biomasse herunterzunehmen. Dafür ist not-
wendig, unnötige Hemmnisse im Genehmigungsrecht 
abzubauen und die Umrüstung auf Gaseinspeisung zu 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   4921 

Timon Gremmels 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



unterstützen. All das gehen Sie nicht an, weil die Bio-
energie offensichtlich nicht so sehr in Ihr Weltbild passt 
wie Photovoltaik und Wind.

Wir haben Sie aufgefordert, vorrangig, konsequent und 
zügig Energieeffizienzpotenziale auszuschöpfen, eine 
entschlossene Energiesparkampagne auf den Weg zu 
bringen und die drei verbliebenen Kernkraftwerke über 
den Jahreswechsel hinaus am Netz zu lassen. Und des-
halb hier und jetzt noch einmal der dringende Appell: 
Informieren Sie, handeln Sie, und präsentieren Sie end-
lich Ergebnisse. Dann bräuchten wir uns nicht mit sol-
chen Scheindebatten der Rechtspopulisten wie heute zu 
beschäftigen.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht Felix Banaszak.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Felix Banaszak (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vielen Dank für diesen eindrucksvollen Beweis, Herr 
Kotré, dass Sie nicht nur konsequent auf der falschen 
Seite der Geschichte stehen, sondern auch noch in der 
falschen Epoche geblieben sind. Schöne Grüße auch an 
Herrn Kohl.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP – 
Karsten Hilse [AfD]: Das ist echt makaber!)

– Ich lasse das mal so stehen.
Herr Lenkert, ich bin Ihnen, auch wenn ich viele 

Schlüsse, die Sie gezogen haben, nicht teile, dankbar, 
dass Sie für Ihre Fraktion sehr deutlich gemacht haben, 
dass der Aggressor Wladimir Putin heißt und dass Nord 
Stream 2 jetzt ans Netz zu nehmen, nicht die Alternative 
ist.

Drüben sitzt Herr Ernst. – Herr Ernst, Sie sind ja so 
etwas wie der Kontraindikator der deutschen Energie-
politik. Immer, wenn Sie etwas vorschlagen, kann man 
sich sicher sein: Das Gegenteil wird richtig sein.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP)

Aber die Verantwortung, die Sie in Ihrer Fraktion haben – 
Herr Gremmels hat es richtig angesprochen –, besteht 
darin: Sie sind so etwas wie der oberste Repräsentant 
der Linken für die Energie- und Klimapolitik. Und des-
wegen ist es ein fatales Signal, wenn Sie und wenn Herr 
Lafontaine und andere jetzt sagen, der richtige Schluss in 
der aktuellen Situation wäre, Nord Stream 2 ans Netz zu 
nehmen.

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Gassicherheit ge-
währleisten! Das ist etwas anderes!)

Wladimir Putin führt nicht nur einen barbarischen, 
völkerrechtswidrigen Krieg gegen die Ukraine mit un-
zähligen Todesopfern; er führt auch einen Wirtschafts-
krieg gegen Deutschland, gegen die Europäische Union 
und gegen den Westen.

(Zurufe der Abg. Karsten Hilse [AfD] und 
Martin Reichardt [AfD])

In einer solchen Situation zu sagen: „Aha, okay, dann 
werden wir doch mal dem Aggressor Folge leisten und 
jetzt Nord Stream 2 ans Netz nehmen“, also genau das 
erste oder eines der zentralen Sanktionsinstrumente, die 
wir haben, aufzugeben, damit verlassen Sie den Grund-
konsens der Antwort auf diesen völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg Wladimir Putins gegen die Ukraine.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Frau Weiss, es hat schon Chuzpe, auf der einen Seite 
von notwendiger Selbstkritik zu sprechen und dann auf 
der anderen Seite dieser Bundesregierung vorzuwerfen, 
in 16 Wochen nicht die Verfehlungen von 16 Jahren wett-
gemacht zu haben. Diese Chuzpe muss man auch erst 
einmal haben.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Dieser 
Textbaustein! – Zuruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD])

Es ist vorhin schon angesprochen worden: Es war die 
deutsche Bundesregierung, die Große Koalition aus 
Union und SPD, die konsequent diese Abhängigkeit, 
aus der wir jetzt versuchen herauszukommen, mit dem 
Verkauf von Gasspeichern angelegt hat.

Es gab 2014 eine Kleine Anfrage der damaligen grü-
nen Bundestagsabgeordneten Annalena Baerbock und 
Oliver Krischer, ob das nicht geopolitisch vielleicht 
eine etwas schwierige Situation sei und auch am Ende 
die Abhängigkeit verschärfen könnte, wenn jetzt sogar 
die Gasspeicher an Gazprom und damit an Russland ver-
kauft würden.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Die hätte man besser 
nicht verkauft! Das hat doch jetzt jeder ver-
standen!)

Die Antwort der damaligen Bundesregierung war: Was? 
Wie kommt man denn auf die Idee? So etwas wird der 
Putin doch niemals machen.

Und in solch einer Situation, in der wir jetzt sind, finde 
ich, müssen der Selbstkritik in Worten dann auch Taten 
folgen, nämlich der Bundesregierung dabei zu helfen, 
den Karren aus dem Dreck zu ziehen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Haben wir ja! Wir 
haben ja dem Gasspeichergesetz zugestimmt! 
Jetzt muss man es nur noch befolgen!)

Wir haben heute Morgen viele, viele Abstimmungen 
über Vorlagen gehabt, um den Ausbau der erneuerbaren 
Energien zu beschleunigen. Was ist Ihre Reaktion darauf? 
Nein, das machen wir nicht; Ablehnung. – Das ist doch 
keine konsequente Politik, die Sie hier machen. Das ver-
schärft die Probleme, die wir haben. Und das Gegenteil 
bräuchten wir.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Karsten Hilse [AfD]: Zerstört die Natur! – 
Weitere Zurufe von der AfD: Das ist doch Un-
sinn! – Das nützt dem Klima überhaupt 
nichts! – Das destabilisiert das deutsche Strom-
netz!)

Was ist also jetzt stattdessen notwendig? Nord Stream 2 
nicht ans Netz zu nehmen, ist ein Gebot der europäischen 
Solidarität, insbesondere gegenüber den osteuropäischen 
Staaten, die schon immer genau vor dem gewarnt haben, 
was wir jetzt haben. Es ist aber auch ein Gebot der euro-
päischen Souveränität.

(Karsten Hilse [AfD]: Souveränität von Ame-
rika!)

Zu dieser Souveränität gehört erstens, mittel- und lang-
fristig dafür zu sorgen, dass die erneuerbaren Energien, 
die Freiheitsenergien, die sie sind, so konsequent, so am-
bitioniert und so schnell ausgebaut werden, wie wir es 
brauchen. Es gehört zweitens aber auch dazu, jetzt sehr 
kurzfristig dafür zu sorgen, dass wir entsprechend Ener-
gie einsparen; denn die beste Energie in der aktuellen 
Situation ist die, die wir gar nicht erst verbrauchen.

(Karsten Hilse [AfD]: Genau das!)
Meine Damen und Herren, ich gehe davon aus, dass die 

Debatte, die wir jetzt führen, nicht die härteste sein wird, 
die wir zum Thema „Gasknappheit und eventuell Gas-
mangel“ in diesem Haus noch vor uns haben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Im Winter spre-
chen wir uns noch mal!)

Denn wenn eintritt, was einige befürchten, dass nach dem 
21. Juli Nord Stream 1 nicht wieder mit Gas befüllt wird, 
dann werden wir vor sehr, sehr harten Wochen und Mo-
naten stehen.

(Karsten Hilse [AfD]: Sie nicht! – Martin 
Reichardt [AfD]: Sie natürlich nicht! Sie ste-
hen vor gar nichts! Aber die Bevölkerung! – 
Zuruf des Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE])

– Sie sind so von Hass zerfressen.
(Martin Reichardt [AfD]: Ich bin überhaupt 

nicht von Hass zerfressen!)
Aber dass Ihr Hass die grüne Fraktion und Windräder 
trifft und nicht Wladimir Putin, das ist doch wirklich 
ein Irrsinn. Das ist so ein Irrsinn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Martin Reichardt [AfD]: 
Sie sind ein abgehobener Mensch, der hier 
großkotzige Reden hält!)

Deswegen, meine Damen und Herren, werden wir jetzt 
die nächsten Wochen genauso wie die letzten konsequent 
nutzen, die Alternativen auszubauen, neue Wege zu ge-
nerieren, jetzt auch fossile Energie zu importieren. Aber 
das Wichtigste ist doch, dass wir uns von der Abhängig-
keit von russischen fossilen Energien befreien.

(Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU])
Darauf hat sich diese Bundesregierung verständigt. Das 
werden wir jetzt in dem notwendigen Tempo tun.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Felix Banaszak (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Damit komme ich auch gerne zum Schluss.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Konrad Stockmeier, FDP-Fraktion, ist der nächste 

Redner.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der SPD)

Konrad Stockmeier (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Worum wird in der Ukraine gekämpft? 
Es wird um Freiheit und Demokratie und Selbstbestim-
mung gekämpft.

Und was wird mit der Forderung nach Öffnung von 
Nord Stream 2 gefordert? Damit fordern Sie allen 
Ernstes, dass wir uns von einem Diktator weiter abhängig 
machen, dessen Schergen in der Ukraine Mütter und Kin-
der erschießen, die im Auto vor den Geschosskugeln 
flüchten. Schämen Sie sich!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Sie bezahlen seinen Krieg, nicht wir!)

Der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 
ist in die Ukraine gereist und hat sich die Autowracks 
angesehen, in denen Mütter und Kinder so zu Tode ge-
kommen sind.

(Karsten Hilse [AfD]: Haben Sie sich auch die 
Autowracks im Donbass angeschaut? In den 
letzten acht Jahren sind 15 000 Menschen ge-
storben! Das hat Sie einen Scheißdreck interes-
siert! Und Jemen interessiert Sie nicht! Irak 
interessiert Sie nicht! Und Kongo interessiert 
Sie nicht!)

Ich empfehle Ihnen: Machen Sie diese Reise auch, wenn 
Sie dazu nicht zu feige sind! Und bei allem Respekt, Herr 
Ausschussvorsitzender Ernst, fahren Sie gleich mit, und 
überdenken Sie dann mal Ihre Positionierung! Es ist un-
erträglich! Die Hufeisentheorie ist gar keine Theorie; sie 
wird hier gelebt. Es ist wichtig, dass die Öffentlichkeit 
das mitbekommt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist doch 
Schwachsinn! Echt! – Ralph Lenkert [DIE 
LINKE]: Zuhören hätte geholfen!)

Was durch diesen Antrag
(Karsten Hilse [AfD]: Das ist kein Antrag! Wie 

lange sind Sie denn im Parlament?)
hier im Hohen Hause sichtbar wird, ist der Unterschied 
zwischen Verblendung und Heuchelei einerseits und Ver-
antwortung andererseits. Verblendung und Heuchelei zei-
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gen sich hier; denn – es ist schon erwähnt worden – wenn 
wir Nord Stream 2 öffnen würden, wäre doch mitnichten 
gesichert, dass auch nur ein Tropfen, ein Molekül russi-
schen Gases

(Karsten Hilse [AfD]: Ein Tropfen Gas! 
Mensch, Mensch, Mensch!)

durchfließen würde. Die deutsche Öffentlichkeit wird 
sich von Ihnen nicht für dumm verkaufen lassen. Ver-
gessen Sie es!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Wie sieht Verantwortung in diesen Zeiten aus? In einer 
Aktuellen Stunde wie dieser ist es, glaube ich, auch ange-
zeigt, einmal ein paar nachdenklichere Töne anzuschla-
gen.

(Karsten Hilse [AfD]: Dann tun Sie es auch! 
Und hören Sie auf, zu hetzen!)

Verantwortung in diesen Zeiten bedeutet auch,

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

sich dem Dilemma und auch der Tragik der Situation, in 
der wir sind, zu stellen.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja!)

Die Tragik besteht darin,

(Karsten Hilse [AfD]: Dass Sie regieren!)

dass wir, anders als Teile der CDU/CSU es gefordert 
haben, im Frühjahr eben nicht sofort ein einseitiges, 
von uns ausgesprochenes Gasembargo gegen Russland 
verhängt haben, weil wir anerkennen mussten, in welch 
schwieriger Situation wir sind. Die Ampelkoalition hat 
daraus die entsprechenden Konsequenzen gezogen und 
seitdem alles aufs Gleis gesetzt, um aus dieser Abhängig-
keit herauszukommen.

Wir haben die Planung und den Bau von LNG-Termi-
nals beschleunigt. Wir sind da auf einem guten Weg. Ja, 
wir begeben uns auch in das Dilemma, Gas und fossile 
Brennstoffe aus Ländern zu importieren, aus denen wir es 
bisher nicht so gerne getan hätten; aber wir stellen uns der 
Verantwortung.

(Karsten Hilse [AfD]: Richtig! Ihr stellt euch 
der Verantwortung!)

Und: Wir setzen auch Energiesparanstrengungen aufs 
Gleis. Wir vonseiten der Freien Demokraten sehen in 
der Tat auch Potenziale, deutsches Schiefergas, Gruben-
gas und auch Biogas zu nutzen. Darüber wird auch noch 
zu reden sein.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD] – Zuruf des 
Abg. Karsten Hilse [AfD])

Ich kann Ihnen von der AfD nur sagen: Stellen Sie nur 
weiter solche Anträge! Das wird dazu führen, Sie weiter 
zu demaskieren. Sie titulieren andere demokratische 
Kräfte gerne mit dem Wort „Vaterlandsverräter“.

(Karsten Hilse [AfD]: Stimmt doch gar nicht! 
So ein Blödsinn!)

Ich mache mir das nicht zu eigen. Aber: Schauen Sie 
einfach mal in den Spiegel! Da werden Sie etwas erken-
nen können.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Aus dieser Situation ist auch unbedingt die Schluss-
folgerung zu ziehen, dass wir in Zukunft – und das hat 
sich die Ampel auch auf die Fahnen geschrieben – nie 
wieder von einem einzelnen Energielieferanten so abhän-
gig werden dürfen, wie es in der Vergangenheit der Fall 
war.

(Karsten Hilse [AfD]: Das einzige Vernünfti-
ge!)

Frau Weiss aus den Reihen der CDU/CSU-Fraktion, 
ich zolle Ihnen Respekt dafür, dass Sie auch Fehler der 
Vergangenheit eingestanden haben. Auch wenn wir man-
che Meinungsunterschiede haben, sehe ich in Energie-
fragen immer wieder das Potenzial, zusammenzuarbei-
ten, wie wir es ja auch tun. Ich lade Sie ein, daran 
gemeinsam weiterzuarbeiten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD – Karsten Hilse [AfD]: Dass Sie eine 
sozialistische Rede halten!)

Abschließend: Kollege Lenkert, wir sind in diese Si-
tuation eben nicht geraten, weil der Markt irgendwie 
seine Kräfte ausgespielt hätte, sondern weil es viel zu 
viel staatliche Eingriffe gab. Genau das hat uns in die 
zu starke Abhängigkeit von einem einzelnen Lieferanten 
gebracht. Deswegen arbeitet die Ampel daran und des-
wegen hat sie es aufs Gleis gesetzt, auch mit den Geset-
zen, die wir heute hier verabschiedet haben, Energie-
erzeugung zu diversifizieren, in den Markt zu entlassen, 
in den Wettbewerb zu entlassen, auf dass wir in Zukunft 
nie wieder in eine solche Situation geraten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Andreas Jung [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Bevor wir in der Debatte fortfahren, möchte ich kurz 

fragen, ob noch ein Mitglied des Hauses anwesend ist, 
das seine Stimme noch nicht abgegeben hat. Wenn nicht, 
würde ich den Wahlgang nämlich schließen. – Ich sehe, 
das ist nicht der Fall. Dann schließe ich den Wahlgang 
und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, aus-
zuzählen. Das Ergebnis wird Ihnen hier später bekannt 
gegeben.1)

Der nächste Redner in der Debatte – darauf komme ich 
jetzt zurück – ist Dr. Andreas Lenz, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die AfD 
beantragt eine Aktuelle Stunde zum Thema „Gaskrise 

1) Ergebnis Seite 4929 D
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verhindern – Nordstream 2 in Betrieb nehmen“. Da fragt 
man sich schon, ob hierzu die Anweisung aus dem Kreml 
kam oder ob Sie selber darauf gekommen sind,

(Heiterkeit des Abg. Olaf in der Beek [FDP])
ob es da einen kleinen Laufzettel gab oder nicht. Sie 
biedern sich in einer Art und Weise Putin an, dass es 
wirklich peinlich und unerträglich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP – Thomas Ehrhorn 
[AfD]: Das haben wir getan, um Schaden vom 
deutschen Volk abzuhalten! Das sollten Sie 
vielleicht auch mal versuchen! – Zuruf des 
Abg. Karsten Hilse [AfD])

Interessant ist auch, dass diese Aktuelle Stunde ge-
nauso gut auch von der Linken, zumindest von großen 
Teilen der Linken, hätte beantragt werden können. Es ist 
relativ irrelevant, was auf einem Parteitag entschieden 
oder auch beschlossen wird.

(Zuruf des Abg. Ralph Lenkert [DIE LINKE])
Entscheidend ist, was Sie hier im Ausschuss sagen, und 
das ist etwas ganz anderes. Das geht nämlich eher in 
Richtung AfD, sehr geehrte Damen und Herren.

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Bei euch macht 
das Markus Söder, gell?)

Sie tun außerdem so, als könne Deutschland Nord 
Stream 2 einseitig in Betrieb nehmen. Das ist sachlich 
wie auch technisch schlicht falsch. Sie spielen durch 
Ihre Vorgehensweise letztlich Putin in die Hände, und 
das ist unanständig.

(Karsten Hilse [AfD]: Oh!)
Übrigens: Da Sie von den Grünen seit Neuestem im-

mer dieses Blame Game betreiben und auf die Fehler der 
Vergangenheit hinweisen, möchte ich an dieser Stelle 
auch einmal erwähnen, wie die Diskussion bezüglich 
LNG-Terminals in der Vergangenheit lief.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Jetzt 
wird es interessant!)

Da waren die Grünen die Ersten, die gesagt haben: Das 
geht aber auf gar keinen Fall, aus diversen Gründen. – Es 
war doch auch so, dass Ihre Frau Baerbock vor der Wahl 
sagte: Natürlich brauchen wir Nord Stream 2 nicht. – Auf 
die Frage, was sie dann machen wolle, hat sie auf Biogas 
verwiesen, das jetzt überhaupt keine Berücksichtigung 
findet und natürlich auch nicht ausreicht; wie man sieht, 
wenn man sich die Mengen insgesamt anschaut.

Ja, es ist richtig: Wir steuern auf eine Gaskrise zu. Was 
auch stimmt, ist: Die Bundesregierung ist gefordert, dass 
alle – wirklich alle! – Potenziale, die wir haben, genutzt 
werden. Da passt es einfach nicht ins Bild, dass immer 
noch Gas in einer hohen Menge verstromt wird. Im Mai 
hatten wir eine Rekordverstromung von Gas. Im April 
wurden noch Kraftwerksblöcke vom Netz genommen. 
Der Wirtschaftsminister hat heute Morgen zu Recht ge-
sagt: Wir müssen uns alle Optionen des Handelns offen-
halten. – Das heißt natürlich, dass wir Kohlekraftwerke 
wieder ans Netz geben müssen, auch wenn uns das nicht 
gefällt.

Das heißt aber natürlich auch, dass es eine Option für 
den Weiterbetrieb der Atomkraftwerke geben muss. Wie 
Sie wissen, läuft die Zeit dafür ab, weil gesetzliche Ge-
nehmigungen erteilt werden müssen. Es liegt eben nicht 
an den vielfach beschriebenen periodischen Sicherheits-
überprüfungen; diese könnten auch während des Betriebs 
gemacht werden. Es liegt auch nicht an den Brennstäben; 
diese würden ausreichen, könnten aber auch entspre-
chend bestellt werden. Das sagen übrigens nicht nur 
wir; das sagt auch der TÜV Süd.

(Beifall des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Allein das Kernkraftwerk Isar 2 produziert so viel Strom 
wie alle Gaskraftwerke in Bayern zusammen. Es hat üb-
rigens eine Netzstabilitäts- und damit eine Versorgungs-
sicherheitskomponente, die Sie bewusst nicht nutzen.

Es ist letztlich jetzt eine politische Entscheidung, ob 
man Kraftwerke befristet am Netz hält. Sie wollen das 
einfach aus ideologischen Gründen nicht.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Lieber Kohle als 
Kernkraft!)

Ihnen ist Kohle lieber als Kernkraft. Darüber kann man 
schon trefflich diskutieren.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das war schon bei 
Garzweiler so!)

Wir werden aber beides brauchen.
Bayern bringt deshalb morgen einen entsprechenden 

Antrag im Bundesrat ein, und wir werden heute im Laufe 
des Abends auch einen entsprechenden Antrag einbrin-
gen. Vielleicht stimmen Sie von der FDP dem dann auch 
zu.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Spahn 
[CDU/CSU]: Das wäre gut!)

Wir brauchen jede Kilowattstunde. Wir stehen natür-
lich auch für die Erneuerbaren und für deren massiven 
Ausbau. Aber es ist doch aberwitzig, zu glauben, dass wir 
die Energiekrise im Winter durch das jetzige Osterpaket 
meistern können. Wir brauchen richtige Ersatzenergie-
träger.

(Timon Gremmels [SPD]: Wenn Sie nicht so 
viel gebremst hätten die letzten acht Jahre! 
Bremser!)

Wir brauchen beispielsweise die Biomasse und Biogas. 
Das sind Potenziale, die kurzfristig zu heben sind. Und: 
Wir brauchen natürlich auch beim Strom jede Kilowatt-
stunde. Es ist doch klar, was passiert, wenn es zu einer 
Gasmangellage kommt. Dann würden sich die Leute zu 
Recht strombetriebene Heizstrahler in die Wohnung stel-
len. Wir werden also auch mehr Strom brauchen. Ebenso 
brauchen wir weitere Anstrengungen im Bereich der 
Energieeffizienz, und zwar schnell. Jede Kilowattstunde, 
die nicht verbraucht wird, ist gut und wichtig.

Des Weiteren gilt auch, dass wir Klarheit für die Un-
ternehmen schaffen müssen. Sie brauchen schnellstmög-
lich Planungssicherheit, ob sie ihre Produktionsprozesse – 
vorausgesetzt, es ist technisch machbar – umstellen sol-
len, wenn möglich natürlich auf Strom, unter Umständen 
aber auch auf Heizöl oder andere Energieträger. Dazu 
brauchen sie einen entsprechenden Vorlauf. Dafür müs-
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sen sie wissen, was auf sie zukommt. Da sind andere 
Länder schon wesentlich weiter: Dänemark, Großbritan-
nien, aber auch weitere Länder.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Schaffen Sie diese Klarheit, damit sich Unternehmen 

und die Gesellschaft bestmöglich auf die entsprechende 
Situation vorbereiten können. Das ist unsere Pflicht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Herr Lenz.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Lassen Sie uns auch alle Potenziale nutzen, die zu 

heben sind.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der letzte Redner in der Aktuellen Stunde: für die 

SPD-Fraktion Sebastian Roloff.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Sebastian Roloff (SPD):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Lieber Herr Lenz, ich habe Ihnen sehr 
gerne und sehr konkret zugehört. Ich bin immer ganz 
begeistert, wenn die CSU sich zum Ausbau von erneuer-
baren Energien bekennt. Das klingt hier in Berlin immer 
ganz wunderbar; in München wird jedoch anders gehan-
delt.

(Beifall bei der SPD)
Da passt es übrigens ganz hervorragend, dass der bayeri-
sche Justizminister da ist. Er stammt aus derselben Ecke 
wie ich. Hallo, Herr Eisenreich! Ich freue mich, Sie zu 
sehen.

Wenn man sich aber die Frage nach der Windkraft 
stellt, die in den Redebeiträgen hier bisher nur eine völlig 
untergeordnete Rolle gespielt hat – was durchaus be-
zeichnend ist –, dann muss man das Ganze wirklich 
„Heuchelei“ nennen.

(Beifall bei der SPD)
Seit 2014 gibt es die 10-H-Regelung in Bayern. Der Fort-
schritt wurde aktiv blockiert, und Windkraftanlagen wur-
den in weiten Teilen des Landes nahezu unmöglich ge-
macht. Aber man stellt sich immer hin und sagt: Wir 
haben doch einen Konsens; wir wollen doch auch erneu-
erbare Energien.

Vor zwei Monaten kam dann die große Revolution. Da 
kam die Meldung aus München, es gebe da eine Locke-
rung: 10 H, das haben wir doch nicht so gemeint; es ist ein 
bisschen anders. Und die Sache mit der Windkraft in 
Bayern wird jetzt gestärkt. – Tolle Meldung, aber wenn 

man sie sich konkret anguckt, sieht man: Es ist leider 
auch eine Farce; kaum ein Windrad mehr kann da gebaut 
werden. Und dementsprechend finde ich wohlfeil, wenn 
die CSU sich hierhinstellt und sagt: Wir sind für erneu-
erbare Energien.

Es ist auch Teil dieser Politik, dass wir in der Abhän-
gigkeit von Russland gelandet sind. Ganz offensichtlich 
ist der Umgang mit Nord Stream 1 eine politische Ent-
scheidung, eine politische Erpressung. Wir hatten das 
Thema gestern auch im Ausschuss. Es ist nicht so, dass 
es technisch erforderlich wäre, diese angebliche War-
tungspause zu machen. Dementsprechend wissen wir, 
dass unsere Energieversorgung ein politischer Spielball 
ist. Dementsprechend ist absolut klar, dass wir schnell 
möglichst drastische Schritte einleiten müssen, und das 
hat die Ampel auch schon getan.

Ziel ist es, sofern das geht, mittelfristig unabhängig 
von Energieimporten zu sein und unsere Versorgungs-
sicherheit für Privathaushalte und Wirtschaft zu sichern. 
Schauen Sie sich an, was bereits passiert ist, seit Robert 
Habeck der zuständige Minister ist: die Abhängigkeit 
vom russischen Öl wurde von 35 Prozent auf 12 Prozent 
gesenkt, vom Gas von 55 Prozent auf 35 Prozent und von 
der Kohle von 50 Prozent auf 8 Prozent. Das sind ganz 
bemerkenswerte Erfolge für diesen kurzen Zeitraum, und 
wir fangen gerade erst an. Diesen Weg gehen wir auch 
weiter.

(Beifall bei der SPD)
Darüber hinaus haben wir heute das sehr bemerkens-

werte Osterpaket beschlossen, das nicht nur in Bezug auf 
die eigentlichen Regelungen bemerkenswert ist, sondern 
zum Beispiel auch durch die Auswirkungen auf die Be-
schleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren. Bürokratieabbau ist bei der Windkraft und den er-
neuerbaren Energien ein ganz wesentlicher Punkt. Da 
haben wir große Fortschritte gemacht und haben eben 
gerade nicht aufs Bürokratieentlastungsgesetz IV gewar-
tet. Dementsprechend ist das heute in mehrfacher Hin-
sicht ein sehr großer Schritt in die richtige Richtung.

Alle, die sich hierhinstellen und sagen: „Wir hätten ein 
Gasembargo machen müssen; wir hätten die Lieferung 
schon viel früher einstellen sollen“, können nicht erklä-
ren, wie sie mit den Folgen für private Haushalte, aber 
gerade auch für die Wirtschaft umgegangen wären. Dem-
entsprechend ist es gut, dass die Bundesregierung hier 
mit Ruhe und Augenmaß, aber konsequent gehandelt hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Natürlich sind wir täglich besorgt, was die Situation 
der Wirtschaft betrifft. Wir wissen, dass es gerade im 
energieintensiven Bereich, aber auch grundsätzlich viele 
Sorgen und nicht nur das, sondern auch konkrete Eng-
pässe in Finanzierungsfragen und auch in Versorgungs-
fragen gibt. Das BMWK hat dazu Programme aufgelegt, 
die auch schon wirken und abgerufen werden können.

Neben KfW-Kredit- und Bürgschaftsprogramm ist das 
zum Beispiel der zeitlich befristete Zuschuss für die Zu-
satzkosten bei gestiegenen Erdgas- und Strompreisen. 
Das ist ganz konkrete Hilfe, nicht „nur“ – in Anführungs-
zeichen – ein Kreditprogramm, sondern es sind Zahlun-
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gen bei entsprechenden Bedarfen. Zielgerichtete Eigen- 
und Hybridkapitalhilfen und die Abschaffung der EEG- 
Umlage zum Beispiel wirken sich für alle Unternehmen, 
aber insbesondere für energieintensive Unternehmen aus. 
Dementsprechend werden wir die Situation natürlich lau-
fend bewerten, im Auge behalten und bei Bedarf entspre-
chend nachsteuern.

(Beifall bei der SPD)
Zum Abschluss sage ich noch mal in aller Deutlichkeit: 

Deutschland darf sich nie erpressen lassen, insbesondere 
nicht energiepolitisch. Es ist klimapolitisch, moralisch 
und wirtschaftspolitisch der richtige Weg, hier Exzellenz 
zu fordern, Marktführer zu werden und möglichst ener-
gieautark zu werden. Den Weg ist die Fortschrittskoali-
tion mit den schon beschlossenen Maßnahmen gegangen. 
Diesen Weg werden wir weitergehen, egal wie wohlfeil 
Sie sich hierhinstellen im Vergleich zu Ihren Handlungen 
vor Ort.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 14 und 31 sowie die 

Zusatzpunkte 15 und 16 auf:

14 Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Stär-
kung des Schutzes der Bevölkerung und ins-
besondere vulnerabler Personengruppen vor 
COVID-19

Drucksache 20/2573
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

ZP 15 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Gut vorbereitet für den Herbst – Pandemie-
management verbessern

Drucksache 20/2564

ZP 16 Beratung des Antrags der Abgeordneten Rüdiger 
Lucassen, Gerold Otten, Jan Ralf Nolte, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Keine COVID-19-Impfpflicht für Soldaten

Drucksache 20/2600
Überweisungsvorschlag:  
Verteidigungsausschuss (f) 
Ausschuss für Gesundheit

31 Beratung des Antrags der Abgeordneten Kathrin 
Vogler, Susanne Ferschl, Gökay Akbulut, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Auf sich verändernden Pandemieverlauf vor-
bereiten – Maßnahmenplan vorlegen

Drucksache 20/2581
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

Für all diese Vorlagen ist eine Aussprache von 39 Mi-
nuten vorgesehen.

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort für die 
Bundesregierung Bundesminister Professor Dr. Karl 
Lauterbach.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Pandemie wird leider nicht in die Sommer-
pause gehen; das ist die schlechte Nachricht. Die gute 
Nachricht: Es ist aber auch nicht vorgesehen, dass die 
Pandemiebekämpfung in die Sommerpause gehen wird. 
Wir dürfen und wir können es uns nicht leisten, ein drittes 
Mal unvorbereitet oder nicht gut vorbereitet in den Herbst 
hineinzugehen. Wir werden daher alles tun, was notwen-
dig ist, um der Situation zu begegnen.

Wir sind derzeit in einer Sommerwelle. Diese Som-
merwelle war vorausgesehen worden. Der Herbst wird 
schwierig werden, und die Gründe dafür sind auch schon 
bekannt. Wir werden ringen mit einer BA.5-Variante, die 
mittlerweile das Infektionsgeschehen dominiert. Wir 
werden damit ringen müssen, dass die BA.5-Variante 
wieder etwas schwerer verläuft als die BA.1-Variante. 
Wir wissen, dass eine vorherige Infektion mit der BA.1- 
oder der BA.2-Variante wenig Schutz bietet für die Infek-
tion mit der BA.5-Variante. Wir wissen darüber hinaus, 
dass die Impfstoffe nicht wirklich gut schützen gegen die 
Infektion. Das ist die Lage, mit der wir ringen müssen.

(Zurufe von der AfD: Aha! Das wissen Sie 
jetzt? – Immer mehr impfen lassen!)

Das bedeutet also, dass wir gut vorbereitet sein müs-
sen; denn die Infektionen, die wir bekommen werden, 
können wir abmildern. Der Infektionsstatus bestimmt tat-
sächlich nicht die Schwere der Erkrankung. Diejenigen, 
die geimpft sind, sind deutlich besser geschützt vor der 
schweren Erkrankung. Wir wissen zum Beispiel, dass 
ältere Menschen, selbst über 80 Jahre alte, die den zwei-
ten Booster bekommen haben, in den allerseltensten Fäl-
len schwer oder gar tödlich erkranken. Somit ist die gute 
Nachricht: Die Impfungen wirken, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Minister.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
– die Impfungen schützen, und darauf müssen wir zu-

rückgreifen.
(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Minister, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der AfD-Fraktion. Möchten Sie dem 
nachkommen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Nein, das möchte ich nicht. Danke schön. – Wir wer-

den daher die Vorbereitungen vorantreiben. Wir haben 
hier sechs Punkte, die wir jetzt schon in die Wege leiten 
können, und einen Punkt, der vorbereitet wird, also ins-
gesamt ein Sieben-Punkte-Programm.

Wir werden eine Impfkampagne vorbereiten, und diese 
Impfkampagne wird sich zunächst einmal an diejenigen 
richten, die durch die Impfung geschützt sind vor schwe-
rer Erkrankung. Das sind in der Regel die über 60-Jähri-
gen. Bei den über 60-Jährigen ist die schwere Erkrankung 
nach einer Boosterimpfung und insbesondere nach einer 
zweiten Boosterimpfung eine Seltenheit. Somit können 
wir mit dieser Kampagne nicht jede Infektion vermeiden; 
aber die schweren Erkrankungen können wir beherr-
schen. Die Sterblichkeit würde drastisch sinken.

Wir werden im Rahmen der Impfkampagne dann auch 
die angepassten Impfstoffe angehen. Die angepassten 
Impfstoffe werden dann auch vor Infektionen schützen. 
Angepasste Impfstoffe, auch gegen die BA.5-Variante, 
sind derzeit in Vorbereitung und werden von uns ein-
gesetzt. Die Impfkampagne wird dies dann umsetzen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir werden zielgerichtet testen, und über die Testun-
gen, die wir vornehmen, werden wir die Infektionsketten 
unterbrechen, indem wir insbesondere diejenigen iden-
tifizieren werden, die sonst die Infektionen in die Pfle-
geeinrichtungen oder in die Krankenhäuser gebracht hät-
ten. Wenn wir die Infektionsketten dort unterbrechen, 
können wir die Sterblichkeit in diesen Bereichen deutlich 
mindern. Das ist etwas, was wir vorsehen, wofür wir die 
Testverordnung ausgerichtet haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir werden darüber hinaus die Arzneimittel, die wir 
haben, sehr viel besser einsetzen. Wir haben hochwirk-
same Arzneimittel, wie zum Beispiel Paxlovid. Mit Pax-
lovid lässt sich die Wahrscheinlichkeit einer Kranken-
hauseinweisung bei älteren Menschen, die sich infiziert 
haben, nach der Infektion um 90 Prozent senken, die 
Sterblichkeit um 70 Prozent. Das heißt, diese Arzneimit-
tel müssen viel mehr eingesetzt werden. Wir haben über 
1 Million Dosen gekauft; davon sind noch nicht einmal 
30 000 eingesetzt worden. Wir müssen daher dafür 
sorgen, dass diejenigen, die geeignet sind, diese Medika-
mente zu bekommen, diese auch schnell bekommen. Wir 
werden dafür sorgen, dass die Abgabe unbürokratisch 
und schnell erfolgt. Wir können damit die Sterblichkeit 
durch die Erkrankung dramatisch senken. Diese Mög-
lichkeiten werden genutzt werden. Dafür werden wir 
eine entsprechende Vorkehrung treffen. Der zielgerichte-
te, schnelle Einsatz der Arzneimittel wird von uns noch in 
der Sommerpause vorbereitet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir werden den Schutz der vulnerablen Gruppen in 
den Pflegeeinrichtungen und bei den Pflegediensten 
durch Benennung von Hygienebeauftragten, Beauftrag-
ten für die schnelle Verabreichung der Arzneimittel und 
Impfbeauftragten beschleunigen.

Und – was sehr wichtig ist – wir werden zum ersten 
Mal noch viel bessere Daten haben. Es ist traurig, dass 
wir nach über zwei Jahren immer noch keine guten, ta-
gesaktuellen Daten bekommen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja! In der Tat! Wer 
ist denn verantwortlich gewesen?)

Hierzu haben wir einen Pandemieradar in Vorbereitung; 
er wird zum September am Start sein. Wir werden über 
das System DEMIS tagesaktuell die Daten bekommen: 
Wie viele Betten sind mit Covid-Patienten belegt? Wie 
viele Betten sind noch frei? Wir werden ein Frühwarn-
system über die Entwicklung der Infektionen haben; da-
für nutzen wir ein Abwasser-Monitoring. Wir werden 
darüber hinaus über ein Sentinel-System herausfinden, 
wie viele Menschen an Covid erkrankt sind, die ins Kran-
kenhaus kommen, und wie viele mit Covid ins Kranken-
haus kommen, sodass wir eine deutlich bessere Daten-
basis haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Fordern wir seit drei 
Jahren!)

Auch diesen Pandemieradar werden wir einführen, und er 
wird uns gute Dienste tun.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Schließlich: Wir werden ein Infektionsschutzgesetz 
vorbereiten. Wir werden die Maßnahmen am Platz haben, 
die wir benötigen. Ich persönlich rechne – ich freue mich, 
wenn es anders kommt – mit großen Herausforderungen, 
mit einer schwierigen Lage. Aber selbst wenn die Lage 
schwierig wird, werden wir alles haben, was wir benöti-
gen. Wir werden die Schutzmaßnahmen für unterschied-
liche Stufen am Platz haben. Ich bereite das derzeit mit 
Justizminister Marco Buschmann vor. Wir werden das 
dann in der Ampel beraten. Wir werden die Länder vor-
bereiten. Wir werden mit den Fraktionen sprechen. Wir 
werden zum Schluss ein gutes Infektionsschutzgesetz am 
Platz haben, das auch für den Winter vorbereitet ist, so-
dass wir die Herausforderungen gemeinsam bewältigen 
können.

Ich darf mich ganz herzlich bedanken, dass es der 
Ausschuss noch so kurzfristig möglich gemacht hat, 
dass wir die Grundlage für ein solches Gesetz heute be-
raten können. Das war keine Kleinigkeit. Das weiß ich zu 
schätzen. Ich freue mich auf die konstruktive Zusammen-
arbeit. Wir werden das nur gemeinsam lösen können. Ich 
weiß, dass ich mich bis auf eine Partei auf alle Parteien 
hier im Haus verlassen kann. Darauf werde ich zurück-
greifen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)
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Danke daher auch für die Unterstützung.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Minister.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Ich schließe dabei ausdrücklich auch die Oppositions-

partei Die Linke ein.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die haben aber 
nicht geklatscht!)

Wir werden es gemeinsam schaffen, und wir schaffen 
dafür heute die Voraussetzungen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich erteile zu einer Kurzintervention das Wort dem 

Kollegen Sichert.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Schon wieder!)

Martin Sichert (AfD):
Herr Lauterbach, Sie haben gerade in Ihrer Rede ge-

sagt: Wir wissen, dass die Impfstoffe nicht besonders gut 
schützen.

(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich habe das nicht gehört! – Maja 
Wallstein [SPD]: Zuhören!)

Das, finde ich, ist ja mal ein echtes Eingeständnis. Vielen 
Dank dafür!

Trotzdem sieht Ihr Gesetzentwurf die Impfung als das 
zentrale Instrument überhaupt vor. Wir hatten vor zwei 
Jahren eine Inzidenz von 3, vor einem Jahr eine Inzidenz 
von 5, und wir haben aktuell eine Inzidenz von 690. Sie 
haben gesagt: Die Impfung kann dort nicht schützen. – 
Wie können Sie angesichts dieser Zahlen wirklich sagen: 
„Die Impfung muss das zentrale Instrument unseres Han-
delns sein“?

Sie sagen auch immer: Die Impfung schützt vor schwe-
rem Verlauf. – Wir sehen, dass im letzten RKI-Wochen-
bericht, in dem man die Zahlen der Coronapatienten auf 
Intensivstationen noch nach „geimpft“ und „ungeimpft“ 
aufgeschlüsselt hat, stand, dass 77 Prozent der Coronain-
tensivpatienten vollständig geimpft waren. Das ist ein 
höherer Anteil als der Anteil der vollständig Geimpften 
an der Gesamtbevölkerung. Seit Sie diese verheerenden 
Zahlen veröffentlichen mussten, veröffentlicht das DIVI- 
Intensivregister überhaupt keine Zahlen mehr, weil die 
Zahlen inzwischen wahrscheinlich zu peinlich sind.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Verschwörung! 
Die Weltregierung! O Mann!)

Deswegen meine Frage an Sie: Wie können Sie ange-
sichts dieser Realitäten und dieser Zahlen weiter auf der 
Impfung als dem zentralen Instrument bestehen?

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Lauterbach, möchten Sie antworten? – Bitte 

schön.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Ich möchte nicht antworten, sondern ich muss antwor-

ten, weil ich das so nicht stehen lassen kann.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Es ist, ehrlich gesagt, traurig, dass Sie immer noch ver-
suchen, die Bürger über die Wirkung der Impfstoffe zu 
täuschen.

(Martin Sichert [AfD]: Mit Fakten kann man 
nicht täuschen!)

Es ist tatsächlich so, dass wir, wie ich auch gesagt habe, 
einräumen müssen: Die Impfstoffe wirken zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht perfekt zur Vermeidung der Infektionen. 
Sie vermeiden aber jeden Tag Todesfälle.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Wenn wir diese Impfstoffe nicht hätten und nicht ein-
setzen würden, wären wir in einer katastrophalen Situa-
tion. Ich weise hier auf eine Zahl hin: Wir wissen, dass 
von den 80-Jährigen, die ungeimpft sind und die mit der 
BA.5-Variante infiziert sind, 10 Prozent versterben; das 
sind die Daten aus Portugal. 10 Prozent! Für eine Se-
kunde bitte ich alle, die hier im Raum sind, sich vorzu-
stellen, was es bedeuten würde und was für eine Kata-
strophe das wäre, wenn wir jetzt eine solche Welle hätten 
und die Impfstoffe noch nicht hätten.

Somit bitte ich Sie einfach: Machen Sie Oppositions-
politik, aber bitte nicht mit demagogischer Verfälschung 
dieser wichtigen Fakten!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Das halte ich einfach nicht für verantwortlich. Wir müs-
sen da zusammenstehen. Üben Sie gerne Kritik an dem, 
was wir tun! Aber bitte bleiben Sie bei der Wahrheit, was 
die Wirkung der Impfstoffe angeht. Denn wenn wir das 
nicht tun, bringen wir andere in Gefahr, die für diese 
Demagogie zum Teil mit dem Leben bezahlen müssen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bevor ich dem nächsten Redner das Wort gebe – Herr 

Sorge, es dauert jetzt noch einen Moment; es tut mir leid 
für Sie –,

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Gut, dann setze ich 
mich noch mal!)

möchte ich Ihnen das Protokoll über das von den 
Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte Er-
gebnis der Wahl der Unabhängigen Beauftragten für 
Antidiskriminierung gemäß § 26 des Allgemeinen 
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Gleichbehandlungsgesetzes mitteilen: Abgegebene Stim-
men gab es 671. Es gab 3 ungültige Stimmzettel. Mit Ja 
haben gestimmt 376 Abgeordnete. Mit Nein haben ge-
stimmt 278. Es gab 14 Enthaltungen. 

(Zuruf von der AfD: Unfassbar!)
Frau Ferda Ataman hat die erforderliche Mehrheit von 
mindestens 369 Stimmen erreicht.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Andrew Ullmann [FDP] – Abgeordnete 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN erheben sich)

Sie ist damit zur Unabhängigen Beauftragten für Anti-
diskriminierung

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Zur „Unabhängigen“ 
vor allen Dingen, genau! – Julia Klöckner 
[CDU/CSU]: In Anführungsstriche setzen!)

gemäß § 26 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
gewählt.1)

Sehr geehrte Frau Ataman, ich gratuliere Ihnen im 
Namen des gesamten Hauses

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Nicht in meinem Na-
men! – Martin Sichert [AfD]: Nicht in meinem 
Namen! – Weiterer Zuruf von der AfD: In mei-
nem auch nicht!)

zu dieser Wahl und wünsche Ihnen alles erdenklich Gute 
und Erfolg für Ihre Arbeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP – Abgeordnete der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN erheben 
sich)

Das Wort – zurück zu unserer Debatte – hat jetzt der 
Kollege Tino Sorge für CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich hätte mir gewünscht – da wir ja in 
der vorletzten Plenarsitzung vor der Sommerpause sind; 
viele von uns haben vielleicht schon Urlaub gebucht; 
viele Schülerinnen und Schüler haben schon ihre Zeug-
nisse bekommen –, dass wir tatsächlich auch mal über 
diesen Gesetzentwurf geredet hätten. Aber alles, was 
mir dazu einfällt, ist im Grunde, dass die Bundesregie-
rung hier offenkundig nachsitzen muss.

Das Problem an dieser ganzen Geschichte ist tatsäch-
lich, dass wir bei der Frage, wie die Coronapandemiebe-
kämpfung für den Herbst vonstattengehen soll, nicht nur 
in den letzten Tagen, sondern auch in den letzten Wochen 
immer Konfusion erlebt haben. Ich darf nur mal daran 
erinnern: Chaos bei den Schnelltests vor einigen Tagen. 
Der Bundesgesundheitsminister bringt eine neue Testver-
ordnung auf den Weg: Überall Chaos! Es passiert das, 

was bisher in der Geschichte einmalig ist: dass die Kas-
senärztlichen Vereinigungen unisono mit der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung, also die geballte Ärzteschaft, 
sagen: Aufgrund des Missbrauchsrisikos bei den Tests 
werden die Kosten dafür nicht mehr erstattet.

Da frage ich mich doch allen Ernstes – wenn der Bun-
desgesundheitsminister verkündet, es habe eine Einigung 
gegeben –, ob diese Einigung trägt. Gestern liest man, 
dass der Städte- und Gemeindebund sagt: Mit ihm habe 
niemand gesprochen. – Keiner weiß, wie das vor Ort auf 
kommunaler Ebene umzusetzen ist, keiner weiß, was mit 
den Tests passieren soll. Insofern kann man da leider 
wieder nur sagen: Vielleicht gut gedacht, aber schlecht 
gemacht. Deshalb: Nachsitzen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ist mittlerweile leider symptomatisch für diese 
Ampel. Es geht ja nicht nur um die Bürgerschnelltests; 
wir erleben das ja in allen Bereichen. Ich hätte mir ge-
wünscht, dass im Gesetzentwurf gesagt wird, welche 
konkreten Maßnahmen im Herbst vorgesehen sind, Stich-
wort „§ 28 ff. Infektionsschutzgesetz“.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: So ist es! Keine 
drin! Nichts ist drin!)

Alles, was wir hier wieder gehört haben, war: „Wir wer-
den …“, „Wir wollen …“, „Wir müssen …“, aber keine 
konkreten Vorschläge, wie die Pandemievorsorge im 
Herbst aussehen soll.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lieber Herr Bundesgesundheitsminister, es tut mir 
leid – ich kann Ihnen das nicht ersparen –: Es kommt 
mir manchmal so vor wie in dem Film „Und täglich grüßt 
das Murmeltier“. Sie erklären uns, was Sie aus Ihrer Sicht 
gern machen wollen. Sie machen Vorschläge, egal ob es 
um die Finanzierung des Gesundheitssystems oder um 
die Finanzierung der Pflege geht. Sie verkünden Einigun-
gen mit Ihrem Regierungspartner, mit dem Bundes-
finanzminister Christian Lindner, mit dem Bundesjustiz-
minister Marco Buschmann, und einen Tag später wird 
uns erklärt, dass überhaupt keine Einigung besteht.

(Zuruf des Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Insofern würde mich schon mal interessieren: Wie weit 
sind Sie denn da, lieber Herr Kollege Lauterbach?

Was wir uns als Unionsfraktion bei dem Thema „Pan-
demievorsorge im Herbst“ gewünscht hätten, ist, dass Sie 
sich ernsthaft mit unserem Antrag auseinandergesetzt 
hätten.

(Zuruf der Abg. Heike Baehrens [SPD])

Wir haben ja einen Antrag zum Thema „Pandemievor-
sorge für den Herbst“ gestellt; den beraten wir heute in 
verbundener Debatte. Wir hätten uns – Sie haben es an-
gesprochen – hier sehr, sehr gern auf bestimmte Dinge 
verständigt. Aber Sie sparen ja ganz bewusst Maßnahmen 
nach § 28 ff. Infektionsschutzgesetz aus.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie auch! Das ist das Interessante! 
Sie auch!)

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Wahl 
siehe Anlage 3
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Im Grunde machen Sie das – das wissen wir mittler-
weile alle –, weil Sie innerhalb der Ampelkoalition über-
haupt nicht wissen, wo Sie hinwollen. Es gibt keinerlei 
Konsens in der Ampelkoalition, wie im Herbst die Pan-
demie bekämpft werden soll, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Andrew 
Ullmann [FDP]: Das erkläre ich dir gleich!)

Insofern bin ich gespannt – wir werden hier ja gleich 
Reden hören sowohl von Kolleginnen und Kollegen der 
Grünen als auch der FDP als auch der SPD –, wie dia-
metral das auseinandergeht oder ob wir wieder nur An-
kündigungen hören, die irgendwann in einem Rückzieher 
enden, in einer Volte wieder zurückgenommen werden.

Ich wünsche mir – das wünschen sich auch viele Kol-
leginnen und Kollegen vor Ort, insbesondere in den 
Pflegeeinrichtungen, in den pflegenden Bereichen – 
eine Antwort auf die Frage: Was passiert mit der ein-
richtungsbezogenen Impfpflicht?

(Zuruf von der AfD: Die muss weg!)
Wir fordern das Bundesgesundheitsministerium seit Mo-
naten auf, sich klar zu positionieren bei der Frage: Was 
soll mit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht passie-
ren? Ab 1. Oktober – das wissen Sie sehr genau, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der Bundesregierung – 
muss klar sein, was aus der einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht wird. Dazu haben wir hier überhaupt nichts ge-
hört.

Deshalb kann ich nur noch mal diesen Appell an Sie, 
Herr Bundesgesundheitsminister, richten: Klären Sie die 
Probleme bei der einrichtungsbezogenen Impfpflicht! 
Machen Sie konkrete Aussagen! Gehen Sie davon weg, 
immer nur Ankündigungen zu machen,

(Zuruf von der SPD)
und reden Sie hier Tacheles, was gewollt ist! Denn bis 
zum 23. September ist es nicht mehr lang hin. Ich habe 
die Vermutung, dass wir im Herbst hier wieder mit heißer 
Nadel gestrickte Maßnahmen diskutieren werden.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Das war letztes 
Jahr!)

Das ist nicht gut, weder für das Parlament noch für die 
Bürgerinnen und Bürger.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Maria Klein-Schmeink hat das Wort für Bündnis 90/ 

Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister! Wir machen mit 
diesem Gesetzentwurf einen ersten Schritt zur Gesetz-
gebung für die Zeit direkt nach den Ferien – wissend, 

dass das jetzige Infektionsschutzgesetz am 23. September 
ausläuft und wir deshalb handeln müssen. In diesem Trä-
gergesetz sind einige Punkte enthalten, die der Minister 
eben schon vorgestellt hat. In der Tat – das müssen wir 
hier sagen –: Wir müssen in der Ampel über die Sommer-
ferien noch an der Ausgestaltung des Infektionsschutz-
gesetzes arbeiten. Da wollen wir auch gar nicht drum 
herumreden.

Jeder weiß und hat das auch öffentlich wahrnehmen 
können, dass es in der Ampelkoalition sehr unterschied-
liche Haltungen gibt, gerade bezogen auf die Maßnahmen 
im Infektionsschutzgesetz. Wir haben aber vereinbart, 
dass wir auf der Grundlage dessen, was der Expertenrat 
der Bundesregierung Anfang Juni vorgelegt hat, und des-
sen, was im Lichte der Bewertung durch den Sachver-
ständigenrat für die einzelnen Maßnahmen der Vergan-
genheit vorgelegt worden ist, eine Lösung finden werden. 
Ganz klar ist, dass wir uns den Zielen verschreiben müs-
sen, und da sind wir wirklich gefordert:

Erstens müssen wir sicherstellen, dass diejenigen, die 
in besonderer Weise gefährdet sind, auch tatsächlich den 
Schutz erfahren, den sie brauchen. Das sind die Men-
schen, die in Einrichtungen leben. Das sind hochbetagte 
Menschen. Das sind Menschen mit Behinderung. Aber es 
sind eben auch die Menschen, die nicht in Einrichtungen 
sind und höhere Risiken tragen. Natürlich werden gerade 
da die Impfung und die Impfkampagne eine große Rolle 
spielen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Zweitens: weiterhin viele Schutzmaßnahmen. Da hat 
uns der Expertenrat ganz klar gesagt: Wir brauchen 
Schutzmaßnahmen. Wir brauchen Maßnahmen, die wir 
weiter steigern können, die schnell einsetzbar sind und 
die an die jeweils vorherrschende Situation angepasst 
werden können.

Keiner von uns kann in die Zukunft gucken; aber wir 
müssen annehmen, dass wir es im Herbst wieder mit einer 
relativ virulenten Virusvariante zu tun haben werden. 
Wenn wir Glück haben, lässt sie nicht besonders schwer 
erkranken; aber wir wissen es nicht. Von daher müssen 
wir Maßnahmen vorsehen, die steigerungsfähig sind, und 
genau das wird unsere Aufgabe sein. Wir sind da gefor-
dert, den Ländern und insbesondere den Kommunen die 
Maßnahmen zur Verfügung zu stellen, die nötig sind.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Das Expertengut-
achten ist doch da! Das steht doch alles drin!)

– Herr Sorge, Sie sind zwar sehr schnell dabei, auszutei-
len und zu kritisieren; aber Sie haben keinen einzigen 
Vorschlag gemacht, wie Sie denn eigentlich vorgehen 
würden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Das wäre eigentlich sehr interessant.

(Abg. Tino Sorge [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie kommen bitte zum Schluss, Frau Klein-Schmeink.

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wir werden jedenfalls alles tun, um die Überlastung 
der kritischen Infrastruktur zu vermeiden. Wir werden 
die Vermeidung von gesundheitlichen Spätfolgen in den 
Blick nehmen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

In diesem Sinne werden wir über das Infektionsschutz-
gesetz direkt nach der Sommerpause hier im Hause bera-
ten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Wunsch nach einer Zwischenfrage kam schon 

nach dem Ablauf der Redezeit; deshalb habe ich Frau 
Klein-Schmeink danach nicht gefragt.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Man kann sie ja un-
terbrechen!)

– Nein, Sie hatten sich gemeldet, als sie schon zehn Se-
kunden über der Zeit war. Deswegen habe ich dann nur 
noch ermahnt. Das konnten Sie aber natürlich nicht se-
hen. Sonst mache ich das selbstverständlich auch sehr 
gerne.

Jetzt gebe ich das Wort Dr. Christina Baum für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christina Baum (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach 

dem nun vorgelegten Gesetzentwurf bleiben keine 
Zweifel, dass die Regierungskoalition auch künftig daran 
festhalten will, die nach China weltweit strengsten Coro-
namaßnahmen weiterzuführen, und das entgegen den Er-
kenntnissen des von Ihnen selbst eingesetzten Sachver-
ständigenrates.

Es ist sehr passend, dass Herr Lauterbach das Gutach-
ten als „keine Bibel“ bezeichnet hat; denn für Sie alle 
scheint das Coronaregime inzwischen eine Art Ersatz-
religion geworden zu sein.

(Beifall bei der AfD)

Entgegen allen wissenschaftlichen Erkenntnissen und 
ohne jeden Beleg für die Wirksamkeit Ihrer Maßnahmen 
verletzen Sie Freiheitsrechte von uns Bürgern, indem Sie 
Menschen gegen ihren Willen zur Körperverletzung – 
zum Beispiel durch genbasierte Impfungen und das Tra-
gen von Masken – nötigen.

Bei Grundrechtsverletzungen sind jedoch Sie es, die 
beweisen müssen, dass die von Ihnen verordneten Ein-
schränkungen verhältnismäßig, angemessen und vor 
allen Dingen wirksam sind.

(Beifall bei der AfD)
Diesen Beweis konnten Sie bis heute nicht erbringen, 
weshalb man mit Fug und Recht davon sprechen kann, 
dass Ihre Entscheidungen auf der Basis von Glaubens-
grundsätzen, aber nicht von Wissenschaft vorgenommen 
wurden.

(Beifall bei der AfD – Dr. Andrew Ullmann 
[FDP]: Ihre Wissenschaft halt! Die Gaga-Wis-
senschaft!)

Erfreulicherweise stellt nun die CDU, die hauptver-
antwortlich für die vergangenen zweieinhalb Jahre 
Coronapolitik war, immerhin die Wirksamkeit der ein-
richtungsbezogenen Impfpflicht infrage und anerkennt 
endlich auch die vielen Impfschäden.

(Heike Baehrens [SPD]: O nein!)
Sie schließt sich in ihrem Antrag unserer Forderung nach 
dringend notwendigen Behandlungsmöglichkeiten für 
die Geschädigten an.

Statt einzuräumen, Herr Lauterbach, dass sich Ihre 
Impfversprechungen als falsch erwiesen haben, gehen 
die Nötigungen und Beschimpfungen der ungeimpften 
Bürger und geplagten Pfleger immer weiter, wie ganz 
Deutschland bei einer Verdi-Veranstaltung in Magdeburg 
vernehmen konnte.

(Beifall bei der AfD)
Wir haben es bei dieser Coronaimpfung mit einem in 

der Medizingeschichte einzigartigen Impfversagen zu 
tun. Junge, vorher gesunde und sportliche Menschen sit-
zen heute im Rollstuhl aufgrund schwerster Nebenwir-
kungen, weil sie Ihnen, Herr Lauterbach, vertraut haben. 
Was für ein grausames Schicksal!

(Beifall des Abg. Steffen Janich [AfD])
Niemals werde ich selbst die Angst in den Augen meiner 
Enkel bei unserem ersten Treffen nach dem Lockdown 
vergessen – die Angst davor, mich durch eine liebevolle 
Umarmung tödlich infizieren zu können. Welche Schä-
den Sie damit bei einer ganzen Generation angerichtet 
haben, ist heute noch gar nicht abzuschätzen. Aber eines 
ist sicher: Sie können die körperlichen und vor allem die 
psychischen Schäden nie wiedergutmachen. Denn 
Schuldgefühle zerstören Kinderseelen und hinterlassen 
oft lebenslange Traumata.

(Beifall bei der AfD)
Jeder Politiker, der dieses medizinische Impfexperi-

ment und die schädlichen Maßnahmen mitgetragen hat, 
der uns unserer Freiheitsrechte beraubt, Kinder gequält, 
Familien getrennt und unsere Großeltern einsam hat ster-
ben lassen, müsste bei einem Mindestmaß an Anstand auf 
der Stelle zurücktreten, angefangen bei Ihnen, Herr 
Lauterbach.

(Beifall bei der AfD)
Die Alternative für Deutschland wird bei diesem ver-

antwortungslosen Handeln nicht mitmachen.
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(Heike Baehrens [SPD]: Nee, Sie sind verant-
wortungslos!)

Wir setzen uns auch weiterhin für die Eigenverantwor-
tung, die Selbstbestimmung und vor allem die Freiheit 
unseres Volkes ein. Die Bundesregierung muss spätestens 
jetzt Konsequenzen ziehen. Ein Gesundheitsminister, der 
unser Volk krank macht, hat auf diesem Posten nichts zu 
suchen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Zu einer Kurzintervention gebe ich das Wort dem Kol-

legen Tino Sorge, der von Frau Klein-Schmeink direkt 
angesprochen wurde.

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich wollte das nur 

nicht so stehen lassen, was Maria Klein-Schmeink hier 
zumindest suggeriert hat.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich dachte, du würdest dich gern 
von dem distanzieren, was sie gerade gesagt 
hat!)

– Ich würde ganz gerne auf Frau Klein-Schmeink ein-
gehen und nicht darauf, was hier gerade vorher passiert 
ist.

Maria Klein-Schmeink, Sie haben gesagt, wir hätten 
als Union keinerlei Vorschläge unterbreitet. Jetzt wundert 
mich das schon ein bisschen; denn wir debattieren hier in 
dieser verbundenen Debatte auch den Antrag der Union, 
also unseren Antrag, in dem wir ganz konkrete Vor-
schläge machen,

(Zuruf der Abg. Heike Baehrens [SPD])
wie die Pandemievorsorge im Herbst aussehen könnte. 
Wir schlagen beispielsweise vor, eine Pandemievorsorge 
zu betreiben, die sich insbesondere an der Hospitalisie-
rungsinzidenz und an der Intensivbettenbelegung ori-
entiert. Wir fordern die Regierung auf, die Maßnahmen, 
die im Expertengutachten des Sachverständigenaus-
schusses vorgeschlagen werden, entsprechend umzuset-
zen. Das Impfregister ist immer noch nicht auf den Weg 
gebracht worden, obwohl wir die Zusage hatten, dass das 
geschieht. Das war unser gemeinsamer Wunsch, nicht nur 
der Wunsch der Union, sondern auch der Wunsch der 
Ampelkoalition. Wir haben gesagt: Wir brauchen mehr 
Forschung zu Long Covid, zu Behandlungs- und Thera-
pieansätzen. – Das steht alles in dem Antrag drin. Wir 
haben gesagt, dass der Öffentliche Gesundheitsdienst 
sein Augenmerk wieder viel stärker auf Prävention legen 
muss. Wir haben gesagt: Wir brauchen insbesondere im 
Hinblick auf die einrichtungsbezogene Impfpflicht bis 
zum 31. August, orientierend an der Evaluation, eine 
klare Aussage des Bundesgesundheitsministers, wie es 
da weitergehen soll.

Deshalb würde mich ganz konkret mal interessieren, 
woher Sie hier die Behauptung nehmen, wir als Union 
hätten nichts vorgeschlagen. Das Einzige, was Fakt ist, 
ist, dass Sie von der Ampel nichts vorgeschlagen haben, 

weil Sie nämlich sagen: Wir müssen da erst mal schauen, 
wir müssen uns darüber verständigen; es gibt da noch 
Dissens. – Dieser Dissens hält mittlerweile seit Monaten 
an. Wenn es darum geht, Ihnen ein Zeugnis auszustellen – 
weil wir gerade bei Zeugnissen sind –, dann kann man nur 
sagen: Ungenügend oder mangelhaft.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Klein-Schmeink, offensichtlich möchten Sie ant-

worten. Bitte schön.

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wo wir bei Zeugnissen sind, muss man als Erstes sa-
gen, dass wir sehr, sehr viele Missstände gerade in der 
Pandemiebekämpfung von der Großen Koalition geerbt 
haben,

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Jetzt kommt das alte 
Lied wieder!)

gerade was zum Beispiel den Datensatz angeht,
(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Aber 
jetzt seid doch ihr dran! Jetzt sagen Sie doch 
mal, was Sie machen wollen!)

die Möglichkeit, überhaupt nachzuverfolgen, was bei den 
Verläufen passiert ist.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Sie 
sollen nicht sagen, was wir angeblich falsch 
gemacht haben, sondern was Sie tun!)

Da ist sehr, sehr wenig getan worden. – Das an der Stelle.
(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Das hat über-

haupt niemand kritisiert!)
Auch beim Register hätten wir, wenn von vornherein 

für eine gute Erfassung der Impfungen gesorgt worden 
wäre, tatsächlich eine andere Situation. Das jetzt nach-
zuholen, ist ein etwas größerer Angang. Im Übrigen ha-
ben Sie das ja auch in der Impfdebatte noch mal abge-
lehnt. Sonst hätten wir genau diesen Vorschlag auch 
umgesetzt; der war ja Teil des Ganzen.

Insgesamt vermisse ich konkrete Hinweise zur Aus-
gestaltung des Infektionsschutzgesetzes. Darüber werden 
wir diskutieren. Sie müssen – so scheint es – auch noch 
darüber diskutieren; Sie haben jedenfalls keine konkreten 
Vorschläge gemacht.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Antrag lesen! Ich 
habe es doch gerade gesagt! – Simone 
Borchardt [CDU/CSU]: Hat er doch gerade 
gesagt!)

– Den habe ich gelesen. Da haben Sie nur von einem 
gestuften Pandemiemanagement gesprochen.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Antrag nicht gele-
sen!)

Das ist aber nicht das, was jetzt tatsächlich gefragt ist.
(Beifall der Abg. Heike Baehrens [SPD] – Tino 
Sorge [CDU/CSU]: Gut, Sie wissen also nicht, 
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was Sie wollen! – Stefan Müller [Erlangen] 
[CDU/CSU]: Also keine Vorschläge!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dr. Andrew Ullmann hat jetzt das Wort für die FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Sehr geehrter Herr Minister Lauterbach! Was wir 
gerade von der AfD gehört haben, zeigt einfach, wer 
hier eine Gefahr für die Gesundheit in Deutschland dar-
stellt. Das ist nämlich die Partei hier auf der rechten Seite; 
denn Ihre Art, Politik zu machen, Wissenschaft zu ver-
leugnen, ist eine Gefahr für dieses Land.

(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Es wäre gut, mal die Emotionen aus dieser Debatte 
herauszunehmen. Es wäre wirklich gut, mehr Ratio – statt 
Demagogie und Ideologie – hier reinzubringen und auch, 
liebe Unionskolleginnen und -kollegen, Bauchgefühls-
politik herauszunehmen. Daher fordere ich Sie alle hier 
im Bundestag auf, endlich auch mal der Wissenschaft 
zuzuhören.

Gerade das, was wir jetzt aus der Oppositionsunion 
gehört haben, zeigt: Es ist eine gespaltene Union. Das 
ist nämlich eine Partei der Hau-drauf-Politik, der „Besser, 
weiter“-Politik, aus dem Bauch heraus getrieben.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Andrew, du weißt es 
doch besser!)

Wir helfen Ihnen aber gerne, indem wir Ihnen jetzt mal 
eine bessere Politik aufzeigen. Wir als Fortschrittskoali-
tion zeigen Ihnen gerne den Weg dorthin.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Ja, und mit 
welchen Maßnahmen? – Tino Sorge [CDU/ 
CSU]: Euer eigener Gesundheitsminister hat 
das Gutachten diskreditiert, indem er gesagt 
hat, es ist ja nur eins unter vielen!)

Unionsgeführte Länder, allen voran Bayern und 
Hessen, würden lieber schnell, lieber heute als morgen, 
einen Lockdown anordnen. Nein und nochmals nein! Wir 
sind weiter. Wir sind weiter in dieser Politik, und das 
muss auch die Union verstehen. Wir sind in der Endphase 
dieser Pandemie. Wir haben effektive Impfstoffe; da un-
terstütze ich explizit unseren Bundesminister. Wir haben 
bald auch Variantenimpfstoffe für die Menschen in unse-
rem Lande. Wir haben auch sogenannte monoklonale 
Antikörper, die wir bei den Menschen einsetzen können, 
die auf Impfungen schlecht oder gar nicht ansprechen. 
Wir haben aber auch medikamentöse Therapien. Wir ha-
ben antivirale Substanzen, die hocheffektiv sind, wenn 
sie rechtzeitig eingesetzt werden. Hier sage ich auch ex-
plizit an die versammelte Ärzteschaft: Gerade bei den 
therapeutischen Möglichkeiten wären interne Fortbildun-

gen wichtig, damit die medikamentösen Therapiemög-
lichkeiten auch bei den Patientinnen und Patienten hier 
in Deutschland ankommen.

Die Politik soll ein lernendes System sein, und wer das 
nicht einsieht, hat bereits verloren. Die Begrifflichkeit 
einer konservativen Partei erhält hierbei eine neue Be-
deutung; denn Sie halten an alten Instrumenten wie Lock-
downs und Schulschließungen fest, die immer wieder 
gefordert werden, statt die neuen Instrumente einzuset-
zen.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Das hat doch keiner 
gefordert! Wir sagen genau das Gegenteil! Kei-
ner will Lockdowns, keiner will Schulschlie-
ßungen, keiner will Kitaschließungen! Das 
sind doch falsche Aussagen hier!)

Sorry, liebe Union, nicht mit uns!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

– Verfolgt mal die Presse eurer Länderkolleginnen und 
-kollegen.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Ach Quatsch! Kei-
ner hat Schulschließungen gefordert! Eher das 
Gegenteil!)

Klar ist besonders auch in dieser Phase der Pandemie: 
Es müssen psychosoziale, wirtschaftliche und verfas-
sungsrechtliche Folgen bei den Maßnahmen berücksich-
tigt werden.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Er hat die fal-
sche Rede gegriffen! – Tino Sorge [CDU/ 
CSU]: Das steht im Antrag explizit drin, dass 
wir keine Schulschließungen wollen! – Gegen-
ruf der Abg. Simone Borchardt [CDU/CSU]: 
Er hat ihn nicht gelesen!)

Nur eine Politik, die immer bereit ist, dazuzulernen, fle-
xibel und rasch auf neue Daten zu reagieren, ist eine gute 
Politik. Und das ist unsere Politik in dieser Fortschritts-
koalition.

Der Gesetzentwurf der Ampel ist gut. Ja, er ist an 
das Sieben-Punkte-Programm von Herrn Minister 
Lauterbach angelehnt und zeigt den richtigen Weg auf, 
um durch den Herbst und Winter zu kommen:

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Er hat die fal-
sche Rede gegriffen! – Stefan Müller [Erlan-
gen] [CDU/CSU]: Sie haben sich im Tagesord-
nungspunkt getäuscht! Kann mal passieren!)

epidemiologische Daten in Echtzeit, moderne Surveillan-
ce-Methoden, eine verbesserte Kommunikationsstrate-
gie, gekoppelt an eine Impfkampagne, ein gezielt verbes-
sertes Testkonzept und Schutz der vulnerablen Gruppen. 
Das sind wichtige Ansätze, die wir als Freie Demokraten 
immer wieder gefordert haben und die sich in der Am-
pelkoalition auch wiederfinden. Das ist der richtige Weg. 
Ganz klar, meine Damen und Herren: Die Ampel funk-
tioniert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN )
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Dieser Entwurf ist der erste Schritt, um uns auf den kom-
menden Winter vorzubereiten. Nun geht der Gesetzent-
wurf – das ist der ganz normale Ablauf – in die parlamen-
tarische Beratung.

Wer unsere Fortschrittskoalition infrage stellt, sollte 
lieber im eigenen Hause kehren. Der Antrag der CDU/ 
CSU-Fraktion ist gerade mal 48 Stunden alt. Offensicht-
lich versteht die oppositionelle Union Recherche nicht, 
und ich würde hier gerne ein paar Beispiele aufführen.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Ich 
glaube, Sie haben ein Rechercheproblem!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Ullmann.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Ja?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Frage ist, ob Sie eine Zwischenfrage von Frau 

Zeulner zulassen möchten.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Von wem?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Von Frau Zeulner aus der Unionsfraktion.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Heute mal nicht. Es ist heute ein langer Tag und wird 

eine lange Nacht.
(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Das ist aber 
schade! – Tino Sorge [CDU/CSU]: Erst falsche 
Behauptungen aufstellen und dann nicht darauf 
antworten wollen!)

Ein paar Beispiele würde ich jetzt gerne anführen: Das 
Forschungsvorhaben – hier geht es der Union um die 
Immunantwort – läuft bereits. Wenn Sie die Presse ver-
folgt haben, wissen Sie: Unsere Bundesministerin Stark- 
Watzinger, BMBF, hat ein Projekt gefördert und voran-
gebracht, bei dem Daten zur Immunisierung in der Bun-
desrepublik Deutschland erhoben werden; die ersten Er-
gebnisse sind im September zu erwarten. Sie fordern die 
Entwicklung angepasster Impfstoffe – läuft bereits. Sie 
fordern die Beschaffung von Impfstoff – läuft bereits. Sie 
fordern eine neue Teststrategie – läuft bereits. Sie fordern 
die Meldung von Impfnebenwirkungen – läuft bereits; 
dazu haben wir gestern im Bundestag ausführlich etwas 
gehört.

Offensichtlich lebt die oppositionelle Union hinter 
dem Mond. Hätte ich solche Anträge in der letzten Wahl-
periode eingereicht, hätte ich mich in Grund und Boden 
geschämt. Ihre Anträge sind offensichtlich sehr schlecht 
recherchiert, liebe Union. Sorry, Oppositionsunion! Null 
Punkte! Setzen und weiterüben!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Tino Sorge [CDU/CSU]: Da klatschen nicht 

mal deine eigenen Leute! – Stefan Müller [Er-
langen] [CDU/CSU]: Kannst du außer Opposi-
tionsbeschimpfung noch etwas anderes?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, Sie kommen zum Schluss, bitte.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Ich würde gern; aber diese Partei hier vorne ist immer 

so laut.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Aber Sie sind lauter, Sie haben das Mikro.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Ja, gut, dann werde ich noch ein bisschen lauter sein.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Aber jetzt sind Sie eh über die Redezeit hinaus.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Wir haben die Chance, durch den Herbst und den Win-

ter zu kommen, indem wir jetzt die neuen Instrumente 
einsetzen: Impfung, Therapie und das freiwillige Mas-
kentragen in Eigenverantwortung; sie schützen. Mit den 
anderen Restriktionen kann es nicht weitergehen. – So 
und nur so kommen wir durch diesen Winter.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Das war ja jetzt nichts: am Thema vorbei ge-
redet, nur die Union beschimpft! So geht Re-
gierung auch nicht!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Kathrin Vogler hat jetzt das Wort für Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Minister Lauterbach! Wir erleben jetzt 
gerade die erste Sommerwelle der Pandemie. Genaue 
Zahlen haben wir schon längst nicht mehr. Aber wir 
alle haben um uns herum Menschen, die sich anstecken 
und krank werden.

Und was tut diese Regierung? Sie schafft für die aller-
meisten die kostenlosen Bürgertests ab, sodass wir noch 
viel weniger sehen, was eigentlich passiert. Die neuen 
Regeln für die Tests sind abschreckend und bürokratisch. 
Aber ich sage Ihnen voraus, dass Sie am Ende damit kein 
Geld einsparen, sondern an anderer Stelle viel, viel Geld 
werden ausgeben müssen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das kommt eben heraus, wenn man zwei Tage vor dem 
Auslaufen Regeln hektisch verändert. So geht das nicht!
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Vor einem Monat forderte der ExpertInnenrat der Bun-
desregierung in seiner 11. Stellungnahme eine Vorberei-
tung auf den Herbst. Städte und Gemeinden verlangen 
schon lange, dass die Rahmenbedingungen für die Pan-
demiebekämpfung im Herbst und Winter geklärt werden. 
Die Gesundheitsminister/-innen der Länder bitten gera-
dezu verzweifelt um Planungssicherheit. Aber Minister 
Lauterbach kann nicht tun, was er müsste, weil die Ge-
sundheitspolitik der Ampel offenbar im Finanz- und im 
Justizministerium gemacht wird.

(Heiterkeit des Abg. Stephan Pilsinger [CDU/ 
CSU])

Die Linke fordert eine umfassende Strategie zur Vor-
bereitung auf eine mögliche nächste Welle im Herbst und 
hat dafür in einem Antrag viele, viele Vorschläge ge-
macht. Die Ampel legt uns aber heute einen Gesetzent-
wurf vor, bei dem Minister Lauterbach selbst zugibt, dass 
es sich nur um einen losen Rahmen handelt, der in der 
weiteren Beratung noch gefüllt werden muss.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: So ist es! So ist 
es!)

In der Sommerpause weitere Beratungen? Viel Spaß!
(Beifall bei der LINKEN)

Dieser Lückentext, meine Damen und Herren, ist keine 
ausreichende Vorbereitung auf die im Herbst drohende 
nächste Welle; denn wir müssen noch dringend klären, 
bei welchen Indikatoren welche Maßnahmen eingeführt 
werden sollen. Oder wollen Sie im Herbst etwa wieder 
endlos über Maskenpflichten streiten, so lange, bis Sie 
nur noch Schulschließungen oder Teil-Lockdowns vor-
bereiten können? Das geht doch nicht.

Der Gesetzentwurf enthält dramatische Leerstellen, et-
wa, was gegen die sozialen, gesellschaftlichen und ge-
sundheitlichen Folgen mancher Maßnahmen zu tun ist.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Aber vom Feeling 
her hat die Ampel ein gutes Gefühl!)

Wir hätten hier diskutieren sollen, wie die Impfkampagne 
so organisiert werden kann, dass sie besonders diejenigen 
erreicht, die – das sind vulnerable Gruppen – noch immer 
nicht geimpft sind. Und wir brauchen eine bundesweit 
möglichst einheitliche Politik, weil sich Coronaviren 
eben nicht an Landesgrenzen halten.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir wissen jetzt noch nicht, ob die Sommerwelle vor 

dem Herbst noch einmal abebbt oder gleich in die Herbst-
welle übergeht. Da macht es mich wirklich fassungslos, 
dass die Regierung hier auf den letzten Drücker nicht 
mehr als dieses dürre Gerüst aus wenigen Ideen liefern 
kann. Herr Lauterbach, Sie haben uns eingeladen, mit-
zuarbeiten. Wir laden Sie herzlich ein, die konkreten Vor-
schläge aus unserem Antrag aufzunehmen. Da haben wir 
zum Beispiel auch an den Ausgleich sozialer Härten ge-
dacht oder an die Luftfilter für die Schulen. Wahrschein-
licher ist leider, dass Sie uns am 23. September – kurz vor 
dem Auslaufen der Schutzmaßnahmen des Infektions-
schutzgesetzes – wieder irgendeinen halbgaren Murks 
vorlegen. Talkshow-Auftritte ersetzen eben keine kon-
krete Politik.

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!)
Liefern Sie endlich!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Heike Baehrens hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Heike Baehrens (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vorsorge ist besser als Nachsorge. Deshalb 
treffen wir jetzt die Vorsorge für den Herbst. Der Bundes-
minister hat einen klaren Sieben-Punkte-Plan dafür vor-
gelegt, den wir Schritt für Schritt umsetzen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Ein zentraler Baustein der Vorsorge bleibt weiterhin 
das Impfen. Mit einer Impfpflicht hätten wir schon diese 
Sommerwelle abschwächen und die gravierenden Per-
sonalausfälle in vielen Bereichen vermeiden können.

(Martin Sichert [AfD]: Da, wo Sie sie haben, 
ist gerade Chaos!)

Da ist es schon schlimm, Herr Sorge, was Sie eben gesagt 
haben. Denn der zentrale Bremsklotz dieser Impfpflicht 
war die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Tino Sorge [CDU/CSU]: Nein, das 
war, weil die Regierung nicht in der Lage 
war, einen Gesetzentwurf einzubringen! Ak-
zeptieren Sie endlich einmal die Mehrheit im 
Bundestag, die gegen Ihre allgemeine Impf-
pflicht war!)

Auch wer gegen die Impfpflicht war, muss jetzt alles tun, 
um Menschen von der Impfung zu überzeugen; denn sie 
schützt wirkungsvoll vor schwerer Erkrankung und trägt 
wesentlich zum Schutz der Gesamtgemeinschaft bei. – 
Da habe ich Sie offensichtlich getroffen; das ist okay.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Nee, nee! – Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Es ist einfach falsch, 
was Sie erzählen!)

Ich bin davon überzeugt: Wenn wir den Gesetzentwurf 
noch etwas erweitern und auch Pflegefachkräfte zum 
Impfen ermächtigen, dann erreichen wir gleich mehrere 
Ziele zusätzlich, nämlich mehr Identifikation mit dem 
Impfen beim Personal und mehr Nähe zu der Zielgruppe, 
die wir besonders schützen müssen: die Älteren und Vor-
erkrankten. Gleichzeitig anerkennen wir die Kompetenz 
unserer Fachkräfte in der Pflege und werten diesen Beruf 
weiter auf. Dafür werden wir als SPD uns einsetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Einen Lockdown wollen wir nicht. Schulschließungen 

wollen wir nicht. Darum gehört ein Schutzkonzept für 
Kinder und Jugendliche zu unserem Sieben-Punkte-Plan. 
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Wir werden alles tun, damit Schulen und Kitas offen 
bleiben können; denn das ist nicht nur nötig, um allen 
Kindern einen gleichberechtigten Bildungszugang zu er-
möglichen, es ist auch wichtig für die persönliche Ent-
wicklung junger Menschen, die in den letzten beiden 
Jahren auf so vieles verzichten mussten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gerade deshalb müssen niederschwellige Instrumente 
zum Einsatz kommen, mit denen wir die Pandemie kon-
trollieren und effektiv eindämmen können. Dass das zum 
Beispiel mit dem Einsatz von FFP2-Masken gelingen 
kann, das wissen alle, die auf den Rat der Experten tat-
sächlich hören: hohe Wirksamkeit, minimaler Eingriff in 
die individuelle Freiheit.

Wir als Abgeordnete des Deutschen Bundestages tra-
gen die Verantwortung, entsprechende Voraussetzungen 
im Infektionsschutzgesetz zu schaffen; denn die Länder 
brauchen die rechtliche Grundlage, um schnell auf eine 
akute Infektionslage reagieren zu können, beispielsweise 
eine Maskenpflicht in Innenräumen und bei Großver-
anstaltungen anordnen zu können. Das müssen wir im 
parlamentarischen Verfahren leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn diese Instrumente nicht oder nur teilweise zur 
Anwendung kommen, weil wir einen milden Herbst ha-
ben, weil die Menschen in eigener Initiative verantwort-
lich, rücksichtsvoll und solidarisch handeln, weil keine 
neue, gefährlichere Variante auftaucht, dann ist das gut. 
Aber es wäre fatal, wenn Instrumente, die gegebenenfalls 
gebraucht werden, dann nicht zur Verfügung stehen wür-
den. Darum sorgen wir vor.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eigenverantwortung als einziges Prinzip ist nur für 
diejenigen ausreichend, die in der glücklichen Lage sind, 
sich selbst schützen zu können, die nicht besonders ge-
fährdet sind, die im Homeoffice arbeiten oder sich ins 
Eigenheim zurückziehen können. Viele aber sind auf 
die Solidarität der anderen angewiesen, viele können 
am gesellschaftlichen Leben nur dann voll teilhaben, 
wenn sich alle verantwortungsvoll verhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Darum: Moderate Verpflichtungen für alle bedeuten mehr 
Freiheit für die allermeisten.

Daher zum Abschluss noch einmal: Vorsorge rettet 
Menschenleben. Vorsorge schützt unser medizinisches 
und pflegerisches Personal vor der Dauerbelastung und 
schützt vor der Überlastung unseres Gesundheitssystems. 
Vorsorge kann vulnerable Gruppen vor Isolation bewah-
ren, und Vorsorge sichert Kindern und Jugendlichen ei-
nen ungehinderten Zugang zu Bildung.

Ich bin überzeugt, dass wir diese Vorsorge auf Basis 
dieses Gesetzentwurfes im parlamentarischen Verfahren 
verantwortungsvoll treffen werden.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Emmi Zeulner hat jetzt das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Kollege Ullmann, von Krankenschwes-
ter zu Mediziner – die Krankenschwestern beruhigen 
manchmal die Mediziner –: Ich weiß nicht, wo Sie die 
These herhaben, dass die Union für Schulschließungen 
wäre.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Die Landes- 
CDU!)

Wir haben in unseren Antrag explizit reingeschrieben, 
dass von unserer Seite kein Interesse daran besteht,

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Die Landes- 
CDU!)

dass wir irgendwelche Schulen schließen oder Masken in 
irgendwelchen Grundschulen wollen. Das steht nicht im 
Antrag drin. Deswegen: Lesen Sie diesen Unionsantrag.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Ihr Ministerprä-
sident!)

Es stimmt einfach nicht, was Sie gesagt haben.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie sagen auch, Sie hätten alles schon erledigt und alles 
ist schon angedacht. Deswegen ganz klar: Es ist eben 
noch nicht alles erledigt. Eine Sache ist die Forderung, 
eine Antwort auf die einrichtungsbezogene Impfpflicht, 
die Ende des Jahres ausläuft, zu finden; die brauchen wir, 
die wollen wir auch. Wie soll es danach weitergehen? Es 
geht nämlich um einen Bereich, wo wir Fachkräfteman-
gel haben. Da ist es eben nicht egal, ob wir sagen: „Am 
Ende des Jahres 2022 läuft diese Regelung einfach aus, 
und dann ist es alles wie vorher“, oder ob wir eben sagen: 
Nein! Wir schauen uns das noch mal genauer an, und vor 
dem Hintergrund des Fachkräftemangels treffen wir an-
dere Entscheidungen. – Sie haben es eben nicht geschafft, 
dass das Ganze durchgesetzt wurde. Deswegen: Ein biss-
chen Selbstreflexion, gerade in diesem Bereich, würde 
ich mir insbesondere von der FDP sehr wünschen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Andrew 
Ullmann [FDP]: Gerade von der CSU!)

Zum Thema „Long Covid bzw. Personen mit Impf-
schäden“. Wir haben die Situation, dass es eben nicht 
möglich ist, zu sagen: So, wir streuen jetzt einfach mal 
übers ganze Land spezielle Anlaufstellen.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Wann waren Sie 
das letzte Mal im Krankenhaus?)

Fachärzte in diesem Bereich wachsen nicht einfach auf 
Bäumen, sondern es dauert eine gewisse Zeit, bis es wel-
che gibt.
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Gerade beim Thema Impfschäden ist es entscheidend, 
einen Facharzt zu haben, der eine Differenzialdiagnose 
vornimmt. Sie sagen, Sie haben dieses Problem gelöst. 
Nein, es ist eben nicht gelöst. Wir brauchen für diese 
besondere Personengruppe einen Zugang in diesem Be-
reich, und da bleiben Sie uns auch weiterhin Antworten 
schuldig. Ich kann nicht erkennen, dass dieses Problem 
gelöst ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Auf die wichtigsten Fragen haben Sie keine ausrei-
chende Antwort. Wenn Sie sagen, Sie wollen Hygiene-
beauftragte in den Einrichtungen der Langzeitpflege, 
dann ist das schön und gut. Dann müssen Sie sie aber 
auch befähigen, sich durchzusetzen. Deswegen fordere 
ich Sie auf: Legen Sie endlich ein Gesetz vor, das die 
Pflege stärkt, und zwar so stärkt, dass die Hygienebeauf-
tragten mit ihrer Fachkompetenz und in Anerkennung der 
Pflege die Möglichkeiten haben, die Hygienebestimmun-
gen durchzusetzen. Das bleiben Sie schuldig.

Sie haben bis jetzt im Bereich der Pflege nichts vor-
gelegt. Da nützt es auch nichts, wenn man über unseren 
Minister Lauterbach sagt, er sei jemand, der gut erklären 
könne. Es geht darum, zuzuhören! Deswegen rate ich 
Ihnen: Hören Sie den Pflegekräften zu, hören Sie auf 
das, was sie sagen, was sie einfordern, und legen Sie 
dann entsprechende Gesetze vor! Denn das bleiben Sie 
weiterhin schuldig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Insgesamt ist dieses Gesetz ein klappriges Gestell, ein 
Trägergesetz.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Was habt ihr 
denn im Angebot? Gar nichts!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Ich gehe leider fest davon aus, dass wir das Ende 

September beschließen und dann am nächsten Tag in 
die Umsetzung gehen müssen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Also, das, was Sie eingefordert haben und immer wie-

der moniert haben, nämlich die Beteiligung des Par-
laments, das bleiben Sie auch hier schuldig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Dr. Janosch Dahmen hat das Wort für 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich bin doch verwundert, mit welchen Nebel-
kerzen um sich geschmissen wird, wenn es darum geht, 
Verantwortung für das zu übernehmen, was in dieser Zeit 
vor uns liegt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Wenn wir zurückblicken, so sehen wir: Das Bundes-
gesundheitsministerium dieses Landes ist in den zwei 
Jahren der Pandemie von der Union verantwortet worden. 
Wenn wir uns anschauen, ob in den zwei Jahren das Impf-
register vorbereitet wurde oder eben nicht vorbereitet 
wurde, wenn wir uns fragen, ob die Datengrundlage ge-
schaffen wurde, die es uns jetzt einfacher machen würde, 
in die Zukunft zu schauen und zu schauen, was notwen-
dig wäre, dann sehen wir: Es ist eine Aneinanderreihung 
von Leerstellen, von politischem Nichthandeln, das die 
Tätigkeit des Bundesgesundheitsministeriums bis zur 
Übernahme der Verantwortung durch die Ampel gekenn-
zeichnet hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Tino Sorge [CDU/CSU]: Ihr kommt 
doch immer mit dem Datenschutz!)

Bevor hier jetzt wieder die Emotionen losbrechen: 
Herr Sorge, Sie fordern zu Recht ein, dass wir uns dazu 
bekennen, was im Einzelnen in § 28a Infektionsschutz-
gesetz an Maßnahmen geregelt werden soll. Das tun Sie 
in Ihrem Antrag aber nicht.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Nein, nein!)

Sie zeigen im Abstrakten alles Mögliche, was man tun 
könnte. Aber im Bekenntnis versuchen Sie, am rechten 
Rand genauso wie in der Mitte der Gesellschaft zu fi-
schen, weil Sie sich nicht trauen. Die Union hat Christian 
Drosten in den Sachverständigenausschuss zur Begutach-
tung des IfSG berufen, sich jetzt aber für ein Konzept von 
Professor Stöhr entschieden.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Das ist doch Blöd-
sinn! Das ist doch totaler Blödsinn!)

Die Union mäandert irgendwo in der Wissenschaftswelt 
und fragt sich: Wer wollen wir eigentlich sein? – Das gibt 
keine Orientierung.

Das führt auch nicht zu einem klaren Konzept dessen, 
was jetzt getan werden muss.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Das ist doch auch 
Blödsinn! Die Ampel weiß nicht, was sie will!)

Was zu tun ist, hat der Minister im Sieben-Punkte-Plan 
klar vorgelegt. Wir werden jetzt die Datengrundlagen mit 
einem Pandemieradar solide auf den Weg bringen. Wie 
viele betreibbare Betten haben wir? Wie viel Pflegekraft 
am Bett steht wo zur Verfügung? Wir werden über den 
Sommer mit einem Stufenkonzept genau festlegen, wel-
che Maßnahmen lageabhängig greifen, sodass eine ge-
zielte lagespezifische Reaktion möglich ist.
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Sie erklären einerseits, Sie wollten ganz viel tun und 
vorsorgend handeln, aber andererseits schafft in der jet-
zigen Phase, in einer Sommerwelle, in der in den Kli-
niken jetzt schon das Personal ausfällt und sich die Situa-
tion dramatisch zuspitzt, ausgerechnet Bayern in Bus und 
Bahn die Maskenpflicht ab und sagt: Das braucht es of-
fensichtlich nicht. – Das – das muss ich sagen – halte ich 
nicht für besonders vorausschauend und vorsorgend.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Es wäre an der Zeit, nach vorne zu schauen und zu 
sagen: Durch Medikamente, die wir besser verfügbar 
machen, durch Daten, die zur Beurteilung zur Verfügung 
stehen, durch eine breitangelegte Impfkampagne für die 
Auffrischungsimpfung für die Risikogruppen über 60 
und dadurch, dass wir Schutzkonzepte für die vulnerab-
len Gruppen gerade im Bereich der Pflege auf den Weg 
bringen, bereiten wir dieses Land gut auf den Herbst vor.

Um eins klar zu sagen: Die Pandemie ist nicht vorbei; 
da muss ich meinem Kollegen aus der Ampel widerspre-
chen. Wir sind nicht in der Endphase der Pandemie – 
schön wäre es, ich würde es mir wünschen –, wir sind 
leider mittendrin und steuern auf einen schweren Herbst 
zu. Insofern: Lasst uns verantwortungsvoll die notwendi-
gen Rechtsgrundlagen gemeinsam schaffen,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Maßnahmen auf den Weg bringen und – sei es freiwillig – 
auch Maske tragen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Erwin Rüddel hat jetzt das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Erwin Rüddel (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bandbreite der Lageeinschätzungen haben 
wir ja jetzt erlebt: Professor Ullmann von der FDP hat 
eben gesagt: „Wir sind in der Endphase der Pandemie“, 
und laut Herrn Dr. Dahmen kommen wir im Herbst in 
eine dramatische Situation.

Das zeigt auch, warum Sie bisher keine Entscheidun-
gen über Maßnahmen treffen konnten: weil Sie in Ihrer 
Ampelfortschrittskoalition keine Geschlossenheit haben. 
Wir haben hier konkrete Maßnahmen vorgeschlagen.

Wir haben diese Welle; das sehen wir. Wir brauchen 
jetzt eine Balance, einen Dreiklang, und zwar in der 
Form, dass wir die Menschen auf eine Normalität in Ei-
genverantwortung vorbereiten, wie das in Europa umge-
setzt wird. Wir müssen die vulnerablen Gruppen schüt-
zen, und wir müssen die Welle brechen und nicht nur 
verschieben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Damit wir nicht blind in den nächsten Coronaherbst 
stolpern, ist es erforderlich, uns rechtzeitig auf unter-
schiedliche Szenarien vorzubereiten. Gott sei Dank ist 
derzeit die Belastung in den Krankenhäusern geringer 
als in den letzten Jahren zur selben Zeit. Das macht Hoff-
nung. Nach den Sommerferien könnten die Infektions-
zahlen aber wieder steigen, und darauf müssen wir vor-
bereitet sein. In jedem Fall müssen wir für den Schutz des 
Gesundheitssystems, der kritischen Infrastruktur und der 
vulnerablen Bevölkerungsgruppen vorsorgen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage von Herrn Ullmann. Möchten Sie sie zulas-
sen? – Bitte.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Vielen Dank, Herr Rüddel, dass Sie die Frage zugelas-

sen haben. – Von der Union, egal ob von CDU oder CSU 
und gerade von den Landespolitikern,

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Wir sind aber im 
Bund!)

wird immer wieder gefordert: Wir brauchen härtere Maß-
nahmen und einen Instrumentenkasten, um einen Lock-
down und durchaus auch Schulschließungen möglich zu 
machen. – Wie steht die CDU/CSU Fraktion im Bundes-
tag dazu? Denn das ist ja schon – Entschuldigung, dass 
ich das Wort benutze – eine Kakofonie, die hier vonseiten 
der Union kommt. Sie haben keine Linie.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Hausauf-
gaben machen!)

Eine Linie ist nicht erkennbar. In welche Richtung wollen 
Sie eigentlich gehen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Erwin Rüddel (CDU/CSU):
Lieber Herr Kollege, die Maßnahmen, die derzeit in 

Deutschland von der Koalition umgesetzt worden sind, 
haben nicht dazu geführt, dass wir bessere Inzidenzwerte 
haben als unsere europäischen Nachbarn.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Aber die Kran-
kenhäuser sehen besser aus!)

Deshalb muss man überlegen und auswerten, ob wir hier 
die richtigen Maßnahmen getroffen haben.

Wir brauchen einen Instrumentenkasten, der hilft, da-
rauf vorbereitet zu sein, dass es im Herbst neue Varianten 
geben könnte. Man muss auch darauf vorbereitet sein, 
dass es jetzt im Sommer wieder eine Welle gibt, die 
wiederum Auswirkung auf die Immunlage im Herbst 
und Winter hat, sodass wir dann zum Beispiel über 
mehr Freiheiten nachdenken könnten.

(Beifall der Abg. Simone Borchardt [CDU/ 
CSU])

Die Bandbreite der Maßnahmen ist groß. In der Ampel 
gibt es unterschiedliche Positionen dazu. Wir in der 
Union hingegen sind in dieser Frage sehr geschlossen.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei Ab-
geordneten der SPD)

Wir wissen inzwischen, dass Geimpfte in der Regel 
zwar keine schweren Verläufe bei den Infektionen haben, 
aber wir wissen auch, dass man eine Infektion an Dritte 
weitergeben kann. Umso wichtiger ist es, dass wir die 
eklatanten Defizite die Datenlage betreffend auflösen. 
Wir brauchen verlässliche Daten, damit wir in Zukunft 
die richtigen Maßnahmen ergreifen können. Mit Blick 
auf Herbst und Winter ist es von zentraler Bedeutung, 
die Datenlage zum Impf- und Immunstatus sowie hin-
sichtlich einer zweiten Auffrischungsimpfung zu ver-
bessern. Nur dann sind gut begründete, neue Coronamaß-
nahmen möglich. Panikmache und leichtfertige Eingriffe 
in Grundrechte sind fehl am Platz.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir werden uns sehr genau ansehen, wie die Bundes-

regierung das Infektionsschutzgesetz anpassen will. Un-
sere Vorschläge dazu liegen auf dem Tisch; sie wurden 
bereits angesprochen. Ich möchte ausdrücklich betonen: 
Wir müssen verhindern, dass es flächendeckende Schlie-
ßungen von Schulen und Kitas gibt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Erwin Rüddel (CDU/CSU):
Ich komme zum Ende. – Was wir brauchen, ist nicht 

das tägliche Orakel. Wir wären schon mit sachgerechtem 
Handeln zufrieden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 14 und 31 

sowie zu Zusatzpunkt 16. Interfraktionell wird Überwei-
sung der Vorlagen auf den Drucksachen 20/2573, 
20/2600 und 20/2581 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge dazu? – Das ist nicht der Fall. 
Dann verfahren wir so.

Zusatzpunkt 15. Wir kommen zum Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 20/2564. Die Fraktion der 
CDU/CSU wünscht Abstimmung in der Sache. Die Frak-
tionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP wün-
schen Überweisung, und zwar federführend an den Aus-
schuss für Gesundheit und mitberatend an den Ausschuss 
für Inneres und Heimat, an den Rechtsausschuss, an den 
Wirtschaftsausschuss, an den Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, an den Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend sowie an den Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung.

Wir stimmen nach ständiger Übung zunächst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Damit ist der Über-

weisungsantrag beschlossen worden bei Zustimmung 
durch die Koalitionsfraktionen und die AfD. Dagegen-
gestimmt haben CDU/CSU und Die Linke. Damit stim-
men wir über den Antrag auf Drucksache 20/2564 heute 
nicht in der Sache ab.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Kein Verbot des klimaneutralen Verbren-
nungsmotors – Technologieoffenheit gewähr-
leisten

Drucksache 20/2555
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz (f) 
Verkehrsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Federführung strittig

Es ist verabredet, hierzu 39 Minuten zu debattieren. Ich 
weise darauf hin – und werde mich hier entsprechend 
verhalten –, dass wir in unserer Tagesordnung schon 
eine halbe Stunde in Verzug sind und dass die Bespre-
chung und Bewältigung der späteren Tagesordnungs-
punkte bis sehr weit nach Mitternacht geht. Deswegen 
bitte ich Sie alle sehr um Disziplin bei der Einhaltung 
der Redezeiten.

Ich eröffne die Aussprache. Dr. Christoph Ploß hat das 
Wort für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wie erreichen wir die Klimaschutzziele im Mobilitäts-
sektor? Das ist eine Frage, über die wir gerade in den 
letzten Wochen im Deutschen Bundestag schon häufig 
debattiert haben. Immer wieder wurde deutlich, dass es 
zwei Ansätze gibt. Der eine Ansatz setzt rein auf batterie-
betriebene Elektromobilität. Er setzt darauf, dass der 
Staat den Unternehmen und Verbrauchern von oben vor-
schreiben soll, auf welchem Wege die Klimaschutzziele 
erreicht werden. Der Ansatz setzt sehr stark auf Staats-
wirtschaft. Dann gibt es den anderen Ansatz. Er setzt auf 
Technologieoffenheit, auf soziale Marktwirtschaft, auf 
Innovation, auf Wissenschaft und Forschung. Er setzt 
darauf, dass alle klimafreundlichen Technologien gleich-
berechtigt zum Einsatz kommen können und zum Einsatz 
kommen sollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Angesichts der Äußerungen der Bundesregierung und 

auch der Ampelkoalition in den vergangenen Wochen 
muss man eines feststellen: Die Ampelkoalition ist in 
dieser Frage nicht klar aufgestellt. Häufig weiß die eine 
Hand nicht, was die andere tut. Es gibt widersprüchliche 
Aussagen. Das kostet Vertrauen. Das sorgt für Unsicher-
heit bei der Wirtschaft, das sorgt für Unsicherheit bei den 
Verbrauchern. Deswegen wollen wir mit unserer Initia-
tive hier im Deutschen Bundestag dafür sorgen, dass die 
notwendige Klarheit so schnell wie möglich hergestellt 
wird.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Es kann doch nicht sein, dass zum Beispiel ein E-Auto, 
das mit Braunkohlestrom fährt, als klimaneutral gilt und 
ein Auto, das mit klimaneutralen, CO2-neutralen E-Fuels 
betankt wird, als klimaschädlich. Wir wollen mit unserem 
Antrag dafür sorgen, dass man in Zukunft nicht nur da-
rauf schaut, was aus dem Auspuff kommt, sondern auf 
den Gesamtprozess. Denn auf den Gesamtprozess zu 
schauen, ist mit Blick auf das Erreichen der Klimaschutz-
ziele von ganz entscheidender Bedeutung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Darf ich daran erinnern, liebe Ampelkoalition, dass wir 

hier häufig darüber gestritten haben, welcher Antrieb der 
richtige ist? Und da ist jeder anders. Der eine ist vielleicht 
ein Fan von Elektromobilität, weil die besonders effizient 
ist, der andere von E-Fuels, weil man hier die bestehende 
Logistik und Infrastruktur nutzen kann. Aber diese Frage 
sollte nicht die Politik beantworten, sondern die Unter-
nehmen, die Verbraucher, die Menschen in unserem 
Land. Sie sollten beantworten, welche Technologie sie 
favorisieren.

(Dorothee Martin [SPD]: Die haben sie ja be-
antwortet!)

Entscheidend muss aus politischer Sicht doch sein, dass 
die Klimaschutzziele erreicht werden, aber auf welchem 
Wege, das wollen wir in der sozialen Marktwirtschaft 
Unternehmen und Verbrauchern überlassen. Auch deswe-
gen sollten Sie heute den Antrag der CDU/CSU-Fraktion 
unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dorothee Martin 
[SPD]: Die 80er haben angerufen!)

Ich möchte noch ein Wort zur FDP sagen. Die FDP hat 
ja durchaus Vernünftiges zu dem Thema gesagt, sich 
bisher aber leider noch nicht gegenüber Grünen und 
SPD durchsetzen können. Sie haben heute die linke Ideo-
login Frau Ataman ins Amt gehoben.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oh!)

Sie haben viele bürgerliche Wähler heute mit Ihrem Vo-
tum im Deutschen Bundestag enttäuscht. Bei diesem 
Thema müssen Sie endlich klare Kante zeigen. Sie müs-
sen Statur zeigen, und Sie müssen dafür sorgen, dass 
Technologieoffenheit, dass soziale Marktwirtschaft, 
dass Innovationen auf europäischer und nationaler Ebene 
festgeschrieben werden. Deswegen: Unterstützen Sie un-
seren Antrag, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, kommen Sie zum Ende, bitte.

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
– und hören Sie auf, die bürgerliche Politik mit Füßen 

zu treten, wie Sie das heute mit der Wahl von Frau Ata-
man getan haben!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Isabel Cademartori hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Isabel Cademartori Dujisin (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr verehrte Damen und Herren! Herr Ploß, 
ich muss schon sagen: Frau Ataman in diese Debatte ein-
zubringen, ist wirklich unanständig.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Aber ich nutze gerne die Gelegenheit, ihr zu ihrer Wahl 
zu gratulieren. Ich bin übrigens sicher: Frau Ataman ist 
sehr technologieoffen und modern unterwegs.

(Zuruf von der AfD: Mit dem Lastenfahrrad!)

– Im Gegensatz zu manchen zu meiner Rechten.
Eine Sitzungswoche ohne Debatte zum Verbrennungs-

motor wäre möglich, aber wohl sinnlos. Also erkläre ich 
gerne erneut, warum der Kampf um den Verbrennungs-
motor im Pkw-Bereich bereits entschieden ist.

(Lachen bei der AfD)

Allein diese Woche – lesen Sie doch mal Nachrichten – 
hat Mahle, ein wichtiger Zulieferer aus Baden-Württem-
berg erklärt, die Tage des Verbrennungsmotors seien ge-
zählt, als sie ihren neuen Elektromotor vorgestellt haben. 
Mercedes-Benz hat seine neue Produktpalette vorgestellt. 
Auch sie setzen – Überraschung – auf Elektromobilität. 
Es kommt mir wirklich langsam absurd vor, hier jede 
Woche den Konservativen erklären zu müssen,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

dass ihr Anliegen nicht der Wirtschaft dient, von der 
Automobilindustrie nicht geteilt wird und geradezu in-
dustriefeindlich ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ich erkläre es 
Ihnen gleich!)

Was das Europäische Parlament und der Europäische 
Rat letzte Woche beschlossen haben, ist, den Rahmen für 
klimaneutrale Mobilität zu setzen und dass ab 2035 nur 
noch Fahrzeuge neu zugelassen werden können, die null 
Gramm CO2 ausstoßen. Das sind nach jetzigem Stand der 
Technik Fahrzeuge mit Wasserstoffantrieb und Elektro-
antrieb. Darüber hinaus hat der Rat auf Betreiben dieser 
Bundesregierung beschlossen, dass die Kommission auf-
gefordert wird, zu prüfen, einen Vorschlag vorzulegen, 
wie Autos zugelassen werden könnten, die nachweislich 
mit klimaneutralen synthetischen Kraftstoffen fahren.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Das ist doch nur eine 
Nebelkerze!)
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Diesen Prüfauftrag kann man nun als die Rettung des 
Verbrennungsmotors interpretieren, oder man kann ihn 
auch nur als einen Prüfauftrag interpretieren. Wir werden 
sehen, wie es ausgeht.

Aber wir sollten uns nicht davon ablenken lassen, dass 
die Beschlüsse auf europäischer Ebene – das will ich 
schon mal festhalten – wirklich wegweisend und his-
torisch sind: Wir werden in nur 13 Jahren den Umstieg 
auf klimaneutrale Mobilität erleben.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Wir werden gar nichts 
erleben!)

Zusammen mit den ebenso wegweisenden Beschlüssen 
zum Ausbau der erneuerbaren Energien von heute Mor-
gen ist das wirklich ein historischer Schritt, der zeigt, dass 
Politik nicht nur redet, sondern auch handelt.

Herr Ploß, Sie haben ja mehrfach in Ihrer Rede betont, 
dass wir der Marktwirtschaft diese Entscheidung über-
lassen müssen. Diesbezüglich finde ich Ihren Antrag be-
sonders spannend. Unter Punkt 3 fordern Sie uns als 
Bundesregierung auf, Strategien für klimafreundliche Al-
ternativen zur Elektromobilität und deren Markthochlauf 
zu erarbeiten. Da frage ich mich: Ist es unsere Aufgabe 
als Politik, den Markthochlauf dieser Technologien zu 
organisieren? Macht das die Wirtschaft denn nicht selbst? 
Organisiert sie nicht gegen den Willen der Autohersteller 
den Markthochlauf von Technologien, die diese gar nicht 
wollen? Gegen den Willen der Zulieferer? – Das, was Sie 
fordern, klingt doch sehr nach Staatswirtschaft, würde ich 
meinen, liebe Kolleginnen und Kollegen der Union. Ich 
persönlich bin davon überzeugt, dass Planwirtschaft kein 
erfolgreiches Modell ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

– Ja, da kann man auch klatschen.
Liebe Union, ich weiß, dass Sie sich gerne den An-

strich einer wirtschaftsfreundlichen und technologieaffi-
nen Partei geben; aber Ihre Mobilitätspolitik straft Sie 
jedes Mal Lügen. So ein bisschen erinnert mich dieser 
Tanz, den wir hier jetzt fast jede Sitzungswoche auffüh-
ren, an den Besuch von Armin Laschet bei Tesla im 
Wahlkampf, wo er sich und uns allen mal wieder so einen 
Fremdschammoment beschert hat, als er vor dem großen 
E-Auto-Hersteller der Welt über Wasserstoffantriebe re-
dete. Wie Ihr Kanzlerkandidat im Wahlkampf sind die 
Debatten, die Sie hier führen, industriepolitisch überholt. 
Der wissenschaftliche Diskurs ist weiter. Sie sind einfach 
nicht auf dem neuesten Stand der Debatte. Es ist, ehrlich 
gesagt, ein bisschen peinlich, das jede Woche hier aufs 
Neue zur Schau zu stellen.

(Beifall bei der SPD)

Tatsächlich hat Ihr Gerede von Technologieoffenheit 
nichts mit Technologie und schon gar nichts mit Offen-
heit, nichts mit guter Wirtschaftspolitik und sowieso 
nichts mit Klimaschutz zu tun. Es hat damit zu tun, den 
Menschen zu suggerieren, es müsse sich nichts wirklich 
ändern und es könnte dennoch alles besser werden. Wie 
diese Merkel’sche Politik an ihre Grenzen stößt, erleben 

wir zurzeit extrem schmerzlich. Überall brechen die De-
fizite verpasster Investitionen, Veränderungen und Ent-
scheidungen mit Macht auf.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Isabel Cademartori Dujisin (SPD):
Wir werden diesen Fehler nicht fortsetzen und die 

Menschen auf dem Weg zu klimaneutraler Mobilität mit-
nehmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dr. Dirk Spaniel hat das Wort für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Dirk Spaniel (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Es ist unglaublich, mit welcher Dreistigkeit 
ein Mitglied der Regierungskoalition hier die Wahrheit 
verdreht. Wir hören in der ganzen Debatte über das 
Ende des Verbrennungsmotors immer das Wort „Trans-
formation“. Ich will Ihnen mal sagen, was Transforma-
tion tatsächlich meint. Transformation meint Massen-
arbeitslosigkeit und Werksschließung. Das ist Ihre 
Transformation.

(Beifall bei der AfD)
Immer dann, wenn etwas Unangenehmes verkauft wer-
den muss, haben wir ein Wortspiel. Die Bürger in Ost-
deutschland kennen es unter dem Wort „Abwicklung“. 
Die Abwicklung der Automobilindustrie in Deutschland 
ist genau das, was Sie hier mit Transformation beschrei-
ben.

(Beifall bei der AfD – Dorothee Martin [SPD]: 
Vorsicht!)

Wir erleben das in der Realität gerade im Saarland – 
die Ministerpräsidentin ist jüngst gewählt und von der 
SPD –: Tausende Arbeitsplätze gehen verloren, Ford 
schließt die Standorte. Das ist Ihre Transformation.

(Beifall bei der AfD)
Ja, winken Sie ruhig mit der Hand ab. Die Arbeitsplätze 
und Schicksale sind Ihnen scheißegal. Genau das drücken 
Sie damit aus. Das muss hier auch mal klar gesagt wer-
den.

(Beifall bei der AfD)
Dann höre ich immer dieses Geschwätz von der Um-

stellung auf Elektromobilität weltweit. Das zeigt Ihre 
vollkommene Ahnungslosigkeit und Verblendung. Welt-
weit gibt es den Verbrennungsmotor sehr wohl in Zu-
kunft. Sie wissen, dass es so ist. Wir haben 2035 ungefähr 
15 Prozent Marktanteil in Europa zu erwarten. Es gibt 
kein Land der Welt, das den Verbrennungsmotor verbie-
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tet. Im Gegenteil: Der größte Markt der Welt, China, stellt 
wieder auf Verbrennungsmotoren um und belastet gerade 
Elektrofahrzeuge.

(Beifall bei der AfD – Dorothee Martin [SPD]: 
Ein tolles Vorbild!)

– Da können Sie grinsen, solange Sie wollen. Das ist die 
Realität. Sie zeigen, dass Sie keine Ahnung haben oder 
böswillig dieses Land sabotieren. So ist es.

(Beifall bei der AfD)

Noch etwas zum Thema EU-Beschluss. Auf europäi-
scher Ebene wurde eben gerade nicht – leider nicht, auch 
wenn Sie von der FDP es suggerieren – Technologie-
offenheit beschlossen. Der Beschluss sieht so aus, dass 
es leider nur außerhalb der Flottengrenzwerte die Exis-
tenz des Verbrennungsmotors gibt. Liebe Kollegen von 
der FDP, da haben Sie der Öffentlichkeit zu viel verspro-
chen. Sie hätten in der EU darauf dringen müssen, dass 
die Regelung der Flottengrenzwerte unbedingt übernom-
men wird. Ansonsten sieht es nämlich so aus, dass ein 
Autohersteller eine Strafzahlung in der Größenordnung 
von 10 000 bis 15 000 Euro für jedes verkaufte Auto ab 
2035 zahlen muss. Wir wissen genau: Das ist eben keine 
Technologieoffenheit; das ist das Gegenteil davon. Liebe 
FDP, machen Sie sich ehrlich: Wenn Sie mit den Leuten 
nicht den Verbrennungsmotor retten können, dann müs-
sen Sie das eben auch sagen. Es ist offensichtlich so, dass 
keine Mehrheit in diesem Parlament den Verbrennungs-
motor in Deutschland erhalten will, obwohl der Rest der 
Welt auf den Verbrennungsmotor setzt, genau wie die 
deutschen Unternehmen. Gucken Sie mal in die Unter-
nehmenskommunikation! Da steht das nämlich drin: Ver-
brennungsmotoren werden weiter gefertigt, nur nicht in 
Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Ich komme zu Ihrem Antrag, liebe Kollegen von der 
Union. Sehr schön! Sie haben in Ihren Antrag fast alles 
eingebaut, was wir in den letzten fünf Jahren im Deut-
schen Bundestag beantragt haben. Damals haben Sie un-
sere Anträge leider abgelehnt, wahrscheinlich weil Sie 
mit den Kollegen von der SPD in einer Koalition waren. 
Ich freue mich, dass Sie jetzt die Erkenntnis gewonnen 
haben, dass das sehr sinnvolle Anträge der AfD-Fraktion 
waren. Und ich freue mich darüber, dass Sie das umset-
zen wollen. Und wenn Sie es ernst meinen, unterstützen 
wir Sie selbstverständlich gerne dabei. Ich kann das nur 
begrüßen. Alles, was Sie in den Antrag geschrieben ha-
ben, entspricht, wie gesagt, unserer Politik. Sie sind in 
Baden-Württemberg aber in einer Koalition mit genau 
den Leuten, die den Verbrennungsmotor abschaffen wol-
len. Zur Politik gehört Ehrlichkeit.

(Maja Wallstein [SPD]: Das können Sie doch 
überhaupt nicht beurteilen!)

Wenn man die richtige Politik nicht mit den falschen 
Leuten machen kann, dann muss man sich eben politisch 
entscheiden. Bitte verkaufen Sie den Menschen nicht, 
dass Sie den Verbrennungsmotor retten wollen in einer 
Koalition mit den Grünen in Baden-Württemberg! So 
geht das nicht. Aber wenn Sie im Interesse der Arbeit-
nehmer in diesem Land eine Politik zur Rettung des Ver-

brennungsmotors machen wollen, dann werden wir Sie 
dabei jederzeit unterstützen. Ich freue mich auf die span-
nenden Diskussionen, die wir in Zukunft erleben werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Es weist alles darauf hin, dass Stefan Gelbhaar jetzt das 

Wort hat für Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Herr Ploß, Herr Spaniel, man hat manchmal 
das Gefühl, dass der Verbrenner für Sie kein Motor ist, 
sondern Teil einer Art von Identitätspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Damit kennen sich die Grünen ja aus!)

Anders kann ich mir den Hinweis von Herrn Ploß nicht 
erklären; denn die Verbindung von Ferda Ataman zu der 
Debatte, die wir gerade führen, erschließt sich hier, ganz 
ehrlich, keinem im Raum.

Sie haben in Ihrem Antrag eine klare Haltung von der 
Bundesregierung gefordert. Ganz ehrlich: Bei der Pkw- 
Flottenregulierung ist die Haltung der Bundesregierung 
so klar wie nur möglich.

(Lachen des Abg. Dr. Christoph Ploß [CDU/ 
CSU])

Das scheinen Sie von der Union zu verdrängen. Ich will 
nicht sagen „von der Union“; denn von Ihnen sind so 
wenige anwesend, dass das innerhalb der Fraktion wirk-
lich Ihr Standpunkt sein muss, Herr Ploß; sonst scheint 
Ihnen keiner mehr zu folgen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – 
Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Wie ist denn 
die Haltung? Können Sie das sagen, Herr 
Gelbhaar?)

Ich skizziere es Ihnen in knappen Worten: 2035 ist 
Schicht im Schacht. Ab 2035 können nur noch Pkws 
neu zugelassen werden, die CO2-frei fahren.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: In Deutschland! – 
Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das wird nicht passie-
ren, Herr Gelbhaar!)

Das ist die europäische Zielmarke für klimaneutrale Mo-
bilität. Damit wird die Elektrifizierung vorangetrieben. 
Und das ist doch richtig. Sie sagen, dass E-Fuels per se 
klimaneutral sind. Wie kommen Sie darauf? E-Fuels 
kann man auch mit Braunkohle herstellen. Das ist sehr 
schräg, was Sie formulieren. Mit hoher Wahrscheinlich-
keit wird sich die Elektromobilität in der Bundesrepublik 
deutlich vor 2035 durchgesetzt haben. Dass wir schneller 
sind, als es ist die Europäische Union vorgibt, ist doch 
auch gut.
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(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Wir sind schneller in 
der falschen Richtung!)

Wir müssen auch schneller sein; denn klimapolitische 
Neutralität ist unser Ziel – Stichwort „Pariser Klima-
schutzabkommen“ –, und zwar nicht nur für die Bundes-
republik. Vielmehr leisten wir damit unseren Beitrag zum 
Erreichen der Pariser Klimaschutzziele. So, das vielleicht 
als Intro.

Sie haben eine klare Haltung der Bundesregierung ge-
fordert und beziehen sich immer auf die politische Ab-
sichtserklärung, die im Ministerrat formuliert wurde. 
Wenn Sie sich diese Passage genau anschauen, dann steht 
darin, dass die EU-Kommission einen Vorschlag machen 
wird für Pkws außerhalb der Flottengrenzwerte. Liebe 
Union, die EU wird bestimmt etwas Sinnvolles vorschla-
gen außerhalb des Systems der Flottengrenzwerte für 
Pkws. Ich glaube, dass Sie sich da keine Sorgen machen 
müssen. Vielleicht findet die EU-Kommission einen 
Weg, dass Luxusautos weiterhin mit Verbrennermotoren 
fahren können, der Aston Martin, der Maybach oder Ähn-
liche. Wenn Sie das glücklich macht, dann werden Sie in 
Brüssel sicherlich dafür kämpfen. Na gut, wenn das der 
Kampf der Union ist, dann kämpfen Sie ihn.

Allen anderen Menschen sei gesagt: Wir schaffen mit 
dieser weitreichenden Entscheidung endlich Techno-
logieklarheit, und das ist auch notwendig für die Investi-
tionssicherheit hier im Land und darüber hinaus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Technologieoffenheit ist nichts Schlechtes; aber Techno-
logieoffenheit ist ein strategischer Ansatz in Entwick-
lungsphasen, und da sind wir einfach weiter, sowohl öko-
nomisch als auch ökologisch. Wir wissen doch, wohin es 
geht. Frau Cademartori hat sauber aufgeführt, was Mahle 
und andere kommuniziert haben. Um es einmal salopp zu 
formulieren: Der Drops ist gelutscht.

Herr Ploß, wenn Sie trotzdem unbedingt Wasserstoff-
mobilität wollen, dann – das steht Ihnen frei – machen Sie 
das doch. Suchen Sie sich einen Hersteller! Wenn Sie 
E-Fuels, biologische Kraftstoffe entwickeln wollen, 
dann machen Sie das doch. Das können Sie alles tun. 
Das verhindert keiner.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Aber wenn 
die an den Tankstellen nicht verkauft werden 
dürfen!)

Der Punkt ist: Der Staat darf seine Forschungs- und Ent-
wicklungsmittel nicht verschwenden; sie müssen zielge-
nau eingesetzt werden. Alles, was Sie fordern, wird nicht 
zum Erreichen der Klimaneutralität bis 2045 beitragen. 
Deswegen ist es richtig, dass wir jetzt Technologieklar-
heit haben. Ein Staat muss priorisieren, kanalisieren. Das 
haben wir mit dieser Entscheidung in Brüssel getan.

Vielleicht noch ein Satz zu China, da Sie es angespro-
chen haben.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ich habe China an-
gesprochen!)

– Herr Spaniel hat China angesprochen. Dass die AfD 
immer nach China schaut, ist sehr interessant. – Ich 
schaue nach Norwegen, einem befreundeten europäi-
schen Staat.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Aber nur noch ganz kurz. Der Weg ist weit.

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich schaue ganz kurz hin. – Über 78 Prozent der Neu-

zulassungen im Juni waren Batteriefahrzeuge.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein Trend, den man unterstützen kann, zum Bei-
spiel mit einer Bonus-Malus-Regelung bei der Kfz-Steu-
er. Dafür stehen wir.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bernd Riexinger hat jetzt das Wort für die Fraktion Die 

Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Bernd Riexinger (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Der Antrag der Union ist überflüssig, falsch 
und aus der Zeit gefallen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Entscheidung für Elektromobilität ist längst getrof-
fen. Die Behauptung, dass mit synthetischen Kraftstoffen 
die Mobilität für alle bezahlbar wird, Klimaschutzziele 
erreicht oder Arbeitsplätze gesichert werden, hat mit der 
Realität nichts zu tun. Für synthetische Kraftstoffe wird 
ein Mehrfaches an Energie benötigt als bei batterieelek-
trischer Mobilität – Energie, die wir nicht haben. Auch 
fortschrittliche Biokraftstoffe sind keine flächen-
deckende Alternative. Synthetische Kraftstoffe sowie 
fortschrittliche Biokraftstoffe sind allein schon wegen 
ihrer Knappheit kein Beitrag für bezahlbare Mobilität.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Union versteht vor allem nichts von der dringend 
notwendigen nachhaltigen Mobilitätswende. Stattdessen 
verkürzen Sie die Debatte auf die Antriebswende und 
wollen den Lebenszyklus des Verbrenners verlängern. 
Ich sage es noch einmal: „Mobilität der Zukunft“ heißt: 
Städte und Kommunen der kurzen Wege, Ausbau des 
ÖPNV und der Bahn, günstige Ticketpreise, weniger 
Pkw- und Lkw-Verkehr.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: DDR 2.0!)
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Stattdessen machen Sie Stimmung gegen das 9-Euro-Ti-
cket. Wir brauchen aber dauerhaft niedrige Fahrpreise, 
damit viele umsteigen. Das ist die richtige Antwort.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wer so krampfhaft das Bestehende fortsetzen will, 
sichert auch keine Arbeitsplätze. Schon heute werden 
massenhaft Arbeitsplätze abgebaut,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Und gehen nach 
China!)

trotz Rekordgewinnen der großen Automobilkonzerne. 
Dabei trifft es am härtesten die Zulieferer. Ich wohne in 
einer Automobilregion. Namhafte Zulieferer haben ihre 
Produktionsstandorte bereits nach Osteuropa verlagert 
und Tausende von Arbeitsplätzen vernichtet. Da hätte 
ich auch gerne jemanden von der CDU vor den Werk-
toren gesehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Isabel 
Cademartori Dujisin [SPD])

Müsste das Desaster an den Flughäfen nicht zu der 
Erkenntnis führen, dass staatliche Gelder nicht zur Ar-
beitsplatzvernichtung genutzt werden dürfen,

(Beifall bei der LINKEN)
sondern, im Gegenteil, an die Bedingung des Erhalts von 
Arbeitsplätzen und Standorten geknüpft werden müssen? 
Alles andere ist doch absurd.

(Beifall bei der LINKEN)
Allein die Elektromotorisierung wird bis zu 200 000 

Arbeitsplätze kosten. Deshalb reicht es eben nicht, beste-
hende Arbeitsplätze zu schützen. Es müssen neue ge-
schaffen werden. Die Verdoppelung des ÖPNV und der 
Ausbau der Bahn würden bis zu 400 000 neue Arbeits-
plätze im industriellen Bereich schaffen. Das wäre im 
Übrigen zukunftsorientiert.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Ach was! Herr Riexinger, das ist doch 
Unsinn!)

Die Gewerkschaften, die Belegschaften, die Betriebsräte 
müssen daran beteiligt werden, damit gute Arbeit und 
wirksamer Klimaschutz gleichermaßen vorangetrieben 
werden können.

Ihr Antrag leistet dazu keinen Beitrag. Deshalb lehnen 
wir ihn ab.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: DDR 2.0!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Judith Skudelny hat jetzt das Wort für die FDP-Frakti-

on.
(Beifall bei der FDP)

Judith Skudelny (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In einer Regierungskoalition ist es ein bisschen 
wie in einer Ehe. Man kennt und vertraut sich, man de-

finiert gleiche Ziele und Werte, und trotzdem assimiliert 
man sich nicht. Man hat immer noch unterschiedliche 
Meinungen und Ansichten. Darüber darf man auch an 
der einen oder anderen Stelle einmal diskutieren. Ins-
gesamt sollte man sich davon nicht irritieren lassen. Wir 
werden und haben bis jetzt immer wieder gemeinsame 
Wege gefunden, unsere unterschiedlichen Ansichten zu-
einanderzuführen. Genauso sieht es jetzt auch bei dem 
Thema Verbrennungsmotor aus. Wir haben erreicht, 
das, was wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben, auf 
europäische Ebene zu ziehen,

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Was denn?)

nämlich dass es grundsätzlich möglich sein soll, dass ein 
Verbrennungsmotor, der mit klimaneutralen Kraftstoffen 
betankt wird, auch nach 2035 zugelassen werden kann.

(Beifall bei der FDP – Dr. Christoph Ploß 
[CDU/CSU]: Frau Lemke erzählt etwas ande-
res!)

Richtig ist jedoch, dass es kein Automatismus ist. Wir 
haben es noch nicht ganz ins Gesetz geschafft, wir haben 
es in die Ergänzungs-, Erwägungsgründe geschafft. Es 
liegt noch ein Stück weit Arbeit vor uns, bis aus der 
kleinen Katzenklappe an Möglichkeiten eine echte Tür 
oder am besten noch ein Scheunentor wird.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Versteht das 
Frau Lemke?)

Bevor ich darauf eingehe, wie das funktionieren kann, 
möchte ich Ihnen drei Gründe nennen, warum es denn 
notwendig ist.

In meiner letzten Rede habe ich gesagt, dass wir uns 
mit der reinen Elektrifizierung in unseren Rohstoffpart-
nerschaften von Ländern abhängig machen, die nicht so 
ganz einfach sind, die unter ökologisch fragwürdigen 
Umständen Rohstoffe abbauen, die Menschen- und Bür-
gerrechte nicht einhalten und die Industriepolitik auch 
teilweise mit Werten versehen, die wir nicht teilen. 
Wenn Sie an dieser Stelle an China denken – ich auch. 
Die synthetischen Kraftstoffe, die Erneuerbaren, die 
E-Fuels, schaffen neue Rohstoffpartnerschaften mit Län-
dern, die wir heute noch gar nicht im Blick haben, die sich 
auf einen guten Weg machen, die Demokratie weiter för-
dern wollen und den Wohlstand ihrer Bevölkerung im 
Blick haben. Ich nenne als ein Beispiel Chile, das sich 
gestern präsentiert hat. Aber es gibt viele Länder, die 
Wind, Sonne und Wasser haben und somit als mögliche 
Lieferanten für neue Rohstoffe für uns infrage kommen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dieter 
Janecek [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Da müssen wir auch gar nicht so viel investieren. Das 
Gute ist: Die Infrastruktur dafür besteht schon. Das heißt, 
das Thema „Leitung, Speicherung“, was wir mit Elek-
trizität hier in Deutschland haben, haben wir bei diesen 
Themen nicht. Es gibt schon die Infrastruktur, diese 
Kraftstoffe nach Deutschland zu bringen, in Deutschland 
zu verteilen, und wir haben sogar den Motor, in den sie 
klimaneutral getankt werden können. Das ist der Verbren-
nungsmotor. Lauter Vorteile, die wir nutzen können im 
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Sinne einer Ressourceneffizienz. Überall anders wollen 
wir alles andere doch auch immer länger nutzen. Warum 
nicht hier?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Auf diese Art und Weise können wir auch Klimaschutz 
schneller betreiben, weil wir nicht warten müssen, bis die 
Infrastruktur steht, weil wir auf eine bestehende Infra-
struktur aufbauen können, das ausbauen können und wir 
zwei Wege haben, die Pariser Klimaziele einzuhalten. 
Das macht die ganze Sache deutlich schneller, und es 
ist doch Geschwindigkeit, die wir beim Klimaschutz ha-
ben wollen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Union hat gefragt: Mensch, wie geht das denn? Ich 
kann Ihnen zwei Wege nennen. Eigentlich müsste die 
Europäische Kommission eine Idee bringen, aber wir 
waren übrigens schon früher für euch Serviceopposition, 
jetzt sind wir Serviceregierung.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir geben jetzt einfach einmal zwei Ideen, wie man 
das umsetzen kann. Das Erste ist einfach. Wir nehmen 
einen separaten Rechtsakt und sagen: Autos mit Verbren-
nungsmotor, die mit klimaneutralen Kraftstoffen betankt 
werden, werden außerhalb der Flottengrenzwerte gesetzt. 
Punkt, aus, fertig, geht, betrifft die bestehende Regulie-
rung nicht, ist ein gesonderter Rechtsakt, könnte man 
machen, wenn man will. Man kann aber auch – und das 
haben tatsächlich in der Europäischen Union nicht nur die 
FDP vorgeschlagen, sondern auch die Unionsabgeord-
neten – sagen, dass die Hersteller von Verbrennungs-
motoren dazu verpflichtet werden, klimaneutrale Kraft-
stoffe in den Markt reinzubringen. Das wird dann am 
Ende, bevor es in die Flottengrenzwertregulierung rein-
geht, mitberücksichtigt. Diese Vorschläge des Europäi-
schen Parlaments gibt es schon, und auf die kann man 
aufsatteln, die kann man umsetzen. Das sollte sich die 
Europäische Kommission auch noch einmal gesondert 
ansehen.

(Beifall bei der FDP – Christian Hirte [CDU/ 
CSU]: Vielleicht auch die Bundesregierung!)

Am Ende gilt, dass die FDP durchaus weiß, dass wir 
noch nicht am Ende der Diskussion sind, weder in der 
Ampel und schon gar nicht auf europäischer Ebene. Aber 
es ist ein sinnvoller, es ist ein technologieoffener und es 
ist ein effizienter Weg, Klimaschutz zu beschleunigen. 
Deswegen werden wir die Fahne der E-Fuels hochhalten 
und beschleunigen und nicht müde werden, diese Debatte 
auf jeder Ebene mit Ihnen und mit Europa zu führen.

(Beifall bei der FDP)

Ganz am Ende möchte ich noch sagen, ein guter Tipp 
aus meiner persönlichen Ehe: In jeder Ehe kracht es, man 
hat unterschiedliche Meinungen. Das ist überhaupt nicht 
schlimm – solange ich am Ende recht behalte.

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU)

In diesem Fall heißt es: Der Tag ist egal, solange die FDP 
sich am Ende durchsetzen kann und die Verbrennungs-
motoren über 2035 möglich bleiben.

(Beifall bei der FDP – Dr. Christoph Ploß 
[CDU/CSU]: Sie sind aber nicht mit Herrn 
Gelbhaar verheiratet, oder?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Martina Englhardt-Kopf hat jetzt das Wort für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist schon 
wirklich beeindruckend, wie groß heute unsere Schnitt-
menge – Frau Skudelny, Sie haben es vorgetragen – der 
Union und der FDP ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Leider kommen damit aber die große Uneinigkeit und die 
Zerrissenheit der Ampel wieder ganz deutlich zum Aus-
druck.

Wir haben in der Vergangenheit in unserem Land im-
mer auf die Innovationskraft und Stärke der Wirtschaft 
vertraut. Es ist die Aufgabe der sozialen Marktwirtschaft, 
dass der Staat auch den Rahmen setzt und die Ziele vor-
gibt, aber die Umsetzung, der Weg dorthin sollte doch 
den Unternehmerinnen und Unternehmern und Beschäf-
tigten überlassen bleiben; denn nur so kommen wir wei-
ter. Es gibt viele kluge Konzepte, um die Ziele auch zu 
erreichen.

Wir appellieren deshalb an die Bundesregierung, auch 
diesen Gedanken weiter in die europäische Politik hinein-
zutragen. Für die Umsetzung unserer Klimaziele im Ver-
kehrssektor ist deshalb Technologieoffenheit das Schlag-
wort. Statt hier einseitig nur auf die E-Mobilität zu setzen, 
ist es aus unserer Sicht ganz klar, dass wir hier nicht zu 
starke Abhängigkeiten auch im Rohstoffbereich auf-
bauen dürfen. Wir müssen alle Instrumente und Techno-
logien nutzen, und dazu gehören auch synthetische Kraft-
stoffe, Biokraftstoffe der zweiten Generation, die wir hier 
entsprechend einbeziehen, damit Mobilität bezahlbar 
bleibt, aber auch Arbeitsplätze bei uns im Land erhalten 
und gesichert werden können und gleichzeitig ganz 
technologieoffen auch die Klimaschutzziele erreicht wer-
den können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es muss deshalb aus unserer Sicht an drei Stellschrau-

ben gedreht werden. Zum Ersten: Synthetische Kraft-
stoffe müssen weiter im Rahmen der CO2-Flottengrenz-
werte miteinberechnet werden können. Zum Zweiten: 
Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU muss ent-
sprechend weiterentwickelt werden. Wir brauchen hö-
here Quoten zum einen für Wasserstoff, aber auch für 
Biokraftstoffe, synthetische Kraftstoffe. Nur so können 
wir in der Zukunft auch die Bestandsfahrzeuge klimaneu-
traler betreiben, um hier einen wesentlichen Beitrag für 
die Klimaschutzziele zu erreichen. Zum Dritten: Projekte 
zur Entwicklung und Herstellung von synthetischen 
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Kraftstoffen in der EU und auch in Drittstaaten müssen 
wir weiter fördern, um auch einen industriellen Hochlauf 
zu ermöglichen.

Nur so können wir in der Summe ein gutes Konzept für 
die Zukunft aufstellen. Völlig technologieoffen vertrauen 
wir auf das Know-how, auf die Kompetenz unserer Un-
ternehmerinnen und Unternehmer. Es gibt bereits viele 
kluge Konzepte und Ansätze. Damit wir diese weiterent-
wickeln können, braucht es diesen technologieoffenen 
Rahmen. Dafür treten wir ein, damit die Mobilität der 
Zukunft sauber wird, aber auch bezahlbar für alle zur 
Verfügung steht; jederzeit. Stimmen Sie deshalb heute 
für unseren Antrag.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Carsten Träger hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Carsten Träger (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen aus der demokratischen Mitte! Liebe Frau 
Englhardt-Kopf, schön dass Sie gesprochen haben. Sie 
sind immerhin die einzige Frau auf der rechten Seite 
des Hauses. Respekt, Sie halten die Fahne der Frauen 
hoch in der Union. Bei der AfD schaut es irgendwie 
noch ein bisschen schwieriger aus, aber das ist auch al-
tersbedingt. Ich sage einmal: Mehr Jahre als Haare sieht 
man da.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Aber kommen wir zum Thema. Wir debattieren über 

einen Antrag der CDU/CSU, den wir eigentlich als erle-
digt betrachten können, aber wir nutzen die Gelegenheit 
zum Austausch. Das ist immer zielführend und bringt uns 
an einem Tag wie diesem auch weiter, wo wir sonst wenig 
zu besprechen haben.

Stellen wir einmal fest: Pkw und leichte Nutzfahrzeuge 
wie Kleintransporter machen die Hälfte der Verkehrs-
emissionen aus und sind verantwortlich für 15 Prozent 
der gesamten Treibhausgasemissionen in der EU. Deswe-
gen ist es wichtig, dass man sich darüber unterhält, wie 
wir denn die Verkehrsemissionen nach unten bringen. 
Wir haben hier vor gar nicht allzu langer Zeit ein Klima-
schutzgesetz verabschiedet, zusammen mit der Union. Da 
stehen Sektorziele drin, auch für den Verkehrsbereich. 
Wenn man jetzt anerkennt, dass es einige Anstrengungen 
gab – das hat etwas mit Flottengrenzwerten zu tun –, um 
die Emissionen nach unten zu bringen, dann muss man 
doch auch, um die ganze Wahrheit zu sagen, feststellen, 
dass alle Erfolge wieder aufgefressen wurden durch noch 
mehr Pkws mit noch leistungsstärkeren Motoren.

Also ist schon die Frage: Welchen Weg gehen wir denn 
jetzt? Ich halte die europäische Einigung auf ein Aus-
laufen des Verbrenners, auf keine Neuzulassung von Ver-
brennungsmotoren nach 2035 für dringend notwendig 
und unterstütze ausdrücklich diese europäische Einigung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben dringenden Handlungsbedarf, und wir sen-
den ein klares Investitionssignal an die Industrie. Sie 
sprechen doch immer davon, dass Sie – wie soll man 
sagen? – so marktwirtschaftlich kluge und weiterbli-
ckende Entscheidungen treffen, und da gehört Planungs-
sicherheit nun einmal ganz entscheidend dazu. Ich bin 
sehr froh, dass wir das Signal senden: Liebe Industrie, 
dahin geht die Reise. Ihr müsst die Abhängigkeit von 
Öl reduzieren, ihr müsst die Luftverschmutzung nach 
unten bringen, und ihr müsst effizientere Autos in den 
Markt bringen. – Dann wird es auch was mit dem Markt-
hochlauf, und dann werden diese E-Mobilitäts-Autos 
auch deutlich günstiger werden. Das kenne ich noch aus 
der Universität, aus dem Proseminar „Betriebswirt-
schaftslehre und Volkswirtschaftslehre“, das ich damals 
besuchen durfte.

Als Umweltpolitiker gestatten Sie mir noch eine An-
merkung zu synthetischen Kraftstoffen. Sie sind aus mei-
ner Sicht keine nachhaltige Lösung, weil sie schlicht zu 
teuer sind. Sie werden auch in Zukunft noch sehr teuer 
sein, und sie basieren auf Grünem Wasserstoff, den wir in 
anderen Sektoren wahrscheinlich sehr viel dringender 
brauchen werden, vielleicht auch im Verkehrssektor, 
aber eben nicht bei den privaten Nutzfahrzeugen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber wir haben uns in der Koalition auf Technologie-
offenheit verständigt – Herr Busen, da müssen Sie nicht 
den Kopf schütteln; Sie waren dabei, und Sie sind dabei –, 
und deswegen sagen wir: Gut, treiben wir diese Techno-
logie nicht unbedingt mit Vollgas voran, aber schauen wir 
doch, ob es da noch zu Innovationssprüngen kommt, ob 
denn tatsächlich die Industrie aus eigener Kraft investie-
ren möchte und ob das dann dazu führen wird, dass wir zu 
einem wirklich preiswerten Einsatz der Synfuels kom-
men werden. Dann habe ich auch nichts dagegen. Aber 
ich glaube ehrlicherweise nicht daran. Diese Versprechen 
haben wir schon lange gehört, und sie sind bisher nicht 
eingetreten. Aber wie sagt man in Bayern? Schau’n mer 
mal!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat jetzt Dieter Janecek für Bündnis 90/Die 

Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Der vorliegende Antrag 

der Union hat viel weniger mit Technologieoffenheit zu 
tun als viel mehr mit einem Technologiezwang. Sie wol-
len der deutschen Industrie eine Technologie aufzwingen,

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Dummes Zeug!)
die einen Wirkungsgrad im Bereich der E-Fuels von 
13 Prozent hat, während die batterieelektrische Mobilität 
bei 70 Prozent ist?
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(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ach was!)
Sie wollen die 100 Kilometer auf der Straße, die man 
elektrisch mit 18 Kilowattstunden fahren kann, lieber 
mit 100 Kilowattstunden bei den E-Fuels fahren.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Dummes Zeug!)
Das ist das, was die Automobilindustrie nicht will. Reden 
Sie einmal mit Vertretern von Daimler, von MAN, von 
VW. VW hat übrigens heute eine Gigafabrik in Salzgit-
ter – eine Grundsteinlegung – mit dem Bundeskanzler 
eröffnet. 20 Milliarden Euro sollen investiert werden. 
Und Sie wollen der Industrie erzählen, die übrigens zu-
nehmend genervt ist von Vertretern der Union, was für 
eine Technologie kommen soll,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Widerspruch bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

während die Investitionsentscheidungen in Europa nur in 
eine Richtung gehen, und das ist nun einmal im Bereich 
der Pkw-Fahrzeuge die batterieelektrische Mobilität?

Was China angeht: Herr Spaniel, vielleicht haben Sie 
es verfolgt, dass BYD Tesla überholt hat. BYD ist der 
chinesische Elektrokonzern in diesem Bereich. Die Aktie 
von BYD geht momentan als einige der wenigen durch 
die Decke. Da sind die Investitionsentscheidungen – 
weltweit.

Die Europäische Union hat sich entschieden, aber in 
einem besonderen Maße, auch Infrastruktur, Ladeinfra-
struktur zu schaffen. Das heißt, wir machen eine Kom-
bination von Politik, Industrie und eben auch Klimaneu-
tralität.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben einen klaren Pfad für 2035, und wir wissen, 
dass die Menschen jetzt bereit sind, zu kaufen.

Ich sage es ganz ehrlich: Natürlich freuen wir uns auch, 
wenn die Pkw-Mobilität ersetzt wird. Das 9-Euro-Ticket, 
das wir auf den Weg gebracht haben, ist ein großer Er-
folg.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Janecek?

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Beides zu machen, also auf der einen Seite Umstiegs-

möglichkeiten zu schaffen und auf der anderen Seite 
Elektromobilität zu fördern, das ist der richtige Weg.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Möchten Sie die Zwischenfrage von Herrn Spaniel 

zulassen?

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
In diesem Fall lasse ich sie sogar zu, ja. Das mache ich 

mal.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sehr gut!)

Dr. Dirk Spaniel (AfD):
Viele Dank, Herr Janecek. – Sie haben gerade China 

angesprochen. Sie haben BYD genannt, ein Einzelunter-
nehmen, dessen Aktienkurs aus welchen Gründen auch 
immer steigt; das kann ja passieren. Aber es geht hier um 
die Gesetzgebung in China. Ist Ihnen bekannt, dass in 
China eine Gesetzgebung in Vorbereitung ist – das hat 
der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages 
festgestellt –, die die verbrennungsmotorischen Fahr-
zeuge mit synthetischen Kraftstoffen gegenüber Elektro-
fahrzeugen bevorteilt? Kennen Sie das Malus-System, 
das die Chinesen für Elektrofahrzeuge planen? Wenn 
Sie das beides kennen, dann müsste es doch in Ihrem 
Kopf auch Klick machen: Wir in Europa, Sie in der Re-
gierungskoalition sind die einzigen Geisterfahrer in der 
Welt, die den Verbrennungsmotor verbieten wollen. Die 
Chinesen nicht. Die Chinesen werden als Markt für die 
deutschen Unternehmen bei Weitem bedeutender sein als 
der europäische Markt.

Jetzt frage ich Sie noch einmal: Ist Ihnen die geplante 
Gesetzgebung in China anhand der Bundestagsdruck-
sache bekannt, ja oder nein? Und wie kommen Sie zu 
Ihrem Schluss?

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Spaniel, das ist relativ einfach: Ich schaue mir 

Märkte an, und ich schaue mir auch die Staaten an, und 
das schon seit langer Zeit. Die Chinesen haben die Elek-
tromobilität im hohen Maße gefördert. Es ist ein Land mit 
1,4 Milliarden Konsumenten und geht einen Weg in ver-
schiedene Direktionen; das haben Sie richtig geschildert.

Was falsch ist, ist, dass Sie den Markt nicht beobach-
ten. Nio zum Beispiel ist jetzt in Deutschland. Das ist ein 
chinesischer Weltkonzern der Elektromobilität. Das 
heißt, die rollen das in den Städten aus. China hat übri-
gens auch einen Pfad, was Sie ja immer ablehnen, in 
Richtung Dekarbonisierung 2060. Das heißt, Klimaneu-
tralität in China geht sehr stark damit zusammen, dass die 
Elektromobilität eine Rolle spielt, aber eben auch der 
Ausbaupfad in den Städten. Zum Beispiel gibt es in 
Shenzhen 27 000 Elektrobusse. Das sind also Investiti-
onsentscheidungen, die der Staat trifft.

Die eine Entscheidung gibt es, die andere auch. Wir 
werden sehen, was am Ende herauskommt. Aber zu be-
haupten, dass China den Elektromotor gegenüber dem 
Verbrennungsmotor benachteiligt, ist schlichtweg 
falsch. – Vielen Dank für Ihre Frage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Gyde Jensen 
[FDP])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Christian Hirte hat das Wort für die CDU/CSU-Frakti-

on.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Christian Hirte (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Was uns als antragstellende Fraktion von der 
Regierungskoalition unterscheidet, ist, dass wir eine klare 
Vorstellung davon haben, was wir wollen. Wir wollen 
technologieoffen den Verbraucherinnen und Verbrau-
chern und der Industrie die Möglichkeit geben, Angebote 
zu entwickeln und sich zu entscheiden, wie jeder für sich 
klimaneutral oder klimafreundlicher die Mobilität gestal-
tet. Was Sie machen, ist ein völliges Hickhack in der 
Kommunikation.

Liebe Frau Skudelny, ich habe Ihrer Rede aufmerksam 
zugehört. Ich kann bei ganz vielem Beifall klatschen. 
Vieles von dem, was Sie sagen, auch als FDP, stimmt. 
Das Problem ist nur: Sie tun nicht, was Sie sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Sie sagen, Sie wollen Technologieoffenheit, aber Sie tun 
es nicht als Regierung.

Ende Juni hat die Umweltministerin Lemke gesagt, 
dass der Verbrenner jetzt verboten wird. Bei 2035 hat 
Herr Lindner widersprochen und gesagt: Das geht ja gar 
nicht. – Das war alles großer Popanz. Zur Wahrheit ge-
hört, dass Sie bereits in Ihrem Koalitionsvertrag – und ich 
empfehle Ihnen, einmal hineinzuschauen, auf Seite 40 – 
gemeinsam mit Grünen und SPD vereinbart haben, dass 
der Verbrenner ab 2035 verboten wird. Deswegen hält 
sich Frau Lemke an das, was Konsens im Kabinett ist 
und was übrigens im März schon beschlossen war. Was 
Frau Lemke sagt, ist: Der Verbrenner wird verboten.

Wenn Sie nun erzählen, dass synthetische Kraftstoffe 
möglicherweise eine Chance haben sollen, dann ist das 
nur ein kleiner Teil der Wahrheit. Die eigentliche Wahr-
heit ist nämlich, dass der Prüfauftrag sich auf die Mobili-
tätsfragen außerhalb der Flottengrenzwerte bezieht.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Hört! Hört!)

Das heißt, alle normalen Fahrzeuge dürfen eben nicht mit 
Verbrennern unterwegs sein, sondern sie müssen Sonder-
funktionen, Sondermobilitätsfragen neben den Flotten 
haben. Das heißt also: Normale Fahrzeugverbrenner für 
Otto Normalverbraucher sind ab 2035 verboten.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Aha! Weiß die FDP 
davon?)

Das haben Ihnen Grüne und SPD übrigens gerade noch 
einmal relativ deutlich erklärt.

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und wer hat es Ihnen erklärt?)

– Ich habe es verstanden. Ich glaube, die meisten von uns 
haben es verstanden. Wir wollen es aber nicht; das ist der 
Unterschied.

Wir wollen, dass es unter Technologieoffenheit mög-
lich ist, auch andere Wege zu beschreiten, etwa auch mit 
synthetischen Kraftstoffen, mit Biokraftstoffen und vor 
allem auch mit Blick auf den auch 2035 noch großen 
Bestand an Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren. 
Auch da verhindern Sie die Möglichkeit, dass man einen 

Technologiehochlauf organisiert, dass man organisiert, 
dass nach und nach auch synthetische Kraftstoffe eine 
Chance haben, in den Markt hineinzukommen.

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie hatten 16 Jahre lang Zeit! Ich 
muss es Ihnen leider sagen! Das hätten Sie ja 
machen können!)

Sie – auch Sie von der FDP – verhindern die Möglich-
keiten, die uns die Technologien und die Entwicklungen 
der nächsten Jahre bieten. Im Übrigen: Auch die deut-
schen Automobilhersteller werden nach 2035 Verbrenner 
herstellen – nur nicht mehr für Europa.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jan Plobner hat jetzt das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Jan Plobner (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Fraktio-
nen!

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Linkspar-
tei?)

Liebe Union, in Ihrem Antrag sprechen Sie immer wieder 
von Technologieoffenheit. Ich habe jetzt Ihren Antrag 
mehrfach gelesen, und ich muss gestehen: Von Offenheit 
habe ich da aber wenig gefunden. Sie halten hier schon 
wieder an veralteten Technologien fest und werfen mit 
Floskeln, Worthülsen und Modebegriffen um sich.

Wie oft haben wir hier im Plenarsaal darüber gespro-
chen, dass wir allen Prognosen nach E-Fuels auch in 
absehbarer Zeit nicht in den ausreichenden Mengen und 
ansatzweise kostengünstig zur Verfügung haben werden? 
Wie oft haben wir darüber gesprochen, dass wir E-Fuels 
brauchen, aber eben in der Landwirtschaft, in der Schiff-
fahrt und auch im Schwerlastverkehr und nicht im Auto 
im Vorgarten? Wie oft haben wir darüber gesprochen, 
dass das in der Industrie längst Konsens ist? Wie oft 
haben wir Ihnen hier versucht klarzumachen, dass, anders 
als Sie suggerieren wollen, wir offen sind für andere und 
neue Antriebsformen und dass gerade das auch in unserer 
Politik deutlich wird?

(Beifall bei der SPD)
Jetzt stellen Sie sich schon wieder hierhin, erzählen 

uns etwas von Technologieoffenheit und setzen uns einen 
Antrag vor, der engstirniger kaum sein könnte. Seien Sie 
doch auch mal offen für die neuen Antriebsformen, für 
klimafreundliche Mobilität, für bezahlbaren Verkehr! 
Seien Sie offen dafür, das aktiv als Ziel festzulegen, statt 
den Markt das vermeintlich selbst regeln zu lassen! Aber 
hören Sie doch bitte auf, den Menschen immer die glei-
che Geschichte zu erzählen!

In Ihrem Antrag schreiben Sie zu synthetischen Kraft-
stoffen: „damit die Mobilität für alle ... bezahlbar“ sein 
wird. Dabei frage ich mich immer, wie Sie das erreichen 
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möchten, wenn Sie sich weigern, klare Ziele dafür zu 
definieren, wenn Sie nur rumdrucksen und von Techno-
logieoffenheit schwadronieren.

Für uns als Ampel steht fest: Wir wollen bezahlbare 
und klimafreundliche Mobilität.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Um das zu erreichen, setzen wir uns klare Ziele und Vor-
gaben und werden so unserer Verantwortung als Regie-
rungskoalition gerecht. „Lenkungsfunktion“ sollte Ihnen, 
glaube ich, auch ein Begriff sein. Wenn wir von bezahl-
barer Mobilität sprechen, meinen wir es aufrichtig.

Dann geht es darum, sicherzustellen, dass die Men-
schen in unserem Land auch bei steigenden Energieprei-
sen, auch bei sich verändernden Situationen durch den 
Klimawandel von A nach B kommen, unabhängig vom 
eigenen Geldbeutel. Deshalb wagen wir als Ampel neue 
Ideen. Das machen wir mit dem 9-Euro-Ticket; das ma-
chen wir beim Thema „innovative Mobilität“, beim Vo-
rantreiben von „Fit for 55“, beim Ausbau unserer Schie-
neninfrastruktur, beim Deutschlandtakt usw. usw.

Was machen Sie? Ich wiederhole mich hier gerne: Sie 
halten an veralteten Technologien fest. Den Menschen 
E-Fuels zu Preisen von 4,50 Euro bis 10 Euro pro Liter 
zuzumuten und das auch noch als bezahlbare Mobilität zu 
kennzeichnen, ist nicht aufrichtig.

Machen Sie sich doch endlich ehrlich! Arbeiten Sie mit 
uns an der Verkehrswende, aber bitte richtig!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/2555 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen; die Federführung 
allerdings ist strittig. Die Fraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP wünschen Federführung 
beim Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Si-
cherheit und Verbraucherschutz. Die Fraktion der CDU/ 
CSU wünscht Federführung beim Verkehrsausschuss.

Ich lasse zunächst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion der CDU/CSU. Wer stimmt da-
für? – Wer stimmt dagegen? – Der Überweisungsvor-
schlag ist abgelehnt, bei Zustimmung durch die CDU/ 
CSU-Fraktion, die AfD und Die Linke. Die Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben dagegen-
gestimmt.

Ich lasse jetzt abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP: Fe-
derführung beim Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz. Wer stimmt 
für diesen Überweisungsvorschlag? – Wer stimmt da-
gegen? – Wer enthält sich? – Der Überweisungsvorschlag 
ist somit angenommen, bei Zustimmung durch die Koa-
litionsfraktionen. Die Opposition hat sich insgesamt da-
gegen ausgesprochen.

Jetzt rufe ich den Zusatzpunkt 17 auf:

Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Umfassenden Wirtschafts- und Handels-
abkommen (CETA) zwischen Kanada einer-
seits und der Europäischen Union und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits vom 30. Oktober 
2016

Drucksache 20/2569
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Vorgesehen ist, hierzu 39 Minuten zu debattieren.
Ich eröffne die Aussprache. Andreas Audretsch hat das 

Wort für Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Seit vielen Jahren setzen wir Grüne uns für eine andere, 
für eine bessere Handelspolitik ein, gemeinsam mit Um-
weltverbänden, gemeinsam mit Gewerkschaften, mit 
NGOs aus der Eine-Welt-Szene, mit Kämpferinnen und 
Kämpfern für mehr Demokratie und auch mit vielen Un-
ternehmen, die erkannt haben, dass fairer Handel der Weg 
ist, um auch in Zukunft gute Geschäfte zu machen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Verena 
Hubertz [SPD])

Unser Ziel war eine andere Handelspolitik, die die 
großen Aufgaben unserer Zeit in den Mittelpunkt stellt, 
die Treiber für Klimaschutz wird, die Treiber auch für 
soziale Rechte wird. Genau das haben wir in der Ampel 
vereinbaren können und sind diesem Punkt einen großen 
Schritt nähergekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Kriterien wie das Pariser Klimaabkommen oder die 
ILO-Kernarbeitsnormen müssen künftig verpflichtend 
und vor allem auch sanktionierbar in allen Handels-
abkommen verankert sein. Wer sie nicht einhält, der 
muss mit Konsequenzen rechnen, auch mit der Rück-
nahme von Handelsvorteilen. Handel darf es künftig nur 
noch geben, wenn es fairer Handel ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Diesen Vorstoß, genau diese Idee von Handel, dass 
Öko- und Sozialstandards künftig sanktionierbar sein 
müssen, sieht mittlerweile auch die Europäische Kom-
mission vor und hat dazu einen ganz konkreten Vorschlag 
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gemacht. Mit der Einigung, die wir in der Ampel hier 
erzielen konnten, können wir jetzt mit aller Kraft auf 
die europäische Ebene gehen und dort sagen, dass wir 
das mit Verve vorantreiben. Das ist ein riesiger Schritt 
für den Handel, das ist ein riesiger Schritt für eine neue 
Handelspolitik auf europäischer Ebene, den wir hier ge-
meinsam vereinbaren konnten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Im genau gleichen Sinne haben wir auch bei CETA 
miteinander gesprochen, und deswegen werden wir 
CETA nachverhandeln. Ja, wir Grüne waren bei CETA 
immer kritisch; das war der Fall. Deswegen haben wir 
gesagt: Wenn wir jetzt losziehen und wenn wir sagen, 
wir würden uns bereit erklären, am Ende CETA zu rati-
fizieren, dann müssen wir davor die schwierigsten Punkte 
in Angriff nehmen. Deswegen arbeiten wir an einer 
rechtsverbindlichen Erklärung des Gemeinsamen Aus-
schusses, die die Schiedsgerichte entschärft und den 
Missbrauch von Investitionsschutzregeln begrenzt. Erst 
wenn das nachverhandelt ist, werden wir hier im Haus 
CETA abschließend ratifizieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das Engagement und den Druck der Zivilgesellschaft, 

mit denen wir so lange gemeinsam gearbeitet haben, wer-
den wir weiterhin brauchen – dringend; denn es liegt noch 
ein großes Stück Weg vor uns. Einer der nächsten Schritte 
ist der Umgang mit der Reform der Energiecharta. Auch 
hier haben wir sehr klare Regeln und sehr klare Kriterien 
entwickelt und festgehalten. Investitionsschutz darf Kli-
maschutz künftig nicht mehr konterkarieren. Sollte das 
nicht gewährleistet sein, dann muss die Europäische 
Kommission Konsequenzen ziehen, und zwar Kon-
sequenzen bis hin zum Austritt. Denn die Lage ist zu 
ernst, als dass wir Verträge aufrechterhalten könnten, 
die Einfallstore sind für Klagen von Konzernen gegen 
Klimaschutz. Das können wir uns in Zukunft schlicht 
und ergreifend nicht mehr leisten.

Wir machen mit dieser Einigkeit in der Ampel unser 
Angebot an die Welt deutlich: Wir wollen mehr Handel, 
ja, aber basierend auf klaren Werten und Kriterien.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Jens Spahn hat jetzt das Wort für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„Das ist jetzt eine Ansage an meinen eigenen Laden. 
Wenn wir nicht mal mit Kanada ein Freihandelsabkom-

men machen können, mit wem dann?“ Das war ein Zitat 
von Winfried Kretschmann, einem weisen Mann, der Sie 
schon seit Monaten dazu auffordert, CETA, dem Han-
delsabkommen mit Kanada, endlich zuzustimmen.

Sie folgen uns nun endlich, indem Sie einen Gesetz-
entwurf zu CETA hier zur ersten Lesung einbringen. Sie 
folgen Winfried Kretschmann endlich. Es ist gut, dass Sie 
an dieser Stelle sich endlich bewegen. Insgesamt sechs-
mal – sechsmal! – haben wir unseren übrigens wortglei-
chen Gesetzentwurf hier bereits vorgelegt, wollten ihn 
hier behandeln. Sie haben ihn sechsmal von der Tages-
ordnung genommen.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Peinlich!)
Wir sind nicht nachtragend. Sie tun das Richtige mit der 
Einbringung in die erste Lesung, und deswegen beglück-
wünschen wir Sie zu dieser Wende.

Aber wir haben auch Sorgen, Sorgen mit Blick auf die 
nächsten Schritte,

(Beifall der Abg. Julia Klöckner [CDU/CSU])
sowohl konkret was CETA angeht als auch was die Han-
delspolitik ganz grundsätzlich angeht. Denn offenbar 
möchte Herr Minister Habeck zusammen mit dem Bun-
deskanzler bei dem geplanten Besuch in Kanada diese 
erste Lesung hier als Gastgeschenk für die Gespräche 
mitbringen, die dort anstehen. Wir haben im Ausschuss 
danach gefragt, was denn dann folgt, wann denn dann mit 
der Ratifizierung, der zweiten und dritten Lesung hier im 
Deutschen Bundestag zu rechnen ist; die erste Lesung 
alleine führt ja noch nicht zum gewünschten Ergebnis.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Und da drängt sich der Eindruck auf: Sie verfolgen eine 
Hinhaltetaktik. – Herr Audretsch, da ich Ihnen genau 
zugehört habe, muss ich ehrlicherweise sagen: Meine 
Sorgen sind eher größer geworden.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Bestätigt wor-
den!)

Das Einzige, was man heraushört, ist, dass Sie die Hürden 
schon wieder viel, viel höher schrauben.

Ich sage es noch einmal: Der Gesetzentwurf, den Sie 
hier in erster Lesung vorlegen, hat eins zu eins die gleiche 
Wortwahl wie unserer. Und deswegen wird sich die Frage 
stellen, ob Sie bereit sind, in der zweiten und dritten 
Lesung nach der Sommerpause im Deutschen Bundes-
tag – so wie Winfried Kretschmann es fordert, so wie es 
richtig ist, so wie es gut ist für Deutschland, die Euro-
päische Union und unsere Handelsabkommen mit Ka-
nada – diesem Gesetzentwurf zuzustimmen. Wir werden 
es jede Woche weiter zur Abstimmung stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wenn man Ihnen zuhört: Ja, es geht auch um die Frage, 

wie Handelspolitik dann generell in und für Deutschland 
weitergeht. Man hat ja den Eindruck: Es hat viel politi-
sche Kraft gekostet, Sie sind von diesem Kompromiss in 
der Handelspolitik geradezu erschöpft, zumindest poli-
tisch. Die Frage ist nur, wie es danach weitergeht. 
CETA ist ja nicht der Endpunkt dessen, was gerade nötig 
ist, auch angesichts der Abhängigkeiten von Russland 
und China, die wir viel zu stark spüren und auch in der 
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Pandemie gespürt haben. Die Ratifizierung von CETA ist 
nicht der Endpunkt, sondern der Startpunkt für mehr 
Handelsabkommen mit anderen Regionen auf der Welt, 
die für die Europäische Union und für Deutschland wich-
tig sind.

Dafür sprechen drei Gründe. Handel und wirtschaftli-
che Stärke: Deutschland ist eine Handels-, eine Export-
nation. Fast ein Drittel unserer Bruttowertschöpfung und 
jeder vierte Job in Deutschland hängen vom Handel ab. 
Und in Ihrem handelspolitischen Eckpunktepapier finde 
ich weder das Wort „Wachstum“ noch die Worte „Wett-
bewerb“ noch „Wohlstand“. Man findet allerlei Anfor-
derungen und Hürden, die Sie aufbauen wollen; man 
findet aber wenig darüber, wofür Handel eigentlich dient. 
Handel ist dazu da, den Wohlstand der beteiligten Partner 
zu mehren. Und das ist das eigentliche Ziel, gerade auch 
für die Handelsnation Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es geht um das Verhältnis – aktueller denn je – von 
Handel und Inflation. Denn Inflation bekämpft man vor 
allem dadurch, dass man das Angebot weitet. Die Nach-
frage ist größer als das Angebot. Deswegen ist in diesen 
Zeiten wichtiger denn je, dass wir eben mehr Handel 
treiben, auch mit anderen Regionen auf der Welt, dass 
wir das Angebot weiten, es auch für Produkte leichter 
machen, auf den europäischen Markt zu kommen. Aber 
das ist der blinde Fleck, das Thema Inflation in Ihrer 
Ampelpolitik generell. Sie reden viel darüber, wie Sie 
die Menschen vernünftig entlasten können, vor allem 
die Bezieher von kleinen und mittleren Einkommen. 
Aber Sie entscheiden nicht. Es gibt viele Vorschläge, 
aber wenige Entscheidungen. Sie weiten nicht das An-
gebot.

Und – da sind wir bei dem, was Sie gesagt haben, Herr 
Audretsch – es geht auch um Geopolitik. Es ist gut, dass 
die Handelsstrategie auch die Regionen Mercosur, Süd-
amerika, Chile, Mexiko, aber eben auch den indopazi-
fischen Raum, Indien und andere Länder, in den Blick 
nimmt. Aber etwas sollten Sie in der Lage, in der wir 
sind und in der die Welt ist, nicht machen, nämlich Han-
delsabkommen immer weiter mit zusätzlichen Standards 
und Anforderungen zu befrachten. Es wartet nämlich ein 
Land darauf, dass wir es immer schwerer machen, zum 
Partner Europas beim Handel zu werden. Das ist einmal 
mehr China. China fängt an, mit den südamerikanischen 
Ländern über Handelsverträge zu verhandeln. Es macht 
sich immer mehr im indopazifischen Raum mit Handels-
verträgen breit. Und Sie werden irgendwann die Ent-
scheidung treffen müssen, ob Sie jedes der Ziele, die in 
der westlichen Welt Standard geworden sind, in Handels-
verträge packen wollen, die eigentlich vor allem zuerst 
einmal dem Handel dienen sollen, oder ob Sie am Ende 
zuschauen wollen, wie vor allem China dann immer mehr 
zum Partner anderer Regionen wird. Diese Frage werden 
Sie beantworten müssen, und diese Frage werden wir 
Ihnen notfalls Woche für Woche hier stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Spahn. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Verena Hubertz, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Durchbruch bei CETA ist geschafft, und 
wir gehen heute in die so wichtige erste Lesung. Warum 
haben wir das nicht schon vorher gemacht?

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Gute Frage! – Zuruf 
von der AfD: Im März war die erste Lesung!)

2016 ist das Freihandelsabkommen mit Kanada zu Ende 
verhandelt gewesen. Aber es gab berechtigte Bedenken, 
und auch das Bundesverfassungsgericht hat sich mit Kla-
gen beschäftigt, jetzt aber auch festgestellt: Keine Beden-
ken da, wir wahren die Demokratiekette, und die Ratifi-
zierung kann gelingen.

Wir hatten Bedenken und haben Bedenken beim Inves-
titionsschutz. Wir wollen nicht, dass man sich nach Gut-
dünken vor privaten Schiedsgerichten verklagen kann,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Der Gesetzestext ist 
exakt der gleiche!)

sondern wir wollen mit CETA auf richtige, staatlich ver-
ankerte, multilaterale Handelsgerichtshöfe setzen, damit 
eben da auch mal ein Ende ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und ja, Herr Kollege Spahn, es geht natürlich um 
Wohlstand, wenn wir von Handel sprechen. Ich möchte 
auf ein paar KPIs hinweisen; Sie haben sie eben erwähnt. 
Mit CETA werden 98 Prozent der Zölle abgeschafft. Es 
schafft damit auch monetäre Erleichterungen, 590 Millio-
nen Euro Einsparungen jährlich durch den Zollabbau.

Es geht aber natürlich auch um Wohlstandswachstum. 
Das Bruttoinlandsprodukt in der EU wächst durch dieses 
Abkommen um 12 Milliarden Euro. Es bietet aber nicht 
nur Geld, sondern vor allen Dingen auch weniger Büro-
kratie. Stapelweise Zollerfordernisse, aber eben auch 
Standardisierungen bei den Zulassungen werden damit 
vereinfacht. Also: Ja, Handel ist gut. Aber wir haben jetzt 
eben nicht einfach mal zwei Artikel in das Gesetz reinge-
packt, nach dem Motto „Ja, das machen wir“. Wir als 
Ampel stehen für Fortschritt. Wir wollen das Ganze 
auch in eine Handelsagenda einbetten.

(Stefan Rouenhoff [CDU/CSU]: Oijoijoi!)

Wir haben uns ganz genau überlegt, was denn zukünftig 
guten Handel ausmacht. Es geht eben nicht nur darum, 
Geld zu sparen und Steuern zu senken, sondern in dieser 
Welt, in der wir jetzt leben, brauchen wir eine neue Ge-
neration von Handelsverträgen, bei denen auf ökologi-
sche und soziale Standards geachtet wird und nicht 
mehr nur einfach darauf, die Zölle abzubauen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Und ja, da muss man sich auch die Frage stellen, was 
passiert, wenn man sich an vereinbarte Standards nicht 
hält. Da wollen wir aber auf Augenhöhe miteinander 
sprechen, erst mal in ein Dialogverfahren einsteigen, 
über Panels und Workshops eine Einigung finden.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Konzertierte 
Aktion!)

Als letzte Möglichkeit ist natürlich auch eine Sanktion 
denkbar. Aber es geht jetzt nicht darum, einfach Sanktio-
nen gegen die ganze Welt zu verhängen, sondern wir 
wollen auf Augenhöhe Wohlstand schaffen, aber eben 
auch die soziale und die ökologische Weiterentwicklung 
in diesem Land und global vorantreiben.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben uns in unserer Agenda auch mal angeschaut, 
was noch so liegen geblieben ist. Die Energiecharta atmet 
den Geist der letzten Jahrzehnte. Da steht nicht viel von 
erneuerbaren Energien; denn diese waren damals kein 
wirklich relevantes Thema. Deswegen brauchen wir 
auch hier eine Reform. Und sollte uns eine solche Reform 
nicht gelingen, dann müssen auch Konsequenzen mög-
lich sein.

Wir als Deutschland sind die viertstärkste Volkswirt-
schaft der Welt,

(Stefan Rouenhoff [CDU/CSU]: Noch!)

wir sind die stärkste Nation in der EU, und wir gehen jetzt 
hier heute den ersten Schritt, und wir gehen voran. Und 
wir zeigen: Als Fortschrittskoalition handeln wir.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Jens Spahn [CDU/CSU]: Zweite und 
dritte Lesung!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Bevor ich dem nächsten 

Kollegen das Wort erteile, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, erlauben Sie mir einige verfahrensleitende Hinwei-
se, die ich besonders gerne mache. Nach dem bisherigen 
Stand der Verhandlungen enden wir um 2.41 Uhr. Das ist 
ein nicht nur für mich, sondern vor allen Dingen ein für 
die Mitarbeiter des Deutschen Bundestages nicht hin-
nehmbarer Zustand. Ich bitte die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer schon einmal, sich mit der Frage zu be-
schäftigen, worauf man verzichten kann, und vor allen 
Dingen bitte ich die Kolleginnen und Kollegen für die 
Tagesordnungspunkte nach 23 Uhr, sich mit der Frage 
zu beschäftigen, ob es nicht besser wäre, ihre Rede zu 
Protokoll zu geben, als sie zu halten. Ich kann sicher 
sagen, dass die Erwähnung des Namens mit dem Hinweis 
darauf, die Rede sei zu Protokoll gegeben worden, zu 
hinreichenden Beifallskundgebungen des ganzen Hauses 
führen wird, mehr Beifall, als man wahrscheinlich beim 
Halten der Reden bekommen würde.

Noch einmal, wie gesagt: Es macht tatsächlich auch 
keinen Sinn. Die Mitarbeiter können, wenn wir 2.41 Uhr 
enden, nicht mehr nach Hause kommen. Das muss man 
einfach im Kopf behalten, und als Arbeitgeber haben wir 
auch eine bestimmte Fürsorgepflicht.

Ich will darauf hinweisen: Ich werde keine Redezeit-
überschreitungen mehr zulassen. Es gibt einen einzigen 
Hinweis darauf, dass Sie zum Ende Ihrer Rede kommen 
müssen, dann gibt es noch zehn Sekunden obendrauf, und 
dann wird das Wort entzogen.

Nächster Redner, der damit gleich konfrontiert werden 
wird, ist der Kollege Dr. Malte Kaufmann, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Bereits in der ersten Beratung zum Thema CETA – 
das war am 18. März – hatte ich mir erlaubt, darauf hin-
zuweisen, dass beispielsweise unsere französischen und 
italienischen Freunde im Mittel wesentlich früher in 
Rente gehen und gleichzeitig ein deutlich höheres Ver-
mögen haben als wir Deutschen. Das sind Fakten, belegt 
unter anderem durch Daten der EZB. Und trotzdem hat 
Deutschland erst kürzlich über 130 Milliarden Euro von 
dem sogenannten Corona-Hilfsfonds der Europäischen 
Union geschultert.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Was hat das jetzt 
mit CETA zu tun? Sind Sie in der falschen 
Debatte?)

Jedenfalls ist es eine jahrzehntelange Unsitte der deut-
schen Politik, unsere eigenen Interessen nicht gegen die 
Begehrlichkeiten anderer Länder zu verteidigen.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Falsches The-
ma!)

Das gilt auf europäischer Ebene genauso wie auf anderen 
internationalen Ebenen. Und genau hier heißt es, eben 
auch bei CETA aufzupassen. Internationaler Handel ist 
von der Grundidee her gut; denn er fördert in Summe den 
Wohlstand der beteiligten Staaten. Und das wollen auch 
wir als AfD. Was wir aber nicht wollen, ist die Aushöh-
lung der Souveränität unseres Landes.

(Beifall bei der AfD)
Und eben genau das ist bei CETA zu befürchten. Das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Februar 
deutet doch gewisse Zweifel an, was die demokratische 
Legitimation einer Weiterübertragung von Hoheitsrech-
ten auf das Gerichts- und Ausschusssystem von CETA 
angeht. Das Verfassungsgericht hält es nämlich für 
denkbar, dass – ich zitiere – „deutsche Stellen … von 
unmittelbaren Einflussmöglichkeiten insoweit gänzlich 
ausgeschlossen werden, sodass eine personelle und sach-
liche Legitimation der Ausschusstätigkeit durch die Mit-
wirkung deutscher Hoheitsträger ebenso unmöglich wäre 
wie ihre Verantwortlichkeit gegenüber den Bürgerinnen 
und Bürgern“. Im Klartext: Es besteht die Gefahr, dass in 
Hinterzimmern Entscheidungen mit weitreichenden Kon-
sequenzen für unser Land ausgekungelt werden, ohne 
dass Deutschland hierauf Einfluss nehmen kann, ganz 
egal, was die Wähler hierzulande entschieden haben. 
Das ist dann das exakte Gegenteil von Demokratie im 
Sinne einer Herrschaft des Volkes. Das ist die Herrschaft 
des Hinterzimmers, und das wollen wir nicht.

(Beifall bei der AfD – Verena Hubertz [SPD]: 
Was ein Quatsch!)
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Was wir auch nicht wollen, ist, dass ein solches Frei-
handelsabkommen für die ideologischen Irrwege der 
Grünen genutzt werden kann; wir haben es gerade gehört 
in Redebeiträgen. Genau das steht nun aber zu befürch-
ten, wenn man Ihren Gesetzentwurf anschaut. Grüne 
Ideologie soll nun durch die Hintertür in das Freihandels-
abkommen hineingemogelt, hineinverhandelt werden. 
Was dann am Ende vom Freihandel übrig bleibt, wenn 
die Grünen hier in dieser Weise hineinpfuschen, kann 
sich jeder denken.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Sebastian 
Roloff [SPD]: Klimaschutz ist schon lästig!)

Aber es gibt Hoffnung. Das Verfassungsgericht selbst 
rechnet offensichtlich mit einer sofortigen Klage gegen 
das CETA-Zustimmungsgesetz, und es wird wohl wissen, 
warum.

Trotz unserer grundsätzlichen Bejahung von freiem 
internationalen Handel werden wir dem Gesetz in der 
vorliegenden Form daher nicht zustimmen können, son-
dern wir werden uns enthalten.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD – Manuel Höferlin [FDP]: 
Wie würden Sie das vorliegende Gesetz denn 
ändern? Haben Sie das Gesetz mal gelesen, das 
wir beschließen? Bloß zwei Absätze!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kaufmann. – Nächster 

Redner ist der Kollege Carl-Julius Cronenberg, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Carl-Julius Cronenberg (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Han-

delsabkommen führen zu mehr Handel, und mehr Handel 
führt zu mehr Wohlstand und sicheren Arbeitsplätzen. 
Deshalb ist es gut, wenn wir heute die CETA-Ratifizie-
rung auf den Weg bringen. Ein gutes Zeichen in schlech-
ten Zeiten, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Putin führt einen heißen Krieg gegen die Ukraine, ei-
nen Hungerkrieg gegen Afrika und einen Wirtschafts-
krieg gegen Deutschland. Wann, wenn nicht jetzt, ist es 
richtig und wichtig, die transatlantische Partnerschaft zu 
stärken, und mit wem, wenn nicht mit Kanada? Deswe-
gen geht erstens ein gutes, ein starkes Signal von dieser 
Debatte heute Abend aus.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: Zweite, dritte 
Lesung!)

Die Kanadier sind sowieso ein bisschen irritiert. Sie 
verstehen nicht, warum Deutschland so lange braucht. 
Unser Zögern hat bereits konkrete Auswirkungen gezei-

tigt. Die kanadischen Terminals zum Export von LNG- 
Gas liegen an der Pazifikküste, nicht aber am Atlantik. 
Nun ja, was nicht ist, kann ja noch werden. Gas aus 
Kanada wäre mir jedenfalls lieber als aus Katar.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zweitens senden wir heute ein starkes Signal an die 
Freunde in der EU, die auf die deutsche Entscheidung 
gewartet haben. Die Bundesregierung setzt den Koaliti-
onsvertrag um und sorgt damit für Verlässlichkeit.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Zweite, dritte Le-
sung!)

Drittens ist die Einbringung der CETA-Ratifizierung 
ein starkes Signal für die deutsche Wirtschaft. Die Zölle 
sind schon weggefallen, aber die Potenziale sind bei Wei-
tem noch nicht ausgeschöpft. Gerade auch mittelstän-
dische Unternehmen werden vom Investorenschutz im 
CETA profitieren. Dafür brauchen sie Rechtssicherheit 
und Planungssicherheit. Und genau die liefern wir jetzt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Ja, Skeptiker befürchten Missbrauch durch multinatio-
nale Konzerne. Aber genau das schließt CETA schon in 
der Präambel aus. Kein Staat kann verklagt werden, wenn 
er im öffentlichen Interesse seine Gesetze ändert. Und wir 
haben den ständigen Investitionsgerichtshof, dank Sig-
mar Gabriels Intervention seinerzeit.

Ja, es gibt auch Zweifel, dass Arbeits- und Umwelt-
standards nicht geschliffen werden; Kollege Audretsch 
hat darauf hingewiesen. Aber ich sage eines: Wenn Ka-
nada zwei fehlende ILO-Übereinkommen allein wegen 
CETA ratifiziert, dann zeigt das, dass moderne Handels-
abkommen Standards verbessern können und sie nicht 
verschlechtern, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Verena Hubertz [SPD]: Eben!)

Es geht auch darum, Abhängigkeiten zu überwinden: 
in der Energieversorgung, in der Rohstoffbeschaffung 
und auch bei den Absatzmärkten. Abschottung ist für 
eine Exportwirtschaft wie die deutsche keine Option. 
Wir brauchen mehr Resilienz, ja, aber durch Diversifizie-
rung. Die Welt ist größer als China und Russland. Wir 
brauchen mehr Handelsabkommen wie CETA, nicht we-
niger – mit den Mercosur-Staaten beispielsweise, mit 
Indien, Chile oder Australien. Genau dafür ist CETA 
die Blaupause – die Blaupause für mehr Wohlstand und 
bessere Standards. Hier gehen wir einen ersten Schritt. 
Weitere müssen folgen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Cronenberg. – Nächster 

Redner ist der Kollege Christian Leye, Fraktion Die 
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christian Leye (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wenn man hier heute zugehört hat, dann bekommt 
man fast den Eindruck, es gehe gar nicht um Paralleljustiz 
für Konzerne, sondern um Werte. Als politisch interes-
sierter Mensch fragt man sich dann: Um welche Werte 
geht es denn hier? Geht es bei diesen Werten vielleicht 
um die Demokratie? Das kann ja nicht sein; denn Sie 
wollen Konzernen die Möglichkeit geben, gegen demo-
kratische Entscheidungen, die in diesem Hause gefasst 
wurden, zu klagen, wenn sie denen nicht passen. Wie 
stellen Sie sich das eigentlich vor? Möchten Sie morgen 
politische Entscheidungen vorab in Konzernzentralen ab-
segnen lassen? Deswegen: Sie degradieren demokrati-
sche Errungenschaften zu Handelshemmnissen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

– Danke schön. Das ist nett. Aber das waren gar nicht 
meine Worte, sondern die von Minister Habeck, und zwar 
im Jahr 2016.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN – 
Zuruf des Abg. Ralph Lenkert [DIE LINKE])

Zurück zu den Werten. Geht es dabei vielleicht um den 
Rechtsstaat? Da bekommen Konzerne die Möglichkeit, 
den Staat zu verklagen, wenn sie denken, dass ihre In-
teressen nicht hinreichend berücksichtigt werden. Da sei 
doch mal die Frage erlaubt: Planen Sie Ähnliches auch 
für die eigenen Bürger? Darf morgen eine alleinerzie-
hende Mutter mit drei Bullshit-Jobs die Regierung ver-
klagen, wenn sie denkt, dass ihre Interessen bei der Be-
kämpfung der Inflation nicht berücksichtigt wurden? 
Kriegt die dann auch ein Sondergericht dafür? Deswegen: 
Die bevorstehende Einführung von Schiedsgerichtsver-
fahren ermöglicht es Unternehmen, nationale Rechtssys-
teme zu unterlaufen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

– Das ist wieder sehr nett von euch. Danke. Aber der 
Applaus geht an Ministerin Baerbock. Das waren ihre 
Worte im Jahr 2015.

(Zuruf des Abg. Ralph Lenkert [DIE LINKE])

Was ist das Problem? Nach dem Ausstieg aus der 
Atomenergie hat ein schwedischer Energiekonzern 
Deutschland vor einem Schiedsgericht auf Milliarden-
summen verklagt, und das zweimal. Und nur ein Jahr 
später schlagen Sie vor, dass kanadische Energiekon-
zerne das auch dürfen, und das, obwohl kanadische Ener-
giekonzerne besonders häufig klagen – und das Ganze in 
einer Energiekrise, wo kein Mensch weiß, welche politi-
schen Entscheidungen in einem Jahr notwendig werden. 
Sag mal, geht’s noch, Ampel?

(Beifall bei der LINKEN)

Zurück zu den Werten. Wenn es nicht um Demokratie 
geht und nicht um den Rechtsstaat, dann muss es ja wohl 
um die anderen Werte gehen, die hier manchmal auch 
eine Rolle spielen, nämlich die Aktienkurse, den DAX 
und in diesem Fall um den kanadischen Börsenindex. Das 
sind doch die Werte, über die wir heute verhandeln.

Das alles sagen wir auch sehr explizit an die Adresse 
der Grünen. Wir wissen, dass Sie Druck von rechts, von 
der FDP, kriegen, und wir haben Angst, dass Sie wieder 
einmal umkippen und auf unsere Werte drauffallen. Des-
wegen machen auch wir Druck: Bleiben Sie standhaft! 
Sagen Sie Nein zu CETA! Keine Sonderjustiz für Kon-
zerne!

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Leye. – Wir lauschen jetzt 

den Worten der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Franziska Brantner für die Bundesregierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Dr. Franziska Brantner, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz:

Sehr geehrte Damen und Herren! Endlich findet 
Deutschland zu einer handelspolitischen Stimme zurück. 
Und, Herr Spahn, wir kriegen jetzt das hin, was Sie in 
fünf Jahren nicht hinbekommen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Stefan Rouenhoff 
[CDU/CSU]: So ein Unsinn! – Jens Spahn 
[CDU/CSU]: Weil die Grünen uns wöchentlich 
aufgefordert haben, das zu tun, und wir uns 
geweigert haben!)

Wenn ich Ihnen beim nächsten Mal beim Lesen helfen 
darf, Herr Spahn, dann helfe ich dabei gerne. Aber jetzt 
lese ich den zweiten Satz unseres neuen handelspoliti-
schen Konzeptes vor. Ich zitiere: „Dieser Außenhandel 
bleibt wichtige Grundlage unseres Wohlstandes.“

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wenn Sie schon unsere Papiere zitieren, dann sollten Sie 
sie vorher gelesen haben.

Ich bin froh, dass wir uns endlich für einen freien und 
fairen Handel einsetzen können und hier in Europa aktiv 
sein können.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP – Jens 
Spahn [CDU/CSU]: Wann ist die zweite und 
die dritte Lesung?)

Wir wenden uns der Welt zu und befreien uns aus den 
gefährlichen Abhängigkeiten von einzelnen Autokraten.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Wie dem von 
Katar, oder was?)
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Wir wenden uns ab von der Fixierung auf ein Prinzip, das 
uns in diese schmerzhaften Abhängigkeiten geführt hat: 
Hauptsache billig, um jeden Preis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Stattdessen geht es um Nachhaltigkeit, Sozialstandards 
und unsere Demokratie. An drei Punkten mache ich das 
kurz deutlich:

Erstens. Klimaschädliche Politik und menschenver-
achtende Ausbeutung werden Konsequenzen haben: 
Handelsvorteile gehen verloren, Hürden und Zölle kom-
men wieder. Das ist ein fundamentaler Wandel; denn da-
durch ist Klimaschutz endlich nicht mehr nur ein Nice-to- 
have, sondern wird Richtschnur der Handelspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das alles wäre nicht möglich gewesen ohne Tausende 
Menschen, die in Deutschland und Europa für einen fai-
ren Handel gekämpft haben. Dafür danke!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE])

Zweitens. Beim Investitionsschutz durch die Energie-
charta gehen wir neue Wege. Es kann nämlich nicht sein, 
dass wir wegen internationaler Verträge Milliarden aus 
unserer Steuerkasse zahlen müssen, wenn wir unser 
Land wie beim Kohle- oder beim Atomausstieg nach-
haltiger machen wollen. Das ist auch ein Beitrag für 
unsere Demokratie; denn wir schützen die Gestaltungs-
kraft genau dieses Hauses vor dem Missbrauch interna-
tionaler Verträge mithilfe von Schiedsgerichten.

Drittens. In diesem Sinne werden wir bei CETA nach-
bessern. Wir brauchen eine Erklärung des Gemischten 
CETA-Ausschusses, um genau hier nachzubessern.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ja, was denn jetzt? 
Ich dachte, CETA kommt!)

Ich kann Ihnen sagen: Wir entsprechen hiermit auch den 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur Beteiligung 
des Bundestages bei der Umsetzung von CETA.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Kommt CETA jetzt, 
oder nicht?)

Und wir gehen darüber hinaus: Wir stärken auch das 
Europäische Parlament. In diesem Sinne ist das ein gro-
ßer Schritt für die Demokratie, unsere und die europäi-
sche, und ein großer Schritt für eine neue, menschen-
gerechte, klimafreundliche deutsche Handelspolitik im 
Herzen Europas.

Ich möchte an dieser Stelle ganz besonders Verena 
Hubertz, Andreas Audretsch und Lukas Köhler, der heute 
leider krankheitsbedingt nicht da ist, danken.

(Zuruf von der SPD: Gute Leute!)
Danke für die konstruktiven Verhandlungen! Wir sind 
wieder sprechfähig;

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Das waren Sie 
die letzten drei Monate ja nicht!)

wir bringen uns ein. Das bringt uns voran.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Und wann ist jetzt 
die zweite und die dritte Lesung? – Gegenruf 
des Abg. Dieter Janecek [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir haben doch erst mal Sommer-
pause! Das weißt du doch!)

Nächster Redner ist der Kollege Stefan Rouenhoff, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Heute ist ein Tag, an dem man gerne „heureka!“ 
rufen würde, wenn denn die zweite und dritte Lesung 
zeitnah folgen würde.

(Beifall bei der CDU/CSU – Markus Töns 
[SPD]: Einfach mal machen!)

– Die SPD sollte mal ganz ruhig sein; denn ich sage das, 
weil die SPD die Partei war, die fünf Jahre lang verhin-
dert hat, dass wir in der Regierungskoalition das CETA- 
Ratifizierungsgesetz durchbringen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Julia Klöckner 
[CDU/CSU]: Genau so war es! – Zuruf des 
Abg. Markus Töns [SPD])

– Wir haben auf das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts gewartet.

(Markus Töns [SPD]: Richtig! Aber Sie doch 
auch!)

Am 15. März ist die Entscheidung getroffen worden. 
Und nach geschlagenen vier Monaten hat die Koalition 
endlich das Richtige gemacht, nämlich endlich einen Ent-
wurf für ein CETA-Ratifizierungsgesetz vorgelegt. Das 
hätten Sie als Ampel schon einige Monate vorher haben 
können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Markus Töns 
[SPD]: Gründlichkeit vor Schnelligkeit!)

Ich sage auch, warum: Wir haben den Gesetzentwurf 
immer wieder auf die Tagesordnung zu setzen versucht, 
fünfmal nach der Beratung am 18. März. Sie haben die 
Chance gehabt. Gott sei Dank sind Sie als Regierung 
lernfähig – darüber sind wir froh –, aber es ist kostbare 
Zeit verstrichen – kostbare Zeit, die wir eigentlich nicht 
hätten verstreichen lassen dürfen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Europäische 
Union und Deutschland gleiten in immer schwierigeres 
wirtschaftliches Fahrwasser: unterbrochene Lieferketten, 
explodierende Rohstoffpreise, eine dramatisch hohe In-
flation. Und die Rezession klopft an unsere Haustür. All 
das zeigt uns eindringlich: Wir brauchen das Freihandels-
abkommen mit Kanada heute mehr denn je, um unsere 
Wirtschaftsbeziehungen zu diversifizieren, um Wachs-
tum, Beschäftigung und Wohlstand in Europa und 
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Deutschland zu sichern, und nicht zuletzt auch, um un-
sere politischen Beziehungen zu den verbleibenden De-
mokratien in der Welt zu festigen. Deswegen treten wir 
als Union seit vielen Jahren mit Nachdruck für die CETA- 
Ratifikation ein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Ampel, spätestens am heutigen Tag sollte jedem 
von uns, auch Ihnen, klar sein: Die CETA-Ratifikation 
muss der Startschuss für eine Reihe neuer regionaler 
Handelsabkommen der EU mit Drittstaaten sein; Jens 
Spahn hat darauf vorhin schon aufmerksam gemacht. 
Das gilt nicht nur für das Abkommen mit Neuseeland. 
Die Bundesregierung ist jetzt gefordert, in Brüssel für 
eine zügige Ratifikation des EU-Mercosur-Abkommens 
sowie der modernisierten Handelsverträge mit Mexiko 
und Chile einzutreten und den Handelsverhandlungen 
mit Australien und Indien mehr Schwung zu verleihen. 
Das erfordert auch die Bereitschaft zu Kompromissen auf 
deutscher Seite. Denn ein perfektes, nicht realisierbares 
Abkommen darf am Ende nicht zum Feind eines guten, 
erreichbaren Abkommens werden, Frau Hubertz. Daran 
werden Sie sich auch in den Verhandlungen und in den 
Gesprächen in Brüssel orientieren müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Verena Hubertz 
[SPD]: Werden wir machen!)

Also: Bitte bleiben Sie realistisch! Vertrödeln Sie nicht 
nochmals unnötig Zeit! Bringen Sie CETA zur Ratifika-
tion! Wie gesagt: Wir haben keine Zeit. Die Zeit ist 
knapp, weil sich die Wirtschaftslage verschlechtert, und 
das müssen auch Sie dringend zur Kenntnis nehmen.

Liebe Regierungsparteien, wir als Unionsfraktion sind 
der Bundesregierung und dem Bundeswirtschaftsminis-
terium aber auch sehr dankbar – dankbar dafür, dass die 
Bundesregierung den Forderungen vieler Grüner, CETA 
nachzuverhandeln, nicht nachgegeben hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Damit wäre das Abkommen tot. Und ich sage: Damit 
hätte Deutschland auch die Glaubwürdigkeit der Euro-
päischen Union bei allen weiteren Freihandelsverhand-
lungen untergraben und sich obendrein noch tief ins ei-
gene Fleisch geschnitten.

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es wird noch verhandelt!)

– Es wird keine Nachverhandlungen geben.

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Natürlich, Joint Committee! So 
ist das! Schauen Sie noch einmal rein ins Pa-
pier, da steht das!)

Wenn Sie Nachverhandlungen führen, ist das Abkommen 
tot. Ich bin sehr gespannt, was Sie dort liefern werden.

Kommen wir nun zum CETA-Ratifikationsgesetz der 
Regierungskoalition. Da kann ich nur sagen: Alle Ach-
tung! Die Änderungen, die Sie im Vergleich zu unserem 
Gesetzentwurf vorgenommen haben, sind null;

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ja, genau!)

es gibt nur im Begründungsteil Unterschiede. Und dafür 
haben Sie ganz schön viel Zeit gebraucht – fast vier 
Monate.

(Beifall bei der CDU/CSU – Andreas 
Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Haben Sie das Papier gelesen? Haben Sie es 
sich mal angeguckt? – Gegenruf der Abg. Julia 
Klöckner [CDU/CSU]: Er scheint ja recht zu 
haben!)

Ich möchte den wichtigsten Unterschied herausstellen, 
liebe Grüne: die geplante Interpretationserklärung zum 
CETA-Investitionsschutz. Wenn Sie ehrlich sind, dann 
ist dies nichts anderes als eine Nebelkerze, die Sie in 
Ihre eigene Wählerschaft werfen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Ihre Interpretationserklärung zum Investitionsschutz 
stellt nun noch einmal klar, was alle Experten seit vielen 
Jahren gebetsmühlenartig wiederholen: Das „right to re-
gulate“ wird durch die Investitionsschutzbestimmungen 
in CETA nicht beschnitten.

(Beifall der Abg. Julia Klöckner [CDU/CSU])

Sie haben in der Oppositionszeit – ich weiß das – in der 
Öffentlichkeit immer wieder einen anderen Eindruck ver-
mittelt. Sie haben mit Ihrer Oppositionspolitik und Ihren 
Erzählungen bis 2021 Handels- und Globalisierungs-
skeptiker zu scharfen Kritikern gemacht, sie auf die 
Bäume getrieben. Und jetzt müssen Sie in der Regie-
rungsverantwortung diese Skeptiker und Kritiker wieder 
von den Bäumen runterholen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Sebastian Roloff [SPD]: Sie sind doch gegen 
Sozialstandards!)

Ihre Handelspolitik ist nun wahrlich nicht glaubwürdig. 
Ich möchte an Ihre Regierungszeit von 1998 bis 2005 
erinnern. Da haben Sie die Freihandelsabkommen mit 
Mexiko und Chile ratifiziert und obendrein gleich auch 
noch ein bilaterales Investitionsschutzabkommen mit 
Mexiko unterzeichnet, inklusive ISDS.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):
Insofern: Es braucht einfach mehr Glaubwürdigkeit in 

Ihrer Politik.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Rouenhoff. – Nächster 

Redner ist der Kollege Markus Töns, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Manfred Todtenhausen [FDP])
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Markus Töns (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Die Frage ist ja bei solch einer 
Debatte: Wo fange ich jetzt eigentlich an nach dem, was 
ich alles gehört habe?

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Zweite und dritte 
Lesung!)

Teilweise hätte man das Gefühl haben können: Streiten 
wir, oder betreiben wir hier heute Abend Bullshit-Bingo?

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Das machen 
Sie doch schon! – Julia Klöckner [CDU/CSU]: 
Das machen Sie doch die ganze Zeit!)

– Das machen Sie aber.
Ich will jetzt aber mal auf ein paar Punkte eingehen; 

denn das war schon ganz spannend. Also: Herr Spahn, in 
zukünftigen modernen Abkommen geht es darum, dass 
sie regelbasiert und wertebasiert sind.

(Verena Hubertz [SPD]: Richtig!)
Es geht darum, dass wir unsere Werte, von denen wir in 
der jetzigen Zeitenwende immer sprechen, verteidigen. 
Das heißt, wir brauchen Partner in der Welt, die unsere 
Werte teilen. Darum geht es zunächst einmal in modernen 
Handelsabkommen und um nichts anderes.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Jens Spahn [CDU/CSU]: Wollen Sie 
dann lieber mit China handeln?)

Natürlich haben Sie recht: Es geht um Wohlstand. Aber 
dieser Wohlstand muss auch in diesen Ländern erreicht 
werden. Das hat dann auch wieder was mit dem Thema 
Klimaschutz, mit dem Thema Menschenrechte, mit dem 
Thema der Entwicklung von Demokratien zu tun. Des-
halb ist es richtig, dass wir CETA heute auf den Weg 
bringen, und wir werden CETA auch ratifizieren; da ma-
chen Sie sich mal keine Sorgen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Jens Spahn [CDU/CSU]: Wann? – 
Stefan Rouenhoff [CDU/CSU]: Wir sind ge-
spannt!)

Ich finde es immer ganz interessant, wenn Sie davon 
reden: Jetzt kommen ganz neue Elemente herein, und da 
soll vieles passieren. – Ich weiß gar nicht, ob Sie in den 
letzten Monaten mal mit der Kommission gesprochen 
haben, ob Sie vielleicht mal Generaldirektorin Weyand 
gesprochen haben, die dazu eine ganz klare Haltung hat, 
die sagt: Es wird keine Abkommen mehr geben, die keine 
wertebasierten Abkommen sind. – Das wissen Sie auch. 
Da steht Klimaschutz drin. Da steht das Pariser Klima-
schutzabkommen drin. Da steht dann auch drin, was ganz 
wichtig ist: dass das sanktionsbewehrt sein muss.

(Beifall des Abg. Andreas Audretsch [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Darüber gibt es überhaupt keinen Streit, nicht mit der 
Kommission und auch mit niemandem sonst.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wenn es dann kein 
Abkommen gibt!)

Vielleicht sollten Sie das mal nachlesen; das hilft viel-
leicht.

Vielleicht noch eines: In der Opposition ist das ja so: 
Da kriegt man plötzlich eine Glaskugel, dann guckt man 
hinein, und dann weiß man das alles. Wir alle wissen 
doch, Herr Rouenhoff – das muss ich Ihnen auch mal 
sagen –, dass wir das Abkommen in der letzten Legisla-
turperiode, weil wir auf das Verfassungsgericht gewartet 
haben, nicht ratifiziert haben. Wenn das Verfassungs-
gericht früher entschieden hätte, was es nicht getan hat, 
weil es etwas länger gebraucht hat, dann hätten wir das in 
der letzten Legislaturperiode auch ratifiziert.

(Stefan Rouenhoff [CDU/CSU]: Dann sagen 
Sie das den Grünen! Sagen Sie das Ihren Kol-
legen!)

Das wissen Sie ganz genau. Sie waren dabei, Herr 
Rouenhoff, als wir gesagt haben: Wir warten die Ent-
scheidung des Verfassungsgerichts ab.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das war der Kom-
promiss!)

Das ist übrigens gegenüber dem Verfassungsgericht voll-
kommen richtig.

(Stefan Rouenhoff [CDU/CSU]: Wir haben 
den Kompromiss ja mitgemacht!)

Das will ich Ihnen an der Stelle nur mal sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Ve-
rena Hubertz [SPD]: So ist es!)

Zu Herrn Kaufmann möchte ich eigentlich gar nichts 
sagen, man müsste allenfalls sagen: Sie müssen mal an-
fangen, zu lesen, 1 700 Seiten. Nehmen Sie sich mal das 
Abkommen CETA. Das sind zwei dicke Ordner; die ste-
hen bei mir im Schrank. Ich kann Ihnen das nur emp-
fehlen. Lassen Sie sich das ausdrucken, lesen Sie sich 
das mal durch, oder lesen Sie es am Rechner; vielleicht 
lernen Sie dann auch ein bisschen was über das Abkom-
men und darüber, wie Abkommen aussehen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Ganz schön 
überheblich!)

– Nein, das ist so. Da müssen Sie durch. So ist das halt, 
wenn man hier merkwürdige Reden hält.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist überheb-
lich!)

Und das andere ist: Herr Leye, also ganz ehrlich! Da 
wird es ja ganz abenteuerlich. Ich höre es ja immer wie-
der: Da gebe es dieses angebliche Sonderklagerecht. Ha-
ben Sie da eigentlich mal reingeguckt? Wissen Sie eigent-
lich, was das ist, was Sie meinen?

(Zuruf des Abg. Christian Leye [DIE LINKE])

Ich habe da reingeguckt. Ich habe mir das sehr genau 
angeguckt, und das gibt es eben nicht. Sie verwechseln 
da etwas.

(Zuruf des Abg. Bernd Schattner [AfD])
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Wenn wir diesen multilateralen Investitionsgerichtshof 
nicht schaffen, sind wir zurück bei ISDS, bei intrans-
parenten Schiedsverfahren, auf die wir keinen Einfluss 
haben.

(Widerspruch des Abg. Christian Leye [DIE 
LINKE])

– Nein. Sie vergessen da was. Das ist international so. 
Und weil Sie das anscheinend nicht verstanden haben, 
muss ich Ihnen das hier noch mal sagen. Tut mir ja leid, 
dass das so ist.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. 
Christian Leye [DIE LINKE]: Legislative!)

– Nein, das hat damit nichts zu tun. Es werden auch keine 
Sonderregeln geschaffen.

Im Übrigen: Was macht denn ein kanadischer Investor, 
wenn er klagen will, wenn er sich ungerecht behandelt 
fühlt? Das kann er ja. Dann geht er entweder vors deut-
sche Gericht, oder er geht vor den dann zu schaffenden 
multilateralen Investitionsgerichtshof. So. Und da sind 
Richter eingesetzt, die die Befähigung zum Richteramt 
haben,

(Christian Leye [DIE LINKE]: Sagen Sie mal, 
warum der deutsche Rechtsstaat das nicht 
kann! Da bin ich mal gespannt!)

die offiziell berufen wurden, die sich übrigens im Han-
delsrecht auskennen müssen und die dann auf Basis des 
Vertrages und internationalen Rechts Recht sprechen. 
Das Ganze ist transparent; das kann man übrigens ein-
sehen. Das Urteil ist transparent, und die Begründung ist 
transparent, was alles bei ISDS nicht so ist. Deshalb ist 
dieses Abkommen wirklich eines – das muss ich Ihnen 
sagen – der modernsten Abkommen, die es gibt.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ja, dann stimmen 
wir doch zu! Dann können wir doch zustim-
men!)

Darauf aufbauend können auch zukünftige Abkommen 
der Europäischen Union funktionieren.

(Zuruf des Abg. Christian Leye [DIE LINKE])

Ich will Ihnen das zum Abschluss noch mal sagen: Es 
waren unter anderem – das wissen Sie auch; ich weiß, 
dass Sie das stört – Sozialdemokraten, die in Europa 
dafür gesorgt haben, dass CETA besser wurde, nämlich 
mit dem multilateralen Investitionsgerichtshof. Es gibt 
eine ganze Reihe von Staaten, die mittlerweile ihre Be-
reitschaft erklärt haben, mitzumachen. Deshalb sind wir 
hier auf dem richtigen und modernen Weg.

Ich kann Ihnen nur sagen: Wir werden CETA ratifizie-
ren. Wir bringen es heute ein, dann werden wir in die 
Ausschussdebatte gehen. Wir werden uns darüber unter-
halten,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wann?)

und am Ende wird CETA in diesem Jahr ratifiziert.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wann?)

Darauf können Sie sich verlassen.
Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Dieter Janecek [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Töns. – Letzter Redner zu 

diesem Tagesordnungspunkt ist der Kollege Reinhard 
Houben, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Reinhard Houben (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Manche 

Debatten hier finde ich schon ziemlich frustrierend.

(Christian Leye [DIE LINKE]: Das geht mir 
auch so!)

Wir führen hier eine Debatte, als ob wir traurig sein 
müssten, dass wir erfolgreich einen Handelsvertrag ab-
schließen. Und da wird wie im Sandkasten gestritten, wer 
wem welches Förmchen gestohlen hat oder nur abgenom-
men hat, meine Damen und Herren.

Zu der Union nur eine kurze Bemerkung: Am Ende der 
letzten Legislaturperiode hat die FDP einen Antrag zum 
Thema CETA eingebracht. Der ist, glaube ich, fünfmal 
von Ihnen abgelehnt worden.

(Stefan Rouenhoff [CDU/CSU]: Da war das 
Verfassungsgerichtsurteil noch nicht da!)

Also: Bitte hier nicht so traurig sein! Das interessiert 
mich nicht. Ich möchte lieber nach vorne gucken, Herr 
Spahn.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ja, wann? – Julia 
Klöckner [CDU/CSU]: Seitdem ist das Verfas-
sungsgerichtsurteil da! Umso schneller müsste 
es doch jetzt gehen!)

Wir haben mit dem CETA-Abkommen einen ersten 
Schritt getan,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wann kommt der 
zweite?)

und wir sind darauf angewiesen, in der jetzigen weltwei-
ten Situation möglichst viele Verträge mit Ländern ab-
zuschließen, die ähnlich denken wie wir, die demokra-
tisch sind und die wollen, dass das demokratische 
System weltweit verteidigt wird. Deswegen ist es für 
mich vor allem ein guter Tag, dass wir jetzt hier voran-
kommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: Wann?)

Wir dürfen natürlich nicht stehen bleiben. Es ist er-
wähnt worden: Es hat am 30. Juni eine Einigung zum 
Vertrag zwischen der Europäischen Union und Neusee-
land gegeben; der muss hier nicht ratifiziert werden. Aber 
ich fände es gut, wenn die Bundesregierung in Brüssel 
mithelfen würde, dass wir das ganz schnell über die 
Rampe schieben.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und wir haben natürlich das dicke Brett Mercosur. Da 
ist eigentlich in der Kommunikation, wenn man ehrlich 
ist, vollkommen klar: Das können wir nur mit einer zu-
sätzlichen Erklärung zum Thema, wie wir mit dem Re-
genwald in Südamerika umgehen, regeln. Ich finde es 
aber nach 20 Jahren ganz wichtig – auch um vor China 
zum Erfolg zu kommen –, dieses entsprechende Abkom-
men abzuschließen.

Darüber hinaus gibt es viele Länder – sie sind genannt 
worden –: Mexiko, Chile, Australien. Wir sollten uns 
weiter umgucken, mit wem man entsprechende Verträge 
abschließen kann; denn das ist zum Wohle unseres Lan-
des.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: Wann ist denn 
jetzt die zweite und dritte Lesung? – Gegenruf 
des Abg. Reinhard Houben [FDP]: Herr Spahn, 
fragen Sie doch nicht nach der zweiten und 
dritten Lesung! Das ist doch albern! Die 
kommt doch! – Gegenruf der Abg. Julia 
Klöckner [CDU/CSU]: Wieso albern? Weil 
Sie keinen Zeitplan haben! – Weiterer Gegen-
ruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU]: Die ist 
notwendig! – Gegenruf des Abg. Andreas 
Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Schauen Sie doch mal in das Papier! Da steht 
das alles drin! – Gegenruf des Abg. Jens Spahn 
[CDU/CSU]: Datum? – Gegenruf des Abg. 
Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na ja, nach der Sommerpause!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Der Kollege Spahn kann 

fragen, wonach er will. Aber ich schließe jetzt die Aus-
sprache.

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 20/2569 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist erkennbar nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 17 a und 17 b:

a) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU

Transparente und konsequente Antwor-
ten auf den Antisemitismusskandal bei 
der documenta geben – Bundestags-
beschluss „Der BDS-Bewegung entschlos-
sen entgegentreten“ aktiv umsetzen

Drucksache 20/2565

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Marc Jongen, Martin Erwin Renner, 
Dr. Götz Frömming, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD

Jetzt Konsequenzen aus dem Antisemitis-
mus-Skandal auf der documenta ziehen – 
Förderung des Postkolonialismus umge-
hend einstellen

Drucksache 20/2598
Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 

beschlossen. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, 
den Platzwechsel zügig vorzunehmen. Das gilt auch für 
die sich jetzt noch Begrüßenden.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Gitta Connemann für die CDU/CSU- 
Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Frau Staatsministerin! Meine Damen 

und Herren! „documenta der Schande“, „Rocky Horror 
Picture Show“, „Antisemitische Polemik“, „Schweinerei 
auf Bildern“ – so titeln Medien weltweit. Die Liste nega-
tiver Schlagzeilen über die Documenta ließe sich beliebig 
verlängern. Aus der wichtigsten Schau zeitgenössischer 
Kunst ist die „Antisemita“ geworden, und das alles nur 
wegen eines Bildes. Ohne Frage: Ein Bild war Auslöser 
des Skandals. Juristen werden prüfen, ob das Wimmel-
bild namens „People’s Justice“ den Tatbestand der Volks-
verhetzung erfüllt.

Eines ist aber klar: Ein Schwein mit Davidstern, ein 
Vampir mit Schläfenlocken und Hut mit SS-Runen – das 
ist Judenhass in Reinform,

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
AfD sowie des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

und zwar auf der ganzen Welt. Egal in welchem Land, 
egal in welchem Zusammenhang: Judenhass ist Juden-
hass. Der Kampf dagegen kann übrigens niemals Kunst-
zensur sein.

Antisemitismus zieht sich wie ein roter Faden durch 
die Documenta 15:

(Timon Gremmels [SPD]: Das stimmt nicht!)
antiisraelische Propagandafilme, die Abwesenheit jü-
discher Künstler, die Gleichsetzung der Siedlungspolitik 
mit der Auslöschung der Bevölkerung von Guernica 
durch die Nazis.

(Thomas Silberhorn [CDU/CSU]: Eine 
Schande!)

Kuratoren und Künstlerkollektiv versuchen, mit kulturel-
len Unterschieden zu beschwichtigen, auch gestern im 
Kulturausschuss. Die Ausreden zeigen: Es ist keine Ein-
sicht vorhanden. – Dies wird flankiert von der künstleri-
schen Leiterin bis zu den Oberbürgermeistern von Kas-
sel.

(Beifall bei der CDU/CSU – Timon Gremmels 
[SPD]: Sie ist keine künstlerische Leiterin! Sie 
ist Geschäftsführerin! Meine Güte!)

Das zeigt die eigentliche Größe des Skandals. Es geht um 
mehr als um ein Bild. Es geht übrigens auch um mehr als 
um die Documenta. Es geht um die Frage, was der Appell 
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„Nie wieder!“ im Alltag wert ist. Es geht um Verantwor-
tung. Wir haben hier mit Verantwortlichen zu tun, die es 
halten, wie die drei Affen: nichts sehen, nichts sagen, 
nichts hören.

Dabei ist es ein Skandal mit Ansage. Bereits vor Mo-
naten warnte der Zentralrat der Juden in Deutschland. Die 
Nähe des indonesischen Kuratorenkollektivs zum BDS 
war bekannt. Es lag nahe, dass Künstler aus Israel nicht 
willkommen sein würden. Doch die Verantwortlichen 
wollten es nicht hören: Es kann doch nicht sein, was nicht 
sein darf. – Auch der Bund hat geschwiegen. Ich zitiere 
aus der Stellungnahme des Zentralrats der Juden gestern 
im Kulturausschuss:

Unsere Bedenken wurden jedoch von Anfang an 
beschwichtigt, weggebügelt und teils gar als rassis-
tisch bezeichnet.

(Karsten Hilse [AfD]: Wahnsinn!)
… Die gewählte Repräsentanz des deutschen Juden-
tums hat sehr deutlich seine Ängste signalisiert – sie 
wurden leider nicht gehört.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Frank Müller-Rosentritt [FDP])

Dieser Vorwurf richtete sich auch an die Staatsminis-
terin für Kultur und Medien. Am 7. Februar erklärten Sie, 
liebe Frau Roth, noch in einem Interview:

Die Veranstalter und die Kuratoren haben sehr deut-
lich gesagt, dass sie jede Form von Antisemitismus 
und Rassismus ablehnen.

Ich habe Sie, Frau Staatsministerin, gestern gefragt, wer 
Ihnen das versichert hat. Ihre Antwort: Sie haben Ihr Ver-
trauen auf öffentliche Äußerungen gestützt. – Kurzum: 
Eine Überprüfung Ihrerseits hat nicht stattgefunden. Da-
bei wird die Documenta mit Mitteln des Bundes geför-
dert, über die Kulturstiftung des Bundes.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels [SPD])
Ich habe Sie, Frau Staatsministerin, gestern übrigens 

auch gefragt – ich zitiere –:
Welche Personen oder Institutionen, die auf dem 
Papier der Initiative GG 5.3 Weltoffenheit auf-
geführt sind, waren in welcher Form direkt oder 
indirekt an Organisation und Finanzierung beteiligt 
oder nach Ihrer Kenntnis in anderer Weise damit 
befasst?

Der Hintergrund war klar: Die Initiative verharmlost 
BDS bzw. stellt sich vor diesen. Sie erklärten, davon 
keine Kenntnis zu haben. Das ist erstaunlich; denn die 
künstlerische Direktorin der KSB, Hortensia Völckers, 
gehört bekanntermaßen zu den Unterzeichnerinnen des 
Papiers. In diesem wird übrigens Ihrem Amtschef 
Andreas Görgen namentlich für seine Mitarbeit gedankt.

Die Verharmlosung von BDS sitzt tief, auch in Berlin. 
Sie, Frau Staatsministerin, haben leider im Bundestag 
gegen unseren gemeinsamen Antrag mit dem Titel „Der 
BDS-Bewegung entschlossen entgegentreten – Antisemi-
tismus bekämpfen“ gestimmt. Den Zusicherungen des 
BDS-nahen Kollektivs gerne glauben zu wollen, liegt 
also nahe, aber es ist nicht zu entschuldigen; denn es 
scheint sich um ein strukturelles Problem zu handeln.

Weiteres Beispiel gefällig? Bei der Veranstaltung „Hi-
jacking Memory“ in dem vom Bund geförderten Haus der 
Kulturen der Welt

(Zuruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

konnte jetzt ein Aktivist auf offener Bühne von der Shoah 
als – ich zitiere – „einem jüdischen Psychodrama“ 
schwadronieren und das antisemitische Zerrbild vom 
Kindermörder Israel ausbreiten. Und das in Berlin im 
Jahr 2022!

(Karsten Hilse [AfD]: Was für eine Schande! – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Wo bleibt der Auf-
schrei?)

In Gedenkreden höre ich immer wieder von Ihnen, 
Frau Staatsministerin – auch aktuell bei der Eröffnung 
einer Ausstellung in einer Synagoge –: Antisemitismus 
darf keinen Platz in Deutschland haben. – Absolut richtig. 
Das gilt aber für jede Art von Antisemitismus, egal ob er 
von rechts, aus dem islamistischen Spektrum oder aus der 
sogenannten antiimperialistischen Linken kommt. Es 
darf hier keinen kulturellen Rabatt geben!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und des Abg. Frank Müller- 
Rosentritt [FDP])

Deshalb fordern wir als CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion eine lückenlose Aufklärung.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Wir wollen auch, dass sich etwas Derartiges nicht wie-

derholen kann. Wir stellen uns der Verantwortung – nicht 
nur aus der Geschichte, sondern im Hier und Jetzt.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Alle acht, die 
da sind, oder die ganze Fraktion?)

Übernehmen Sie bitte diese Verantwortung gemeinsam 
mit uns. Stimmen Sie für unseren Antrag.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Frank Müller-Rosentritt [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Ich bitte wirklich, künftig auf die Redezeiten zu ach-

ten. Bei dem Thema fällt mir das schwer; aber bitte ach-
ten Sie alle darauf, dass die Redezeiten nicht deutlich 
überschritten werden.

Nächster Redner ist der Kollege Helge Lindh, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Helge Lindh (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nie-

mand, der sich ernsthaft um Kultur und den kulturellen 
Austausch bemüht, will und wird leichtfertig die Docu-
menta beerdigen – erst recht nicht im Glauben, damit 
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würde man den Antisemitismus verschwinden lassen. 
Das bedeutet aber im gleichen Atemzug auch, zu sehen, 
dass in der Ukraine, auf russischem Boden, auf pol-
nischem Boden und in vielen anderen Ländern Millionen 
von Juden an Gräben gestellt wurden, von Deutschen und 
ihren Kollaborateuren hingerichtet wurden und ihre Ver-
wandten nie die Möglichkeit hatten, diese Toten zu 
beerdigen. Das ist die Dimension, die wir aufmachen 
müssen; und die ist weit größer als jede Form von partei-
politischen Geländegewinnen. Mit dieser Frage müssen 
wir uns – erstens – auseinandersetzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zweitens nehme ich Bezug auf die Begründung von 
Ruangrupa. Von deren Seite wird gesagt, man entschul-
dige sich für die Angst und den Schmerz, den man ver-
ursacht hat. Das verkennt aber massiv die reale Angst und 
den realen Schmerz derjenigen, die an den Gräbern stan-
den, und ihrer Nachkommen – damals, in der Vergangen-
heit, und in der Gegenwart. Deshalb geht es hier nicht um 
Gefühle und Befindlichkeiten, um dieses Verständnis von 
Schmerz, Angst oder oberflächlicher Betroffenheit, son-
dern es geht um Fakten, Tatsachen, Institutionen, Realität 
und Geschichte. Und die Geschichte sagt: Antisemitis-
mus tötet. „Stürmer“-Karikaturen und ähnliche Bildspra-
chen ebneten den Weg und haben am Ende dafür gesorgt, 
dass Menschen ermordet wurden. Auch das gehört ins 
Zentrum dieser Debatte.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Drittens. Wir müssen die Frage der Kunstfreiheit, 
denke ich, ganz radikal angehen. Es ist eine Verkürzung, 
wenn wir sagen: Kunstfreiheit hat die Grenze der Men-
schenwürde. – Das machen wir manchmal. Aber wir tun 
dann so, dass es den Bereich der Kunst gibt, und wenn es 
ans Eingemachte geht, gibt es eine Grenze. Ich glaube 
aber, wir können wagen, den Umfang von Kunstfreiheit 
ganz radikal zu sehen, und dann sagen: Innerhalb dieser 
Kunstfreiheit müssen wir uns angucken, wie mit Men-
schenwürde umgegangen wird.

Wenn wie bei dieser Documenta Kunst von den Kura-
toren, letztlich auch von den Kollektiven, begriffen wird 
als Aktivismus, als Aktion, als eher eine politische Tat 
denn als Kunst, dann müssen sie sich zwingend dieser 
politischen Beurteilung und dieser politischen Dimension 
stellen – ohne Frage. Wenn sie das tun und wenn sie 
zunehmend auch diese Dimension einnehmen, dann rela-
tiviert das auch die Frage der Kunst, und es wird eine 
politische Debatte. Und diese haben wir hier zwingend 
zu führen.

Das bedeutet auch, dass wir innehalten müssen, wenn 
wir an den Satz des Generalsekretärs Botmann des Zen-
tralrats der Juden denken, der gestern sagte, dass in jü-
dischen Reihen zum Teil die Auffassung bestehe, dass der 
Aspekt „Forschung“ beim Zentrum für Antisemitismus-
forschung wegfallen würde. Sprich: Er sagte „Zentrum 
für Antisemitismus“ und stellte den Forschungsaspekt 
infrage. Ich will gar nicht über den Sachverhalt urteilen. 

Aber das zeigt uns doch, welche Dimension die Debatte 
hat und mit welcher Ernsthaftigkeit, mit welcher klaren 
Position, welcher klaren Haltung, aber auch mit welcher 
entsprechenden Deutlichkeit wir diese Auseinanderset-
zung jetzt führen müssen.

Das bedeutet auch, dass wir nicht leichte Geländege-
winne machen, indem wir gucken: Wie können wir jetzt 
die Chance nutzen – das zeigt ja der AfD-Antrag –, um 
die ganze Debatte über Postkolonialismus und Rassismus 
abzuräumen? Wie dämlich, wie klein und wie dumm ist 
das! Nein, wir müssen andere Beispiele nehmen. Ich 
nenne hier „Pop-Kultur“ in Berlin. Beim Festival von 
„Pop-Kultur“ hat man erlebt, dass israelische Künstler, 
weil ihre Anreise vom israelischen Staat mitfinanziert 
wurde, jedes Jahr massiv boykottiert wurden; auch dieses 
Jahr wird es wieder dazu kommen. Das ist inakzeptabel. 
Das ist in diesem Land nicht hinnehmbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der Abg. Gitta Connemann [CDU/ 
CSU])

Aber die Antwort von Katja Lucker und anderen von 
„Pop-Kultur“ ist souverän. Die Antwort ist nicht: 
„Schluss mit dem postkolonialen Diskurs!“, sondern: 
Wir laden jedes Mal wieder israelische Künstlerinnen 
und Künstler ein. Wir beugen uns dem nicht, und wir 
führen die Auseinandersetzung,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

und zwar – das ist für mich der zentrale Punkt – nicht mit 
Gefühlen, Befindlichkeiten und Betroffenheiten, nicht in 
Form des Kitsches, wie das leider in den Debatten, die in 
Kassel geführt wurden, versucht wurde, sondern als 
ernsthafte Auseinandersetzung, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Helge Lindh (SPD):
– die wir in diesem Land brauchen, über die Frage von 

Kunst und Antisemitismus, über unser Verhältnis zu Is-
rael, aber nicht in Form einer Verrechnung von Rassis-
mus und Antisemitismus, sondern indem wir beides zu-
sammendenken. Das sind wir diesem Land schuldig, und 
das sind wir besonders den Jüdinnen und Juden, die sich 
diese Bilder antun mussten, schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Nur eine 
Beschreibung! – Gitta Connemann [CDU/ 
CSU]: Was ist Ihre Konsequenz? – Gegenruf 
des Abg. Karsten Hilse [AfD]: Gar keine Kon-
sequenz!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lindh. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Marc Jongen, AfD-Fraktion.
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(Beifall bei der AfD)

Dr. Marc Jongen (AfD):
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Bereits 

in der letzten Plenarwoche habe ich den unfassbaren 
Skandal auf der Kasseler Documenta an dieser Stelle 
hier angesprochen. Antisemitische Karikaturen nach 
„Stürmer“-Art waren da öffentlich ausgestellt – ein 
Schlag ins Gesicht für alle Juden in Deutschland und in 
der Welt und eine Schande nicht nur für die Documenta, 
sondern für unser gesamtes Land.

(Beifall bei der AfD)
Aber genauso skandalös war die Reaktion der Verant-

wortlichen. Die Generaldirektorin, Frau Schormann, ist 
weiterhin im Amt, obwohl der Zentralrat der Juden völlig 
zu Recht ihren Rücktritt gefordert hat. Auch das indone-
sische Kuratorenkollektiv Ruangrupa macht fröhlich 
weiter. Frau Roth, Sie haben, als die abscheulichen Mo-
tive bereits bekannt waren, gesagt: „Der globale Süden 
hat definitiv eine andere Perspektive auf uns als wir auf 
den globalen Süden“, und gesagt, diese Konfrontation 
fänden Sie „spannend“. Vielleicht finden Sie es ja auch 
spannend, dass auf der Documenta restaurierte Filme der 
japanischen Rote-Armee-Fraktion gezeigt werden, die 
am Flughafen von Tel Aviv 1972 ein furchtbares Massa-
ker angerichtet hat. Wenn man sich erst dann lautstark 
empört, wenn es gar nicht mehr anders geht, dann steht 
doch die Theatralik der Empörung im umgekehrten Ver-
hältnis zur eigenen Glaubwürdigkeit, Frau Roth.

(Beifall bei der AfD)
Ihr Fünf-Punkte-Plan enthält jetzt zwar einiges Richti-

ge, das auch wir in unserem Antrag fordern – Struktur-
reform der Documenta usw. –, aber die Ursache dieses 
Skandals erwähnen Sie bezeichnenderweise überhaupt 
nicht. Die liegt nämlich in der postkolonialistischen, in-
härent antisemitischen Ideologie, die Sie systematisch 
fördern und geradezu zur Staatsdoktrin erhoben haben.

(Beifall bei der AfD)

Wir wollen den Diskurs darüber gerade jetzt beginnen 
und nicht abbrechen, Herr Lindh.

Ein Beispiel: Achille Mbembe, postkolonialistischer 
Vordenker aus Kamerun, ein Freund und Ideengeber 
von Ihnen, aber auch von Frau Grütters und der alten 
Bundesregierung – liebe CDU, da müssen Sie sich auch 
an die eigene Nase fassen –, schrieb 2015 in einem Vor-
wort für die Publikation „Apartheid Israel“, der jüdische 
Staat sei wesentlich schlimmer und tödlicher als das 
Apartheidregime Südafrikas. Es sei daher notwendig, Is-
rael global zu isolieren. Also: Wie bestellt, so geliefert. 
Sie müssen hier überhaupt keine Verwunderung vortäu-
schen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Es ist nämlich kein Geheimnis: Die Postkolonialisten 

sind zutiefst verwoben mit der Israel-Boykottbewegung 
BDS, die für jüdische Künstler, Firmen usw. weltweit zur 
Bedrohung geworden ist. Sie, Frau Roth, haben 2019 
gegen die Bundestagsresolution gestimmt,

(Beatrix von Storch [AfD]: Exakt!)

die die BDS-Bewegung als antisemitisch verurteilt hat,

(Beatrix von Storch [AfD]: Genau!)

und schrieben zur Begründung, eine solche Verurteilung 
würde der „rechtsnationalistischen Regierung Netanja-
hu“ in die Hände spielen. Diese Regierung, Frau Roth, 
setzt sich, wie alle israelischen Regierungen, ein für das 
Wohl und die Verteidigung der eigenen Nation. Das kön-
nen Sie natürlich nicht verstehen,

(Beifall bei der AfD)

weil Sie seit Jahrzehnten das Gegenteil machen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unverschämt!)

Aber hören Sie auf, Leute zu unterstützen, die Israel das 
Existenzrecht absprechen

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind sicher kein Freund Israels! Si-
cher nicht!)

und die auch für andere westliche Nationen inklusive 
Deutschland nur Hass und Ressentiments übrighaben!

Unser Antrag hat nicht Ihren Rücktritt gefordert, weil 
wir erst noch Ihre Erklärungen gestern im Ausschuss 
abwarten wollten. Meine Frage haben Sie dort zuerst 
ignoriert,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie werden hier auch ignoriert!)

und auf Nachfrage haben Sie dann den Postkolonialismus 
noch verteidigt, die Rückgabe der Benin-Bronzen sei 
richtig usw. Nein, mit Ihnen wird es keine wirkliche Auf-
arbeitung des Skandals geben. Das hieße ja quasi, den 
Bock zum Gärtner zu machen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie sind der Bock!)

Es wäre das Beste, Sie würden Ihren Hut nehmen. Sie 
sind für dieses Amt ungeeignet.

(Beifall bei der AfD)

Es gibt nur eine Konsequenz – ich komme zum 
Schluss – aus diesem Skandal, die mehr wäre als die zu 
erwartende Kosmetik: Unsere Kultur- und Erinnerungs-
politik muss ideell und förderungsmäßig mit der post-
kolonialistischen Ideologie brechen, mit ihren Ressenti-
ments, mit ihren Denkschablonen und mit ihrem 
Antisemitismus. Dann wird auch die Documenta nicht 
mehr einem linksradikalen Aktivistencamp gleichen – 
siehe „FAZ“ –, -

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Marc Jongen (AfD):
– und israelische Künstler werden dort auch wieder 

ihren Platz haben.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Jongen. – Als nächster 

Redner hat das Wort der Kollege Erhard Grundl, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Erhard Grundl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Herr Dr. Jongen, ich weiß nicht, was ekelhafter ist: 
die Durchsetzung Ihrer Partei mit Personen, die offen 
Nazis sind,

(Robert Farle [AfD]: Hören Sie doch auf mit 
dem Quatsch! – Stephan Brandner [AfD]: Herr 
Grundl, erzählen Sie doch nicht so einen Mist! 
Reden Sie mal zum Thema! – Weitere Zurufe 
von der AfD)

oder die Art und Weise, wie Sie hier den Kampf gegen 
Antisemitismus instrumentalisieren. Das ist schäbig!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN – René Bochmann 
[AfD]: Das sind Fakten!)

Antisemitismus ist ein Angriff auf die Menschenwür-
de, den wir niemals akzeptieren werden. Das auf der 
Documenta erst ausgestellte und schließlich entfernte 
Bild ist so ein Angriff. Die Herabwürdigung und Diffa-
mierung und der Hass auf Jüdinnen und Juden können 
sich niemals auf die Kunstfreiheit berufen.

(Stephan Brandner [AfD]: Frau Roth war da 
anderer Meinung!)

Sie sind die Gesichtszüge der menschenfeindlichen Frat-
ze, die wir bekämpfen müssen.

In dieser Debatte heute geht es um politische Verant-
wortung.

(Zurufe von der AfD)
Die Documenta ist kein Pilz, der über Nacht aus dem 
Boden sprießt. Sie wird vier Jahre lang vorbereitet. Was 
ist in dieser Zeit geschehen? Die frühere Kulturstaats-
ministerin Grütters und die Kulturstiftung des Bundes 
haben sich 2018 aus dem Aufsichtsrat zurückgezogen. 
Der Aufsichtsrat müsse reformiert werden, war damals 
die Ansage. Nur: Eine Reform ist nie passiert. Nach jet-
zigem Kenntnisstand hat die BKM unter CDU/CSU-Füh-
rung die Dinge laufen lassen und nichts gemacht. Frau 
Connemann, es ist wie in dem alten Hank-Williams- 
Song: Wer mit Steinen schmeißt, sollte aufpassen, wenn 
er im Glashaus sitzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Insgesamt hätte ein Dialog stattfinden müssen zwischen 
den Kuratorinnenkollektiven, den Documenta-Verant-
wortlichen, der Findungskommission und der Öffentlich-
keit. Das ist nicht geschehen.

(Abg. Gitta Connemann [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage)

Claudia Roth hat auf die im Raum stehenden Antisemi-
tismusvorwürfe reagiert. Erste Gespräche hat sie im 
Januar kurz nach Amtsantritt mit dem Aufsichtsrat und 
dem Kuratorenteam geführt. Mehrere Gespräche fanden 
mit dem Zentralrat der Juden statt. Während ihrer Israel- 
Reise im Mai hat sie das Thema angesprochen, weitere 
Gespräche mit den Verantwortlichen folgten. Der Docu-
menta-Leitung und dem Aufsichtsrat hat sie vorgeschla-
gen, Expertise aus der Antisemitismusforschung und dem 
Zentralrat der Juden in Form eines international besetzten 
Beirats einzuholen. Alle diese Vorschläge wurden von 
der Documenta-Leitung und dem Aufsichtsratsvorsitzen-
den vehement zurückgewiesen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin Connemann aus der CDU/CSU-Fraktion?

Erhard Grundl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein.

(Karsten Hilse [AfD]: Feige!)

Das war und ist eine eklatante Fehleinschätzung des dro-
henden Schadens durch die Verantwortlichen in Kassel.

Es geht jetzt auch um die Zukunft der Documenta, 
einer der bedeutendsten Kunstausstellungen der Welt. 
Claudia Roth hat hierzu einen Fünf-Punkte-Plan vor-
gelegt und klargemacht: Wer Staatsgeld will, muss 
Voraussetzungen erfüllen; das heißt vor allem: klare 
Strukturen und Verantwortlichkeiten und ein unein-
geschränktes Bekenntnis zur Pluralität der deutschen Ge-
sellschaft, das jüdische Künstlerinnen und Künstler 
selbstverständlich mit einschließt.

Meine Damen und Herren, was auf der Documenta 15 
passiert ist, ist unverzeihlich. Aber wenn CDU und CSU 
hier in Übereinstimmung mit der AfD, wie gestern ge-
schehen, ein Tribunal gegen die deutschen Kulturinstitu-
tionen per se inszenieren wollen, dann ist das eine schä-
bige Aufführung, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Erhard Grundl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– die ich aufs Schärfste zurückweise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP 
und der LINKEN – Stephan Brandner [AfD]: 
Sie lenken ab, Herr Grundl!)

Die Anträge von CDU/CSU und AfD –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Erhard Grundl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– werden wir ablehnen.
Vielen Dank.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Grundl. Für die Union 

spricht noch eine Rednerin; sie kann die Überlegungen 
in ihre Rede einbauen.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Bei vier Minuten? 
Na, klar!)

Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Petra Sitte, Frak-
tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kurze Vor-

bemerkung: Mein Kollege Jan Korte ist erkrankt; daher 
rede ich.

Nun zur Sache. Es ist einerseits erschreckend, dass 
gegen die Documenta Antisemitismusvorwürfe bestehen.

(Karsten Hilse [AfD]: Nein! Dass Antisemitis-
mus vorgekommen ist, das ist erschreckend!)

Andererseits ist Antisemitismus nicht nur in unserer Ge-
sellschaft, sondern – wenig verwunderlich – weltweit zu 
finden.

Man wundert sich aber schon: Wie konnte ein eindeu-
tig mit antisemitischer Symbol- und Bildsprache arbei-
tendes, 20 Jahre altes Werk in Kassel aufgehängt werden? 
Kannte das niemand? Und wieso, bitte, schaut da nie-
mand vorher drauf? Und das, obwohl bereits seit Mona-
ten Antisemitismusvorwürfe im Raum standen. Docu-
menta-Beirat, Geschäftsführung, Kommunal-, Landes- 
und Bundespolitik haben schlicht versagt. Von einer 
funktionierenden Kuratierung kann keine Rede sein.

Selbstverständlich muss alles schnell, es muss aber 
auch gründlich aufgearbeitet werden, und es müssen 
Konsequenzen gezogen werden. Klar ist schon jetzt – 
da kann ich mich meinem Vorredner anschließen –, dass 
der von Monika Grütters 2018 vollzogene Rückzug mit 
der Kulturstiftung des Bundes ein schwerer Fehler war.

Traurig bleibt aus meiner ganz persönlichen Sicht, was 
den Gesamtansatz der Documenta anbetrifft, dass die 
Künstler ihren Ansatz selber entwertet haben. Freilich 
sind die Entschuldigungen des Künstlerkollektivs Taring 
Padi und von Ruangrupa angebracht. Dass allerdings Ta-
ring Padi nach wie vor keinen Antisemitismus in ihrem 
Werk erkennen können, zeigt: Sie haben den Kern unse-
rer Debatte nicht verstanden und haben wahrscheinlich 
auch ein Perspektivproblem.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wenn jedoch, umgekehrt, im „Spiegel“ wiederum 
Sascha Lobo statt von der Documenta von einer „Anti-
semita“ spricht, dann, muss ich ehrlich sagen, ist auch das 
beängstigend.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

1 500 Künstlerinnen und Künstler in Haftung zu nehmen, 
ist unsinnig, und es ist falsch. Vielmehr werden dadurch 
erst recht Zusammenhänge und Verantwortlichkeiten ver-
wässert. Insofern ist Claudia Roths Fünf-Punkte-Plan für 
die Documenta sinnvoll. Und ich finde es auch richtig, 
dass sie 800 000 Euro bereitstellt, um endlich die NS- 
Verstrickungen der Documenta-Gründungsväter aufzuar-
beiten.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dass nun Konservative und AfD ihrerseits versuchen, 
mit einer Kunstrichtung und dem Thema Postkolonialis-
mus abzurechnen, war ebenso erwartbar, wie es verlogen 
ist; das ist doppelbödig.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Legen Sie die Documenta-Debatte doch nur einmal ne-
ben den Fall Melnyk. Da führen antisemitische Bilder zu 
Kunstbeaufsichtigung und Ausladungen, dort kann je-
mand als Holocaustrelativierer zum Darling von Politik 
und Talkshows werden.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE):
Ich bin sofort fertig. – Nicht die leiseste Kritik, ge-

schweige denn eine Verurteilung von Melnyks Holocau-
strelativierung war je zu hören. Wollen Sie also glaubhaft 
bleiben in der Documenta-Debatte, dann stellen Sie sich 
auch Ihren eigenen Widersprüchen!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Anikó Merten, FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Anikó Merten (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„Make friends, not art“, das postulierte das indonesische 
Kuratorenkollektiv Ruangrupa zur diesjährigen Docu-
menta fifteen. Dass dieser Slogan aufgegangen ist und 
sich die Beteiligten der größten internationalen Kunst-
ausstellung viele Freunde gemacht haben, wage ich hier 
zu bezweifeln.

Das monumentale Wimmelbild „People’s Justice“ des 
indonesischen Künstlerkollektivs Taring Padi, das ein-
deutig antisemitische Stereotype darstellt, ist inzwischen 
abgebaut. Es wurde zuvor verhängt. Ein symbolischer 
Akt? Oder bloße Reaktion auf die vehementen Antisemi-
tismusvorwürfe, die bereits lange im Vorfeld angebracht 
wurden und wegen derer nun auch die Staatsanwaltschaft 
in Kassel ermittelt. Hinzu kommt: Das Kunstwerk exis-
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tiert bereits 20 Jahre. Das bedeutet: Auch die antisemi-
tischen Motive im Werk sind nicht neu. Dennoch will 
niemand etwas davon gewusst haben.

(Beatrix von Storch [AfD]: Vor allem nicht 
Frau Roth!)

Wer übernimmt nun die Verantwortung für dieses Kon-
trolldesaster? Tatsächlich niemand, weder die Veranstal-
tenden der Documenta noch das Künstlerkollektiv, das 
die Ausstellung dieses Jahr kuratiert. Aber damit nicht 
genug. Das indonesische Kollektiv Ruangrupa, dem die 
künstlerische Leitung der Documenta übertragen wurde, 
hat weitere Kollektive ausgewählt, die ihrerseits weitere 
Kollektive ermächtigten, in Kassel ihre Kunst zu vertre-
ten. Zu sehen sind viel Verschwisterungen und Zusam-
menarbeit, die zum Schneeballsystem ausgeartet sind 
und, wie es scheint, keine Überprüfungsinstanzen mehr 
durchlaufen haben. Das ist das nächste Problem.

Frei nach dem Motto „Wir kennen welche, die welche 
kennen und denen wir vertrauen und vielleicht auch was 
Gutes tun wollen“ muss niemand Rechenschaft über die 
Auswahl geben. Externe Qualitätssicherung und Kon-
trolle finden nicht statt, Stichwort „Kunstfreiheit“. Dieses 
Schneeballsystem hat dazu geführt, dass bis heute nie-
mand genau sagen kann, wie viele Kulturschaffende 
wirklich auf der Documenta ausstellen. Ich frage mich: 
Wie ist das möglich?

Vermutlich wäre dies von der Öffentlichkeit besten-
falls zur Kenntnis genommen worden, wäre es nicht 
zum Eklat gekommen. Erst die eklatant antisemitische 
Darstellung auf dem Kunstwerk Taring Padis machte 
die zuvor bestehenden Vorwürfe zu Tatsachen. Dies 
führte zu einem Skandal mit Ansage und zu der Debatte, 
die wir heute führen müssen. Und wir führen sie zu 
Recht; denn Antisemitismus können und dürfen wir nicht 
dulden. Deutschland kommt durch seine Geschichte eine 
besondere Verantwortung zu. Die Übernahme dieser Ver-
antwortung ist Teil der Kunstfreiheit, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diese Verantwortung hätte dazu führen müssen, dass kul-
tursensibel in alle Richtungen agiert wird.

Fakt ist: Die Documenta kann nicht ohne Skandale. 
Die deprimierende Erkenntnis der Documenta fifteen in 
diesem Jahr ist aber neu: Alle ihre Teilnehmer werden die 
Documenta beschädigt verlassen. Diesmal haben die Ver-
anstalter sich selbst übertroffen. Was als Versuch startete, 
dem Globalen Süden eine Stimme zu geben, hat eine 
desaströse Wendung genommen. Es ist ein großer Schat-
ten auf die Documenta gefallen; denn die Menschen-
würde wurde hier kollektiv mit Füßen getreten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Jonas Geissler [CDU/CSU])

Jetzt gilt es, schnellstens Licht ins Dunkel zu bringen. Die 
Documenta muss sich erneuern und Strukturen schaffen, 
die sie wieder ins rechte Licht rücken.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen der Union, wie Sie 
am Mittwoch verfolgen konnten und wie Sie, Frau 
Connemann, selbst in Ihrer Rede gerade ausgeführt ha-
ben, stand die Documenta bereits auf der Tagesordnung 
des Kulturausschusses. Zusammen mit Staatsministerin 
Roth, dem Geschäftsführer des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, Herrn Botmann, der hessischen Ministerin 
für Wissenschaft und Kunst, Frau Dorn-Rancke, sowie 
Herrn Darmawan aus dem kuratierenden Kollektiv Ruan-
grupa wurde lange diskutiert, und man hat sich über die 
Antisemitismusvorwürfe ausgetauscht.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Anderthalb 
Stunden!)

– Es war deutlich länger.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Auf der Ta-
gesordnung waren anderthalb Stunden ange-
setzt!)

Folgen wurden beraten. Hierbei möchte ich nicht un-
erwähnt lassen, dass zu unserem großen Bedauern die 
Documenta-Chefin Sabine Schormann und Oberbürger-
meister Christian Geselle als Vorsitzender des Aufsichts-
rates nicht zu den Gesprächen erschienen. Dennoch kann 
ich hier sagen: Die Aufarbeitung der Vorgänge ist aktiv 
im Gange. Da war die CDU/CSU mit ihrem Antrag schon 
nicht mehr auf dem Laufenden. Die Forderungen, die Sie 
proklamieren, verschieben die Debatte. Daher werden 
wir Ihren Antrag ablehnen. In den Auseinandersetzun-
gen, die wir hier führen, geht es um Kultursensibilität, 
es geht um Verantwortungsdiffusion, und es geht um 
ein desaströses Krisenmanagement seitens der Veranstal-
tenden und Kuratoren.

Auch dem Antrag der AfD werden wir nicht zustim-
men. Mit Ihren Forderungen führen Sie nämlich lediglich 
eine Scheindebatte. Es geht Ihnen hier nicht um die Anti-
semitismusproblematik. Und erst recht spreche ich Ihnen 
keine Sensibilität für die Ausstellungspraxis auf der Do-
cumenta zu.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Stefan 
Keuter [AfD]: Wie gut, dass Sie das wissen!)

Was Sie in Ihrem Antrag machen, ist Instrumentalisie-
rung, und die werde ich hier ganz sicher nicht unterstüt-
zen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Anikó Merten (FDP):
Der Documenta fehlt es in diesem Jahr an Zuständig-

keiten und internationaler Expertise; darauf können wir 
uns einigen. We have to talk, we need to talk.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf von der CDU/CSU: Komische 
Rede!)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Merten. – Als nächste 

Rednerin hat das Wort die Kollegin Dorothee Bär, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! 1997 habe ich für interessierte Schüle-
rinnen und Schüler meines Gymnasiums eine Reise zur 
Documenta nach Kassel gemacht. Wir waren stolz, wir 
waren ergriffen, was in unserem Land an Kultur möglich 
ist. Ich muss sagen: Ich habe mich in diesem Jahr, auch 
als Kulturpolitikerin, sehr auf die Documenta gefreut. Es 
ist sehr traurig, dass davon nichts übrig geblieben ist.

Gestern haben die ersten Zeitungen getitelt: Wäre es 
nicht besser, die Documenta abzuschaffen? – Es wäre 
eine Lösung, die im Raum steht, weil die Kunstwelt, nicht 
nur die deutsche, nicht nur die europäische, sondern die 
weltweite Kunstwelt, wirklich fassungslos nach Deutsch-
land blickt und nicht verstehen kann, wie im Jahr 2022 
auf unserem Boden so etwas noch passieren kann.

Fest steht, dass dieser Skandal das Ansehen einer der 
bedeutendsten Ausstellungen zeitgenössischer Kunst und 
unser Land nachhaltig beschädigt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Auch wenn versucht wurde, meiner Kollegin Gitta 
Connemann das Wort umzudrehen, was ja schofel war, 
Herr Grundl, möchte ich schon noch richtigstellen, auch 
für die Vorgängerin der jetzigen Kulturstaatsministerin, 
dass Kulturstaatsministerin Monika Grütters nie im Auf-
sichtsrat war, dass Monika Grütters gesagt hat, dass das 
Bundesgeld auch abgezogen werden soll, dass die KSB 
ausgeschieden ist und der Stiftungsrat das Ganze im Vor-
feld abgelehnt hat. Das heißt, das, was Sie hier machen, 
ist Geschichtsklitterung. Es ist völlig anders gewesen, als 
Sie es versucht haben, hier darzustellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin Bär, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion?

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Nein, ich mache meine Rede jetzt fertig. Vielen Dank.
Wir hatten seit Monaten Warnungen. Ich habe selber 

sechs Wochen vor der Eröffnung Fragen an die Bundes-
regierung gestellt. Diese wurden abgetan: Nein, man ist 
im guten Gespräch, auch mit dem Zentralrat der Juden. 
Alles läuft seinen Gang, alles ist wunderbar.

Die Messeverantwortlichen waren gewarnt. Die Bun-
desregierung war gewarnt. Was wurde unternommen? 
Nichts. Es geht ja nicht nur darum, dass auf dem Bild 
Judenhass in Reinstform dargestellt wurde, sondern es 
geht darum, dass dieses Bild nur nach massivem Druck 
von außen entfernt wurde

(Timon Gremmels [SPD]: Stimmt nicht!)
und nicht, weil irgendeine Einsicht da war.

(Timon Gremmels [SPD]: Falsch!)
Das ist besorgniserregend.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das ist weiß Gott nicht mit dem Argument der Kunst-
freiheit abzutun oder mit dem, was Sie gerade gesagt 
haben: Ja, die Documenta braucht einen Skandal. – Nein. 
Wir brauchen keinen Antisemitismus in Deutschland, 
Frau Merten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Erhard Grundl 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So viel dazu, 
das Wort im Mund herumzudrehen! So viel 
Heuchelei!)

Es ist nicht nur eine Frage des Anstands, diejenigen zur 
Verantwortung zu ziehen, die sich der Verantwortung bis-
lang beharrlich entzogen haben. Wir als CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion fordern eine lückenlose Aufklärung aller 
Etappen des Nichthandelns – aller!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Dann muss sichergestellt sein, dass sich so etwas nicht 
nur auf der Documenta nicht wiederholt, sondern sich 
nirgendwo in unserem Land wiederholt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Judenhass ist in unserem Land existent. Das ist das 

Traurige. Jedes Mal, wenn ich über die ganzen Skandale 
der Documenta was gepostet habe, und sei es nur in einer 
Instagram-Story, kommen immer noch Leute, die einem 
schreiben:

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihnen folgen doch lauter CSU-Wähler! 
Was ist denn das?)

Habt ihr keine anderen Probleme in Deutschland? Es ist 
doch nur Antisemitismus. Es ist doch nur Judenhass.

Wir als Politikerinnen und Politiker, als diejenigen, die 
mit Steuergeldern verantwortlich umgehen, müssen dem 
entgegentreten. Deswegen bin ich fest davon überzeugt, 
dass wir da viel mehr handeln müssen und dass Ihre Rede 
eine glatte Themaverfehlung war und die von allen Kol-
legen der Ampel bislang auch. Ich hoffe, danach kommt 
noch was Gescheites.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich sage ganz offen – ich bedanke mich auch beim 

Zentralrat der Juden –: Wenn der Zentralrat der Juden 
in Deutschland nicht müde geworden wäre, gegen anti-
semitische Hetze vorzugehen, würden unter dieser Bun-
desregierung diese abscheulichen Bilder mitten in 
Deutschland immer noch bestaunt werden können.

(Timon Gremmels [SPD]: Stimmt doch gar 
nicht! – Weitere Zurufe von der SPD)

Ich würde sagen: Wir haben ja heute leider eine neue 
Antidiskriminierungsbeauftrage bekommen. Hier kann 
Frau Ataman mal loslegen, weil in ihren eigenen Reihen, 
was die Aufklärung an dieser Stelle betrifft, genug zu tun 
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Ah!)
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Personelle Konsequenzen, ganz besonders in Kassel, 
sind ein nichtverhandelbares Postulat, ebenso die struk-
turelle Reform der Documenta, weil die judenfeindlichen 
Bilder nur ein Symptom sind und die Ursachen woanders 
liegen. Auch wenn Sie jetzt über Ihren Schatten gesprun-
gen sind und auf unseren Druck hin endlich eine öffent-
liche Befassung im Kulturausschuss haben durchführen 
lassen,

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Erhard Grundl 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo waren 
Sie denn gestern? Sie waren nicht im Aus-
schuss!)

wäre es ein wichtiges Signal, heute unserem Antrag für 
die Aufarbeitung zuzustimmen, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dorothee Bär (CDU/CSU):
– um von dem einstigen Aushängeschild der Kunst-

messe noch etwas zu retten,

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist unglaublich dreist!)

wenn überhaupt noch etwas zu retten ist. Ich kann Ihnen 
nur sagen: Mit dieser Debatte heute ist unter diese Skan-
dale kein Schlussstrich gezogen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Erhard Grundl 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie kennen 
die Debatte nur vom Hörensagen! Das ist das 
Problem!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Bär. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, ich will darauf hinweisen, dass wir trotz 
meiner eindringlichen Bitte, das Verfahren zu beschleu-
nigen, sogar noch Zeit obendrauf gelegt haben. Bei die-
sem Thema bin ich etwas nachsichtiger. Ab dem nächsten 
Tagesordnungspunkt wird eine Zeitüberschreitung nicht 
mehr geduldet. Ich weise darauf hin, dass ich Kurzinter-
ventionen auch nicht mehr zulassen werde. Das Sitzungs-
ende liegt jetzt bei 2.43 Uhr.

Nächste Rednerin ist die Kollegin Simona Koß, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Simona Koß (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Antisemitismus bleibt Antisemitis-
mus und ist von der Kunstfreiheit nicht gedeckt. Nicht in 
Kassel, nicht in Deutschland, nirgendwo auf der Welt darf 
Antisemitismus einen Platz haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Dort, wo die Würde des Menschen nicht geschützt wird, 
geht es nicht um die Freiheit der Kunst, sondern um Ver-
letzung und Diskriminierung übelster Art.

Während wir heute hier im Bundestag tagen, werden, 
statistisch gesehen, sieben Mal Jüdinnen und Juden in 
Deutschland beschimpft, beleidigt oder angegriffen. Wir 
müssen annehmen, dass das Dunkelfeld noch größer ist. 
In der vergangenen Woche hat RIAS, das Netzwerk der 
Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus, den 
aktuellen Bericht für das Jahr 2021 vorgestellt. Das Er-
gebnis ist ein erschreckendes Bild von Judenhass in 
Deutschland. Über 2 700 antisemitische Vorfälle wurden 
erfasst, darunter waren 6 Fälle extremer Gewalt.

Der RIAS-Bericht zeigt klar: Der Judenhass ist leider 
Alltag in Deutschland, und er kommt zu über 80 Prozent 
aus der rechtsextremen, aus der rechten bürgerlichen und 
aus der sogenannten Querdenkerszene.

(Karsten Hilse [AfD]: Es gibt keinen Diskurs! 
Was soll denn diese Verleumdung hier?)

Lassen Sie uns gemeinsam dem wieder aufkommenden 
Antisemitismus in Deutschland den Kampf ansagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Karsten Hilse [AfD]: Mann, Mann, Mann! 
Sie können es nicht lassen!)

Was können wir dafür tun? Wir können das Thema 
Antisemitismus in der Bildung unserer Schülerinnen 
und Schüler, in der Ausbildung von Lehrerinnen und 
Lehrern besser verankern.

(Karsten Hilse [AfD]: Überlebende des Holo-
caust laufen bei den Querdenkern mit!)

Und wir können und müssen Polizistinnen und Polizisten 
besser für das Thema sensibilisieren.

(Karsten Hilse [AfD]: So eine Verleumdung 
kann doch nicht wahr sein!)

Wir müssen und sollen Hilfen dafür geben, wie man zum 
Beispiel als Lehrkraft angemessen und sicher reagiert, 
wenn antisemitische Stereotype im Klassenraum oder 
auf dem Schulhof aufkommen, und wie man zum Bei-
spiel als Lehrkraft den Schülerinnen und Schülern eine 
sichere Orientierung geben kann.

Meine Damen und Herren, jüdisches Leben gehört zu 
uns: ob in Neukölln, in Frankfurt oder in Seelow.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Wir müssen jüdisches Leben in seiner Vielfalt sichtbarer 
und erlebbarer machen. Es ist gerade für junge Menschen 
wichtig, eine Vorstellung davon zu haben, was das Juden-
tum in Deutschland ausmacht.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Was ist mit 
unserem Antrag? Das nennt man „Sonntags-
rede“!)

Lassen Sie uns gemeinsam diesen Weg gehen. Und hören 
Sie da drüben auf, rumzubläken.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
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neten der LINKEN – Bernd Schattner [AfD]: 
Typisch SPD! Von nichts eine Ahnung!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Koß. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Marlene Schönberger, Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen der demokratischen Fraktionen! In der Planung 
und Durchführung der Documenta hat die Leitung ver-
sagt. Die antisemitischen Exponate haben Jüdinnen und 
Juden nicht nur in Deutschland, sondern weltweit er-
schüttert und entsetzt. Das hat die Kulturstaatsministerin 
Claudia Roth im Kulturausschuss in aller Klarheit be-
nannt, und dafür danke ich ihr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Kulturstaatsministerin handelt. Genau deshalb 
können wir Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Unionsfraktion, nicht zustimmen. Anstatt die 
Staatsministerin in ihrem entschiedenen Vorgehen zu un-
terstützen, machen Sie den Skandal um die Documenta 
zu einem Gegenstand parteipolitischer Auseinanderset-
zungen. Das ist schäbig und wird der Sache nicht gerecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Nina Warken [CDU/CSU]: Wenn einem 
sonst nichts einfällt!)

Es gibt nichts zu beschwichtigen. Die vieldiskutierten 
Darstellungen in der Documenta treten in die Fußstapfen 
des europäischen Antisemitismus. Ritualisiert wird in 
diesem Land wiederholt: Hier ist kein Platz für Antisemi-
tismus. – Tatsache ist aber: Antisemitismus hatte in 
Deutschland schon immer einen Platz. Um das zu ändern, 
brauchen wir mutiges Handeln. Dazu gehört der Fünf- 
Punkte-Plan. Dazu gehört die vorgeschlagene Struktur-
reform der Documenta. Dazu gehören das Überprüfen 
und das konsequente Entfernen aller antisemitischen Ex-
ponate von der jetzigen Ausstellung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN – Gitta 
Connemann [CDU/CSU]: Es geht nicht nur um 
die Documenta! Es geht um ein strukturelles 
Problem! Was ist mit dem IS?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus 

der CDU/CSU-Fraktion?

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Nein.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Gut.

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Darüber hinaus müssen wir die Frage stellen: Wie 
konnte es passieren, dass offensichtlich antisemitische 
Darstellungen seitens der Documenta hingenommen 
bzw. nicht erkannt wurden? Wenn der vulgäre Antisemi-
tismus schon nicht aufgefallen ist, wie ist es dann erst mit 
dem Antisemitismus, der über Umwege und Chiffren ge-
äußert wird? Beide bedrohen Jüdinnen und Juden und 
unsere demokratische Ordnung auf die gleiche Weise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Daniel Botmann, der Geschäftsführer des Zentralrats 
der Juden, hat gestern eindringliche Worte gefunden. Die 
Kritik von Jüdinnen und Juden und die Bedenken der 
Antisemitismusforschung wurden seitens der Documen-
ta-Leitung ignoriert, missachtet und zum Teil lächerlich 
gemacht. Wir müssen ernst nehmen, wenn sich jüdische 
Künstler/-innen und Kulturschaffende nicht gewollt oder 
unsicher fühlen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen, das werden wir nicht hinnehmen. Die 
Kulturstaatsministerin hat es unmissverständlich aus-
gedrückt.

(Annette Widmann-Mauz [CDU/CSU]: Wa-
rum redet sie dann nicht? – Gitta Connemann 
[CDU/CSU]: Wieso redet Frau Roth nicht über 
diesen Antrag?)

Die Bekämpfung des Antisemitismus muss so global sein 
wie der Antisemitismus selbst.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN)

Wer Kunst schafft, muss Kritik an seinem Werk ertra-
gen können. Die Kunst ist frei, aber nicht kritikfrei. Die 
Freiheit der Kunst beinhaltet nicht die Freiheit, gegen 
Menschen zu hetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Deshalb brauchen wir in Kunst und Kultur Haltung, 
eine Haltung, die besonders nach Auschwitz jedem Anti-
semitismus den Kampf ansagt.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Gitta Connemann [CDU/ 
CSU]: Was ist mit dem IS? Das ist eine Schan-
de!)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Schönberger. – Letzte 

Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt ist die Kollegin 
Katrin Budde, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Katrin Budde (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Aus-

schuss für Kultur und Medien hat sich am Mittwoch in 
einer mehr als zweistündigen Sitzung mit dem Thema 
Documenta befasst. Mein persönliches Fazit ist: Wenn 
wir es ernst meinen mit dem Dialog mit dem Globalen 
Süden, dann werden wir einen sehr anstrengenden Weg 
vor uns haben. Die Debatte und der Dialog werden die 
großen Unterschiedlichkeiten in der Auffassung aufzei-
gen, wenn es darum geht, was zulässig ist an Sagbarem 
und Zeigbarem.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Das wird sehr anstrengend sein. Länder, Nationen, Eth-
nien und Minderheiten auf der ganzen Welt haben unter-
schiedliche Herangehensweisen an gesellschaftliche 
Traumata. Die Aufarbeitung von Geschichte und Kunst 
ist immer Teil gesellschaftlicher Reflektionen.

Am Mittwoch in der Ausschusssitzung ist deutlich ge-
worden, dass gegenseitige Gespräche, gemeinsamer Dia-
log, das Entwickeln von gegenseitigem Verständnis über 
Grenzen von Zeigbarem und Sagbarem hinweg in einer 
Kunstausstellung auf deutschem Boden nicht stattgefun-
den haben, und das leider trotz Hinweisen auf die mögli-
che Brisanz. Im Ergebnis prägten Überschriften wie 
„Eklat“, „Skandal“ und „Antisemitismus“ die Documen-
ta. Das ist nicht gut. Anders als Sie, meine Damen von der 
CDU/CSU, habe ich einen sehr reflektierten Vertreter der 
Ruangrupa vorgefunden, der sehr nachdenklich und auch 
sehr ehrlich reagiert hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Anikó Merten 
[FDP])

Vielleicht findet sich noch ein entsprechender Beitrag in 
der Mediathek. Wenn Sie etwas weniger aufgeregt sind, 
gucken Sie sich das mal an.

Ich werde, wie viele andere auch, immer für die Frei-
heit der Kunst einstehen. Aber Kunst hat Grenzen, und 
diese wurden deutlich überschritten. Dass auf der Docu-
menta klar erkennbar antisemitische Kunst ausgestellt 
wurde, hat Jüdinnen und Juden weltweit, aber auch die 
meisten von uns tief erschüttert. Antisemitismus indes ist 
keine deutsche Erfindung, sondern leider auch heute noch 
globale Realität. Der Holocaust aber ist eine schreckliche 
und verabscheuungswürdige deutsche Erfindung. Daraus 
erwächst eine besondere Verantwortung für uns alle.

(Beifall der Abg. Gitta Connemann [CDU/ 
CSU])

Dies gilt auch für Kunstausstellungen.
Die Documenta hat etwas Neues gewagt. Sie ist abge-

rückt von althergebrachten Kuratierungen. Ein interna-
tional anerkanntes Kollektiv von außerhalb Europas 

wurde mit der Kuratierung betraut. Das war ein Wagnis, 
das war eine Chance und ein Risiko. Inzwischen dürfte 
klar sein: Die Mischung aus kollektiver Kuratierung mit 
anderen Wegen der Entscheidungsfindung, mit unklaren 
begleitenden Strukturen, fehlender internationaler Exper-
tise, nicht wirklich geklärten Zuständigkeiten und fehlen-
den begleitenden Gesprächen hat für die Documenta zu 
einem bedrohlichen Ergebnis und zu Vertrauensverlust 
geführt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und sie hat Grenzen überschritten.
Die Documenta ist eine der weltweit größten Ausstel-

lungen zeitgenössischer Kunst, und das soll sie auch blei-
ben. Sie soll weiterhin Ausstellungsort für internationale 
zeitgenössische Kunst und ein Treffpunkt für Kunstinte-
ressierte aus der ganzen Welt sein. Ich bin mir sicher, dass 
Hessen zusammen mit der Stadt Kassel eine Fehlerana-
lyse vornehmen wird; wir haben das am Mittwoch im 
Ausschuss auch schon gehört.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Katrin Budde (SPD):
Ich bin mir sicher: Die Vorschläge, die Staatsministerin 

Roth gemacht hat, sind gute Vorschläge für die Zukunft. 
Ich bin mir auch sicher, dass wir eine gemeinsame Lö-
sung zusammen mit dem OB und mit dem Land finden 
werden.

Jetzt noch einen Satz – –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nein, nein. Jetzt entziehe ich Ihnen das Wort. Sie sind 

23 Sekunden über Ihrer Redezeit. Sie dürfen Platz neh-
men.

Katrin Budde (SPD):
Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Die Aussprache ist damit beendet.
Tagesordnungspunkt 17 a. Wir kommen zur Abstim-

mung über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 20/2565 mit dem Titel „Transparente und 
konsequente Antworten auf den Antisemitismusskandal 
bei der documenta geben – Bundestagsbeschluss ‚Der 
BDS-Bewegung entschlossen entgegentreten‘ aktiv um-
setzen“. Wer stimmt für diesen Antrag? – CDU/CSU- und 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Der Rest des Hau-
ses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 17 b. Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/2598 mit 
dem Titel „Jetzt Konsequenzen aus dem Antisemitismus- 
Skandal auf der documenta ziehen – Förderung des Post-
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kolonialismus umgehend einstellen“. Wer stimmt für die-
sen Antrag? – Die AfD Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Der Rest des Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Weitere Unterstützung des Friedensprozesses 
in Kolumbien

Drucksache 20/2572
Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 

beschlossen.
Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-

ner dem Kollegen Max Lucks vom Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„Weil ich mein Land verteidige, hält man mir eine Waffe 
an den Kopf“, das sagt die kolumbianische Menschen-
rechtsaktivistin Jani Silva. Weil sie zusammen mit Klein-
bäuerinnen und Kleinbauern gegen den illegalen Raub-
bau an der Natur kämpft, wird sie mit dem Tode bedroht. 
Und die Bedrohungen werden zu oft Realität. Das UN- 
Hochkommissariat für Menschenrechte zählt von 2016 
bis Ende 2021 circa 500 Todesfälle von Menschenrechts-
verteidigerinnen und -verteidigern in Kolumbien.

Was auch kein Einzelfall ist, ist eine Zivilgesellschaft 
in Kolumbien, die sich trotz aller Widrigkeiten nicht 
kleinkriegen lässt, die nach den vergangenen Wahlen 
Hoffnung schöpft, die auf Deutschland und auf die EU 
als starke Partner setzt. Wir haben eine Verantwortung 
angesichts unserer engen Beziehungen zu Kolumbien, 
und mit diesem Antrag setzen wir ein ganz klares Signal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Wir sind bereit, dieser Verantwortung nachzukommen, an 
der Seite der kolumbianischen Zivilgesellschaft.

Doch die Gewalt an der Zivilgesellschaft lähmt den 
Frieden in Kolumbien. Das Friedensabkommen von 
2016 war und ist historisch. Nach 50 Jahren der kriege-
rischen Auseinandersetzung ist damit erstmals wieder 
eine Perspektive für nachhaltigen Frieden geschaffen 
worden. Damit diese Perspektive jedoch für alle gilt 
und damit das Abkommen konsequenter umgesetzt wird, 
hat das Auswärtige Amt, hat die Außenministerin Unter-
stützung aus dem Parlament für das große Engagement 
zugesichert, wenn es darum geht, Straflosigkeit und das 
Verschwindenlassen anzuprangern, den Versöhnungspro-
zess voranzutreiben und das Mandat des EU-Sonder-
beauftragten für den Friedensprozess in Kolumbien zu 
verlängern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Wenn wir es ernst meinen mit Menschenrechten in 
Kolumbien, dann müssen diese Menschenrechte in allen 
Bereichen unserer Zusammenarbeit eine Rolle spielen. 
Das gilt einerseits für das Militärabkommen, das uns 
von der Vorgängerregierung noch auf den letzten Drücker 
mitgegeben wurde. Die Rolle des Militärs ist keinesfalls 
eine unkritische beim Blick auf Menschenrechtsverlet-
zungen. Darum fordern wir in diesem Antrag eine Eva-
luation des Abkommens. Wir wollen sicherstellen, dass 
dieses Militärabkommen Menschenrechten dient, nicht 
dem Gegenteil.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Das gilt andererseits aber auch für den Import von 
Rohstoffen, auch vor dem Hintergrund der aktuellen De-
batte. Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich bin als Abgeord-
neter aus dem Ruhrgebiet nicht bereit, zu akzeptieren, 
dass wir Steinkohle aus Kolumbien importieren

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Das macht eure 
Regierung aber gerade!)

unter Bedingungen, die nichts mit dem zu tun haben, 
wofür die Menschen im Ruhrgebiet, im Saarland und in 
anderen Steinkohlerevieren Deutschlands über Jahrhun-
derte gekämpft haben. Der Rohstoffabbau in Kolumbien 
muss sozial, nachhaltig, menschenrechtskonform sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Mehr Verantwortung in der Welt zu übernehmen, heißt 
auch, Lateinamerika ein starkes Gewicht zu geben, heißt 
auch, unserer Politik gegenüber Kolumbien ein starkes 
Gewicht zu geben, dort für Frieden, für Rechtsstaatlich-
keit, für Menschenrechte einzutreten. Darum ist dieser 
Antrag richtig, und darum bitte ich um Ihre Zustimmung.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lucks. – Als Nächster er-

hält das Wort der Kollege Thomas Rachel, CDU/CSU 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Rachel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Kolumbien blickt auf eine gewaltsame Ver-
gangenheit zurück. 450 000 Tote hat der blutige Konflikt 
seit 1986 gefordert, und noch immer sind über 120 000 
Menschen verschwunden – eine unfassbare Zahl. Das 
sind unfassbare Schicksale. Fast jede Familie in Kolum-
bien ist in der einen oder anderen Form von diesen Gräu-
eltaten unmittelbar betroffen.

2016 gelang es dem damaligen Präsidenten Santos, ein 
Friedensabkommen auszuhandeln. Dennoch ist es bis 
heute ein sehr steiniger Weg. Das Abkommen war der 
Anfang eines langen Prozesses der Aussöhnung. Welchen 
Beitrag kann Deutschland hier leisten? Frieden? Frieden 
ist die Grundbedingung für gesellschaftliches Miteinan-
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der und Wohlstand. Jeder Mensch soll in Frieden auf-
wachsen dürfen. Wir müssen dennoch mit realistischem 
Blick auf den Friedensprozess schauen. Der Weg der 
eigentlichen Vergangenheitsbewältigung muss letztlich 
von der kolumbianischen Gesellschaft beschritten wer-
den. Die eingesetzte Wahrheitskommission hat die bisher 
umfassendste Untersuchung des bewaffneten Konflikts 
in Kolumbien veröffentlicht. In Tausenden Interviews 
sind Zeugen und Opfer zusammengekommen. Sie haben 
über Mord, über Folter, über Vertreibung und Entführun-
gen berichtet. Die Wahrheitskommission, sie ist ein sinn-
voller Schritt zur Aufarbeitung, der die Chance zur Ver-
söhnung öffnen soll. Wir können diesen Weg nur als 
Partner begleiten. Das haben übrigens die parteinahen 
Stiftungen und auch die deutsche Außenpolitik in den 
vergangenen Jahren getan.

Dem Antrag der Ampelfraktion zufolge will man alles 
machen. Aber wie? Dazu steht eigentlich nicht viel drin. 
Ich denke, wir sollten in drei Bereichen ansetzen:

Erstens: Erkenntnisgewinn schafft Frieden. Die Stabi-
lisierung des Friedens und die Aufarbeitung der Vergan-
genheit sind zentrale Aufgaben der Politik und der Ge-
sellschaft in Kolumbien. Wir können diesen Prozess mit 
Kooperationen, gerade auch mit Wissenschaft und For-
schung, stärken. Erst wenn man die Ursachen und die 
Folgen des jahrzehntelangen Konflikts versteht, kann 
man eine dauerhafte Friedensordnung schaffen. Schon 
seit 2010 baut die Bundesregierung die Zusammenarbeit 
mit Kolumbien in den Bereichen Frieden, Umwelt und 
Klima aus, und dies mit ganz hohen Millionenbeträgen. 
Ich begrüße, dass Sie in der neuen Koalition das Deutsch- 
Kolumbianische Friedensinstitut, CAPAZ, das von der 
Bundesregierung unter Angela Merkel initiiert wurde, 
unterstützen werden. Mittlerweile sind über 20 deutsche 
und kolumbianische Hochschulen einbezogen. Es zeigt, 
wie wichtig die Vernetzung zwischen Akteuren aus Poli-
tik, Gesellschaft und Wissenschaft in diesem Friedens-
prozess ist. Umso überraschender ist, dass die Zusam-
menarbeit mit Wissenschaft und Forschung in Ihrem 
Antrag kaum Erwähnung findet.

Zweitens: Sicherheit schafft Frieden. Wir müssen die 
Zusammenarbeit mit dem Sicherheitssektor und der Jus-
tiz stärken. Man könnte Unterstützung leisten in der Aus-
bildung von Polizistinnen und Polizisten. Die Rechts-
medizin muss in Kolumbien dringend gestärkt werden; 
da gibt es erheblichen Kooperationsbedarf. Noch immer 
konnten Tausende von Leichen nicht identifiziert werden. 
Die Angehörigen können ihre Familienangehörigen nicht 
begraben. Das Vertrauen der Menschen in den Rechts-
staat ist aber essenziell für einen nachhaltigen gesell-
schaftlichen Frieden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Schließlich drittens: Bildung schafft Frieden. Die Ko-
operation zwischen deutschen und kolumbianischen Bil-
dungseinrichtungen und Hochschulen ist wichtig, um ge-
rade jungen Menschen berufliche Perspektiven zu 
eröffnen; denn eines ist doch ganz klar: Soziale Ungleich-
heit, Perspektivlosigkeit und mangelnde Aufstiegschan-
cen sind ein Auslöser gesellschaftlicher Konflikte. Die 
junge Generation, die durch Qualifizierung berufliche 

Perspektiven bekommt, kann zu einem Hoffnungsträger 
für den Frieden in Kolumbien werden. Da müssen wir 
ansetzen und dies unterstützen.

Ja, der gewaltsame Konflikt muss aufgearbeitet wer-
den. Für eine nachhaltige Friedensordnung sollte der Fo-
kus aber gleichzeitig auf die Zukunft gerichtet werden; 
denn Perspektiven schaffen Frieden.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Rachel. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Nils Schmid, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Nils Schmid (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Es ist gut, dass sich der Deutsche Bundestag zu 
Beginn der Wahlperiode dem Friedensprozess in Kolum-
bien widmet. Ich will mich ausdrücklich bei unseren Part-
nerfraktionen, Grüne und FDP, dafür bedanken, dass es 
gelungen ist, einen der ersten außenpolitischen Anträge 
der Ampel zu diesem Thema zu formulieren. Und ich will 
mich – das erlauben Sie mir bitte – bei Bettina Lugk, 
unserer SPD-Kollegin, bedanken, die den Antrag feder-
führend verhandelt hat. Es ist ihr erster Antrag als neu-
gewählte Abgeordnete, und jetzt kann sie nicht reden, 
weil sie krank ist. Sie hätte das sehr gerne getan. Jetzt 
muss der Sprecher ran, der aber voll hinter dem Antrag 
steht – völlig klar –

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

und der auch noch gerne daran erinnern will, dass der 
Friedensvertrag und der Friedensprozess in Kolumbien 
auch ein Produkt nachhaltiger deutscher Außenpolitik ist.

Es war Bundesaußenminister Steinmeier, der, unter-
stützt durch den Sondergesandten Tom Koenigs, maß-
geblich am Zustandekommen dieses Friedensabkom-
mens beteiligt war. Deshalb fällt Deutschland, deshalb 
fällt uns als Bundestag eine besondere Verantwortung 
für diesen Friedensprozess zu, und deshalb wollen wir 
alles dafür tun, dass jetzt auch zusammen mit der neuen 
Regierung, auf die Kollegin Engelhardt eingehen wird, 
dieser Friedensvertrag weiter umgesetzt wird. Er hat eine 
historische Dimension für Kolumbien angesichts eines 
jahrzehntelang andauernden Bürgerkrieges. Es ist das 
erste Friedensabkommen, das die Genderdimensionen 
voll verankert hat, um auch den Beitrag von Genderge-
rechtigkeit für Frieden zu betonen.

Aber man muss auch festhalten, dass in den letzten 
Jahren die Umsetzung dieses Friedensabkommens 
langsam, unvollständig war und dass noch ein weiter 
Weg zu gehen ist durch die politischen Kräfte in Kolum-
bien, durch die Gesellschaft in Kolumbien, um die hoch-
gesteckten Ziele zu erreichen. Dazu gehört vor allem, den 
Grund vielen Übels, die soziale Ungleichheit, die in Ko-
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lumbien genauso schreiend ist wie in vielen anderen la-
teinamerikanischen Ländern, nachhaltig zu bekämpfen. 
Dazu gehört ohne Zweifel eine gerechte Steuerpolitik. 
Aber lassen Sie mich auch deutlich sagen – wir haben 
das ausdrücklich aufgenommen in den Antrag –: Dazu 
gehört auch eine umfassende Landreform. Solange Bür-
gerinnen und Bürger, vor allem auch die Bauernschaft 
des Landes, nicht selbstständig wirtschaftlich tätig sein 
können, wird die wirtschaftliche Entwicklung in Kolum-
bien und übrigens auch in anderen südamerikanischen 
Ländern nicht gedeihlich vorangehen können. Wir wissen 
aus den erfolgreichen Tigerstaaten Ostasiens – ob Tai-
wan, Japan oder Südkorea –, dass eine umfassende Land-
reform der erste Grundstein war. Sie bietet für die Breite 
der Bevölkerung die Chance, ein erstes Einkommen zu 
erzielen und dann weiter zu investieren. Das gilt auch für 
Kolumbien. Deshalb ist die Unterstützung der Land-
reform zentral für den Erfolg des Friedensabkommens.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Jens Beeck [FDP])

Aber auch die Sicherheit all derjenigen, die sich gesell-
schaftlich und politisch engagieren, gehört dazu. Auch 
nach dem Friedensabkommen gab es gezielte Anschläge 
auf „lideres sociales“, also engagierte Menschen, die sich 
für eine Landreform, für gewerkschaftliche Arbeit oder 
andere politische Ziele einsetzen. Das muss aufhören. 
Das ist zuvörderst Verantwortung der Regierung, der Jus-
tiz, der Polizei, der Armee in Kolumbien selbst. Wir 
können nur darauf dringen, dass jeder und jeder Einzelne, 
die sich in die Gesellschaft einbringt, nicht um Leib und 
Leben bangen muss.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Um dieses Ziel zu erreichen, ist die Aufarbeitung der 
furchtbaren Verbrechen der Vergangenheit zentral. Ich 
habe nur die Berichte gelesen; ich habe die Berichterstat-
tung nicht im Fernsehen verfolgt. Alles, was man über die 
Arbeit der Wahrheitskommission liest und hört, ist berüh-
rend und unglaublich beeindruckend. Wie die Gueril-
leros, die Militärs, rechte Milizionäre nach und nach of-
fenbaren, welche furchtbaren Gräueltaten begangen 
worden sind, zeigt, wie tief dieser Krieg die Gesellschaft 
erfasst hat; aber es zeigt auch die Bereitschaft zur Ver-
söhnung an. Deshalb ist es unglaublich wichtig gewesen, 
dass die Wahrheitskommission trotz schwieriger Bedin-
gungen unter dem jetzt scheidenden Präsidenten ihre Ar-
beit entschieden vorangetrieben hat. Die Empfehlungen 
der Wahrheitskommission sollten auch Beachtung finden 
im politischen Leben Kolumbiens. Wir werden das nach 
Kräften unterstützen. Wir sind – ich will es noch einmal 
sagen – wirklich zutiefst beeindruckt von der Arbeit die-
ser Kommission und dem Mut zur Offenheit, diese 
schlimme Zeit in Kolumbien aufzuarbeiten.

Schließlich gibt es auch eine Anforderung an uns: Ko-
lumbien ist ein Hort der Kokainwirtschaft. Kokain wird 
nur zum geringsten Teil in Kolumbien konsumiert, son-
dern überwiegend in den USA, bei uns in Europa. Wir 
müssen der Kokainwirtschaft die Grundlage entziehen, 
indem wir den internationalen Drogenschmuggel kon-
sequent bekämpfen. Damit können wir einen ganz kon-

kreten Beitrag zum Erfolg des Friedensabkommens leis-
ten. In diesem Sinne werbe ich für Zustimmung zu 
diesem guten Antrag.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Schmid. – Als nächster 

Redner erhält das Wort der Kollege Stefan Keuter, AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Die sogenannte wertebasierte Außenpolitik ist be-
kanntlich die Linse, durch die derzeit alle Beziehungen 
der amtierenden Bundesregierung zu anderen Nationen 
betrachtet werden. Da ist es natürlich kein Wunder, dass 
Sie sich für eine engere Beziehung zu Kolumbien inte-
ressieren, wo doch am 19. Juni mit Gustavo Petro erst-
mals ein Linker die Präsidentschaftswahl gewonnen hat,

(Beifall der Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Andrej Hunko [DIE 
LINKE])

begleitet von grassierender Korruption und Polizeigewalt 
versteht sich; aber daran stören Sie sich nicht, wenn an-
schließend bloß Ihre Interessen und Werte durchgesetzt 
werden können.

Der Berufung zur Beglückung der kolumbianischen 
Nation mit Ihrem progressiven Werteimperialismus gibt 
dieser Antrag reichlich Gestalt. Man muss Ihnen durch-
aus lassen, dass Sie Ihre zivilreligiöse Mission sehr ernst 
nehmen. Also, mit welchen vom deutschen Steuerzahler 
finanzierten Maßnahmen dürfen die Kolumbianer denn 
nun rechnen? „Vor dem Hintergrund der neuen feminis-
tischen Außen- und Entwicklungspolitik der Bundes-
regierung“, so heißt es da, hält es die Bundesregierung 
für „unverzichtbar, der Genderdimension im Abkommen 
eine höhere Priorität in der Umsetzung einzuräumen“.

(Stephan Brandner [AfD]: Das habe ich mir 
gedacht!)

Man adressiert als links-liberale Regierung natürlich vor 
allem die eigene Klientel, auch im Ausland, ist schon 
klar. Heterosexuelle Männer mit Familien, die nicht un-
bedingt in Gewerkschaften oder im Ökoaktivismus enga-
giert sind, werden von Ihnen, der selbsternannten Fort-
schrittskoalition, natürlich vernachlässigt, selbst wenn sie 
„People of Color“ sind, wie es in Kolumbien der Fall ist.

Und ob mit Gendersprache und wehenden Regenbo-
genfahnen auf kolumbianischem Boden die Interessen 
des deutschen Steuerzahlers vertreten werden, daran 
habe ich ganz deutlich meine Zweifel.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat etwas 
mit Frieden zu tun!)
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Aber da Ihnen die Werte ja so am Herzen liegen, fordern 
Sie neben einer Land- auch eine Justizreform, die auf die 
von Sicherheitskräften begangenen Menschenrechtsver-
letzungen abzielt. Auf die Gräueltaten der linksrevolutio-
nären Guerillas, der FARC, die seit 1964 in Kolumbien 
ihr Unwesen treibt, gehen Sie verständlicherweise nicht 
ein. Auch die zweitwichtigste Guerillaorganisation, die 
marxistische ELN – mitverantwortlich für 220 000 Tote 
aus dem Bürgerkrieg –, die noch 2019 einen Terror-
anschlag auf eine Polizeiakademie verübte und über 20 
Menschen tötete, wollen Sie obendrein hofieren. Man 
sucht sich seine Werte-Verbündeten wohl sehr gezielt 
aus.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das machen Sie auch!)

Und so wird neben der Glorifizierung westlicher 
NGOs auch die Einsetzung eines EU-Sonderbeauftragten 
angeführt. Da frage ich mich: Seit wann liegt Kolumbien 
in Europa? Dass zum atlantischen Block eine Verbindung 
besteht, ist hinreichend bekannt. Das hat im Übrigen zu 
Spannungen mit dem Nachbarn Venezuela geführt, der – 
Zitat – „die Absicht der kolumbianischen Regierung, sich 
zur Verfügung zu stellen, um eine auswärtige Militäralli-
anz mit nuklearer Kapazität in Lateinamerika und der 
Karibik einzuführen“ – Zitat Ende – scharf kritisierte. 
In Ihrem Antrag wird solcherlei natürlich ausgeblendet, 
dazu gibt es nur einen Satz: „Spannungen an der kolum-
bianisch-venezolanischen Grenze“.

Auch in Kolumbien hat eine deutsche Regierung in 
erster Linie die Interessen der deutschen Bevölkerung 
zu vertreten und nicht hypertrophierte Wertevorstellun-
gen aus transatlantischen Thinktanks und Ihren NGO- 
Freundeskreisen.

(Reinhard Houben [FDP]: Das ist Bullshit- 
Bingo!)

Und ebenso sollte sie eine wie auch immer motivierte 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines sou-
veränen Staates unterlassen.

Aber das wird man dieser Regierung wohl nicht klar-
machen können. Deutsche Interessen sind für Sie ein 
fremder, reaktionärer Gedanke. Man sieht dies auf allen 
Ebenen, nicht zuletzt in außenpolitischen Desastern wie 
der kopflosen Sanktionspolitik, welche nun unsere Ener-
gieversorgung und unseren Wohlstand in Deutschland 
gefährdet.

(Ulrich Lechte [FDP]: Radio Moskau!)
Wir lehnen Ihren Antrag ab und hoffen, dass die Ko-

lumbianer von Ihrer Politik verschont bleiben.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Keuter. – Bevor ich dem 

nächsten Redner das Wort erteile, wiederhole ich meine 
herzliche und dringende Bitte an die Geschäftsführungen 
der Fraktionen, vielleicht doch auf Kolleginnen und Kol-
legen zuzugehen, um die Sitzungsdauer etwas zu verkür-
zen. Ich bitte die Fraktionen, wenn sie ihre Redner ein-

teilen, die Kolleginnen und Kollegen auch auf die 
Regelung in § 35 Absatz 3 der Geschäftsordnung hin-
zuweisen, damit da keine Missverständnisse entstehen.

Der nächste Redner ist der Kollege Jens Beeck, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Jens Beeck (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Unsere Welt befindet sich im Um-
bruch. Der 24. Februar 2022 markiert in vielerlei Hinsicht 
eine tiefe Zäsur. Unserer Unterstützung für Multilatera-
lismus, Freiheit, Weltoffenheit, Rechtsstaatlichkeit, für 
den Einsatz für Menschenrechte, Demokratie und für 
das Streben nach Frieden sind wir Freien Demokraten 
und, Herr Kollege Keuter, die Ampelkoalition insgesamt 
uns absolut gewiss. Das heißt für uns: Unterstützung für 
die Ukraine, aber eben auch für Friedensprozesse in der 
ganzen Welt, ob im Südsudan oder in Kolumbien. Das 
liegt in unserem eigenen Interesse. Sie haben das nur 
nicht verstanden.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dagegen sind lange für unverrückbar und richtig er-
achtete außenpolitische Grundsätze wie etwa, keine Waf-
fen in Krisen- oder Kriegsgebiete zu liefern, oder die 
Annahme, dass Handel immer zu Wandel und Annähe-
rung führt, in dieser Zeit einer strengen Prüfung unterzo-
gen. Deswegen stellt sich auch die Frage, wo wir gleiche 
Interessen und unsere Partner in der Welt finden. Sie 
scheinen immer noch bei Ihrem alten Partner zu bleiben, 
unter Ignoranz dessen, was derzeit in der Welt passiert.

(Stephan Brandner [AfD]: Welche Partner ha-
ben Sie denn, Herr Beeck?)

Wir sind da einen Schritt weiter und suchen die Werte-
partnerschaften dort, wo wir auch unsere Werte wieder-
finden.

In einer Zeit, in der durch die Coronapandemie und 
ihre vielfältigen Begleiterscheinungen Demokratien und 
gesellschaftlicher Konsens in vielen Ländern dieser Welt 
ohnehin unter gewaltigem Druck stehen, finden wir viele 
Partner für unsere Werte, die ich gerade skizziert habe, in 
den Regionen Lateinamerikas und der Karibik. Dort wer-
den, auch wenn nicht in allen Bereichen von Menschen-
rechten und Rechtsstaat unseren Vorstellungen entspro-
chen wird, die grundsätzlichen Ziele von Demokratie und 
Freihandel sowie unsere Vorstellung einer regelbasierten 
internationalen Ordnung geteilt. Deswegen ist es richtig, 
dass wir uns an dieser Stelle engagieren. Die Länder auf 
der anderen Seite des Atlantiks warten im Übrigen auch 
auf ein verstärktes Engagement Deutschlands. Sie sind zu 
vertieften Partnerschaften mit Europa und Deutschland 
mehr als bereit. Das ist in den vergangenen Wochen in 
vielen Gesprächen immer wieder deutlich geworden.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Wir wollen als Freie Demokraten und als Ampelkoali-
tion unsere Partnerschaft mit Lateinamerika insgesamt 
intensivieren. Das Wiedererstarken der Lateinamerika- 
und Karibik-Initiative haben wir bereits im Koalitions-
vertrag festgelegt. Einer unserer engsten Partner in dieser 
Region war und ist immer Kolumbien. Nicht nur ist 
Deutschland in der bilateralen Entwicklungszusammen-
arbeit vor Ort aktiv, sondern Kolumbien ist auch als erstes 
Land 2018 in der lateinamerikanischen Region globaler 
Partner der NATO geworden.

Es ist angesprochen worden: Das Land blickt auf be-
wegte Zeiten zurück. Ein neuer Präsident ist gewählt, 
erstmals einer, der eher im linken Spektrum verortet wird. 
Die junge Generation setzt große Hoffnungen auf ihn, 
und wir setzen in ihn ebenfalls die Hoffnung, dass der 
Friedensprozess – Kollege Schmid hat es angesprochen –, 
der etwas ins Stocken geraten war, jetzt mit Verve fort-
gesetzt werden kann. Die Signale dafür sind gut; denn in 
der Stichwahl zur Präsidentschaftswahl, die gar nicht so 
wahnsinnig unknapp war mit 50 zu knapp 48 Prozent,

(Zuruf von der LINKEN: 52 Prozent!)
gab es in dieser Region niemanden, der das Wahlergebnis 
angezweifelt hat. Der Vorgänger im Amt ebenso wie der 
Konkurrent um die Präsidentschaft in der Stichwahl

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
haben sofort das Wahlergebnis und den Wahlsieger aner-
kannt. Sie haben einen sauberen Regierungsübergang ga-
rantiert. Das ist ein gutes Signal für diese Region. Auch 
das ist ein Zeichen, dass sich unser Engagement an der 
richtigen Stelle zeigt und dass wir dort einen richtigen 
Partner für unsere Ziele haben.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir werden uns deswegen weiter, wie in dem Antrag 
skizziert, engagieren. Dazu gehören Programme und Pro-
jekte zur Bekämpfung von Ungleichheit, von Korruption, 
von Kapitalflucht, zur Förderung von Good Governance 
und zur Unterstützung der Justizreform, mit dem Blick, 
diese justizunabhängig zu gestalten und die Sonder-
gerichtsbarkeit für den Frieden finanziell zu unterstützen.

Wir bemühen uns bei unserem außenpolitischen Han-
deln, diejenigen zusammenzuführen, die für eine regel-
basierte internationale Ordnung stehen. Wir finden in 
Lateinamerika und gerade mit Kolumbien starke Partner. 
Wir wollen starker Partner Kolumbiens sein und mit Ko-
lumbien einen starken Partner an unserer Seite in dieser 
Region gewinnen. Die Chancen zur Zusammenarbeit bei 
Rohstoffversorgung, bei Ernährungssicherheit, bei erneu-
erbaren Energien, bei Waldschutz und vielem mehr sind 
groß. Wir sind deswegen sehr froh, Frau Staatsministerin 
Keul, dass unter der Bundesministerin Annalena 
Baerbock und dem zuständigen Staatsminister Tobias 
Lindner diese Vereinbarung im Koalitionsvertrag, die 
LAC-Initiative deutlich wiederzuerstarken, große Für-
sprecher hat. Der Deutsche Bundestag wird Sie mit die-
sem Antrag auf diesem Weg unterstützen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Beeck. – Als Nächster hat 

das Wort der Kollege Andrej Hunko, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Andrej Hunko (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Meine Damen und 

Herren! Es ist gut und richtig, dass wir über den wichti-
gen Friedensprozess in Kolumbien sprechen. Es ist auch 
gut und richtig, dass hier ein entsprechender Antrag ein-
gebracht worden ist.

Um die Dimension noch einmal zu verdeutlichen: Al-
lein zwischen 1985 und 2018 sind 450 000 Menschen 
diesem Bürgerkrieg zum Opfer gefallen. Um ein beson-
ders extremes Beispiel zu nennen, will ich an die 6 402 
nachgewiesenen Fälle von sogenannten Falsos Positivos 
erinnern, Zivilisten, die vom kolumbianischen Militär er-
schossen und dann in Guerillauniformen gesteckt worden 
sind, damit die Soldaten Prämien erhalten; das Ganze 
organisiert. Ein ganz furchtbarer Bürgerkrieg. Es ist rich-
tig, dass für diesen Friedensprozess der Friedensnobel-
preis im Jahr 2016 verliehen worden ist.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

In dem Antrag der Ampel steht vieles Richtiges. Es 
sind viele gute Absichten. Ich muss aber auch ein paar 
kritische Punkte erwähnen. Einer ist schon angesprochen 
worden: das sogenannte Militärabkommen – eine letzte 
Handlung der Großen Koalition –, das wir Abgeordnete 
nicht zu Gesicht bekommen. Es wird geheim gehalten. 
Auch das müsste benannt werden. Es müsste für Abge-
ordnete einsehbar sein. Dieses Militärabkommen ist aus 
unserer Sicht hoch problematisch, weil es mit diesem 
kolumbianischen Militär abgeschlossen wird. Wir lehnen 
dieses Militärabkommen ebenso wie die Freihandels-
abkommen mit Kolumbien, Mercosur, ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Antrag sind Bedingungen genannt worden. Wir 
werden das sehr genau prüfen. Aber einen Positivbezug 
auf diese Abkommen wollen wir nicht.

Die Wahlen sind angesprochen worden. Es ist das erste 
Mal in der kolumbianischen Geschichte, dass überhaupt 
ein linker Präsident gewählt worden ist. Der letzte linke 
populäre Kandidat – 1948, Gaitán – ist erschossen wor-
den. Es war gut und richtig, dass sehr viele internationale 
Wahlbeobachter dort waren. Auch aus dem Bundestag 
waren wir vertreten. Ich sehe Frau Engelhardt. Das war 
sehr gut. Es ist sehr gut, dass das dazu beigetragen hat, 
dass diese Wahlen sehr schnell anerkannt werden. All das 
sind positive Zeichen.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch die gestrige Vorstellung der Wahrheitskommis-
sion in Berlin – sie musste wegen Überfüllung geschlos-
sen werden – zeigt, welche Bedeutung sie hat sowohl für 
Menschen aus Kolumbien als auch für Menschen hier in 
Deutschland. Wir werden das sehr kritisch, aber auch 
konstruktiv begleiten.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   4975 

Jens Beeck 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hunko. – Nunmehr hat das 

Wort die Kollegin Deborah Düring, Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Es gibt eine Zukunft, wenn es Wahrheit gibt“ 
lautete der Hashtag zum Abschlussbericht der kolumbia-
nischen Wahrheitskommission. Der Bericht macht klar: 
Es braucht noch viele strukturelle Veränderungen auf 
dem Weg zu einem nachhaltigen Frieden. Viele dieser 
Veränderungen müssen aus der kolumbianischen Zivil-
gesellschaft und von der Politik selbst kommen. Aber 
im Bundestag machen wir mit diesem Antrag heute deut-
lich: Wir unterstützen diese Anstrengungen, aber wir be-
obachten auch kritisch die Verzögerungen.

Auch in unseren Außenbeziehungen müssen wir zu 
dieser Gerechtigkeit beitragen. Es darf nicht sein, dass 
unsere Versäumnisse der letzten 16 Jahre im Bereich 
der Energieunabhängigkeit nun auf dem Rücken der in-
digenen Gemeinschaften, wie der Wayuu im Norden Ko-
lumbiens, ausgetragen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Es darf nicht sein, dass wir nun einfach mehr Stein-
kohle aus einem Tagebau in Kolumbien importieren, von 
dem wir wissen, dass er Vertreibung, langfristige Um-
weltschäden, extremen Wassermangel und eine rasant 
ansteigende Kindersterblichkeit in der Region verursacht.

Menschenrechte dürfen kein Entweder-oder sein, nicht 
entweder kalte Wohnungen bei uns oder Umweltzerstö-
rung in Kolumbien. Es ist unsere Verantwortung, unser 
politisches Handeln, überall Menschenrechte und Um-
weltrechte zu achten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Dass sich Deutschland diesem Schutz verpflichtet 
fühlt, zeigt die Ratifizierung der ILO 169, des interna-
tionalen Rechtsrahmens zur Stärkung der indigenen 
Rechte, durch die letzte Bundesregierung. Lassen Sie 
uns zeigen, dass dies nicht nur ein Zeichen der Solidarität, 
sondern auch ein Auftrag für uns ist, unserer Verantwor-
tung gerecht zu werden und indigene Rechte weltweit zu 
achten und zu schützen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich grüße Sie ganz 

herzlich zu dieser Stunde. – Das Wort erhält Dr. Jonas 
Geissler für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Ausschuss für Menschenrechte und huma-
nitäre Hilfe hat am 19. Mai ein Ausschussgespräch 
durchgeführt, zu dem wir ganz bewusst Menschen aus 
Mexiko und Kolumbien eingeladen haben, die über ihre 
persönlichen Schicksale gesprochen haben. In diesem 
Fall waren alle Betroffenen Opfer, deren Angehörige 
verschwunden sind. Es waren Familienangehörige ver-
schwundener Väter, verschwundener Söhne und ver-
schwundener Töchter. Wir haben über staatliche Willkür 
gesprochen, über den Terror, die Drogenbarone und die 
Korruption. Hängen geblieben sind die Bilder, wenn du 
dich mit den Opfern, wenn dieses Gespräch vorbei ist, 
persönlich austauschst.

Mir hat mit Tränen in den Augen eine ältere Dame 
erzählt, dass sie sowohl ihre vier Kinder verloren hat 
und nicht weiß, wo sie sind, als auch ihren Mann. Das 
Ganze passierte nicht auf einmal, sondern im Abstand 
von vielen Jahren. Der Frau bleibt nichts mehr. Deswegen 
ist sie aufgestanden und erzählt ihre Geschichte überall in 
der ganzen Welt, um auf das Unrecht, was jeden Tag 
passiert, hinzuweisen.

Wir haben uns dort mit Einzelfällen beschäftigt. Aber 
diese Einzelfälle sind einfach nur Zeugen von riesigen 
Verbrechen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ungefähr 90 000 Menschen in Kolumbien sind ver-
schwunden. Dass Kolumbien, wenn man darüber liest, 
immer Negativschlagzeilen produziert, ist angesichts 
von solchen Zahlen überhaupt keine Frage. Nach den 
Präsidentenwahlen, die man bewerten kann, wie man 
will, hat die Deutsche Welle zum Wahlsieg Gustavo 
Petros kommentiert, dass es angesichts der vielen Morde 
alleine schon ein Sieg für Kolumbien ist, dass der neu 
gewählte Präsident den Wahlkampf und seine Wahl über-
haupt lebend überstanden hat.

Die Gewalt in Kolumbien ist alltäglich. Die Gewalt 
tritt zutage, wenn es Brandrodungen gibt, bei Infrastruk-
turprojekten, bei illegalem Bergbau, im Drogengeschäft. 
Die Gewalt tritt zutage, wenn es um indigene Völker 
geht, um Afrokolumbianer. Die Gewalt betrifft Men-
schenrechts- und Umweltaktivisten, Frauen, Homo-
sexuelle und Transgenderpersonen. Das betrifft sie jeden 
Tag; denn Kolumbien ist das Land der Gewalt. Das 
Schlimme ist, dass die Opfer dieser Gewalt, denen bei 
der Aufklärung dessen, was ihnen passiert ist, oft nicht 
geholfen wird, oft auch noch stigmatisiert werden. Man 
spricht den Opfern ihre Rolle als Opfer ab, und das ist das 
eigentlich Widerwärtige in der Situation.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Als Bundesrepublik Deutschland handeln wir seit 
Jahren. Wir begleiten den Friedensprozess bi- und multi-
lateral. Wir setzen im Entwicklungsbereich wichtige Ak-
zente. Wir leisten humanitäre Hilfe und fördern im Kul-
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turbereich. Wir sind im Friedensvertrag zwischen der 
FARC und der kolumbianischen Regierung ausdrücklich 
mit anderen Begleitstaaten gebeten worden, auch bei der 
Vergangenheitsaufarbeitung und der Opferunterstützung 
Hilfestellung zu leisten, zum Beispiel durch das bereits 
angesprochene Deutsch-Kolumbianische Friedensinsti-
tut, bei den Institutionen der Übergangsjustiz und bei 
der Wahrheitskommission. Am Ende funktioniert Zusam-
menarbeit nur dann, wenn man auch Handel betreibt, 
wenn man bei der Polizei, zum Beispiel bei der Forensik, 
Hilfestellung leistet und eben auch im militärischen Be-
reich Kooperationen eingeht.

Dass der Friedensprozess lange nicht abgeschlossen 
ist, zeigen die Geschichten, die man sieht, wenn man 
auf Kolumbien blickt. Wir stehen immer noch am An-
fang. Wir haben immer noch Probleme mit kriminellen 
Banden, mit ehemaligen FARC-Kämpfern, die sich nicht 
an den Friedensprozess halten, mit der Nationalen Befrei-
ungsarmee. Wir haben Probleme aufgrund der Corona-
maßnahmen in Kolumbien und weil deswegen vielerorts 
Hunger ausgebrochen ist. Wir sehen Proteste, denen mit 
exzessiver Gewalt entgegengetreten wird – vielleicht gar 
nicht auf nationaler Ebene, sondern oft im Kleinen. Die 
Geschichte Kolumbiens wird uns noch lange beschäfti-
gen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank für die zeitliche Punktlandung. – Jetzt 

kommt Heike Engelhardt für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Heike Engelhardt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Bürger/-innen! Ein ganz besonderes Will-
kommen der Frau Botschafterin Yadir Salazar und auch 
dem designierten Außenminister Señor Alvaro Leyva. 
Bienvenido!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN sowie bei Abgeordneten der 
AfD)

Zum ersten Mal in der Geschichte Kolumbiens wird 
ein linker Politiker, Gustavo Petro, die Regierung der 
viertgrößten Volkswirtschaft Lateinamerikas anführen, 
zum ersten Mal in der Geschichte Kolumbiens wird das 
Land mit Francia Márquez eine afrokolumbianische 
Vizepräsidentin haben. Beide sind vom Pacto Histórico. 
Beide versprechen einen „Cambio por la vida“, einen 
Wechsel für das Leben. Es ist ein historischer Moment.

Die Bürger/-innen von Kolumbien wollen eine Ver-
änderung sehen. Im August wird die neue kolumbia-
nische Regierung ihr Amt antreten. Sie wird sich großer 
sozialer Unzufriedenheit gegenübersehen, und sie muss 

sich direkt einigen Herausforderungen stellen. Zu diesen 
Herausforderungen – und es ist unmöglich, heute alle zu 
benennen – gehört es, die Inflation zu bekämpfen, eine 
Landreform umzusetzen und die indigene und ländliche 
Bevölkerung zu schützen. Auch geht es um die Gleich-
stellung von Frauen, um besseren Umweltschutz und ins-
besondere darum, die Wiederbelebung des Friedensver-
trages zu sichern.

Das Friedensabkommen galt lange als Hoffnungsträ-
ger für strukturellen und nachhaltigen Frieden in Kolum-
bien. Deswegen müssen wir hier ansetzen und mit kon-
kreten Zielen unsere Unterstützung anbieten. In den 
vergangenen vier Jahren unter der rechten Regierung 
von Präsident Iván Duque wurde der Friedensvertrag 
kaum umgesetzt. Der Frieden in Kolumbien ist zerbrech-
lich, und es bedarf großer nationaler und internationaler 
Anstrengungen, um den Friedensvertrag wiederzubele-
ben und Ergebnisse zu sichern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Es besteht die Sorge, dass ohne Fortschritte der nächs-
ten Regierung, ohne Aussöhnung und Integration, ohne 
echte Landreform und Schutz der demobilisierten Kämp-
fer/-innen die Gewalt weiter zu eskalieren droht. Eine der 
größten Aufgaben für die neue Regierung auf nationaler 
Ebene ist es deshalb, das Vertrauen zu den Bürgerinnen 
und Bürgern und von den Bürgerinnen und Bürgern in die 
Regierung wiederherzustellen.

Mit unserem Antrag setzen wir uns ein für eine Stär-
kung des zivilgesellschaftlichen Engagements, besonders 
bezüglich Frauen und an den Rand gedrängten Gruppen 
sowie der jüngeren Generation. Es ist wichtig, dass so-
ziale und lokale Führungspersönlichkeiten beschützt 
werden, damit diese auch in den ländlichen Regionen 
Strukturen aufbauen können. Alleine in diesem Jahr 
sind bisher mehr als 60 sogenannte „líderes sociales“ 
ermordet worden.

Außerdem wollen wir mehr Schutz für alle politischen 
Akteurinnen und Akteure, Menschenrechtsaktivistinnen 
und Menschenrechtsaktivisten, Journalistinnen und Jour-
nalisten und indigene und afrokolumbianische Gemein-
den. Denn sie alle – so habe ich es auch unlängst bei 
meinem Besuch in Bogotá in Gesprächen mit den Ver-
treterinnen und Vertretern dieser Gruppen erfahren – sind 
in extremer Gefahr, und sie hoffen auf Gustavo Petro.

Der Abschlussbericht der kolumbianischen Wahrheits-
kommission über den bewaffneten Konflikt wurde ver-
gangene Woche veröffentlicht. Seit Anfang des Friedens-
prozesses führte die Kommission knapp 15 000 
Interviews sowohl mit Opfern als auch Täterinnen und 
Tätern. Francisco de Roux Rengifo, der Vorsitzende der 
Wahrheitskommission, sagte am Tag der Veröffent-
lichung: Dies ist eine Botschaft der Wahrheit, einer unbe-
quemen Wahrheit.

Zwar ist der Bericht der Kommission juristisch nicht 
bindend, er ist aber doch dahin gehend bedeutend, wie die 
neue Regierung den Bericht behandeln und wie sie ihn in 
ihre Politik aufnehmen wird. Der Bundestag wird die 
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neue Phase des Versöhnungsprozesses begleiten und un-
terstützen. Hier ist auch die Rolle der Sondergerichtsbar-
keit für den Frieden enorm wichtig.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir sprechen in dem Antrag auch andere Herausforde-
rungen an: gewaltsames Verschwindenlassen, Angriffe 
auf Menschenrechtsaktivistinnen und Menschenrechts-
aktivisten, eine unsichere nationale Sicherheitslage, die 
ungerechte Verteilung von Land und vieles mehr. Hier 
muss es Reformen geben und damit mehr Gerechtigkeit 
für alle kolumbianischen Bürger/-innen.

Mit diesem Antrag zeigen wir: Wir stehen für Gesprä-
che und unterstützen alle kolumbianischen Bemühungen, 
die menschenrechtliche Lage im Land zu verbessern und 
somit den Friedensprozess zu fördern und zu stärken. 
Kolumbien hat unter der neuen Regierung viele Chancen 
auf mehr Frieden. Setzen wir nun ein Zeichen der Unter-
stützung! Ich bitte Sie um Zustimmung zu dem Antrag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 

Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP auf 
Drucksache 20/2572 mit dem Titel „Weitere Unterstüt-
zung des Friedensprozesses in Kolumbien“. Wer stimmt 
für den Antrag? – Das sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP. Wer stimmt dagegen? – Das sind Die Linke, 
CDU/CSU und AfD. Enthaltungen? – Keine. Dann ist der 
Antrag angenommen.

Bevor ich zum nächsten Zusatzpunkt überleite, möchte 
ich noch einmal auf meine vorherige Sitzungsleitung und 
auf die Rede des fraktionslosen Abgeordneten Matthias 
Helferich zurückkommen. Ich möchte die von ihm ver-
wendete Begrifflichkeit nicht wiederholen; sie steht im 
Protokoll. Für die pauschale Diffamierung einer Per-
sonengruppe erteile ich dem Abgeordneten einen Ord-
nungsruf.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 18:

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Karsten Hilse, Steffen Kotré, Dr. Rainer Kraft, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion der 
AfD eingebrachten Entwurfs eines neunzehnten 
Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes

Drucksache 20/2592
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt Dr. Rainer 
Kraft für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Werte Kollegen! Das ist ja 

nun nicht das erste Mal, dass die Fraktion der Alternative 
für Deutschland hier eine Einbringung für den Weiter-
betrieb der sicheren deutschen Kernkraftwerke macht. 
Ich will jetzt nicht viele Worte darüber verlieren; die 
Realität hat Sie ja in Form von rauchenden Kohlekraft-
werken bereits eingeholt.

Aber verlassen wir doch einmal die Rollen von Oppo-
sition und Koalition hier im Bundestag und erinnern uns, 
warum wir hier sind: nämlich für die Bürger dieses Lan-
des. Lassen Sie mich dazu einige Beispiel aus meinem 
Wahlkreis bringen.

In Meitingen im Landkreis Augsburg befinden sich die 
Lech-Stahlwerke. Dies ist Bayerns letztes Stahlwerk und 
gleichzeitig Bayerns größter Recyclingbetrieb zur Erzeu-
gung von Elektrostahl. Dort ist seit März die Produktion 
weitestgehend stillgelegt; der Grund sind hohe Strom-
kosten. 800 Arbeitnehmer und ihre Familien stehen vor 
den Scherben ihrer Existenz. Manfred B., 43 Jahre alt, 
wird nun die Raten für sein Haus nicht zahlen können, 
und er wird sich verzweifelt eine neue Bleibe für seine 
Familie und seine drei Kinder suchen müssen.

Diese Menschen mussten es bereits hinnehmen, dass 
ihre Stromrechnung als Folge der von den letzten sechs 
Regierungen vorangetriebenen Energiewende drastisch 
angestiegen ist und nun für einen Haushalt bei über 
100 Euro im Monat liegt.

Für Sylvia M., 23 Jahre alt, alleinerziehende Mutter 
von zwei Kindern und beschäftigt im Einzelhandel, be-
deutet dies: Sie muss ihre Abschlagszahlungen den stei-
genden Strompreisen anpassen. Zusammen mit den stei-
genden Lebensmittelpreisen ist ihr Konto vor Ende des 
Monats leer. Ohne die örtliche Tafel weiß sie nicht, wie 
sie ihre Kinder ernähren soll.

Die Arbeitslöhne sind also nicht gleichmäßig mit an-
gestiegen. Die Arbeiter bezahlen für Ihre Energiepolitik 
mit dem Verlust ihres eigenen Wohlstandes.

(Beifall bei der AfD)

Brigitte K., 62 Jahre alt, Altenpflegerin bei einem 
kirchlichen Träger, hat ihre Teilzeitstelle kündigen müs-
sen, da die Anfahrt zu ihren geteilten Diensten, wovon 
der erste bereits um 5.30 Uhr morgens beginnt, aufgrund 
der Benzinkosten den Arbeitsplatz zu einem Verlust-
geschäft macht. Die Stelle ist seitdem unbesetzt.

Das heißt: Die Energiepreisentwicklung vernichtet 
nicht nur den Wohlstand dieser hart arbeitenden Leute 
in diesem Land; sie vernichtet die Arbeitsplätze selbst 
und damit den Wirtschaftsstandort.

(Beifall bei der AfD)
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Ich bin mir sehr sicher: Wenn Sie alle in Ihre Post-
fächer, in Ihre E-Mail-Fächer schauen, dann sehen Sie 
ganz viele ähnliche Schicksale. Und ich bitte Sie im Na-
men der Verfasser all dieser Zuschriften und auch der 
Menschen, die Ihnen nicht geschrieben haben: Denken 
Sie an die Bürger dieses Landes und daran, wie lang 
und wie kalt ein Winter in Deutschland werden kann!

(Zuruf des Abg. Jakob Blankenburg [SPD])
Niemand will frierende Kinder in den Kitas und Schu-

len haben; da bin ich mir ganz sicher. Niemand von uns 
will Suppenküchen an den Straßenecken. Und ganz si-
cher will keiner von uns einen katastrophalen Blackout 
in diesem Land riskieren.

Ihren Fehler, nur auf Gas zu setzen und auf Kohle und 
Kernkraft zu verzichten, haben Sie sich ja in Bezug auf 
die Kohle nun schon eingestanden. Es ist nun an der Zeit, 
dass Sie das Gleiche in Bezug auf die Kernenergie ma-
chen.

(Beifall bei der AfD)
Ihr Glaube – und es ist nur ein Glaube –, dass Wind und 

Sonne unser Land zuverlässig mit Strom versorgen wer-
den können, ist ein Irrtum. In diesem Punkt ist Ihre Ener-
giewende einfach gescheitert.

(Beifall bei der AfD)
Dazu ein paar Zahlen. Derzeit liefert Kernkraft stabil 
4 Gigawatt an Leistung, 24 Stunden am Tag, 7 Tage die 
Woche – das Maximum, was noch geht. Schauen wir uns 
an, was sonst noch passiert: Montagmorgen dieser Wo-
che: Die gesamte Windenergie lieferte gerade 4,8 Giga-
watt, nur ein bisschen mehr als die schwindsüchtige 
Kernenergie derzeit. Und weil Ihre Windenergie nicht 
reicht, muss teures Gas für 4 Gigawatt weiter verfeuert 
werden. Dienstag dieser Woche: Wind schwächelt erneut; 
5,5 Gigawatt schafft er noch. Aber für 7 Gigawatt muss 
teures Gas verfeuert werden.

(Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Atom in Frankreich schwächelt ganz 
schön! Haben Sie das auch schon gemerkt? – 
Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doppelt so teuer wie bei uns ist 
der Strom in Frankreich! Doppelt so teuer!)

An schlechten Tagen sind die Hunderte von Milliarden 
von Euro der Steuerzahler, die Sie in die Windenergie 
haben stecken lassen, gerade mal in der Lage, den letzten 
Rest an Kernenergie zu kompensieren, und es reicht nicht 
ansatzweise an die elektrische Leistung heran, die Gas 
durch Verfeuerung in Deutschland noch erzeugen muss.

(Beifall bei der AfD)
Und die Versorgung mit Gas im kommenden Winter ist 
höchst ungewiss.

In dieser Situation glauben Sie nun, dass Sie auf 4 Gi-
gawatt an zuverlässiger und preiswerter Energie verzich-
ten können?

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Preiswert? 40 Cent in Frank-
reich! – Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So zuverlässig wie in Frankreich 
zurzeit?)

In dieser Situation verwetten Sie den Wohlstand, die Ge-
sundheit und auch das Leben unserer Bürger auf den 
Wind.

(Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auf Atom in Frankreich?)

Entschuldigen Sie, meine Damen und Herren, aber ich 
halte diese, Ihre Politik für inhuman.

(Beifall bei der AfD – Bernhard Herrmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sachargu-
mente haben Sie nicht! „Inhuman“ ist ein tolles 
Sachargument!)

Eine Prüfung im BMUV hat angeblich ergeben, dass 
wir die Kernkraftwerke im Januar nicht weiterlaufen las-
sen können.

(Abg. Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] wedelt mit der Hand vor dem Ge-
sicht)

– Ihren Scheibenwischer können sich bitte sparen, ja? – 
Das gleiche BMUV hat allerdings in der vergangenen 
Legislatur über 600 Millionen Euro für externe Berater-
leistungen ausgegeben und will uns nun erzählen, dass es 
die komplexe Frage eines Weiterbetriebs von Kernkraft-
werken innerhalb von zwei Tagen intern geklärt hat?

(Karsten Hilse [AfD]: Hört! Hört! – Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das waren 
keine zwei Tage!)

Verehrte Kollegen Staatssekretäre, ich halte dies für eine 
Farce.

Nicht nur nukleare Fachverbände, auch der TÜV Süd 
sieht keine größeren Hindernisse für einen Weiterbetrieb 
zumindest von Isar 2 und sicherlich auch von Emsland 
und Neckarwestheim. Bei ausreichender Gesetzeslage 
ließe sich die notwendige Sicherheitsüberprüfung wäh-
rend des laufenden Betriebes durchführen, und bis Au-
gust 2023, so sagt der TÜV, könnten weitere 5 000 Giga-
wattstunden an zusätzlichem Strom alleine in Isar 2 
produziert werden.

(Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Keine Ahnung von Atomtechnik! Bei 
laufendem Betrieb?)

Folgen Sie also der Forderung der Regierungen –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
– ich bin am Ende, Frau Präsidentin – aus Finnland, 

Frankreich, Bulgarien, der Tschechischen Republik, 
Kroatien, Ungarn, Polen, Rumänien, der Slowakei und 
Slowenien an die Europäische Union.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie jetzt bitte zum Schluss. Ich muss Ihnen 

sonst das Wort entziehen.
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Dr. Rainer Kraft (AfD):
Kernenergie ist nachhaltig, und sie ist Teil der Lösung 

des von Ihnen verursachten Energiemangels. Sagen auch 
Sie zumindest bis zum Ende des kommenden Winters Ja 
zu deutscher Kernenergie.

(Zuruf von der SPD: Hören Sie doch jetzt auf 
mit dem Schwachsinn!)

Darum bitte ich Sie im Namen aller hart arbeitenden 
deutschen Bürger.

Vielen, vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich möchte Sie noch mal auf die Geschäftsordnung 

aufmerksam machen. Ich werde jetzt wirklich jedem 
das Wort entziehen, der hier weiter überzieht; denn wir 
haben auch eine gewisse Pflicht gegenüber allen Be-
schäftigten hier im Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Als Nächstes folgt der Redner Bernhard Herrmann für 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Strompreise sind in diesem Land beileibe nicht so 
stark gestiegen, wie die Gaspreise explodiert sind. Die 
haben sich verdreifacht, vervierfacht, teilweise versechs- 
bis verachtfacht.

(Karsten Hilse [AfD]: Durch Ihre Politik!)

Sonne und Wind dämpfen den Preisanstieg im Strom-
sektor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Rainer 
Kraft [AfD]: Und warum verheizen Sie das 
Gas dann?)

Und wenn Sie heute feststellen, dass in Frankreich die 
Preise zurzeit bei 40 Cent liegen und in Deutschland nur 
bei 28 Cent,

(Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

dann ist das das Ergebnis einer verfehlten Atompolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Ralph Lenkert [DIE LINKE] – Dr. Rainer 
Kraft [AfD]: Wer zahlt denn 28 Cent? – 
Karsten Hilse [AfD]: Wer zahlt denn nur 
28 Cent? Die zahlen 78, 80 Cent! Die Bürger 
zahlen 80 Cent!)

– Schreien Sie ruhig weiter! Das zeigt, dass Sie unsicher 
sind. – Als Antragsteller verkennen Sie komplett, dass 
wir keine Stromkrise, sondern eine Gaskrise haben. Der 
Antrag verkennt die rechtlichen, finanziellen, energie-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Martin 
Reichardt [AfD]: Sie haben eine Intellektskrise 
in der Regierung!)

Sie haben keine Ahnung. Sie verkennen auch die geo-
politischen Abhängigkeiten bei angereichertem Uran 
und Brennelementen. Sie ignorieren neue Gefährdungen 
durch Einwirkungen Dritter. Die Geschichte der Kern-
energie ist eine Geschichte der falschen Versprechen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Derzeit erleben wir eine Wiedervorlage. Jetzt legt uns 
leider auch die CDU/CSU einen zweiten Rückzug vom 
Rückzug vor. Der erste Rückzug hat die öffentliche Hand 
sehr, sehr viel Geld gekostet.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Ralph 
Lenkert [DIE LINKE]: Über 11 Milliarden hat 
uns das gekostet!)

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, die 
Bundesregierung hat bereits im März alle rechtlichen und 
energiewirtschaftlichen Fragen sehr grundlegend geprüft. 
Das Ergebnis ist längst öffentlich; aber natürlich interes-
sieren technische und rechtliche Fragen diese AfD doch 
nicht, Sicherheit schon gar nicht und Wirtschaftlichkeit – 
das haben wir gerade gehört; siehe auch die Preise in 
Frankreich – erst recht nicht.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Bananenrepublik!)

Atomkraftwerke sind eine Hochrisikotechnologie,

(Karsten Hilse [AfD]: Ja, für euch! Risiko für 
eure Ideologie! So ein Blödsinn!)

die aus gutem Grund weltweit niemand versichern will 
und die niemals ein rein privater Betreiber ohne steuer-
liche Subventionen gebaut und betrieben hat und es auch 
niemals wird.

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist denn bei 
Windrädern? Die laufen alle ohne Subventio-
nen, oder wie?)

Die drei noch am Netz befindlichen Anlagen wurden 
zuletzt vor 13 Jahren einer gründlichen Überprüfung un-
terzogen, die eigentlich alle 10 Jahre nötig wäre. Die 
Neubewertung der Sicherheitslage würde Monate in An-
spruch nehmen.

(Karsten Hilse [AfD]: Immer die gleichen 
Märchen von Ihnen!)

Darauf würden tiefgreifende Nachrüstungen folgen, so-
fern technisch und betriebswirtschaftlich überhaupt mög-
lich.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie reden doch die 
Risiken herbei, die Sie brauchen!)
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Maßstab der Sicherheitsanforderungen ist der aktuelle 
Stand der Wissenschaft und Technik. Wollen Sie da Ab-
striche machen? Sie auch? Dann sagen Sie den Menschen 
auch, dass Sie Abstriche an der Sicherheit machen wür-
den! Sagen Sie das!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Stephan Brandner [AfD]: 
Sie schüren die Angst! – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Das ist doch Ihre Politik! Sie schüren 
Angst!)

Die Sicherheitsanforderungen müssten zudem neu be-
wertet werden. Es ist Krieg in Europa. Dafür sind Atom-
kraftwerke nicht ausgelegt, nirgendwo auf der Welt und 
auch nicht in Deutschland. Wir sehen aktuell, wie in der 
Ukraine Atomanlagen zu strategischen und militärischen 
Zielen werden,

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
und auch im Westen haben in den vergangenen Monaten 
Cyberangriffe auf kritische Infrastruktur zugenommen.

In solch einer Lage bedeutet jeder Atomreaktor eine 
strategische Schwäche und eine reale Gefahr.

(Martin Reichardt [AfD]: Wollen Sie auch 
alle Chemiefabriken zumachen, oder was? 
Quatsch!)

Der Schutz dieser Anlagen vor Angriffen von außen, die 
sogenannte Sicherung, und die damit zusammenhängen-
den Sicherheitsanforderungen müssten im Falle von 
Laufzeitverlängerungen grundlegend überdacht werden. 
Einem minimalen Beitrag in der aktuellen Lage würden 
sehr hohe wirtschaftliche Kosten und übermäßige Risi-
ken gegenüberstehen. Zu diesem Schluss sind die Bun-
desministerien – keineswegs das BMWK allein – bereits 
im März unter Berücksichtigung aller wichtigen energie-
wirtschaftlichen Faktoren gekommen.

(Karsten Hilse [AfD]: Nach zwei Tagen Prü-
fung!)

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Etwa 85 Prozent des in Deutschland genutzten Erdgases 
wird im Wärmebereich von Raumheizungen und von der 
Industrie genutzt.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: 7 Megawatt am 
Dienstag!)

Wir haben also ein Problem bei der Gas- und damit der 
Wärmeversorgung, nicht beim Strom. Atomkraftwerke 
produzieren Strom, verschwenden Wärme und heizen 
nur die Landschaft. Die Vorstellung, dass Atomkraft-
werke uns bei der Überwindung dieser Gaskrise helfen 
werden, ist abenteuerlich und verkennt die energiewirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen. Wir führen hier eine 
Geisterdebatte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Ralph Lenkert 
[DIE LINKE])

Gegen Atomkraftwerke spricht auch ihre absolut man-
gelnde Flexibilität. Sie können nur kontinuierlich Strom 
liefern. Sie müssen Grundlast sein. Sie laufen im Prinzip 
durchweg mit gleicher Leistung, während Gaskraftwerke 

hochflexibel sind und bei Spitzenlasten schnell mehr 
Strom liefern können oder bei geringerem Energiebedarf 
weniger.

(Karsten Hilse [AfD]: Sie haben keine Ahnung 
von Technik!)

Wir brauchen diese Flexibilität, um das Netz stabil zu 
halten. – Herr Hilse, Sie dürfen hinterher reden; Sie dür-
fen sich gern mal melden. – Auch deshalb können Atom-
kraftwerke Gaskraftwerke rein technisch nicht ersetzen. 
Sie drängen im Gegenteil andere Erzeuger wie Wind-
kraftanlagen aus dem Netz. Im Ergebnis würden wir un-
sere Abhängigkeit von russischem Gas kurzfristig keines-
falls reduzieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dafür würden wir aber das Geschäft des russischen 
Staatskonzerns Rosatom weiter befeuern. Ich frage mich: 
Wollen Sie nicht in Wirklichkeit das und die bestehende 
Abhängigkeit von Russland in diesem Bereich fortset-
zen?

(Stephan Brandner [AfD]: Ist Gazprom bes-
ser? – Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Fakt ist: Bei Uran und Brennelementen sind wir in der 
EU noch abhängiger von Russland als bei Gas.

(Karsten Hilse [AfD]: Blödsinn! Nur Unsinn, 
was Sie erzählen!)

2020 stammten über 20 Prozent des in der EU eingesetz-
ten Natururans aus Russland. – Ach, Sie schreien so 
schön, weil Sie aufgeregt sind. Danke schön! – 19 Prozent 
stammten aus Kasachstan, einem Mitglied der Eurasi-
schen Wirtschaftsunion. Darüber hinaus stellte Russland 
im selben Jahr 26 Prozent des in der EU benötigten an-
gereicherten Urans zur Verfügung. Der EU stehen da-
gegen nur begrenzte Kapazitäten zur Verfügung, mit de-
nen die russische Anreicherungsleistung kurzfristig nicht 
ersetzt werden kann.

Das Abhängigkeitsverhältnis ist auch in der Herstel-
lung von Brennelementen besonders stark, wie es die 
weitere Versorgung der Brennelementefabrik in Lingen 
in Niedersachsen mit angereichertem Uran und Uranpel-
lets von Rosatom veranschaulicht. Weil die EU in diesem 
Bereich auf absehbare Zeit besonders verwundbar bleibt, 
fällt die russische Nuklearindustrie bislang nicht unter die 
EU-Sanktionen, sehr geehrte Damen und Herren der Uni-
on: nicht unter EU-Sanktionen. Der Kauf dort ist Sankti-
onsumgehung.

Europas Abhängigkeit im Nuklearbereich ist sogar 
noch größer als die bei Gas. Über mehr Atomstrom in 
Europa freut sich vor allem ein Mann, und der sitzt im 
Kreml; denn auch hier verdient er kräftig mit und hält uns 
in Abhängigkeit.

Eine Laufzeitverlängerung in Deutschland führt uns 
nicht aus dieser Abhängigkeit, hilft uns nicht bei der 
Wärme und birgt gleichzeitig immense Kosten und Risi-
ken. Sie ist schlichtweg sinn- und verantwortungslos. 
Deshalb konzentrieren wir uns auf die wirklichen Auf-
gaben. – Sie lenken uns davon nicht ab!

Vielen Dank.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Was sind das für Horrorfan-
tasien?)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes folgt Dr. Klaus Wiener für die CDU/ 

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir waren gerade mit dem Umweltausschuss in Stock-
holm; das will ich nur vorab mal sagen. Ich war beein-
druckt von dem Pragmatismus dort: Über alle Parteigren-
zen hinweg hat man das Thema Energieversorgung ganz 
ruhig, ganz sachlich diskutiert. Ich glaube, es würde dem 
Haus hier auch gut zu Gesichte stehen, wenn wir dahin 
zurückkommen könnten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt zur Rede: Wir befinden uns in der Tat in einer 
außergewöhnlichen Situation. Noch nie in der jüngeren 
Wirtschaftsgeschichte hatten wir es mit einem Energie-
schock dieses Ausmaßes zu tun. Zum einen steigen die 
Preise für Energie massiv, und hier vor allem die Preise 
für Gas; zum anderen erleben wir eine Angebotsverknap-
pung, wieder bei Gas, die in den kommenden Monaten 
sogar noch schlimmer werden dürfte.

Wir hatten bereits einmal solch eine Situation, und 
zwar war das in den 70er-Jahren. Allerdings sind damals – 
in Anführungsstrichen – „nur“ die Preise für Öl gestie-
gen; Öl war noch genug da. Aber das war schon schlimm 
genug: Der massive Angebotsschock hat zu hoher Infla-
tion geführt, hoher Arbeitslosigkeit und stagnierenden 
Finanzmärkten. Im Grunde war das, volkswirtschaftlich 
gesehen, ein verlorenes Jahrzehnt.

Mit Blick auf eine sichere Energieversorgung zu be-
zahlbaren Preisen – darum geht’s ja – stehen wir erneut 
vor solch einer Herkulesaufgabe. Wenn wir diese Heraus-
forderung nicht stemmen, nicht klug, pragmatisch und 
auch ideologiefrei angehen, dann droht wieder ein ver-
lorenes Jahrzehnt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und um das an dieser Stelle auch noch einmal deutlich 
zu sagen: Das, was wir erleben, hat nichts mit dem unsäg-
lichen Narrativ der Ampel zu tun, dass 16 Jahre angeblich 
nichts passiert sei.

(Lachen des Abg. Bernhard Herrmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich will hier gar nicht näher darauf eingehen, dass wir 
vom kranken Mann Europas zu Beginn des Jahrtausends 
in den darauffolgenden 15 Jahren zur stärksten Volkswirt-
schaft Europas geworden sind. Das habe ich heute Mittag 
hier an dieser Stelle schon einmal gesagt.

Auch in Sachen Ausbau der erneuerbaren Energien 
müssen wir uns wahrlich nicht verstecken. Ich habe mir 
hierzu die Daten noch einmal genau angesehen.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Oh!)

– Ja, Ich habe mir die Daten noch einmal genau angese-
hen. Das würde ich Ihnen auch empfehlen. – Sowohl im 
weltweiten Vergleich als auch im Vergleich zum OECD- 
und zum EU-Durchschnitt stehen wir in Deutschland her-
vorragend da.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie haben es kaputtgemacht! Sie 
haben Tausende Arbeitsplätze vernichtet!)

Natürlich wäre mehr besser gewesen; aber das gilt, 
glaube ich, immer im Leben. Der Problemlage werden 
Sie mit diesem Narrativ nicht gerecht. Es geht hier um 
Jobs, es geht hier um Existenzängste, um Existenzen und 
natürlich auch um das Klima.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Richtig, um Existenzen!)

Was ist deshalb zu tun? Wirtschaftsminister Habeck 
hat es ja selbst gesagt: Jede Kilowattstunde zählt, und 
alle Optionen müssen auf den Tisch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Guter 
Minister!)

Verwundert bin ich allerdings über die Bereitschaft des 
Wirtschaftsministers, wieder tonnenweise Kohle zu ver-
brennen, und das mit zum Teil total veralteten Kraftwer-
ken. Der zu erwartende Mehrausstoß wird auf 30 bis 
60 Millionen Tonnen CO2 geschätzt. Ich habe einmal 
nachgesehen: Das Tempolimit würde 1,9 Millionen 
Tonnen bringen – das ist schon massiv –, was mich 
dann auch zu den Kernkraftwerken bringt. Um das hier 
auch ganz klar zu sagen: Auch ich sehe die Risiken

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha!)

und die noch offenen Fragen hinsichtlich der Endlage-
rung des Atomabfalls. Allerdings: Wir laufen auf eine 
potenziell massive Mangelsituation zu – das habe ich 
gerade erklärt –, mit verheerenden Folgen für unsere 
Arbeitsplätze, für unsere sozialen Sicherungssysteme 
und am Ende damit dann auch für den sozialen Frieden. 
Deshalb scheint mir ein – das betone ich ausdrücklich – 
zeitlich begrenzter Weiterbetrieb der drei noch bestehen-
den Kernkraftwerke sinnvoll, wobei wir

(Franziska Mascheck [SPD]: Aber das hilft 
doch nicht beim Mangel an Wärme! Es geht 
um den Mangel an Wärme, nicht um Strom!)

– bevor Sie anfangen, hier wieder reinzurufen – als Uni-
onsfraktion, das will ich auch noch einmal betonen, den 
Ausstieg aus der Kernenergie grundsätzlich eben nicht in 
Frage stellen. Daran halten wir fest.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die im Prüfvermerk der Bundesregierung genannten 
Hindernisse – vom Personal über die Brennelemente bis 
hin zur rechtlichen Situation – sind inzwischen alle wi-
derlegt. Das wissen wir inzwischen von den Stellungnah-
men der Experten
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(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was?)

sowie vom Gutachten des TÜV Süd. Ich empfehle, ein-
fach mal da hineinzuschauen.

Auch sind die Kosten gering – das will ich hier auch 
noch einmal deutlich sagen –; denn die Kernkraftwerke 
stehen. Sie müssen gar nicht neu gebaut werden. Die 
Kosten des Weiterbetriebs sind deutlich geringer, als es 
die Zahlen suggerieren, die hier immer wieder in den 
Raum gestellt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ralph Lenkert 
[DIE LINKE]: Kriegen Sie mal Ersatzteile 
für 40 Jahre alte Bauteile!)

Ich habe den Eindruck, dass es in dieser Frage nicht um 
die Lösung eines drängenden Problems geht, sondern 
schlicht um Ideologie.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ihnen geht es um Ablenkung von 
Ihren Versäumnissen!)

Was Ihren Gesetzentwurf angeht, so will ich einen 
Punkt besonders herausgreifen: 20 Jahre längere Laufzeit 
erscheinen mir unverhältnismäßig. Wir müssen und kön-
nen den Ausbau der erneuerbaren Energien schneller vo-
rantreiben. Was wir jetzt brauchen, sind belastbare Daten, 
Fakten und Prognosen für die weitere Energieversorgung 
in Deutschland, kurz-, mittel- und langfristig und ins-
besondere für den Fall, dass der Gashahn zugedreht wird.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Was wir nicht brauchen, sind Schnellschüsse.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Deshalb lehnen wir den Gesetzentwurf ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Dr. Rainer Kraft [AfD])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächster Redner erhält Ralph Lenkert für Die 

Linke das Wort.
(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Jakob 

Blankenburg [SPD])

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Bürgerinnen und Bürger! In aller Kürze einige 
schwer lösbare Probleme mit Strom aus Atomkraft: Ers-
tens. Atomstrom fällt bei schwierigen Wetterlagen, bei 
extremer Kälte oder Hitze mit Dürre aus. Warum? Atom-
kraftwerke brauchen zwingend Kühlwasser. Frieren die 
Flüsse ein, fehlt Kühlwasser.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das Klima wandelt 
sich doch!)

Sinkt bei Hitze mit Dürre der Pegel, fehlt Kühlwasser. 
Dann muss ein Atomkraftwerk ausgeschaltet werden. 
Das passiert zurzeit in Frankreich. Die Bundesrepublik 
exportierte in den vergangenen Wochen erneut extreme 
Strommengen nach Frankreich, weil wegen Korrosions-
problemen in Atomkraftwerken und wegen Trockenheit 
ein wesentlicher Teil der Atomkraft ausfiel. So geschehen 
im Winter 2021 oder auch im August 2018.

Zweitens. Noch nie war irgendwo auf der Welt ein 
Atomkraftwerk volkswirtschaftlich rentabel.

(Helmut Kleebank [SPD]: So ist es!)

Hierzu gibt es umfangreiche Untersuchungen des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung. Atomkraft war 
und ist immer auf massive staatliche Subventionen ange-
wiesen – überall in der Welt.

Drittens. Atomkraft schafft keine Energieunabhängig-
keit. Atomkraft benötigt Uran. Uran muss abgebaut, ver-
arbeitet, angereichert werden.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Der Weltmarkt mit angereichertem Uran wird wesentlich 
von Russland bestimmt. 43 Prozent der weltweiten Ka-
pazitäten sind in Russland.

Viertens. Atomkraft ist keine saubere Energie. Die Be-
seitigung der Umweltschäden durch den ehemaligen 
Uranbergbau der Wismut bei mir in Ostthüringen oder 
in Sachsen kostete Milliarden Steuergelder.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Kostet weiter, Ralph! Ewig!)

Die Behandlung des Abwassers der Bergbaudeponien, 
die Überwachung der Deponien muss auf Ewigkeiten 
erfolgen.

Fünftens. Atomkraftbefürworter argumentieren, 
Atomreaktoren seien sicher. Nur alle 10 000 Betriebs-
jahre passiere ein schwerer Unfall. Bei 400 Reaktoren 
passiert demnach statistisch alle 25 Jahre ein Super- 
GAU.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Genau! 
So ist es!)

Tschernobyl ist für Jahrtausende verstrahlt. Fukushima 
ist für Jahrtausende verstrahlt.

(Karsten Hilse [AfD]: Fukushima für Jahrtau-
sende verstrahlt? Also bitte! – Stephan 
Brandner [AfD]: Verstrahlt sind Sie, Herr 
Lenkert!)

Sechstens. Die Entsorgungsfrage für den Atommüll ist 
ungelöst. Wer Atomkraft will, muss auch Atommüll vor 
seiner Haustür akzeptieren,

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Karsten Hilse [AfD]: Mach ich!)

wenigstens für die Jahrzehnte, die es bräuchte, bis es die 
AfD-Fantasie von Transmutation eventuell in Science- 
Fiction und vielleicht real geben könnte.
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Kolleginnen und Kollegen von AfD, Union und FDP, 
wer von Ihnen den strahlenden Atommüll aus einer Lauf-
zeitverlängerung in Castoren in seinem Wahlkreis lagern 
will, stehe jetzt auf!

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja!)

Niemand?
(Abgeordnete der AfD erheben sich)

– Doch!
(Zurufe von der LINKEN, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dann erklären Sie bitte den Bürgerinnen und Bürgern 
Ihrer Wahlkreise, dass Sie ihre Landkreise mit Atommüll 
vollstellen wollen. Das wäre ehrlich.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Karsten Hilse [AfD]: Ja, mach 
ich! – Martin Reichardt [AfD]: Das ist ehrlich! 
Das ist etwas, was die Sozis nicht kennen – 
Ehrlichkeit! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Was 
ist denn los mit euch? – Weitere Zurufe von 
der AfD)

Ein letzter Punkt. Ich habe Angst vor einem Atom-
krieg. Aber ohne Atomreaktoren fehlt Plutonium für 
Atomwaffen.

(Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Gibt es keine AKWs, gibt es auch keine Atombomben. 
Und deshalb lehnt Die Linke Atomkraftwerke ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Martin Reichardt 
[AfD])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es werden keine Zwischenfragen und keine Kurzinter-

ventionen mehr zugelassen. – Als letzter Redner in dieser 
Debatte erhält Fabian Gramling für die CDU/CSU das 
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Fabian Gramling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, wir haben ein Gasproblem. Niemand von 
uns kann heute sagen, wie die Situation in diesem Winter 
aussehen wird. Gerade weil die nächsten Wochen und 
Monate so ungewiss sind, müssen wir heute alle Optio-
nen ziehen und Möglichkeiten ausloten, um bestmöglich 
auf den bevorstehenden Winter vorbereitet zu sein.

Natürlich kann man Gasheizungen nicht von heute auf 
morgen auf Strom umstellen. Aber wenn wir Bürgerinnen 
und Bürgern empfehlen, auf die Luftwärmepumpe zu 
setzen, auf ein Elektroauto zu setzen, dann sollte die 
Ampel sich auch dafür einsetzen, dass wir genug Strom 
zur Verfügung haben werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Denn sonst kommt es nach dem KfW-Desaster zum 
nächsten Vertrauensbruch des Wirtschaftsministers.

Wenn es im Winter kalt wird, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, was machen wir als Erstes? Wir ziehen einen 
Pullover an; richtig. Aber wenn das nicht ausreicht, dann 
kaufen sich die Menschen in diesem Land Heizstrahler 
und betreiben den über die Steckdose. Deshalb muss die 
Stromversorgung rund um die Uhr in unserem Land ge-
währleistet sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Christian Kühn [Tübingen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die ist ge-
währleistet!)

Ich unterstreiche ausdrücklich: Wir als Union beken-
nen uns ganz klar zu den erneuerbaren Energien; mein 
Kollege hat es schon gesagt. Unter der unionsgeführten 
Regierung hat Deutschland die Erneuerbaren im Strom-
sektor von 10 auf über 40 Prozent ausgebaut.

(Beifall des Abg. Dr. Klaus Wiener [CDU/ 
CSU] – Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Ausbauziele haben wir dabei übertroffen. Diese Er-
folgsbilanz lassen wir uns nicht von einem grünen Wirt-
schaftsminister schlechtreden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Genau! Sehr gut!)

Der vorliegende Gesetzentwurf hat mich, ehrlich ge-
sagt, ein bisschen überrascht. Ich bin davon ausgegangen, 
dass der Bau von neuen Kernkraftwerken gefordert wird. 
Aber die Laufzeitzusage von 20 Jahren ist mindestens 
genauso unverhältnismäßig. Deswegen werden wir die-
sem Gesetz nicht zustimmen.

Aber in der aktuellen Situation brauchen wir die gesi-
cherte Leistung. Deshalb fordere ich die Regierung auf: 
Handeln Sie jetzt, bevor im Winter nicht nur die Heizung, 
sondern auch das Licht ausgeht! Handeln Sie jetzt, und 
lassen Sie befristet die drei deutschen Kernkraftwerke 
weiterlaufen!

(Beifall bei der CDU/CSU – Jakob 
Blankenburg [SPD]: Wer soll die betreiben?)

An dieser Stelle möchte ich noch auf zwei vorgescho-
bene Argumente der Ampelparteien eingehen:

Zum einen die Sicherheitsbedenken. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wenn die drei laufenden Kernkraft-
werke so unsicher sind, wie Sie sagen, dann fordere ich 
Sie auf, sie noch heute Abend vom Netz zu nehmen. 
Denn alles andere wäre verantwortungslos.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU]: Genau! Sehr gut!)

Aber genau das Gegenteil ist der Fall. Deutsche Kern-
kraftwerke gehören zu den modernsten Kraftwerken auf 
der Welt.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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Der TÜV Süd hat das bei Isar 2 vor einigen Tagen be-
stätigt, und das Kernkraftwerk Neckarwestheim in Ba-
den-Württemberg hat in den letzten Jahren eine erwei-
terte Sicherheitsüberprüfung bestanden.

(Zuruf der Abg. Dr. Ingrid Nestle [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

So viel dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Zum anderen: die fehlenden Brennelemente. Wie eine 
Monstranz tragen Sie hierzu Ihre Argumente vor sich her.

(Leni Breymaier [SPD]: Sie auch!)

Ich will nicht verhehlen, dass es im Hinblick auf den 
Zeitdruck eine Herausforderung ist. Aber, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich bin davon überzeugt: Wer sich vor 
Katar verneigen kann, der kann auch Brennelemente aus 
Australien beschaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU]: Ja, genau! Eine sehr gute Rede!)

Ich fordere Sie auf: Verlassen Sie endlich den Weg des 
Wunsch-Case-Szenarios, und legen Sie bei Ihrer Arbeit 
endlich mal die Maßstäbe für das drohende Worst-Case- 
Szenario zugrunde, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Regierungsfraktionen!

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Teile der Ampelfraktionen lehnen die Verlängerung 
der Laufzeit von Kernkraftwerken mit dem Argument 
ab, dass wir in Deutschland ein Gasproblem haben und 
keine Stromlücke. Wenn dem wirklich so ist, stelle ich 
mir, ehrlich gesagt, die Frage, warum das Wirtschafts-
ministerium den Betreibern kritischer Infrastrukturen – 
nachzulesen in einer schriftlichen Antwort an unseren 
Kollegen Pilsinger – empfiehlt, sich mit Notstromaggre-
gaten auszustatten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ist ja bloß Strom! 
Hört! Hört!)

So viel dazu. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Die durch die Abschaltung der Kernkraftwerke dro-
hende Stromlücke wird zu höheren Preisen bei Gas und 
Öl führen. Viele Menschen sind aber heute schon finan-
ziell am Limit, und es ist keine Entspannung in Sicht. Die 
Konzertierte Aktion von Bundeskanzler Scholz gegen 
den Teuerschock war mehr eine PR-Nummer als wirklich 
reale Politik.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen Gas spa-
ren. Wer Gas spart, braucht gesicherte Energiequellen. 
Springen Sie endlich über Ihren grünen Schatten! Bewer-
ten Sie die möglichen Optionen rational, auch unter Kli-
maschutzgesichtspunkten, und treffen Sie endlich ausrei-
chende Vorkehrungen, damit es im Winter nicht zu einem 
Energie-Blackout kommt!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Sehr gute 
Rede!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die Abgeordneten Jakob Blankenburg, Judith 

Skudelny und Helmut Kleebank geben ihre Reden zu 
Protokoll.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der LINKEN)

Somit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/2592 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir auch so.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 18 sowie die Zusatz-
punkte 19 und 20 auf:

18 Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio-
nen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Be-
reithaltung von Ersatzkraftwerken zur Redu-
zierung des Gasverbrauchs im Stromsektor im 
Fall einer drohenden Gasmangellage durch 
Änderungen des Energiewirtschaftsgesetzes 
und weiterer energiewirtschaftlicher Vor-
schriften

Drucksache 20/2356

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Klimaschutz und Energie (25. Ausschuss)

Drucksachen 20/2594, 20/2664

ZP 19 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Klimaschutz und 
Energie (24. Ausschuss) zu dem Antrag der Ab-
geordneten Karsten Hilse, Marc Bernhard, 
Andreas Bleck, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Blackout und Brownout verhindern – Ener-
gieversorgung sicherstellen

Drucksachen 20/34, 20/621

ZP 20 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Klimaschutz und 
Energie (24. Ausschuss) zu dem Antrag der Ab-
geordneten Dr. Rainer Kraft, Karsten Hilse, Marc 
Bernhard, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Keine Abschaltung von Kernkraftwerken – 
Erst recht nicht in einer neuen Realität

Drucksachen 20/1021, 20/1417
Zu dem Gesetzentwurf liegen zwei Änderungsanträge 

und ein Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
vor.

1) Anlage 4
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Über die beiden Änderungsanträge der Fraktion der 
CDU/CSU sowie über die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Klimaschutz und Energie zu dem Antrag 
der Fraktion der AfD gegen die Abschaltung von Kern-
kraftwerken werden wir später namentlich abstimmen. 
Wir werden nach Schluss der Aussprache also drei na-
mentliche Abstimmungen nacheinander durchführen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen. – Ich sehe, Sie sitzen alle.

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt Kathrin 
Henneberger für Bündnis 90/ Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Martin Reichardt [AfD]: Die ehemalige 
Klassensprecherin der Mittelschule in Castrop- 
Rauxel!)

Kathrin Henneberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wir haben heute Morgen Gesetze verabschiedet, 
die den Ausbau der Erneuerbaren massiv vorantreiben 
werden. Das ist ein unglaublicher Erfolg. Ich wollte 
mich an dieser Stelle noch mal ganz herzlich für die große 
Arbeit in den letzten Wochen bedanken. Vielen, vielen 
lieben Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Mit den Erneuerbaren machen wir auch den Weg frei, um 
uns aus der Abhängigkeit fossiler Importe zu lösen,

(Karsten Hilse [AfD]: Deswegen brauchen Sie 
dieses Gesetz?)

um uns von der Verfeuerung von Fossilen zu lösen.
Damit komme ich jetzt zum Ersatzkraftwerkebereit-

haltungsgesetz, um das es heute hier im Plenum geht. In 
Nordkolumbien werden durch Steinkohletagebaue bei-
spielsweise die Territorien der indigenen Bevölkerung, 
der Wayuu, zerstört. Menschenrechtsaktivistinnen und 
-aktivisten werden verfolgt und ermordet. Das ist die 
Steinkohle, die auch hier nach Deutschland importiert 
wird. Deshalb haben wir das sehr hart diskutiert und 
auch in der Beschlussempfehlung zum Gesetz adressiert:

(Martin Reichardt [AfD]: Was ist denn mit 
dem „Kobold“ für die Batterien? Das wird 
auch von Kindern abgebaut!)

Erstens. Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsstan-
dards müssen vor Ort eingehalten werden,

(Karsten Hilse [AfD]: Und wann tun Sie es? 
Wann werden sie eingehalten?)

und die Mitbestimmungsrechte der betroffenen Bevölke-
rung müssen respektiert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Zweitens. Im Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit 
wird Deutschland die betroffenen Abbauregionen bei der 
Renaturierung der Steinkohlegebiete nach ihrer Schlie-
ßung unterstützen.

Drittens. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes-
regierung auf, dafür Sorge zu tragen, dass das Ersatz-
kraftwerkebereithaltungsgesetz nicht den Effekt hat, 
dass dort Tagebaue neu erschlossen oder erweitert wer-
den.

Wir werden weiter parlamentarisch kontrollieren, da-
für arbeiten und vorantreiben, dass wir mit diesen Län-
dern Just-Energy-Transition-Partnerschaften eingehen 
und gemeinsam den Wechsel hinbekommen – raus aus 
der Steinkohle, hin zu den Erneuerbaren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Anikó Merten [FDP])

Kommen wir nun zur Braunkohle. Wir mussten dieses 
Gesetz tatsächlich auch an die Realität der Klimakrise 
anpassen; denn große Teile von Deutschland leiden unter 
einer Dürre.

(Karsten Hilse [AfD]: Gerade Berlin! – Martin 
Reichardt [AfD]: Intellektuell ist es schon län-
ger ausgetrocknet bei der SPD!)

Deshalb darf ein Braunkohlekraftwerksblock ab jetzt nur 
ans Netz gehen, wenn die Auswirkungen auf die Trink-
wasserversorgung in der Region geprüft und berücksich-
tigt worden sind. Auch das ist ein großer Erfolg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Von der Lausitz kommen wir nun ins Rheinische 

Braunkohlerevier. Hier haben wir versucht, die Waage 
zu halten zwischen den kurzfristigen Maßnahmen einer-
seits und den langfristigen Klimaauswirkungen anderer-
seits. Deswegen haben wir unter Berücksichtigung des 
sozialen Friedens der Region folgenden Satz in den Ent-
schließungsantrag geschrieben:

Der Deutsche Bundestag befürwortet zudem den 
Erhalt des Dorfes Lützerath am Tagebau Garzweiler 
und den Verzicht auf die Nutzung der Braunkohle 
unter dem Dorf.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD])
Auch für diesen großen Erfolg, den wir heute für Klima-
gerechtigkeit errungen haben, und für die Zusammen-
arbeit möchte ich mich herzlich bedanken.

Jetzt habe ich noch 26 Sekunden und möchte spontan 
noch etwas zur Atomkraft hinzufügen,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Spontan?)
weil ich das Gefühl habe, dass mein Nachredner, Herr 
Spahn, auch dazu reden möchte. Ein Blick nach Frank-
reich zeigt: Dort steht gerade die Hälfte der Atomkraft-
werke still,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Umso mehr brau-
chen wir in Deutschland! – Zuruf des Abg. 
Leif-Erik Holm [AfD])

aufgrund von Problemen mit den Reaktoren, aufgrund 
der Klimakrise.
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(Stefan Keuter [AfD]: Sind die 26 Sekunden 
nicht um?)

Atomkraft ist eine hochgefährliche Risikotechnologie der 
Vergangenheit,
und die Laufzeit der deutschen Atomkraftwerke wird 
nicht verlängert werden.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Martin Reichardt [AfD]: Haben Sie 
nach der Wahl zum Schülersprecher eigentlich 
noch mal irgendwo gearbeitet?)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält der Kollege Jens Spahn für die CDU/ 

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Worum geht es bei dieser Debatte am späten Abend? Es 
geht darum, Deutschland winterfest zu machen und alles 
dafür zu tun, dass wir einen Mangel an Gas in den nächs-
ten Monaten und vor allem im Winter vermeiden. Dafür 
müssen alle Optionen auf den Tisch. Das sagt auch die 
Bundesregierung. Das Problem ist nur: Sie handelt nicht 
danach. Sie lässt wichtige Optionen außen vor.

Sie wollen mehr Kohlekraftwerke länger laufen lassen, 
um Gas zu sparen. So weit, so gut. Und ich finde auch 
gut, Frau Henneberger, dass gerade Sie hier diese Posi-
tion vertreten haben. Die Frage ist nur: Warum erst jetzt, 
warum erst jetzt im Juli? Wir haben, wie andere auch, 
bereits im März gefordert, dass die Kohlekraftwerke 
mehr laufen sollen, um die Gaskraftwerke zu entlasten. 
Es sind wichtige Monate vertan worden, in denen Gas 
hier bei uns in Deutschland hätte gespeichert werden 
können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Warum setzen Sie nicht stärker auf die klimaneutrale 
Option? Aus Biogas und Biomasse könnte die Strompro-
duktion sofort um bis zu 20 Prozent erhöht werden. Dafür 
müsste man nur eine einfache Regelung ändern. Zitat: 
Wir wollen zusätzlich Biogas haben, die die Grundlast 
abdeckt, wenn der Wind nicht weht. – So Annalena 
Baerbock am 6. September letzten Jahres in der „ARD- 
Wahlarena“. Und ja, Annalena Baerbock hat absolut 
recht. Folgen Sie dem Vorschlag Ihrer Kanzlerkandida-
tin! Stimmen Sie unserem Änderungsantrag zu! Nutzen 
Sie in dieser schwierigen Zeit mehr Biogas als klimaneu-
trale Option!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die andere klimaneutrale Option ist die Kernkraft. Um 
das deutlich zu sagen: Es geht um die drei noch laufenden 
Kernkraftwerke. Es geht darum, dass sie für die Zeit der 
Mangellage – um mehr geht es nicht – länger laufen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist lächerlich, Herr Spahn! – Zuruf 

der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Brennelemente sind da, im Streckbetrieb genauso 
wie durch die zugesagten möglichen Lieferungen binnen 
sechs Monaten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die Kernkraftwerke sind sicher. Es kann einem doch 
keiner das Gegenteil erzählen. Sie werden übrigens täg-
lich überwacht. Glaubt irgendjemand, dass in Deutsch-
land Kernkraftwerke laufen, die nicht täglich überwacht 
werden? Natürlich werden sie überwacht.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie sind am 31. Dezember sicher, und sie wären auch 
noch am 1. Januar sicher, wenn man sie denn Strom für 
Deutschland produzieren ließe.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und woher soll das Uran kom-
men?)

Dann heißt es, es gebe kein Stromproblem. Nun ja, ein 
Drittel des Gases, das importiert wird, wird verstromt. 
Wenn es keinen Bedarf an klimaneutralem Strom gäbe, 
warum haben Sie dann heute Morgen das EEG geändert? 
Warum, wenn Strom kein Thema ist, wenn keine Strom-
lücke droht, fordert der Staatssekretär im Energieminis-
terium dazu auf, Notstromaggregate für den Winter zu 
kaufen? Wenn es kein Stromproblem gibt, warum Not-
stromaggregate?

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – Zu-
ruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn Strom kein Thema ist und wir keinen Strombedarf 
haben, warum lassen Sie Kohlekraftwerke länger laufen? 
Das passt doch nicht zusammen.

Wir als Europäische Union importieren seit einer Wo-
che Atomstrom aus dem Kriegsgebiet, aus der Ukraine. 
Sie sind bereit, Atomstrom aus dem Kriegsgebiet zu nut-
zen, wollen aber sichere Kernkraftwerke hier bei uns in 
der Krise abschalten? Das passt nicht zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – Zu-
ruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Übrigens, weil ja vorhin der Strompreis erwähnt wur-
de: Der Strompreis hat heute ein Allzeithoch von 
340 Euro pro Megawattstunde erreicht.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil Sie die Erneuerbaren nicht aus-
gebaut haben in den letzten 16 Jahren!)

Noch nie war Strom in Deutschland so teuer wie heute. 
Wenn der Preis hoch ist, ist es keine gute Idee, 6 bis 
7 Prozent der Stromerzeugung vom Markt zu nehmen; 
das erhöht den Preis noch weiter. Wer niedrige Strom-
preise will, muss auch das Angebot hochhalten. Auch 
das ist ein Grund mehr, die Kernkraftwerke in der Krise 
länger laufen zu lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
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Bundeskanzler Scholz hat gestern in der Regierungs-
befragung hier gesagt: Die Kernkraftwerke leisten im 
Sommer einen wichtigen Beitrag, um den Gasverbrauch 
zu reduzieren. – Das stimmt. Aber den Beitrag, den sie im 
Sommer leisten, leisten sie erst recht im Winter, wenn der 
Gasbedarf besonders hoch ist. Folgen Sie Ihrem Bundes-
kanzler in dieser Erkenntnis! Lassen Sie die drei Kern-
kraftwerke länger laufen!

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – Zu-
ruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Eigentlich wissen Sie das ja alles – eigentlich.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie lassen nur lieber den Klimakiller Kohle länger und 
mehr am Netz. Sie stoßen lieber mit Kohlekraft mehr 
CO2 in die Welt aus, anstatt die klimaneutralen Kern-
kraftwerke länger zu nutzen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Beschleunigter Kohleausstieg!)

Am Ende waren und sind die Grünen immer mehr Anti- 
AKW- als Klimapartei, und das zeigt sich auch bei dieser 
Entscheidung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – La-
chen bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf der Abg. Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie haben schon den Weiterbetrieb des Tagebaus Garz-
weiler, den Sie ja vor ein paar Jahren beschlossen haben, 
mit dem Kernenergieausstieg begründet. Am Ende war 
Ihnen die Kohle immer lieber als die Kernenergie; das ist 
einfach Teil der Wahrheit.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es wird nicht dadurch richtiger, dass 
Sie es wiederholen!)

Weder LNG-Terminals an der deutschen Küste noch 
das LNG-Gas aus Katar werden für diesen Winter einen 
Unterschied machen; das ist auch Teil der Wahrheit. Sie 
werden vielleicht später einen Unterschied machen, aber 
nicht in diesem Winter. Deswegen müssen wir Gas spa-
ren. Seit März fordern viele – nicht nur wir –, dass es 
finanzielle Anreize für diejenigen geben muss, die in 
der Industrie oder in den privaten Haushalten weniger 
Gas verbrauchen. Frau Kollegin Scheer hat dazu einen 
guten Vorschlag gemacht, wie ich finde. Antwort von 
Robert Habeck an diejenigen, die diese Anreize gerne 
hätten: „Kriegst du nicht, Alter!“

Meine Damen und Herren, das ist eine vertane Chance. 
Wir müssen jetzt, in der Zeit, in der noch Gas da ist, Gas 
speichern, um für die Mangellage vorzusorgen. Deswe-
gen braucht es Anreize dafür, weniger Gas zu verbrau-
chen – jetzt, am besten schon seit März –, um einen 
Unterschied zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Abschließend, liebe Kolleginnen und Kollegen: Ende 
April hat dieser Bundestag mit Ihren und unseren Stim-
men die Bundesregierung aufgefordert, einen Ausstiegs-
fahrplan vorzulegen – vor zwei Monaten! Bis heute liegt 
nichts vor.

Es stimmt: Sie sind nicht verantwortlich für die Aus-
gangslage, Sie sind nicht verantwortlich für den Krieg – 
natürlich nicht –,

(Zuruf des Abg. Ralph Lenkert [DIE LINKE])
und Sie sind zumindest in Teilen nicht verantwortlich für 
die Entscheidungen der letzten Jahre, ohne Frage.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Jens Spahn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin. – Wofür Sie, Kolleginnen und Kol-

legen, verantwortlich sind, sind die Entscheidungen und 
Nichtentscheidungen in dieser Krise.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie jetzt bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Jens Spahn (CDU/CSU):
Wir messen Sie an Ihren Taten in der Krise, an Ihren 

Aussagen in der Krise. Wir sind zur Zusammenarbeit 
bereit; aber dann müssen Sie gelegentlich auch mal un-
seren Vorschlägen folgen. Die Chance dazu ist heute da.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort Andreas Rimkus für die 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Andreas Rimkus (SPD):
Meine sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Wir verabschieden heute das Ersatz-
kraftwerkebereithaltungsgesetz, im Übrigen mit wichti-
gen Änderungen am Energiewirtschaftsgesetz und auch 
am Energiesicherungsgesetz, das wir hier nun bereits 
zum zweiten Mal in sehr kurzer Zeit – zuletzt war es 
vor vier Wochen – anpassen und zu dem meine liebe 
Genossin Nina Scheer gleich noch einiges sagen wird.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Es gibt derzeit eine sehr außerordentliche Dynamik. In 

diesem Kontext möchte ich auch noch einmal den Kol-
leginnen und Kollegen im Maschinenraum danken, in 
den Büros, den Arbeitsgruppen der Fraktionen, den 
Ausschusssekretariaten, den Ministerien. Ohne ihren un-
ermüdlichen Einsatz wäre das nämlich nicht möglich ge-
wesen. Das, finde ich, verdient Respekt und Anerken-
nung.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kathrin 
Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Aber auch in Richtung Union und Linke möchte ich 
etwas sagen: Natürlich weiß ich, dass das für Sie auch ein 
Stück Zumutung gewesen ist. Übrigens: Für uns alle war 
es eine Zumutung, das in so kurzer Zeit hinzubekommen. 
Wir haben es aber versucht und getan; denn wir müssen 
eins immer bedenken: Der ausschlaggebende Punkt ist 
nicht, dass wir in kürzester Zeit etwas machen wollten, 
sondern es war der schändliche Angriffskrieg, den Putin 
in der Ukraine losgetreten hat, der uns dazu bringt, heute 
unsere Energieversorgung zu sichern; denn er setzt un-
sere Energieversorgung als Waffe gegen uns ein, und das 
ist etwas, wogegen wir resilient antworten müssen. Das 
dürfen wir nie vergessen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir bringen mit diesem Gesetz nun schweren Herzens 
Kohle- und Ölverstromung in Stellung, um nötigenfalls 
Gas in der Stromerzeugung einzusparen. Darüber hinaus 
kann man unter bestimmten Bedingungen auch den Be-
trieb von Gaskraftwerken einschränken oder aussetzen. 
Dabei gilt aber wie immer, das Struck’sche Gesetz lebt. 
Ich danke den zuständigen Sprecherinnen und Sprechern 
und den Berichterstatterinnen und Berichterstattern der 
Koalition, namentlich Nina Scheer, Ingrid Nestle, 
Michael Kruse, Kathrin Henneberger und Olaf in der 
Beek, herzlich für die sehr konstruktive Zusammenarbeit 
mit einem sehr guten Ergebnis. Auf zwei mir besonders 
wichtige Punkte möchte ich allerdings noch kurz ein-
gehen:

Erstens. Ich bin seit 44 Jahren Stadtwerker. Ich bin ein 
Kind der kommunalen Daseinsvorsorge und mache kein 
Geheimnis daraus, dass es mir ein besonderes Anliegen 
ist, ebendiese kommunale Daseinsvorsorge zu schützen, 
und das gerade auch in diesen schwierigen Zeiten.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Olaf in der 
Beek [FDP])

Deshalb ist es richtig und wichtig, dass wir mit den Än-
derungen in § 50f des Energiewirtschaftsgesetzes ins-
besondere die KWK- Gaskraftwerke der allgemeinen 
Versorgung und damit auch die Stadtwerke schützen. Es 
muss nicht nur die Wärmeversorgung sichergestellt blei-
ben; es dürfen auch die Kosten nicht künstlich in die 
Höhe getrieben werden. Die Pönale wurde richtigerweise 
gestrichen, und Gaskraftwerke werden ausgenommen, 
soweit darin Wärme erzeugt wird, die nicht dauerhaft 
auf andere Weise erzeugt werden kann.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Olaf in der 
Beek [FDP])

Zusätzlich haben wir – analog zu den Regeln für die 
Bundeswehr – auch die Stromversorgung der Deutschen 
Bahn zu 16 ⅔-Hertz- bzw. aus dem 110-kV-Netz raus-
genommen.

Ich bin Gewerkschafter, und das bringt mich zu mei-
nem zweiten Punkt. Mit der Entschließung nehmen wir 
die Bundesregierung in die Pflicht, dafür zu sorgen, dass 
die Eingriffe in die Personalplanung bei den Kraftwerken 
nicht zulasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ausfallen, weder hinsichtlich der Regelungen zum An-
passungsgeld noch bezüglich eventueller Lohnausfälle.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, Olaf Scholz hat es als Bundeskanz-
ler doch gesagt: Wir können im Moment leider nicht 
hoffen, dass die derzeitige Krisenlage kurzfristig ein 
Ende findet. Gerade deshalb ist es übrigens gut, dass 
wir die längerfristige Strategie bei der Transformation 
nicht aus den Augen verlieren. Mit dem Energiepaket, 
das wir heute auf den Weg gebracht haben, geht es genau 
in die richtige Richtung. Und mit Blick auf Sommer-
paket, Nationale Wasserstoffstrategie, kommunale Wär-
meplanung etc. hoffe ich, dass es auch nach der Sommer-
pause sofort weitergeht.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt Karsten Hilse für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Mit dem heute vorgelegten Gesetz gaukelt 
die Regierung den Menschen vor, sie vor Schäden schüt-
zen zu wollen, die durch die rein ideologisch motivierte 
Energiewende entstanden sind, und verschweigt, dass sie 
diese Schäden durch böswilliges Handeln teilweise selbst 
verursacht hat.

(Beifall bei der AfD)
Es ist eine böswillige, aber gut durchdachte Strategie, 

die Industrie erst bis an den Rand der Zerstörung zu 
schädigen, um sie dann mit sozialistischen Methoden, 
wie zum Beispiel faktischen Enteignungen, zu überneh-
men. Auch in der DDR wurden Firmen nicht sofort ent-
eignet, sondern mit Einschränkungen der Unternehmens-
freiheit zuerst in den Ruin getrieben, um sie sich dann 
einzuverleiben. Damals wurde die Verelendung des Vol-
kes billigend in Kauf genommen. Heute ist sie Teil des 
von Eliten um Klaus Schwab geplanten Great Reset.

(Beifall bei der AfD)
Da das Gesetz nur Blendwerk ist, befasse ich mich 

lieber mit den beigestellten Anträgen. Da hätten wir den 
Antrag der Union, im Winter die Kernkraftwerke weiter 
zu nutzen. Leider handelt es sich um eine Nebelkerze, da 
unter diesen Bedingungen kein Betreiber eines Kern-
kraftwerks dieses weiterlaufen lassen würde.

Wenn Sie es wirklich ernst meinen, stimmen Sie unse-
rem Antrag zu, der ganz klar die Änderung des Atom-
gesetzes fordert, um die Kernkraftwerke rechtssicher 
weiterlaufen zu lassen. Das wäre ehrlich. Gut, mit Ehr-
lichkeit hat es ein nicht unerheblicher Teil der Unions-
abgeordneten nicht so. Aber vielleicht führt der nahe Ab-
grund dazu, dass Sie sich darauf besinnen, wofür die 
Union früher stand: für knochentrockene, manchmal 
langweilige, konservative Politik, wie es Franz Josef 
Strauß einmal bezeichnete, die es aber im Moment nur 
mit der AfD gibt.

(Beifall bei der AfD)
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Er hätte unserem Antrag zugestimmt, weil er im Gegen-
satz zu den meisten Abgeordneten der Altparteien Prag-
matiker war.

Schreibe nichts der Böswilligkeit zu, was durch 
Dummheit hinreichend erklärbar ist! Allgemein bekannt 
ist, dass der Großteil der grünen Kommunisten weder 
über ein Studium noch einen Berufsabschluss verfügt 
und entweder gar keine oder eine mangelhafte Ausbil-
dung in Naturwissenschaften genossen hat. Diese gravie-
renden Bildungsdefizite zeigen sich, wenn von Batterie- 
Kobolden oder stromspeichernden Netzen und sonstigen 
Absurditäten die Rede ist.

Das Gefährliche ist, dass Sie in Ihrer kindlichen Nai-
vität denen hinterhertrotten, die in böswilliger Absicht 
Deutschland zerstören wollen. Es ist eben nicht Dumm-
heit, sondern Böswilligkeit, wenn man aus den beiden 
wichtigsten Energieträgern aussteigt und somit ein über 
Generationen geschaffenes, sicheres, preiswertiges 
Stromerzeugungsnetz zerstört, unsere Wirtschaft und so-
mit die Grundlagen unseres Wohlstands vernichtet.

(Beifall bei der AfD)

Es ist Böswilligkeit, Deutschland von den wichtigsten 
importierten Energieträgern abzuschneiden. Sie wollen 
mit Ihrem Embargo nicht Russland, sondern die deutsche 
Wirtschaft schädigen.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Das ist Unsinn, was Sie da erzählen!)

Und es ist Böswilligkeit, den Vorschlag zu negieren, die 
funktionsfähige Gaspipeline Nord Stream 2 in Betrieb zu 
nehmen. Jedem hier im Saal und Ihnen, liebe Landsleute 
da draußen, muss bewusst sein:

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Abgeordneter.

Karsten Hilse (AfD):
Wenn im Winter kein russisches Gas kommt, dann sind 

wir nicht nur am Frieren, sondern einige auch am Sterben.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Karsten Hilse (AfD):
Sie alle werden die Verantwortung dafür tragen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort Olaf in der Beek für die 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Olaf in der Beek (FDP):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Herr Kollege Hilse, beim Bullshit-Bingo blieb 

auch heute Abend wieder keine einzige Frage offen. 
Danke schön!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Der brutale Angriffskrieg Russlands auf die freie und 
unabhängige Ukraine durch den Aggressor Putin zwingt 
uns dazu, Versorgungssicherheit in unserem Land zu ge-
währleisten. Das ist der Zweck dieses Gesetzes.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und wir haben einen Kompromiss geschaffen, der die 
Möglichkeiten der Gaseinsparungen nutzt und gleichzei-
tig die Energieversorgung im kommenden Herbst und 
Winter sicherstellt. Die Ampelfraktionen mussten hier 
liefern, und sie haben geliefert. In gefühlter Rekord-
geschwindigkeit und nach diversen Nachtschichten 
konnten wir das EKBG – sperriger Name – nun finalisie-
ren.

(Martin Reichardt [AfD]: Das greift einem ja 
ans Herz, dass Sie auch mal arbeiten müssen!)

Dafür gilt allen Kolleginnen und Kollegen mein großer 
Dank!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gerade in den letzten Wochen hat die Ampelkoalition 
bewiesen, dass sie handlungsfähig ist und auch sehr kurz-
fristig Entscheidungen treffen kann. Das zeichnet diese 
Koalition aus.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, vor allem bei den 
Lieferungen!)

Wir sind uns der großen Verantwortung in dieser Krise 
völlig bewusst und tun alles dafür, um die Konsequenzen 
für Menschen und Wirtschaft in Grenzen zu halten.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Niemand – niemand! – freut sich über dieses Gesetz. 

Leider ist es aber notwendig. Es ist unsere Aufgabe und 
Verantwortung, alles dafür zu tun, dass im Winter in 
Deutschland im produzierenden Gewerbe sprichwörtlich 
nicht die Lichter ausgehen. Wir sorgen ganz konkret und 
wirksam dafür, dass in den kommenden Monaten Gas 
eingespart wird. Zur Sicherstellung der Energieversor-
gung werden wir daher Kohlekraftwerke zeitlich befristet 
wieder in den Strommarkt bringen. Auch auf Braunkoh-
lekraftwerke werden wir im Zweifel zurückgreifen müs-
sen. Das ist nicht erfreulich, aber leider notwendig.

Bei aller Kritik demgegenüber: Ich möchte mir nicht 
ausmalen, was für Probleme und Verwerfungen in unse-
rem Land entstehen, wenn tatsächlich die Energieversor-
gung gefährdet ist. Das müssen und werden wir mit aller 
Kraft verhindern!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Wir sorgen zudem dafür, dass die Gasversorgung dort 
sichergestellt wird, wo sie unverzichtbar ist. Wir schützen 
damit Fernwärmekunden und Unternehmen, die keine 
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andere Option, als Gas zu nutzen, haben. Daher haben wir 
uns auch gegen eine Pönale entschieden. Eine solche 
Strafzahlung hätte unter Umständen zu noch höheren 
Energiepreisen geführt. Wir schaffen nun zielgenaue In-
strumente, mit denen die Bundesregierung dafür sorgen 
wird, dass nicht unnötig Gas zur Verstromung verwendet 
wird.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wann?)

Auch das Energiesicherungsgesetz wurde in diesem 
Zuge novelliert. Einige Unternehmen stehen vor enormen 
Herausforderungen. Wenn dadurch die Energiesicherheit 
unserer Bevölkerung und Industrie gefährdet ist, müssen 
wir als Staat eingreifen. Und genau das wird mit diesem 
Gesetz abgesichert.

Es wird ein dreistufiges Modell eingeführt, das nach 
Notwendigkeit verschiedene Maßnahmen vorsieht. Un-
sere Priorität liegt darauf, unkontrollierbare Preisstei-
gerungen bei den Endkunden zu vermeiden. Dafür wer-
den wir in Ausnahmefällen auch Unternehmen finanziell 
unter die Arme greifen müssen. So schaffen wir auch hier 
befristete und zielgenaue Lösungen, um die Energie-
sicherheit in Deutschland zu gewährleisten.

An dieser Stelle möchte ich auch den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz ausdrücklich danken. Es haben alle Be-
teiligten an einem Strang gezogen, um ein bestmögliches 
Ergebnis zu erzielen. Und das haben wir mit diesem 
Gesetz aus unserer Sicht erreicht.

Insgesamt haben wir so ein Paket geschnürt, das uns 
bestmögliche Sicherheit gibt, ohne dabei über das Ziel 
hinauszuschießen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir 
sind gerüstet. In den letzten Wochen haben alle Betei-
ligten trotz erheblichen politischen und zeitlichen Drucks 
dafür gesorgt, dass wir Deutschland noch weit vor Beginn 
der Heizperiode –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Olaf in der Beek (FDP):
– bestmöglich auf die kommenden Monate vorbereiten 

können.
Vielen, vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt kommt noch mal Ralph Lenkert für Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Stephan Thomae [FDP] – Martin 
Reichardt [AfD]: Er weiß, dass er im nächsten 
Bundestag mit der komischen Truppe gar nicht 
mehr vertreten ist!)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Profitgier und Inkompetenz von CDU und CSU 
brachten Deutschland in die Abhängigkeit von russi-
schem Erdgas.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Die Inkompetenz von Schwarz-Gelb bei der Laufzeitver-
längerung kostete den Steuerzahler 11 Milliarden Euro.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr richtig!)

Und jetzt, wo der kalte Gasentzug durch den Ukraine-
krieg droht, wollen Sie uns in die Abhängigkeit von rus-
sischem Uran stürzen? Herr Merz, Union, das ist doch 
irre!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Viele Menschen haben heute Angst vor der nächsten 
Energierechnung. Ohne Erdgas drohen kalte Wohnungen, 
könnten Lebensmittel – auch Brot – knapp werden. Fehlt 
Erdgas in der Thüringer Glasindustrie, fürchten 8 000 
Menschen um ihre Jobs.

2011 würgten Union und FDP die Solarbranche ab; 
über 100 000 Menschen verloren ihre Arbeit. 2014 
stoppte die Union den Bioenergieausbau. 2017 bremste 
die unionsgeführte Große Koalition die Windkraft aus; 
Firmen verschwanden ebenso wie 40 000 Arbeitsplätze.

(Martin Reichardt [AfD]: Und 89 wurde die 
erfolgreiche DDR ausgebremst!)

Vergeblich versuchte Die Linke, all dies zu verhindern. 
Die Probleme wären kleiner, wenn Sie damals auf uns 
gehört hätten.

(Beifall bei der LINKEN)

Gas, Strom und Wärme müssen bezahlbar bleiben, Ar-
beitsplätze und Einkommen der Beschäftigten gesichert 
werden. Das ist unverzichtbar!

Liebe Ampel, Die Linke forderte Sicherheiten für 
Stadtwerke, die Strom gepaart mit Fernwärme produzie-
ren. Haben Sie umgesetzt. Richtig! Die Linke lehnte 
Strafzahlungen für Stadtwerke ab. Haben Sie gestrichen. 
Gut so!

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke wies auf Probleme bei Netzentgelten hin. Im-
merhin: Es gab Verbesserungen. Deshalb stimmen wir 
diesem Gesetz zu.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Grundsätzlich fordert Die Linke eine Vergesellschaf-
tung der Energienetze und der Energieversorger. Wir for-
dern konkret: Wiedereinführung des Einspeisebonus für 
Biogasanlagen, wenn diese Biogas ins Erdgasnetz ein-
speisen. Und ändern Sie bitte die Netzentgeltsystematik 
Strom komplett, damit Unternehmen, die Gas durch er-
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neuerbaren Strom ersetzen, nicht durch höhere Netzent-
gelte bestraft werden. Verhindern Sie Spekulation durch 
scharfe Preisaufsicht.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Die Linke fordert ein weiteres Entlastungspaket – vor-

erst für acht Monate – von monatlich 125 Euro für Ein-
personenhaushalte und 50 Euro für jede weitere Person.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 

Andreas Rimkus [SPD])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als letzte Rednerin in dieser Debatte erhält Dr. Nina 

Scheer für die SPD-Fraktion das Wort.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mein Kollege Andreas Rimkus hat es schon 
erläutert: Ein ganz wesentlicher Teil in dem Ersatzkraft-
werkebereithaltungsgesetz ist der Bereich, der veranlas-
sen soll, dass möglichst wenig Gas verstromt wird. Dazu 
muss man Vorsorge treffen, auch in Richtung eines Wie-
deranschaltens von Kohlekraftwerken nur für eine Über-
gangszeit; denn anderweitig wäre das klimapolitisch 
nicht zu verantworten. Aber in der Situation, in der wir 
uns befinden, ist das nun mal die gebotene Maßnahme.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich möchte aber hier – das ist ja schon ausgeführt 

worden – auf einen weiteren Teil des Gesetzespaketes 
eingehen, nämlich das Energiesicherungsgesetz, das erst 
vor ein paar Wochen novelliert worden ist – es ist ja ein 
Gesetz von 1975 – und das jetzt noch mal novelliert 
werden muss, um ein direktes Durchgreifen von drohen-
den Preiserhöhungen auf die Kunden – das wäre nicht 
mehr auszuschließen – zu vermeiden.

Deshalb führen wir jetzt noch zwei wesentliche Stufen 
ein, zunächst mit dem § 29, der als Erstes greifen wird. 
Damit besteht die Möglichkeit, Unternehmen direkt zu 
stützen, die aufgrund einer Gasmangellage in eine Schief-
lage geraten. Diese direkte staatliche Stützung soll mög-
lich werden. Erst in der zweiten Stufe ist mit § 26 eine 
saldierte Preisanpassung vorgesehen – quasi eine solida-
rische Verteilung von Preiserhöhungen –, um eine unmit-
telbare Preiserhöhung zu verhindern, die man sonst durch 
§ 24 im Fall einer Gasmangellage bekäme.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Kollegin, einen Moment. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, wir haben auch Zuschauer hier. Die haben 

im Moment fast gar keine Chance, zu verstehen, was die 
Rednerin hier sagt. Also, ich bitte eine Minute noch um 
etwas Ruhe im Raum.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Vielen Dank. – Ich war bei der Reihenfolge stehen 

geblieben, die ganz wichtig ist. Es ist zentrales Element 
der Ergebnisse des parlamentarischen Verfahrens, dass 
wir diese eingeführt haben. Erst greift die Stützung von 
Unternehmen, die in Schieflage geraten sind, dann die 
saldierte Preisanpassung und erst dann die direkte Preis-
weitergabe, die möglichst nicht zur Anwendung kommen 
soll.

Wir haben auch implementiert, dass bei alldem der 
Bundestag zu beteiligen ist. Die Rechtsverordnungen, 
die nun erlassen werden müssen, müssen auch dem Bun-
destag vorgelegt werden.

Und wir haben noch einen weiteren wichtigen Bau-
stein mit dem § 17a implementiert. Damit wird nun die 
Möglichkeit gegeben, dass eine Kapitalmaßnahme er-
folgt. Dadurch wird eine weitere Sicherheit für all dieje-
nigen Unternehmen geschaffen, die in Treuhandverwal-
tung sind.

Das sind die wesentlichen Elemente. Bei alldem bleibt 
eins festzuhalten: Wir müssen weiterhin hoffen, dass die-
ses Gesetz nicht zur Anwendung kommt.

In diesem Sinne: Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit. Wir werden gleich 

drei namentliche Abstimmungen nacheinander und ge-
trennt durchführen. Die Abstimmungen erfolgen in der 
Westlobby. Für jede Abstimmung haben Sie zehn Minu-
ten Zeit.

Ich weise darauf hin, dass die zweite und dritte Bera-
tung des Gesetzentwurfs sowie die Abstimmungen über 
Entschließungen und über eine Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Klimaschutz und Energie erst nach Aus-
zählung und Bekanntgabe der Ergebnisse der namentli-
chen Abstimmungen nach dem Tagesordnungspunkt 23 
erfolgen werden.

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, jetzt 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen.

Tagesordnungspunkt 18. Zu den nachfolgenden Ab-
stimmungen liegen zahlreiche Erklärungen gemäß 
§ 31 unserer Geschäftsordnung vor.1)

Wir kommen zur Abstimmung über den von den Frak-
tionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP ein-
gebrachten Gesetzentwurf zur Bereithaltung von Ersatz-
kraftwerken zur Reduzierung des Gasverbrauchs im 

1) Anlagen 5 bis 7
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Stromsektor im Fall einer drohenden Gasmangellage 
durch Änderungen des Energiewirtschaftsgesetzes und 
weiterer energiewirtschaftlicher Vorschriften. Der Aus-
schuss für Klimaschutz und Energie empfiehlt unter 
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/2594 – ferner Drucksache 20/2664 –, den Gesetzent-
wurf der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP auf Drucksache 20/2356 in der Ausschussfassung 
anzunehmen. Hierzu liegen zwei Änderungsanträge der 
Fraktion der CDU/CSU vor, über die wir zuerst abstim-
men.

Wir kommen zur ersten namentlichen Abstimmung 
über den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Drucksache 20/2620. Sind die Plätze an den Urnen 
besetzt? – Das sind sie; wunderbar. Ich eröffne die erste 
namentliche Abstimmung über den Änderungsantrag für 
genau zehn Minuten. 

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, gibt es noch jemand, 

der seine Stimme für die erste namentliche Abstimmung 
nicht abgegeben hat? – Ich sehe noch einen Kollegen 
rennen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Jetzt aber schnell!)

Dann schließe ich jetzt die Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen.1)

Wir kommen jetzt zur zweiten namentlichen Abstim-
mung, und zwar über den Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 20/2621. Sind die Plätze 
an den Urnen besetzt? – Dann eröffne ich die zweite 
namentliche Abstimmung über den Änderungsantrag. 
Die Abstimmungsurnen werden in zehn Minuten, um 
22.33 Uhr, geschlossen. 

Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das sehe ich nicht. 
Dann schließe ich die zweite namentliche Abstimmung 
und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen.2)

Wir kommen nun zum Zusatzpunkt 20 und zur dritten 
namentlichen Abstimmung, und zwar über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Klimaschutz 
und Energie zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit 
dem Titel „Keine Abschaltung von Kernkraftwerken – 
Erst recht nicht in einer neuen Realität“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/1417, den Antrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 20/1021 abzulehnen.

Sind die Plätze an den Urnen besetzt? – Ich eröffne die 
dritte namentliche Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung. Die Abstimmung dauert zehn Minuten und geht 
bis 22.44 Uhr. 

Ist ein Mitglied im Haus, das seine Stimme noch nicht 
abgegeben hat? – Das ist nicht der Fall; ich sehe nieman-
den, der noch rennt.

Ich schließe die dritte namentliche Abstimmung und 
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung 
wird Ihnen später bekannt gegeben.3)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 23:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Caravaning-Tourismus fördern

Drucksache 20/2561
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Ich bitte die Damen und Herren hinten, die Türen zu 
schließen, sodass wir gut und konzentriert in der Debatte 
fortfahren können; die nächste Rednerin steht nämlich 
schon bereit.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort der 
Kollegin Anja Karliczek, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Anja Karliczek (CDU/CSU):
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kollegin-

nen und Kollegen! Gefühlt den ganzen Tag haben wir 
heute über den Winter gesprochen. Jetzt wollen wir uns 
mal mit dem Sommer beschäftigen, und zwar mit dem 
Reisen. Ich freue mich, dass Sie jetzt noch so zahlreich 
hier im Saal sind. Das zeigt, dass dem Caravaning doch 
eine große Aufmerksamkeit zuteilwird, und das finde ich 
vernünftig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Reisen mit den eigenen vier Wänden: Das liegt eben 
nicht nur voll im Trend, sondern ist gerade heute, bei dem 
Durcheinander bei der Bahn und auf den Flughäfen, auch 
eine nervenschonende Alternative. Außerdem genießen 
die Menschen in unserem Land die Freiheit, ihr eigenes 
Bett auf vier Rädern dort hinzustellen, wo es ihnen am 
besten gefällt. Diese Art des Urlaubs findet immer mehr 
Anhänger, und gerade in Coronazeiten hat sich dieser 
Trend noch einmal ziemlich verstärkt.

Es ist ganz egal, ob wir über junge oder über erfahrene 
Leute reden, ob das Reiselustige mit kleinem oder gro-
ßem Budget sind: Alle machen Caravaning-Urlaub mit 
Abstand und nach eigenen Vorstellungen.

(Unruhe – Zuruf von der AfD: Ruhe jetzt!)

Ich finde, das sollten wir weiter politisch unterstützen; 
denn Caravaning ist auch wirtschaftlich eine große 
Chance für unser Land.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
1) Ergebnis Seite 4996 D
2) Ergebnis Seite 4999 B 3) Ergebnis Seite 5003 C
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Karliczek, einen kleinen Moment bitte! – 

Es wäre schön, wenn Sie den Geräuschpegel hier im Saal 
etwas herunterfahren könnten, sodass wir zum einen der 
Rednerin zuhören und zum anderen zu dieser späten 
Stunde natürlich auch zügig in unserer Debatte fortfahren 
können. Ich bitte also, die Gespräche außerhalb des Saa-
les fortzuführen. – Vielen Dank.

Liebe Frau Karliczek, Sie können weitermachen.

Anja Karliczek (CDU/CSU):
Meine Uhr lief. – Caravaning-Fans machen nämlich 

am liebsten im eigenen Land Urlaub, und laut einer Stu-
die des Deutschen Wirtschaftswissenschaftlichen Insti-
tuts für Fremdenverkehr wird dadurch jährlich ein Um-
satz von 14,1 Milliarden Euro erwirtschaftet. Ich finde, 
14,1 Milliarden Euro ist verdammt viel Geld – gerade für 
ländliche Regionen, kleinere Städte und Orte, die über-
wiegend von Einnahmen aus dem Tourismus leben.

Lokaler Handel, Gastronomie, Anbieter von Freizeit-
angeboten, wie Festivals, Museen, Ferienparks, freuen 
sich sehr über viele mobile Gäste. Mit kleinen Mitteln 
können Kommunen und Regionen Anziehungspunkte 
für diese Gäste werden – und das überall in Deutschland. 
Zudem – auch das ist wichtig – hat Caravaning eine her-
vorragende ökologische Bilanz. Die Besitzer fahren ihre 
Mobile viele, viele Jahre, und Stellplätze können auch 
ohne große Versiegelungen geschaffen werden.

Der Wert dieses Reisesegments ist politisch aber noch 
viel zu wenig beachtet. Es gibt viel zu wenige Stellplätze 
in Deutschland, die Genehmigungsverfahren für neue 
Plätze dauern oft jahrelang, die Antragsverfahren sind 
häufig kompliziert.

Genau deswegen haben wir uns Gedanken gemacht. 
Für den weiteren Ausbau dieses Reisezweigs braucht es 
eine abgestimmte Strategie – vom Reisenden her gedacht 
und mit den Partnern vor Ort gängig gemacht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Anja Karliczek (CDU/CSU):
Das ist toll für Urlaubsregionen, die heute vielleicht 

nicht im Fokus sind und bisher nicht so eine Chance 
haben.

Gerade wenn Küsten- und Bergregionen von Urlau-
bern überrannt werden, sind genau diese Reisenden fle-
xibel. Sie folgen auch gerne Geheimtipps, wenn eben nur 
ausreichend Stellplätze und genügend Infrastruktur zur 
Verfügung stehen. Der Taunus, das Oldenburger Müns-
terland, das wunderschöne Mittelhessen: Die Liste schö-
ner Ziele könnte ich beliebig lang fortsetzen. Deutschland 
hat so viele schöne Ecken, und die Menschen suchen 
Erholung.

Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass gerade 
jetzt, nach Corona, der nötige Ausbau der Infrastruktur 
weiter Fahrt aufnimmt! Liebe Frau Müller – sie ist zwar 
gerade nicht hier, aber das macht nichts –, wie wäre es, 

wenn Sie in der nationalen Tourismusstrategie auch dem 
Caravaning ein klein wenig Aufmerksamkeit schenken 
würden?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort dem Kollegen Stefan Schmidt, 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Der Tourismus in Deutschland kommt 
langsam wieder – endlich –; ein schöner Lichtblick für 
die geschundene Tourismusbranche nach zwei sehr 
langen, knallharten Coronajahren.

Vor allem das Camping steht ganz weit oben. Die Men-
schen wollen raus in die Natur und die lauen Sommer-
nächte möglichst draußen verbringen. Und wo kann man 
das besser als auf dem Land, fernab vom Trubel der 
Städte? Unsere ländlichen Räume haben so viel Touris-
muspotenzial, vor allem für nachhaltigen Tourismus,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

für Tourismus im Einklang mit Umwelt und Klima. Und 
das ist unser Ziel: den nachhaltigen Tourismus, den Tou-
rismus im ländlichen Raum zu stärken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Camping ist dabei eine der nachhaltigsten Urlaubsarten, 
noch dazu, wenn man im eigenen Land campt, also die 
Anfahrtswege kurz sind. Die Wertschöpfung bleibt dann 
in der Region.

Aber Camping ist viel mehr als Caravaning, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der Union. Warum versteifen 
Sie sich in Ihrem Antrag darauf, das Reisen in Wohn-
wagen und insbesondere in Wohnmobilen zu fördern? 
Während aktuell knapp 770 000 Reisemobile in Deutsch-
land zugelassen sind, besitzen weit mehr als 9,5 Millionen 
Menschen in Deutschland Ausrüstung fürs Zelten. Zelten 
ist noch nachhaltiger; darüber hinaus ist es auch etwas für 
den kleinen Geldbeutel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN – Anja 
Karliczek [CDU/CSU]: Das haben wir auch 
gar nicht gesagt! – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Das steht nicht als Forderung drin!)

Eine sinnvolle Forderung habe ich im Antrag der 
Union gleichwohl gefunden: das Angebot für ÖPNV- 
und Sharingangebote auszubauen. Wir brauchen viel 
mehr Busverkehr, viel mehr Bahnverkehr, vor allem auf 
dem Land, damit die Reisenden nicht ins Auto oder ins 
Wohnmobil steigen müssen, um zum nächsten Super-
markt oder ins nächste Restaurant, ins nächste Wirtshaus 
zu kommen. Genau das haben wir uns in der Ampel auch 
vorgenommen: die öffentlichen Verkehrsmittel attrakti-
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ver zu machen, die Kapazitäten zu erweitern. Schön, 
wenn sich die Union hier langsam von ihrem – ich nenne 
es mal so – Straßenfetisch verabschiedet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das Anliegen, den ÖPNV auszubauen, ist berechtigt.
Im Übrigen ist mir der Antrag aber ein Rätsel, lieber 

Herr Donth, ganz abgesehen von der Frage, ob wir als 
Bund überhaupt zuständig sind. Wie kann man davon 
ausgehen, dass wir in Deutschland automatisch mehr 
Reisemobilstellplätze brauchen, wenn es hierzulande 
mehr Reisemobile gibt? Statt blind nach mehr zu schrei-
en, wäre es doch schlau, erst mal den Bestand aufzuneh-
men, den Bedarf zu ermitteln: Wo gibt es Stellplätze? Wie 
sind die über das Jahr ausgelastet? Welche Stellplätze 
werden wann nachgefragt, welche werden kaum nach-
gefragt und warum? Wie ist die Akzeptanz vor Ort? Kön-
nen wir mit zusätzlichen Stellplätzen die regionalen 
Wertschöpfungsketten stärken, unsere Regionen attrakti-
ver machen? Viele der Stellplätze stehen doch die meiste 
Zeit im Jahr leer; die meisten Stellplätze sind nur in den 
wenigen Wochen der Hauptsaison belegt. Flächen-
deckend gibt es keine Überbelegung, ganz im Gegenteil. 
Was wir also brauchen, ist keine blinde Ausbaustrategie, 
sondern eine kluge Gesamtstrategie,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Anja 
Karliczek [CDU/CSU]: Haben wir auch gar 
nicht gesagt! Steht auch so nicht drin!)

die erstens dafür sorgt, dass die Reisemobile besser auf 
die vorhandenen Stellplätze verteilt werden, die zweitens 
bewirkt, dass diese auch in der Nebensaison nachgefragt 
werden, und die drittens auch Camping- und Zeltplätze 
berücksichtigt. Eine solche Strategie stärkt den nachhal-
tigen Tourismus und die ländlichen Regionen. Dafür soll-
ten uns starkmachen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf der 
Abg. Anja Karliczek [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner ist Mike Moncsek, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Mike Moncsek (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Man hat mir zwar 

gesagt, dass der Ausschuss für Tourismus nicht der inte-
ressanteste Ausschuss ist. Aber wie ich sehe, sind wir hier 
kurz vor Urlaubsbeginn reich vertreten; vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Der Antrag der Union enthält – Respekt! – viele sinn-
volle Ansätze und stimmt in großen Teilen mit unseren 
Ansätzen überein. Hier hat man wahrscheinlich doch mal 
mit Fachleuten geredet.

Folgende Aspekte möchte ich jedoch ausdrücklich be-
tonen: Caravaning schafft und sichert Arbeitsplätze in 
Deutschland. Wir sind Marktführer in Europa bei der 
Produktion und im Vertrieb; 14 Milliarden Euro Umsatz 
sprechen für sich.

Angesichts von möglichen neuen Einschränkungen im 
Herbst ist davon auszugehen, dass Caravaning und Cam-
ping als Tourismusform einen weiteren großen Auf-
schwung nehmen werden. Caravaning wird auch bisher 
wenig erschlossene Tourismusregionen fördern und dort 
einen großen Beitrag zum Strukturwandel leisten wie bei 
uns im Erzgebirge oder in der Lausitz. Dass die Carava-
ning-Branche technisch ausgesprochen innovativ ist, zei-
gen viele selbstumgebaute Reisemobile.

Zum Antrag: Wir unterstützen ausdrücklich die Forde-
rung nach einer reisemobilfreundlichen Infrastruktur. 
Alle nötigen Genehmigungsverfahren, speziell die Bau-
leitverfahren, müssen zügiger abgeschlossen und mög-
lichst digital erledigt werden.

(Beifall bei der AfD)

Was die Infrastruktur betrifft, sehen auch wir Nach-
holbedarf bei einer besseren Anbindung der Stellplätze 
an den ÖPNV und bei Fahrradweganbindungen.

Außerdem befürworten wir die in dem Antrag gefor-
derte klare verkehrsrechtliche Regelung in Bezug auf das 
Überholverbot analog zu Bussen.

Man hätte den Antrag ergänzen können um den Punkt, 
dass die Caravan-Touristen nicht noch einmal wie wäh-
rend des letzten Lockdowns wie Hotelgäste einge-
schränkt werden, so wie in Baden-Württemberg – aber 
kein Wunder, da seid ihr als Grüne ja mit in der Regie-
rung!

(Karoline Otte [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Für Sie immer noch „Sie“!)

Caravan-Touristen sind keine Hotelgäste, und Dauercam-
per auch nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Abschließend möchte ich die finanzielle Seite des Ca-
ravanings noch mal unterstreichen. Laut einer Studie des 
Marktforschungsinstituts puls haben 19 Millionen Deut-
sche ein eigenes Wohnmobil – wie ich selbst als Caravan- 
Besitzer –, und viele von uns werden jetzt eins mieten und 
in Urlaub fahren. Das ist ein potenziell riesiger Markt für 
Deutschland; das habt ihr noch nie erfasst.

Ich komme zum Schluss. Wir brauchen den Führer-
schein für Reisemobile bis 4,2 Tonnen, weniger Büro-
kratie beim Ausbau der Reisemobilinfrastruktur, mehr 
Stellplätze. Wir brauchen mehr Campingplätze und ein 
breites Spektrum von Preisen, damit Caravaning für alle 
möglich wird.

Die AfD unterstützt den Antrag der CDU/CSU.
Vielen Dank. Schönen Urlaub, gute Fahrt und gute 

Reise!

(Lebhafter Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte ist Michael Donth, 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Donth (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Caravan-Tourismus boomt nicht erst seit 
Corona und vor allem nicht nur im Ausland, sondern 
gerade auch hier bei uns in Deutschland. Rund 900 000 
Reisemobile nennen unsere Landsleute ihr Eigentum.

Im wunderschönen Bad Urach, in meinem Wahlkreis, 
gibt es schon seit vielen Jahren einen Stellplatz an einem 
Thermalbad. Schon nach kurzer Zeit musste er erweitert 
werden, und die nächste Erweiterung steht an, weil die 
Nachfrage entsprechend groß ist. Das ist mit großem 
Aufwand verbunden, aber nicht, Herr Schmidt, weil die 
Regierung, das Land oder sonst jemand das möchte, son-
dern weil sich der Bedarf ergibt.

Wir haben in Deutschland 4 700 solcher Stellplätze für 
rund 71 000 Fahrzeuge. Damit werden in Regionen, wo 
es gar keine Hotels mehr gibt oder wo sie überlastet sind, 
zusätzliche Übernachtungskapazitäten geschaffen. 
Deutschland ist neben Frankreich und Italien das Land 
mit der besten Infrastruktur für Reisemobiltourismus in 
Europa.

Diese Art des Urlaubens bietet aber noch viel mehr 
Potenzial, das wir erschließen sollten – in ländlichen 
Gemeinden, auf Bauernhöfen ebenso wie an touristischen 
Hotspots, an Veranstaltungsorten oder auch in der Nähe 
von Autobahnen. Dabei reden wir nicht von klassischen 
Campingplätzen – die gibt es auch, lieber Stefan Zierke –, 
sondern wir reden hier von Stellplätzen, die viel weniger 
Flächenbedarf haben. Meist reichen schon ein Wasser- 
und ein Stromanschluss und eine Entsorgungsmöglich-
keit. Auch von den Emissionen her sind diese Plätze 
anders zu qualifizieren als Campingplätze.

Aber die Baunutzungsverordnung kennt nur den Typus 
Campingplätze, und die sind beispielsweise in einem 
Dorfgebiet bisher nicht genehmigungsfähig. Wenn ein 
Gasthof zur Kapazitätsausweitung drei, vier, fünf solcher 
Plätze errichten will, ist das bisher nicht möglich. Hier 
sollte eine Vereinfachung den Kommunen oder den Pri-
vaten, die so etwas errichten wollen, die Arbeit erleich-
tern. Deshalb machen wir uns als Fraktion dafür stark, 
dass der Bund mit Ländern und Kommunen daran arbei-
tet, das Genehmigungsverfahren abzukürzen.

Daneben sehen wir beim Führerschein Handlungs-
bedarf. Denn die Wohnmobile werden immer komfortab-
ler, sie werden mit neuen Antrieben ausgerüstet und da-
mit auch schwerer, sodass die Begrenzung des Pkw- 
Führerscheins für junge Menschen auf 3,5 Tonnen ein 
Problem ist. Bei der ohnehin bis Ende dieses Jahres an-

stehenden Revision der Führerscheinrichtlinie durch die 
EU könnte das Gewichtslimit des Pkw-Führerscheins – 
Klasse B – bei Reisemobilen leicht erhöht werden, damit 
man mit Führerscheinklasse B Wohnmobile bis 
4,25 Tonnen fahren darf.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das würde für alle gelten, die ihren Führerschein nach 
1999 gemacht haben und mindestens drei Jahre Fahrpra-
xis haben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Michael Donth (CDU/CSU):
Ich komme gleich zum Schluss. – Dann wären sie 

denen gleichgestellt, die ihren Führerschein, so wie ich, 
vor 1999 erworben haben; wir dürfen schon jetzt schwe-
rere Fahrzeuge fahren. Dafür sollte sich die Bundesregie-
rung dringend bei der EU einsetzen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die Kollegin Rita Hagl-Kehl, der Kollege Thomas 

Lutze, der Kollege Reginald Hanke und die Kollegin 
Lena Werner haben ihre Reden zu diesem Tagesord-
nungspunkt zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 20/2561 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich komme zurück zum Tagesordnungspunkt 18 sowie 
zu den Zusatzpunkten 19 und 20. Mir liegen die Ergeb-
nisse der namentlichen Abstimmungen vor. Ich gebe 
Ihnen das von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Koalitions-
fraktionen – Entwurf eines Gesetzes zur Bereithaltung 
von Ersatzkraftwerken zur Reduzierung des Gas-
verbrauchs im Stromsektor im Fall einer drohenden 
Gasmangellage durch Änderungen des Energiewirt-
schaftsgesetzes und weiterer energiewirtschaftlicher Vor-
schriften – auf Drucksache 20/2620 bekannt: abgegebene 
Stimmkarten 649. Mit Ja haben gestimmt 251, mit Nein 
haben gestimmt 393. Enthaltungen gab es 5. Der Ände-
rungsantrag ist damit abgelehnt. 

1) Anlage 8
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Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Christian Dürr
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr

Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Pascal Kober
Carina Konrad
Michael Kruse
Konstantin Kuhle
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Christian Sauter
Frank Schäffler
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Michael Theurer

Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Dr. Volker Wissing

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Sevim Dağdelen
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Nicole Gohlke
Ates Gürpinar
Dr. André Hahn
Andrej Hunko
Ralph Lenkert
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Janine Wissler

Fraktionslos
Stefan Seidler

Enthalten
FDP
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Wolfgang Kubicki
Alexander Müller
Gerald Ullrich

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich verlese das Protokoll des von den Schriftführerin-
nen und Schriftführern ermittelten Ergebnisses der 
zweiten namentlichen Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zu der zweiten 
Beratung des Gesetzentwurfs der Koalitionsfraktionen – 
Entwurf eines Gesetzes zur Bereithaltung von Ersatz-
kraftwerken zur Reduzierung des Gasverbrauchs im 

Stromsektor im Fall einer drohenden Gasmangellage 
durch Änderungen des Energiewirtschaftsgesetzes und 
weiterer energiewirtschaftlicher Vorschriften – auf 
Drucksache 20/2621: abgegebene Stimmkarten 645. Mit 
Ja haben gestimmt 207, mit Nein haben gestimmt 434, 
Enthaltungen 4. Der Änderungsantrag ist damit abge-
lehnt. 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            645;
davon

ja:                                      207
nein:                                  434
enthalten:                              4

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer

Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster

Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane Schenderlein
Andreas Scheuer
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann

Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

FDP
Lars Lindemann

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Sevim Dağdelen
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Nicole Gohlke
Ates Gürpinar
Dr. André Hahn
Andrej Hunko
Ralph Lenkert
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Janine Wissler

Fraktionslos
Johannes Huber

Nein
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori 

Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh

Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Christian Schreider

Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues

Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn 

(Tübingen)
Renate Künast
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth 

(Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Christian Dürr
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Philipp Hartewig

Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Pascal Kober
Carina Konrad
Michael Kruse
Konstantin Kuhle
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann

Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Dr. Volker Wissing

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Dr. Götz Frömming
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann

Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Frank Rinck
Bernd Schattner
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak

Fraktionslos
Matthias Helferich
Stefan Seidler

Enthalten
FDP
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Wolfgang Kubicki
Gerald Ullrich

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf der 
Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP zur 
Bereithaltung von Ersatzkraftwerken auf Drucksache 
20/2356 in der Ausschussfassung zustimmen möchten, 
um das Handzeichen. – Das sind die Koalitionsfraktionen 
und die Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind die CDU/CSU-Fraktion und die AfD-Fraktion. Ent-
haltungen? – Sehe ich keine. Dann ist der Gesetzentwurf 
in zweiter Beratung angenommen.

Wir kommen zur

dritten Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Koalitionsfraktionen und die Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Das sind die CDU/CSU- 
Fraktion und die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Sehe ich 
keine. Dann ist der Gesetzentwurf entsprechend an-
genommen.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksachen 20/2594 und 20/2664 empfiehlt der Aus-
schuss, eine Entschließung anzunehmen. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Koaliti-
onsfraktionen und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind CDU/CSU- und die AfD-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Niemand. Dann ist die Beschlussempfehlung an-
genommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
20/2622. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? – 
Das sind die CDU/CSU-Fraktion und die AfD-Fraktion. 

Wer stimmt dagegen? – Das sind die Koalitionsfraktionen 
und die Fraktion Die Linke. Enthaltungen? – Gibt es 
keine. Der Entschließungsantrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zu Zusatzpunkt 20 und dem von den 
Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelten Ergeb-
nis der dritten namentlichen Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Klimaschutz 
und Energie zu dem Antrag der Abgeordneten der Frak-
tion der AfD mit dem Titel „Keine Abschaltung von 
Kernkraftwerken – Erst recht nicht in einer neuen Reali-
tät“ auf Drucksache 20/1417: abgegebene Stimmkarten 
649. Mit Ja haben gestimmt 581, mit Nein haben ge-
stimmt 68, Enthaltungen 0. Die Beschlussempfehlung 
ist damit angenommen. 

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            648;
davon

ja:                                      581
nein:                                   67

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt

Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler

Simona Koß
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck

Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt 

(Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider 

(Erfurt)
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr- 

Sutter
Dr. Lina Seitzl

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen zu einer weiteren Abstimmung, nämlich 
zum Zusatzpunkt 19, über die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Klimaschutz und Energie zum Antrag 
der Fraktion der AfD mit dem Titel „Blackout und Brow-
nout verhindern – Energieversorgung sicherstellen“. Der 
Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 20/621, den Antrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 20/34 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktionen, 
die Fraktion Die Linke und die CDU/CSU-Fraktion. Ge-
genprobe! – Das ist die Fraktion der AfD. Enthaltun-
gen? – Gibt es keine. Die Beschlussempfehlung ist damit 
angenommen.

Die heutige Tagesordnung soll nun um die Beratung 
von zwei Beschlussempfehlungen des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung, Druck-
sachen 20/2665 und 20/2666, in Immunitätsangelegen-
heiten erweitert werden, und diese sollen jetzt gleich als 
Zusatzpunkte 28 und 29 aufgerufen werden. Dieses Ver-
fahren entspricht der langjährigen Praxis des Deutschen 
Bundestages, und ich gehe davon aus, dass wir auch heute 
so verfahren. – Damit sind die Punkte aufgesetzt.

Ich rufe den soeben aufgesetzten Zusatzpunkt 28 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuss)

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens

Drucksache 20/2665
Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.
Der Ausschuss empfiehlt, die Genehmigung zu ertei-

len. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das 
sind die Koalitionsfraktionen, Die Linke und die CDU/ 
CSU. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Die Beschlussempfeh-
lung ist damit angenommen.

Wir kommen zu Zusatzpunkt 29:

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuss)

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Disziplinarverfahrens

Drucksache 20/2666
Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.

Der Ausschuss empfiehlt, die Genehmigung zu ertei-
len. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das 
ist das gesamte Haus. Wer stimmt dagegen? Die Gegen-
probe! – Gibt es nicht. Die Beschlussempfehlung ist da-
mit angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf:

Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio-
nen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Be-
schleunigung von Beschaffungsmaßnahmen 
für die Bundeswehr (Bundeswehrbeschaf-
fungsbeschleunigungsgesetz – BwBBG)

Drucksache 20/2353

Beschlussempfehlung und Bericht des Wirt-
schaftsausschusses (9. Ausschuss)

Drucksache 20/2644
Hierzu liegen zwei Entschließungsanträge der Fraktion 

der CDU/CSU und ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der AfD vor. Über einen Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU werden wir später noch namentlich 
abstimmen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
vorgesehen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort der 
Kollegin Sara Nanni, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren! Der Angriffskrieg 
Russlands gegen die Ukraine hat uns in Europa eine un-
angenehme Gewissheit gebracht: Wir leben in unmittel-
barer Nachbarschaft zu einem militärisch starken Staat, 
der von einer politischen Elite geführt wird, die militäri-
sche Aggression als ganz normales Mittel der Politik 
begreift. Auf diese Gewissheit folgt die Einsicht, dass 
wir wieder mehr in unsere Sicherheit investieren müssen, 
auch militärisch. Deshalb hat eine breite Mehrheit in 
diesem Parlament dafür gesorgt, dass die Bundeswehr 
durch ein Sondervermögen ihre Defizite in der materiel-
len Ausstattung schließen kann.

Die Verhandlungen um die Ausgestaltung des Sonder-
vermögens waren zäh, aber die wirklich harte Arbeit be-
ginnt jetzt. Denn wir müssen die 100 Milliarden Euro 
effektiv und effizient investieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)
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Die Bundeswehr ist in den letzten Jahren oft in die 
Schlagzeilen geraten, weil die Beschaffung nicht gut 
funktioniert hat: Kosten, die explodiert sind, Zeitpläne, 
die dauernd neu gemacht und dann doch wieder gerissen 
wurden. Die Gründe dafür sind mannigfaltig. Ein Grund 
für die schlechte Ausstattung der Bundeswehr lag auch 
eindeutig in der Lücke zwischen den sicherheitspoliti-
schen Ansprüchen und den verfügbaren Haushaltsmit-
teln. Das ist nun behoben. Doch Geld allein wird die 
Fähigkeitslücken der Bundeswehr nicht schließen.

Die Defizite in der Beschaffung liegen auch an Män-
geln in den Strukturen und der Auftragsvergabe. Darum 
wollen wir mit dem vorliegenden Gesetz das Vergabe-
verfahren vereinfachen und beschleunigen.

Gleichzeitig – das ist auch klar – kann dieses Gesetz 
nur einer von vielen Hebeln sein, um das Beschaffungs-
wesen der Bundeswehr effizienter zu gestalten. Weitere 
Reformen, die über den Bereich des Vergabeverfahrens 
hinausgehen, bleiben notwendig.

Aber was steht jetzt in diesem Gesetz? Sicherheitsinte-
ressen sollen im Vergabeverfahren nun verstärkt berück-
sichtigt werden können. Das ist der Lage mehr als an-
gemessen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Vergabe wird beschleunigt durch die Möglichkeit, 
Teil- und Fachlose zusammenzulegen, wenn wirtschaft-
liche, technische oder zeitliche Gründe dies rechtfertigen. 
Auch die Nachprüfungsverfahren werden beschleunigt. 
Es wird auch eine Markterkundung geben, die explizit 
nach marktverfügbaren Lösungen sucht. Sehr gut!

Entwicklungslösungen müssen ab jetzt besonders be-
gründet werden. Auch das schafft mehr Transparenz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ein Punkt, der uns Grünen besonders am Herzen liegt: 
Wir stärken mit diesem Gesetz auch die gemeinsame 
europäische Beschaffung und bekennen uns klar zum 
europäischen Markt. Europa sollte in der Lage sein, mög-
lichst viele Bedarfe selbst zu decken. Aber nicht jedes 
Land muss alles herstellen können.

Und das Gesetz wird befristet. Denn neue Wege müs-
sen sich bewähren. Deswegen wird es vor Ende der Frist 
eine Evaluation geben, die prüft, ob der Zweck des Ge-
setzes auch erfüllt wird. So regiert man in der Krise: 
mutig, aber nicht übermütig.

Das Gesetz ist Teil von guten ersten Schritten auf dem 
Weg zu einer effizienteren, kostengünstigeren und 
schnelleren Beschaffung. Deshalb bitte ich um die Zu-
stimmung dieses Hauses.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der Kollege Hansjörg Durz, CDU/CSU-Fraktion, ist 

der nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hansjörg Durz (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Mit diesem Gesetz kommen die Ampelfrak-
tionen einem Kernanliegen der Union im Zusammenhang 
mit dem Sondervermögen der Bundeswehr nach. Denn 
uns war nicht nur wichtig, dass die 100 Milliarden Euro 
ausschließlich der Bundeswehr zugutekommen, sondern 
dass diese auch möglichst schnell bei der Truppe ankom-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dafür benötigen wir auch schlankere Vergabeverfahren. 
Als Union sagen wir Ja zur Bundeswehr, Ja zur zügigen 
Truppenausstattung und deswegen auch Ja zu diesem 
Gesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Trendwende in der Beschaffung ist schon vor Jah-
ren eingeleitet worden. Nach der Annexion der Krim war 
es die Union, die dafür gesorgt hat, dass sich der Beschaf-
fungsetat der Bundeswehr von 2015 bis 2018 verdoppelt 
hat. Mehr war mit dem damaligen Koalitionspartner und 
besonders mit den damaligen Oppositionsparteien leider 
nicht zu machen. Doch seit dem Angriff auf die Ukraine 
erleben wir keine Trendwende, sondern eine Zeitenwen-
de. Als Union haben wir diese Zeitenwende seit dem 
24. Februar fest verinnerlicht. Bei der Ampel kann man 
das nicht immer und in jedem Fall so sagen.

Dass Bundeskanzler und Verteidigungsministerin im 
Ukrainekrieg eine Politik des Zögerns und Zauderns ver-
treten, ist mittlerweile allseits bekannt. Wenn das nun 
aber auch der Wirtschaftsminister mit dem Gesetz tut 
und in den Bummelzug einsteigt, dann wird das der Si-
tuation in keiner Weise gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber es wurden auch Änderungen im Gesetz vor-
genommen. Doch wer die Kraft hat, das Grundgesetz 
für ein Sondervermögen zu ändern, der sollte auch den 
Mut haben, alle Hebel für eine schnellstmögliche Be-
schaffung in Bewegung zu setzen. Auch wenn das Gesetz 
in die richtige Richtung weist, wäre deutlich mehr mög-
lich gewesen. Das haben auch die Sachverständigen in 
der öffentlichen Anhörung deutlich gemacht.

Zwei Maßnahmen mit dem größten Beschleunigungs-
potenzial sind weder im Gesetz noch im Änderungs- noch 
im Entschließungsantrag enthalten. Man könnte Rechts-
sicherheit schaffen bei Ausnahmen vom Vergaberecht 
zum Schutz der nationalen Sicherheit; das wäre eine 
Maßnahme.

(Johannes Arlt [SPD]: Haben wir doch ge-
macht!)

Die zweite Maßnahme wäre die Verkürzung des Rechts-
weges. Damit hätten endlose Rechtsstreitigkeiten schnell 
ein Ende.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Insbesondere die Vizepräsidentin des Bundeswehr-
beschaffungsamtes hat das in der öffentlichen Anhörung 
ausdrücklich betont und um eine Verkürzung des Rechts-
weges gebeten. Mit unserem Entschließungsantrag kom-
men wir dieser Bitte nach. Auch Sie können dieser nach-
kommen; denn die angekündigte Zeitenwende muss 
schleunigst kommen. Wir müssen vom Bummelzug in 
den Schnellzug umsteigen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, da bin ich auch 

schon wieder. – Ich darf das Wort an Johannes Arlt von 
der SPD-Fraktion geben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Johannes Arlt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Mentalitätswechsel in der Beschaffung bei 
der Bundeswehr beginnt jetzt, hier und heute. Worüber 
sprechen wir? Wir sprechen über das Bundeswehr-
beschaffungsbeschleunigungsgesetz. Was ist das? Das 
ist eine „Fast Lane“ für das Sondervermögen. Wir be-
stimmen also, wie wir sicherstellen, dass die 100 Milliar-
den Euro, die wir bereitgestellt haben, um unsere Streit-
kräfte einsatzfähig zu machen, sachgerecht, nachhaltig 
und schnell ausgegeben werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich möchte mich an dieser Stelle bei der Bundesregie-
rung, beim Bundesministerium der Verteidigung und 
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
für das hervorragende Gesetz, für die gute Zusammen-
arbeit und auch dafür bedanken, dass wir es als Koalition 
geschafft haben, dieses Gesetz zur Beschleunigung von 
Vergabeverfahren innerhalb von zwei Wochen auf den 
Weg zu bringen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das ist, glaube ich, eine ganz gute Leistung. Das zeigt, 
dass wir jetzt damit anfangen können, die Einsatzbereit-
schaft zu erhöhen.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Weil 
die Opposition klug genug ist!)

Warum ist dieses Thema so wichtig? Wir geben 
100 Milliarden Euro aus, um die Kaltstartfähigkeit und 
die materielle Einsatzbereitschaft der Bundeswehr zu 
stärken, und das in Zeiten, in denen sich viele Menschen 
um die Sicherheit in Deutschland und in Europa sorgen, 
in Zeiten, in denen 13 000 Soldaten der Bundeswehr für 
Rückversicherungsmaßnahmen vorgehalten werden. Da 
finde ich schon, dass es ein bisschen ein billiges Manöver 
der Union ist, jetzt mit zwei Entschließungsanträgen da-
herzukommen, Sie, die die Bundeswehr 16 Jahre lang 
kaputtgespart haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zurufe von der 
CDU/CSU)

Dass Sie jetzt mehr Transportpanzer Fuchs an die 
Ukraine abgeben möchten, als in Deutschland einsatz-
bereit sind, ist billig. Das wird dem Gesetz nicht gerecht.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Das ist doch 
unter Ihrem Niveau!)

Soldaten verdienen eine vernünftige Ausrüstung. Kol-
legin Nanni hat bereits ausgeführt, welche Maßnahmen 
wir treffen. Wir legen den Fokus auf marktverfügbare 
Lösungen. Wir sorgen dafür, dass wir schnellstmöglich 
ein breites, modernes und innovationsorientiertes Fähig-
keitsspektrum schaffen. Wir sorgen für Forderungscon-
trolling. Es wird auch keine Goldrandlösungen mehr ge-
ben.

Wir vereinfachen das Beschwerdeverfahren. Wir be-
schleunigen Verfahren, indem wir sagen: Beschwerden 
müssen innerhalb von fünf Wochen und Gerichtsverfah-
ren innerhalb eines halben Jahres entschieden werden. 
Auch bei Fehlern in der Auftragsvergabe muss die Ver-
gabe nicht für unwirksam erklärt werden, sondern sie 
kann weiterverfolgt werden. Und das Beste: Das gilt für 
alle laufenden Beschaffungsverfahren, die wir so gleich 
mitbeschleunigen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir wären keine Fortschrittskoalition, wenn wir uns 
keine Gedanken über das Thema „Mittelstand und Inno-
vation“ machen würden. Darum war es uns sehr wichtig, 
im Wirtschaftsausschuss eine Entschließung zu beschlie-
ßen, in dem wir gewisse Dinge klarstellen. Die Liste über 
Militärausrüstung stammt aus dem Jahr 1958. Darum war 
uns wichtig, sicherzustellen, dass auch der Bereich Soft-
ware unter die Beschaffungsbeschleunigung fällt. Es war 
ebenso wichtig, sicherzustellen, dass sich in Zukunft 
auch mittelständische Unternehmen an Ausschreibungen 
beteiligen können, gleiche Chancen haben und dass die 
Bundesregierung ein Konzept zur Absenkung der Hürden 
bei der Beteiligung an Ausschreibungen vorlegen wird.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das Wichtigste – das ist bei der Anhörung heraus-
gekommen – sind aber nicht die Vergabegesetze. Das 
Wichtigste ist der Mentalitätswechsel in den Beschaf-
fungsbehörden. Das Wichtigste ist, dass wir den Rechts-
rahmen, der uns zur Verfügung steht, ausschöpfen, dass 
wir als Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Be-
amtinnen und Beamten, die in der Presse oft gescholten 
und als faul betitelt werden, den Rücken stärken.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir haben den ungewöhnlichen Satz in die Entschließung 
eingefügt: Mut und Entscheidungsfreude sollen bei den 
Beschaffungsstellen gefördert werden. – Das meinen wir 
auch so. Wir möchten die Beamtinnen und Beamten auf-
rufen, mutig und entscheidungsfreudig ihre Handlungs-
spielräume auszunutzen, um gute und schnelle Entschei-
dungen für unsere Bundeswehr zu treffen.
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(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

In wenigen Tagen wird dieses Gesetz in Kraft treten 
können. Dann beginnt eine neue Kultur der Beschaffung 
bei der Bundeswehr in Deutschland.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Dr. Malte Kaufmann für die AfD- 

Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als Sol-

dat der Bundeswehr wurde ich 1996 zum Panzerfahrer 
ausgebildet und auf dem Gepard eingesetzt, Frau Ver-
teidigungsministerin, auf dem Flakpanzer Gepard; das 
muss man betonen.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Panzer! Das ist der mit dem einen 
Rohr!)

Zu meinen Erfahrungen gehören die damals bereits 
spürbaren Schwierigkeiten der Soldaten vor Ort mit de-
fektem Gerät, das wochen- oder monatelang nicht repa-
riert werden konnte; dies aber etwa nicht deshalb, weil es 
an der Motivation der Truppe gefehlt hätte, sondern weil 
die Beschaffung der Ersatzteile extrem mangelhaft war. 
Was das mit der Motivation der Soldaten macht, sollte 
sich eigentlich jeder vorstellen können. Man fragte sich 
beispielsweise, ob denn der Politik die Verteidigung un-
seres Landes so wenig wert ist, dass diese offenkundigen 
Missstände nicht so schnell wie möglich abgestellt wer-
den. Meine Damen und Herren, das ist nun 25 Jahre her, 
und abgestellt wurde von diesen Missständen leider gar 
nichts.

(Beifall bei der AfD)

Es ist deshalb richtig, endlich die altbekannten Miss-
stände im Beschaffungswesen unserer Armee abzuschaf-
fen. Teile des vorliegenden Gesetzentwurfs halten auch 
wir als AfD für richtig. Aber an manchen Stellen sagen 
wir auch klar: So wird es leider wieder nicht funktionie-
ren. Im Kern plant die Ampel, nur einzelne gesetzliche 
Beschaffungsvorschriften zu korrigieren bzw. auszuset-
zen. Glaubt irgendjemand auf der Regierungsbank ernst-
haft, dass damit die Probleme dauerhaft gelöst werden? – 
Wohl kaum.

Bedenkt man die geplanten ökologischen und klima-
politischen Auflagen für Bundeswehrbeschaffungen, ist 
klar: Es kann in Zukunft sogar noch schlimmer kommen. 
Das wollen wir als AfD keinesfalls. Wir lassen uns nicht 
von Ideologie, sondern von Expertenrat und auch von 
gesundem Menschenverstand leiten.

(Beifall bei der AfD)

Wir lehnen eine Verschärfung von ökologischen und kli-
mapolitischen Auflagen für Bundeswehrbeschaffungen 
ab. Die Benachteiligung Deutschlands bei Kompensati-
onsverpflichtungen muss beendet und Beschaffungen im 
eigenen Land müssen priorisiert werden.

(Beifall bei der AfD)
Wir empfehlen dem Hohen Hause daher unseren eige-

nen Entschließungsantrag zur Annahme. In diesem sind 
einerseits die sinnvollen Elemente des Ampelentwurfs 
enthalten, andererseits wird aber auch die glasklare Stoß-
richtung deutlich, in Zukunft bei der Abwägung von 
Rechtsgütern die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr so-
wie das Leben und die Unversehrtheit unserer Soldaten 
vorbehaltlos an die erste Stelle zu setzen.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält für die FDP-Fraktion der Kollege 

Alexander Müller.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Alexander Müller (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Jahr 2022 wird in die Geschichte als das 
Jahr der Bundeswehr eingehen. Der Verteidigungshaus-
halt wird in diesem Jahr mit 50,4 Milliarden Euro eine 
Rekordhöhe haben; so viele Mittel gab es jahrzehntelang 
nicht mehr. Und on top kommt das Sondervermögen von 
100 Milliarden Euro, mit dem wir das Material und die 
Ausrüstung unserer Armee konsequent verbessern, alte 
Fahrzeuge, Schiffe und Flugzeuge ausmustern und neues 
Material beschaffen – alles auf dem neuesten Stand der 
Technik. Wir werden 2 Prozent unserer Wirtschaftskraft 
dauerhaft in Sicherheit und Verteidigung investieren; so 
wie die Regierung Merkel es 2014 unseren Partnern ver-
sprochen hatte, es in sieben Jahren aber nie geschafft hat, 
auch nur annähernd irgendwie an das Ziel heranzukom-
men. Die Ampel packt es jetzt an, und zwar richtig.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Geld alleine reicht aber nicht. Deswegen müssen wir 
auch an die Beschaffungsprozesse ran. Heute stimmen 
wir über das Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungs-
gesetz ab; ein langes Wort mit 43 Buchstaben, das sich 
wie Gummi zieht; so etwas gibt es auch nur in Deutsch-
land. Das Gesetz fügt sich in eine Serie von Maßnahmen 
ein, mit denen wir die Beschaffung systematisch be-
schleunigen.

Wir haben bereits die Unterschwellenvergabeverord-
nung verändert, sodass die Truppe vor Ort leichter und 
öfter selbst einkaufen kann. Damit entlasten wir die zen-
trale Beschaffungsbehörde in Koblenz. In mehreren 
Pilotverfahren testen wir neue und unbürokratische Be-
schaffungsprozesse, um zu prüfen, ob auf die bürokrati-
schen Vorschriften nicht verzichtet werden kann. Wir 
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testen auch erstmals funktionale Beschaffungen und ver-
suchen damit, den kleinen und mittleren Unternehmen 
und den Start-ups bessere Chancen zu geben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mit dem heute vorliegenden Gesetz legen wir den Fo-
kus bei der Beschaffung künftig auf die Marktverfügbar-
keit: Anstatt dem Wünsch-dir-was, mit dem wir bislang 
maßgeschneidertes Material aufwendig entwickelt und 
ewig getestet haben, was lange gedauert hat, liegt ab 
heute der Schwerpunkt wieder ganz klar darauf, immer 
erst zu schauen, ob es irgendwo fertige Produkte gibt, die 
den Bedarf und die Funktionalität weitestgehend ab-
decken können.

Außerdem verkürzen wir den Weg durch die Instanzen 
bei Klagen gegen Vergabeentscheidungen: Das Warten 
auf den Ausgang der vielen Gerichtsprozesse verzögert 
in inakzeptabler Weise eine Menge wichtiger Beschaf-
fungsvorhaben. Auch das grenzen wir heute stark ein. 
Weniger Klagen, kürzere Prozesse, das heißt eben auch: 
schnellere Beschaffung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

In der öffentlichen Anhörung am Montag haben die 
Sachverständigen deutlich gemacht, dass wir auf dem 
richtigen Weg sind. Wir haben auch neue Ideen bekom-
men, wie wir noch schneller beschaffen können, und wir 
werden diesen Weg konsequent fortsetzen.

Ich will noch kurz auf den Entschließungsantrag der 
Union eingehen. Wir haben alle hier gemeinsam im April 
beschlossen, dass wir die Ukraine verstärkt mit militäri-
scher Ausrüstung beliefern wollen, aber – Zitat – „ohne 
die Fähigkeiten Deutschlands zur Bündnisverteidigung 
zu gefährden“. Das ist die Bedingung. Ich bitte die Kol-
leginnen und Kollegen der Union, noch mal in unsere 
gemeinsamen Beschlüsse hineinzuschauen, und auch, 
sich bei den Fachleuten zu erkundigen, was es heißt, 
einfach 200 Fahrzeuge vom Typ Fuchs aus der Truppe 
herauszunehmen und wegzugeben.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Sa-
gen Sie das dem Kollegen Faber! Das kommt 
aus der FDP-Fraktion, der Vorschlag! – 
Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Das war 
die Forderung der FDP!)

Der Generalinspekteur hat sich hierzu eindeutig dahin 
gehend geäußert, dass wir dann unser Fähigkeitsprofil 
und unsere Bündnisverpflichtungen nicht mehr erfüllen 
können. Während die Fortschrittskoalition alle Anstren-
gungen unternimmt, um die Bundeswehr nach der Ära 
Merkel wieder voll funktionsfähig zu machen, will die 
Union uns hier mit einem Antrag aufmischen, der unsere 
Sicherheit wieder substanziell gefährden kann. Dieses 
durchsichtige Spiel werden wir nicht mitmachen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Friedrich Merz 
[CDU/CSU]: Wer ist denn „wir“?)

Mit der Zustimmung zu diesem Gesetz heute leisten 
wir auf jeden Fall gemeinsam einen wichtigen Beitrag 
dazu, dass aus den umfangreichen finanziellen Mitteln 
zur Ausstattung der Truppe der Bundeswehr auch High-
techgeräte zur Verfügung gestellt werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der Abgeordnete Ali Al-Dailami gibt seine Rede zu 

Protokoll.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP 
und der LINKEN)

Wir kommen zu Dr. Kristian Klinck für die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Kristian Klinck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Vor Kurzem habe ich mit einem Komman-
deur der Fallschirmjäger gesprochen. Er berichtete mir, 
dass sich seine Soldatinnen und Soldaten vor ihrem Aus-
landseinsatz für viel Geld privat Ausrüstung beschafft 
hatten. Einige Soldaten haben bis zu 1 000 Euro ausgege-
ben, weil der deutsche Staat die erforderliche Ausrüstung 
nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt hat. 
Meine Damen und Herren, das ist kein Zustand. Die 
Ampelkoalition wird das ändern.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Deutschland funk-
tioniert vieles gut, aber es gibt auch Probleme. An einigen 
Orten in meinem Wahlkreis stehen Mietshäuser, die in 
einem so schlechten Zustand sind, dass ich sie als „unbe-
wohnbar“ bezeichne. Die SPD bei uns in der Region setzt 
sich für die Sanierung dieser Häuser ein. Ich halte das für 
richtig.

Wir brauchen einen Staat, der hinschaut und handelt. 
Wir brauchen einen Staat, der handelt, wenn Teile der 
öffentlichen Infrastruktur in Deutschland verfallen, 
wenn beispielsweise Unterkünfte und Duschen in Kaser-
nen sanierungsbedürftig sind. Wir brauchen einen Staat, 
der handelt, wenn Kinder ohne Frühstück zur Schule 
kommen. Wir brauchen einen Staat, der handelt, wenn 
sich ein Fallschirmjägerzug für viele Tausend Euro privat 
Ausrüstung kauft, weil dringend notwendige Schutzklei-
dung fehlt. Die Beschaffungen bei der Bundeswehr müs-
sen beschleunigt werden. Der Bundestag schaut hin, der 
Bundestag handelt. Das zeigt das vorliegende Gesetz.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

1) Anlage 9

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                  5010 

Alexander Müller 



Meine Damen und Herren, es liegt ein Antrag aus der 
Opposition vor, der die Forderung enthält, Transportpan-
zer aus Bundeswehrbeständen abzugeben. Dazu zitiere 
ich mit Erlaubnis der Präsidentin den Generalinspekteur 
der Bundeswehr, General Eberhard Zorn. Er sagt:

Wir brauchen diese Fahrzeuge. Eine Möglichkeit 
zur Abgabe dieser Fahrzeuge beziehungsweise eines 
Teils davon sehe ich derzeit nicht.

Ich finde es besorgniserregend, dass die CDU/CSU- 
Fraktion sich über diesen Rat des Generalinspekteurs 
sehr leichtfertig hinwegsetzt. CDU und CSU sind offen-
bar bereit, um eines vermuteten Publikumseffekts willen 
den Rat des höchsten Soldaten in der Republik in den 
Wind zu schlagen. Liebe CDU, wer das tut, hat ein instru-
mentelles Verhältnis zur nationalen Sicherheit. Es wird 
offenbar: Für die CDU unter der Führung von Friedrich 
Merz ist die nationale Sicherheit gegenüber der Partei-
taktik nachrangig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das beinhaltet ja auch eine gewisse Ironie: Sie betrei-
ben 16 Jahre lang Misswirtschaft im Verteidigungsminis-
terium, fahren unsere Bestände herunter und stellen dann 
unerfüllbare Forderungen. Wie oft wollen Sie Deutsch-
land noch darauf aufmerksam machen, dass Sie die Bun-
deswehr materiell fast auf null heruntergefahren haben?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Friedrich Merz [CDU/CSU]: „Calm 
down“!)

Meine Damen und Herren, für die Ampelkoalition 
steht die Sicherheit im Mittelpunkt. Deswegen bringen 
wir das Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetz 
auf den Weg.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Zum Abschluss dieser Debatte erhält Dr. Reinhard 

Brandl das Wort für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Man kann auch zu Protokoll 
geben, Herr Kollege!)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man den ersten Absatz in dem Entwurf Ihres Ge-
setzes, das heute zur Abstimmung steht, liest, dann sieht 
man, dass Sie vollmundig von „Zeitenwende“ und von 
„fundamentalen Veränderungen“ für die „Sicherheits-
architektur“ in Europa sprechen. Wenn man aber weiter-
liest, dann kann man feststellen: Für die Beschaffung fällt 
die Zeitenwende aus.

(Widerspruch der Abg. Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Strukturell bleibt alles beim Alten. Sie ändern an ein 
paar Stellen richtig und gut das Vergaberecht, aber zur 
Sicherheit begrenzen Sie diese Veränderungen zeitlich, 
sodass spätestens 2026 alles beim Alten ist.

(Johannes Arlt [SPD]: Sie wollten 2024!)
Das ist keine Zeitenwende, wie wir sie uns vorstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Mein Damen und Herren, Frau Ministerin, die Be-

schaffungsorganisation der Bundeswehr ist bereits heute 
am Limit. Sie kippen jetzt oben noch mal 100 Milliarden 
Euro rein

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Mit Ihnen zusammen!)

und erwarten, dass die Mitarbeiter bei mehr Arbeit 
gleichzeitig schneller und besser arbeiten. Das wird nicht 
funktionieren; das ist naiv. Daran ändert auch Ihr Gesetz 
nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, das Vergaberecht 

ist doch nur ein Teil des Problems. Wir haben grund-
sätzliche Probleme bei der Beschaffungsorganisation: 
Das Amt ist zu groß, es ist zu breit aufgestellt, die Pro-
zesse sind zu komplex, es gibt zu viele Mitzeichner und 
zu wenig klare Verantwortlichkeiten.

(Johannes Arlt [SPD]: Wer hat das Amt denn 
so aufgestellt?)

– Herr Kollege Arlt, wir als Union hatten in den letzten 
beiden Legislaturperioden den festen Willen, genau das 
zu ändern. Wir haben verschiedene Anläufe gemacht, wir 
haben eine Taskforce aufgestellt.

(Johannes Arlt [SPD]: Na, super!)
Das ist an der SPD gescheitert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Johannes Arlt 
[SPD]: Was? Sie haben nur teure Berater ein-
gekauft!)

Die SPD hat letztes Jahr versprochen, sie werde den 
Status quo der Beschaffung nicht ändern; das können Sie 
nachlesen. Ihre Kollegen haben sich ja noch damit ge-
rühmt, dass sie alles das, was die Union vorhat, verhin-
dert haben. Jetzt haben wir den Salat, und Sie haben dafür 
die Verantwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Alles, was gut läuft, wart ihr, 
und alles Schlechte waren wir, oder was?)

Herr Kollege Faber, hören Sie mal auf, mit dem Handy 
zu spielen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Herr Kollege Faber, wir tun Ihnen einen Gefallen. Die 
Forderung nach 200 Schützenpanzern Fuchs kam von 
der FDP; es war ein Anliegen aus Ihrer Fraktion. Wir 
haben Ende April gemeinsam den Antrag gestellt, dass 
wir die Ukraine aus guten Gründen mit schweren Waffen 
unterstützen. Uns beiden ist doch peinlich, wie unsere 
Bundesregierung ständig neue Ausflüchte erfindet, wa-
rum sie genau diesen Antrag nicht umsetzen will.
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(Dr. Kristian Klinck [SPD]: So ein Unsinn!)
Es ist unser gemeinsames Interesse, hier Druck zu ma-
chen.

Deswegen bitte ich Sie: Denken Sie daran, was Sie 
gefordert haben und was Frau Strack-Zimmermann lau-
fend fordert. Stimmen Sie dem Antrag zu! Das wäre ehr-
lich und konsequent.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Da soll noch jemand sagen, um 23.34 Uhr wäre es bei 

uns im Deutschen Bundestag langweilig.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von den 

Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP ein-
gebrachten Gesetzentwurf zur Beschleunigung von Be-
schaffungsmaßnahmen für die Bundeswehr.

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt unter Buchstabe a 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/2644, 
den Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP auf Drucksache 20/2353 in der Aus-
schussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, FDP, CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist Die Linke. Wer enthält sich? – Die AfD. Der Gesetz-
entwurf ist damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das ist das gleiche Ergebnis wie vorher, also SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, FDP, CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? – Die Linke. Wer enthält sich? – Die AfD. Damit 
ist der Gesetzentwurf angenommen.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe b 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/2644, 
eine Entschließung anzunehmen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Linke und die 
AfD. Enthaltungen? – Keine. Die Beschlussempfehlung 
ist ebenfalls angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Entschlie-
ßungsanträge und beginnen mit den Abstimmungen, die 
wir mit Handzeichen durchführen.

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 20/2624. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Das sind die CDU/CSU und die AfD. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind Linke, SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP. Enthaltungen? – Keine. 
Der Entschließungsantrag ist abgelehnt.

Entschließungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 20/2625. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt 

dagegen? – Das sind alle anderen Fraktionen. Enthaltun-
gen? – Keine. Der Entschließungsantrag ist somit abge-
lehnt.

Schließlich kommen wir zu dem Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 20/2623. Die 
Fraktion der CDU/CSU hat namentliche Abstimmung 
verlangt, und diese Abstimmung erfolgt, wie immer, in 
der Westlobby. Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach 
Eröffnung der Abstimmung 20 Minuten Zeit. – Die 
Schriftführerinnen und Schriftführer sind an ihren Plät-
zen. Das ist wunderbar.

Ich eröffne die namentliche Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag. Die Urnen werden um 23.57 Uhr ge-
schlossen.1)

Ich rufe den Zusatzpunkt 21 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Bewegungsgipfel jetzt ausrichten – Deutsch-
land durch Sport gesünder machen

Drucksache 20/2560
Überweisungsvorschlag:  
Sportausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen. – Geht es ein bisschen leiser, solange Sie 
noch im Raum sind? Dann könnten wir zumindest ver-
hindern, dass die Sitzung noch später aufhört.

(Marianne Schieder [SPD]: Man kann auch zu 
Protokoll geben!)

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt Johannes 
Steiniger für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist gut, dass wir heute hier im Plenum das 
Thema „Sport und Bewegung“ diskutieren, weil die The-
men des Sports, ehrlich gesagt, in den letzten zweieinhalb 
Jahren der Pandemie hier im Hohen Hause viel zu kurz 
gekommen sind. Die Vereine haben in den letzten Jahren 
gelitten. Wir sehen weniger Mitglieder, wir sehen weni-
ger Ehrenamtliche, und wir haben geschlossene Sport-
plätze gesehen.

Wir als CDU/CSU haben in dieser Situation einen An-
trag in den Deutschen Bundestag eingebracht, in dem wir 
fordern, dass die Bundesregierung einen Bewegungsgip-
fel einrichtet. Wir haben das vor vielen Wochen auch 
schon im Ausschuss gefordert. Man sieht, meine sehr 
geehrten Damen und Herren: Opposition wirkt! Die Mi-
nisterin hat jetzt in vorauseilendem Gehorsam zu diesem 
Bewegungsgipfel eingeladen; und das ist gut so. Da kann 
man sagen: Wir haben an dieser Stelle gewirkt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Marianne Schieder [SPD])

1) Ergebnis Seite 5020 D
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Das Ganze ist auch notwendig, weil sich die bestehen-
den Probleme, die ich gerade genannt habe, noch einmal 
verschärft haben – Thema „Bewegungsmangel, gesund-
heitliche Probleme“.

(Marianne Schieder [SPD]: Mangelnder 
Schlaf!)

Bei einem Drittel der Kinder und Jugendlichen hat sich 
die Fitness in den letzten zwei Jahren verschlechtert. Wir 
haben steigende Zahlen bei Fällen von Adipositas und 
größere Krankheitsbilder.

Besonders gefährlich und erschütternd sind die Zahlen, 
wenn man sich die Schwimmfähigkeit von Kindern an-
schaut: Im Jahr 2017 hatten 60 Prozent der 10- bis 
14-Jährigen keine gute Schwimmfähigkeit, und das ist 
in den letzten zwei Jahren natürlich auch noch mal 
schlechter geworden. Wir als CDU/CSU wollen das nicht 
hinnehmen, und deswegen haben wir hier heute diesen 
Antrag eingebracht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir sehen jetzt: Es gibt wieder mehr Zulauf. Deutsch-
land bewegt sich seit dem Frühjahr wieder mehr. Aber es 
gibt auch Probleme. Wir sehen, dass weniger Ehrenamt-
liche in den Vereinen sind, weniger Trainer; der Platzwart 
fehlt ebenso wie der Schiedsrichter. Viele haben eben 
gemerkt: Es geht im Zweifel auch ohne das Ehrenamt.

Nach der Pandemie müssen wir schauen, dass wir die-
jenigen, die die Vereine auch ausmachen, in die Vereine 
zurückbringen, weil wir es ansonsten nicht schaffen, dass 
diese Menschen wieder mit dabei sind. Das wäre für die 
Vereine, die wirklich eine tolle Leistung anbieten, exis-
tenzbedrohend.

Deswegen sagen wir ganz klar, auch wenn wir jetzt 
sehen, dass die Coronazahlen wieder steigen: Es darf im 
Herbst auf keinen Fall wieder Schließungen von Sport-
stätten geben. Dafür setzen wir uns hier ein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben jetzt hier als Ampel – erster Punkt – ein 
sogenanntes „Neustart“-Programm ins Werk gesetzt, da-
mit aber, ehrlich gesagt, keine ausreichenden Antworten 
auf die Herausforderungen gegeben. Sie setzen allein auf 
das Thema „Fortbildung und Ausbildung“, aber das wird 
nicht ausreichen. Wir sehen, dass sich bestimmte Lebens-
modelle verändert haben, dass ehrenamtliche Übungslei-
ter, die früher vier, fünf, sechs Mal in der Woche auf dem 
Sportplatz waren, jetzt sagen: Das tue ich mir vielleicht 
doch nicht mehr an. – Deswegen brauchen wir hier kreati-
vere Ansätze. Wir fordern Sie als Bundesregierung auf, 
entsprechende Projekte ins Werk zu setzen, weil es allein 
mit Aus- und Fortbildung nicht gelingen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der zweite Punkt ist: Das Programm ist nicht ausrei-
chend finanziert: 25 Millionen Euro, 5 Millionen Euro 
davon allein als Werbemaßnahme. Wenn man sich mal 
anschaut, was wirklich an die Vereine geht, dann sieht 
man: Es sind 16 Millionen Euro. Wenn man das auf die 
24 Millionen Mitglieder in den Sportvereinen umrechnet, 

dann stellt man fest, dass es lediglich 67 Cent pro Mit-
glied sind. Das ist aus unserer Sicht bei Weitem zu wenig, 
und hier müssen Sie nachbessern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der dritte Punkt – auch daran sieht man, dass Sie das 
Ganze mit heißer Nadel gestrickt haben –: Sie haben in 
Ihrem Programm viele Adressaten aufgelistet. Aber Sie 
haben eine ganz, ganz wichtige Gruppe vergessen; das ist 
die Gruppe der Menschen mit Behinderung. Sie kommt 
bei Ihnen überhaupt nicht vor.

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Ja!)

Wir haben vom Präsidenten des Deutschen Behinderten-
sportverbands gehört, dass es insbesondere diese Gruppe 
ist, die jetzt Unterstützung braucht.

55 Prozent der Menschen mit Behinderung machen 
derzeit keinen Sport. Wir haben große Probleme mit der 
Barrierefreiheit von Sportanlagen. Deswegen sage ich 
Ihnen: Schnelligkeit vor Gründlichkeit? So geht es 
nicht. – Deshalb ist es gut, dass insbesondere wir in 
unserem Antrag dieses Thema besonders betonen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein weiterer Punkt, der mir wichtig ist: Am Schluss 
geht es hier um Breitensport, aber für den Breitensport, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, sind in Deutsch-
land die Länder und die Kommunen zuständig. Von daher 
ist es gut, dass jetzt der Bund hier vorangeht, aber wir 
müssen schon auch fordern, dass die Bundesländer und 
die Kommunen jetzt eigene Programme ins Werk setzen, 
um hier noch etwas obendrauf zu setzen.

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass die 
internationale Lage – Energiekrise, Inflation –, die die 
Debatten hier natürlich heute bestimmt hat, auch vor 
den Vereinen nicht haltmachen wird. Wir sehen, dass 
die Kosten für die Sportvereine massiv steigen: Die Halle 
und das Schwimmbecken müssen geheizt werden, die 
Flutlichtanlage braucht Strom. Da werden die Kosten 
jetzt steigen.

Gleichzeitig hat ein Verein nicht, wie ein Unterneh-
men, einfach die Möglichkeit, den Umsatz und die Ein-
nahmen zu erhöhen, und es gibt die ganz große Gefahr, 
dass es zu Mitgliedsbeitragserhöhungen kommen wird. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das dürfen wir 
nicht zulassen, weil das nämlich wieder die Schwächsten 
in unserer Gesellschaft treffen würde. Kinder und Ju-
gendliche sowie insbesondere diejenigen, die vielleicht 
den Euro zweimal umdrehen müssen, würden hier Scha-
den nehmen. Deswegen fordern wir die Bundesländer 
auf: Entwickeln Sie hier eigene Programme, um diese 
Probleme abzufedern!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist ein sehr gutes Zeichen, dass wir hier im Deut-
schen Bundestag auch mal über Sportpolitik diskutieren. 
Es ist die CDU/CSU, die diesen Antrag eingebracht und 
für diese Gelegenheit gesorgt hat.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank allen Ehrenamtli-
chen in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herzlichen Dank. – Zunächst einmal, liebe Kollegin-

nen und Kollegen, möchte ich Sie noch einmal bitten, 
ganz stark in sich zu gehen, ob wir diese Nacht nicht 
etwas verlängern könnten

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Also, 
Die Linke ist da vorbildlich!)

dadurch, dass vielleicht doch einige ihre Rede noch zu 
Protokoll geben. Also, bitte noch einmal schauen!

Dr. Herbert Wollmann von der SPD-Fraktion gibt seine 
Rede zu Protokoll.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Fritz 
Güntzler [CDU/CSU]: Die SPD spricht gar 
nicht! – Marianne Schieder [SPD]: Mangeln-
der Schlaf ist auch ein Gesundheitsproblem!)

Vor mir steht schon Tina Winklmann von Bündnis 90/ 
Die Grünen; sie bekommt jetzt das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Bettina Hagedorn [SPD])

Tina Winklmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete, Bürgerinnen und Bürger, Sportbegeisterte! Als Al-
lererstes: „Fortbildung und Ausbildung“ bedeutet immer 
Zukunft, und zwar in allen Gesellschaftsbereichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Es freut mich, dass die Union in Bewegung kommt und 
sich so sehr über den anstehenden Bewegungsgipfel 
freut. Ihre Freude drückt sie heute dadurch aus, dass sie 
diesen Antrag stellt, mit dem sie der Ampelkoalition, der 
Zukunftskoalition, auch noch zu später Stunde ein Lob 
ausspricht. Danke schön!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Sie 
haben bei uns abgeschrieben! Das ist gut!)

Ich habe nachgezählt: 20 Einzelforderungen sollen vor, 
bei und nach dem Bewegungsgipfel umgesetzt werden. 
Ihr Antrag liest sich, als hätten Sie aufgrund der verpass-
ten Gelegenheiten in den letzten 16 Jahren, als Sie den 
Sportminister gestellt haben, ein schlechtes Gewissen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Johannes 
Steiniger [CDU/CSU]: Ach ja, 16 Jahre! – 
Stephan Mayer [Altötting] [CDU/CSU]: Wir 
haben den Haushalt verdoppelt in der letzten 
Legislaturperiode!)

Jetzt passiert endlich was. Nicht ein Ruck, sondern 
eine stetige Bewegung soll durch diesen Gipfel ausgelöst 
werden. Damit es eine echte Wirkung gibt, wird der Be-
wegungsgipfel ressortübergreifend organisiert; denn wir 
wollen alle ansprechen und alle mitnehmen.

Um noch einmal auf Ihre Punkte zurückzukommen: 
Defizite bei Schwimmbädern, Sportstätten, Konzepte 
für Menschen mit Handicap, eine Studie zu Defiziten 
im Vereins- und Schulsport usw.: Das alles sind wichtige 
und relevante Themen, die leider liegen geblieben sind – 
so, wie alte Turnhallen einen leichten Muff haben, wenn 
man sich lange nicht um sie gekümmert hat. Die Men-
schen in diesem Land wollen diesen Muff nicht mehr, sie 
wollen Veränderung und die Möglichkeit, sich zu bewe-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir gehen hier Hand in Hand mit den Bürgerinnen und 
Bürgern. In Ihrem Antrag finden wir „Erarbeitung von 
Lösungsansätzen“ und „alle öffentlichen Stellen auf allen 
staatlichen Ebenen“ einbinden. Liebe Union, so wird es 
nichts; das klingt ein bisschen nach „Hätte, hätte, Fahr-
radkette“. Machen, tun und umsetzen, nicht lange arbei-
ten oder ewig diskutieren!

Die Pandemie hat wahnsinnig viel kaputt gemacht. Im 
Nachwuchsbereich werden ein Mangel an Trainerinnen 
und Trainern und ein Mitgliederrückgang der Vereine 
beklagt. Und: Ja, die Gesundheit der Menschen leidet.

Das Programm „ReStart – Sport bewegt Deutschland“ 
war der Aufschlag, auch für den Breitensport. Die Ampel 
denkt den Breitensport nicht nur mit, wir binden ihn ein; 
denn ohne Breite keine Spitze.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Auch die Länder sind gefordert. Sport- und Schwimm-
unterricht sind wichtig für die Entwicklung unserer Kin-
der. Deshalb gehen wir das gemeinsam mit den Sport-
ministerinnen und Sportministern der Länder an.

Aber was ich Ihrem Antrag auch entnehmen kann, ist 
Klischeedenken. Sie werfen den Konsum von Medien 
und Bewegungsmangel in einen Topf, rühren um, und 
es kommt die Stubenhockerin oder der Stubenhocker he-
raus. Wenn junge Menschen „Stranger Things“ gucken 
oder „Fortnite“ spielen, ist das kein Automatismus für 
weniger Bewegung. Sie bewegen sich draußen, treffen 
sich zum Sport mit Freunden auf dem Bolzplatz oder 
im Fitnessstudio, und das kurbeln wir weiter an. Hier 
arbeiten wir wirklich an sehr guten Konzepten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir haben auch nicht im Fernsehsessel gehockt und 
gewartet, bis die „Lindenstraße“ kam, und sind auch nicht 
am Sonntag den ganzen Tag im Bett geblieben, bis der 
„Tatort“ lief. Also: Nicht in Klischees denken, sondern 
ran die Realität!

Liebe Unionsfraktion, Ihr Antrag ist ein buntes Pot-
pourri aus Forderungen, aber ohne Relevanz; denn die 
Ministerin hat den Bewegungsgipfel, wie Sie selbst ge-
sagt haben, angekündigt, weil die Gespräche hier schon 
sehr intensiv laufen – und das eben ressortübergreifend. 
Sie wissen, dass der Gipfel kommt, und er ist Chefinnen-
sache.1) Anlage 11
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(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Also, sorgen Sie sich nicht! Wir gehen den Sanierungs-
stau bei den Schwimmbädern an, kümmern uns um die 
Gleichstellung, um die Inklusion und bringen gemeinsam 
viele Akteurinnen und Akteure im Land buchstäblich 
wieder in Bewegung. Sie sind eingeladen, mitzumachen; 
dafür brauchen wir aber nicht diesen Antrag.

Vielen lieben Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Marianne Schieder [SPD]: Da kommt 
Schwung in die Bude! – Stephan Mayer [Alt-
ötting] [CDU/CSU]: Sie lassen Menschen mit 
Behinderungen außen vor!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes folgt Jörn König für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jörn König (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen! 

Und vor allem: Liebe Sportler!
(Marianne Schieder [SPD]: Und Sportlerin-

nen!)
Die Union will Deutschland durch Sport gesünder ma-
chen; jedenfalls schreibt sie das im Titel ihres Antrags. 
Wie? Es soll ein sogenannter Bewegungsgipfel stattfin-
den.

Das ist übrigens dieselbe Union, die im Jahr 2020 und 
im Jahr 2021 ohne jede Datengrundlage Grundrechte ein-
geschränkt hat.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)
Sie haben damit auch das Sporttreiben massiv verhindert.

Der „Frankfurter Rundschau“ zufolge hat der Corona-
expertenrat festgestellt: „Eine Ermächtigung des Gesund-
heitsministeriums, um von anderen Gesetzen abzuwei-
chen, ist verfassungswidrig“. – Wir als AfD-Fraktion 
behalten uns den Rechtsweg vor. Und es wäre nicht das 
erste Mal, dass die Regierung Merkel – das ist gerichts-
fest – verfassungswidrig gehandelt hat. Alle, die an der 
epidemischen Notlage beteiligt waren, müssten vors Ge-
richt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Schlimmer noch: Die unionsgeführte Regierung hat 

unter dem Hashtag #besonderehelden in den sozialen 
Medien mit Videos die Faulheit und das Dickwerden 
propagiert. „Wir schimmelten zu Hause rum“, erklärt 
die fiktive Luise Lehmann, es wurde auf dem Bett herum-
gelümmelt, und man aß schön fett frittierte Hähnchen.

(Marianne Schieder [SPD]: Ach Gott, ach 
Gott!)

Heute beklagen Sie voller Heuchelei in Ihrem Antrag, 
dass 16 Prozent der Kinder dicker geworden seien und 
sich die Fitness um ein Drittel verschlechtert habe. Sie 
und die SPD haben doch selbst Schuld.

Das ist übrigens ein typisches Muster sozialistischer 
Politik:

(Lachen des Abg. Stephan Mayer [Altötting] 
[CDU/CSU])

Erst wird ein Problem geschaffen, und dann wird es mit 
viel Pomp und Halleluja wieder bekämpft. Das ist so 
scheinheilig wie Wohnen in Wandlitz.

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist das typi-
sche Muster einer unsinnigen Rede!)

Sie hätten es besser wissen müssen. Die Überlebens-
rate bei Covid lag und liegt bei über 99,7 Prozent. Eine 
epidemische Notlage lag also zu keinem Zeitpunkt vor.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Erhard 
Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Drei 
Minuten Lebenszeit für so wenig Inhalt; das 
ist furchtbar!)

Der DOSB und die AfD haben frühzeitig gesagt: 
„Sport ist Teil der Lösung und nicht das Problem“. Im 
März 2021 habe ich persönlich hier im Plenum Sport zur 
Covid-Prävention vorgeschlagen. Der Dank dafür: Im 
freiesten Deutschland, das wir je hatten, wurde der You-
tube-Kanal der AfD- Bundestagsfraktion gesperrt. Man 
muss sich das einfach mal vorstellen: Inzwischen werden 
in Deutschland Bundestagsreden einfach wegzensiert!

(Zuruf von der SPD: Oh!)

Wie Sportpolitik richtig geht, können Sie bei der Al-
ternative für Deutschland lernen. Allein in dieser Wahl-
periode, die noch nicht mal ein Jahr alt ist, haben wir 
insgesamt 13 Anträge zum Sport eingebracht. Schreiben 
Sie einfach bei uns ab; da können Sie noch was lernen.

(Beifall bei der AfD)

Wir von der Alternative für Deutschland werden auch in 
Zukunft für den Sport genau so weitermachen.

Dem Antrag werden wir trotzdem zustimmen.

(Lachen der Abg. Johannes Steiniger [CDU/ 
CSU] und Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Sport frei! Und vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Meine Herren!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner in dieser Debatte ist Dr. André Hahn 

für Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. André Hahn (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin 

der Union für diesen Antrag und die heutige, wenn auch 
zeitlich sehr späte, Debatte durchaus dankbar.

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Gerne!)

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   5015 

Tina Winklmann 



Die von Ihnen vorgelegte Situationsbeschreibung und 
auch die vorgeschlagenen neun Maßnahmen, Ihre Forde-
rungen an die Bundesregierung sind ein ehrliches Resü-
mee der Versäumnisse der Regierung Merkel in den letz-
ten 16 Jahren.

(Beifall bei der LINKEN – Lachen des Abg. 
Artur Auernhammer [CDU/CSU])

Schließlich hat die Union das für den Sport zuständige 
Innenministerium in diesen Jahren immer geführt.

Unstrittig ist, dass die Coronapandemie und die teils 
falschen Entscheidungen von Bund und Ländern den 
Schul-, Gesundheits- und Breitensport massiv ein-
geschränkt, die gesundheitlichen Schäden durch Bewe-
gungsmangel und fehlende Sportangebote noch deutlich 
verschärft und zu diesen Problemen geführt haben, über 
die wir jetzt reden.

Seit vielen Jahren fordert Die Linke, dass der Sport, der 
Teil der Daseinsvorsorge ist, als Staatsziel ins Grund-
gesetz aufgenommen wird und der Bund gemeinsam 
mit Ländern und Kommunen für eine gute und auch 
barrierefreie Infrastruktur bei Sportstätten und 
Schwimmbädern sorgt.

(Beifall bei der LINKEN – Fritz Güntzler 
[CDU/CSU]: Wie in Thüringen!)

Der Sport in Deutschland braucht bei der Bundesre-
gierung endlich eine verlässliche Eingangstür, einen 
ressortübergreifenden Ansprechpartner, sei es ein eigen-
ständiger Sportminister oder eine Staatssekretärin im 
Kanzleramt. Das Innenministerium scheint mir nach 
allen bisherigen Erfahrungen dafür nicht geeignet.

Unzureichend sind auch das bisher gezeigte Engage-
ment anderer Bundesministerien beim Thema „Sport und 
Bewegung“ sowie die Koordinierung der Sportpolitik des 
Bundes durch das Innenministerium. Das wurde auch in 
den Beratungen zum Haushalt 2022 deutlich. Was hier 
vom Gesundheitsministerium, vom Familienministerium 
oder vom Bildungsministerium angeboten wurde, war 
einfach unterirdisch.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie können es gerne nachlesen: Bereits im November 
2020 hatte ich Bundeskanzlerin Merkel aufgefordert, mit 
Blick auf die Coronapandemie zu einem Sportgipfel ins 
Kanzleramt einzuladen, statt sich zum x-ten Mal mit der 
Autolobby zu treffen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Redezeit!)

Ich bin froh, dass die Ampelregierung nun endlich zu 
einem sogenannten Bewegungsgipfel einladen will.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich hoffe, dass das mehr als ein Fototermin ohne ver-
bindliche Festlegungen wird; denn die brauchen wir im 
Interesse des Sports.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Philipp Hartewig gibt seine Rede zu Protokoll.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Somit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/2560 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ist ein Mitglied im Hause anwesend, das seine Stimme 
bei der namentlichen Abstimmung noch nicht abgegeben 
hat? – Das sehe ich nicht. Dann schließe ich die nament-
liche Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen.2)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 auf:

– Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Einführung virtueller Haupt-
versammlungen von Aktiengesellschaften 
und Änderung weiterer Vorschriften

Drucksache 20/1738

–  Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Einführung virtueller 
Hauptversammlungen von Aktiengesell-
schaften und Änderung weiterer Vor-
schriften

Drucksache 20/2246

Beschlussempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuss)

Drucksache 20/2653
Es liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD vor.
Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 

beschlossen.
Ich eröffne die Aussprache, und das Wort erhält 

Dr. Thorsten Lieb für die FDP.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Nach einer Studie des Deutschen Aktien-
instituts waren 2021 12,1 Millionen Menschen über Ein-
zelaktien, Fondsanteile und ETFs Aktionärinnen/Aktio-
näre. Das ist der dritthöchste Wert in der Geschichte 
Deutschlands und damit ein wesentlicher Teil von Ver-
mögensbildung und damit auch Altersvorsorge in 
Deutschland.

1) Anlage 11
2) Ergebnis Seite 5020 D
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Es existieren derzeit über 7 000 Aktiengesellschaften 
in Deutschland; 552 sind tagesaktuell an der Frankfurter 
Wertpapierbörse in den verschiedenen Segmenten gelis-
tet. Warum sage ich das?

Das zeigt deutlich, welch hohe praktische Relevanz 
das Vorhaben hat, das wir gerade beraten. Ich betone 
bewusst: Es geht um die dauerhafte Einführung virtueller 
Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften. Beson-
ders betont sei dabei die Rolle der Eigentümerinnen und 
Eigentümer.

Mit diesem Gesetzentwurf wird ein wichtiges Vor-
haben der Koalition zur dauerhaften Ermöglichung vir-
tueller Hauptversammlungen unter uneingeschränkter 
Wahrung der Aktionärsrechte zeitnah umgesetzt – frist-
gemäß, damit es am 1. September 2022 in Kraft treten 
kann.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Damit setzen wir einen zentralen Baustein aus dem Vor-
habenkatalog der Koalition zur umfassenden Digitalisie-
rung und Modernisierung des Gesellschaftsrechts um.

Ich nutze die Gelegenheit gerne, den Berichterstat-
terkollegen Esra Limbacher und Till Steffen für die 
konstruktive Zusammenarbeit bei diesem wichtigen Vor-
haben mit dem gemeinsamen festen Ziel, eine praxistaug-
liche, rechtssichere und ausgewogene Regelung zu schaf-
fen, ganz herzlich zu danken. Wenn ich die heutige 
Presseberichterstattung dazu lese, dann glaube ich, das 
ist uns ganz gut gelungen. Dafür herzlichen Dank den 
Kollegen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was ist der Kern des Paketes?
Erstens. Virtuelle Hauptversammlungen sind auf 

Dauer und ohne Beschränkung der Inhalte möglich.
Zweitens. Alle Rechte – das Stellungnahme-, Aus-

kunfts-, Rede- und Antragsrecht – werden digital aus-
geübt.

Drittens. Die eingegangenen Stellungnahmen werden 
vor der Versammlung veröffentlicht.

Viertens. Wir stärken die Versammlungsleitung und 
machen Versammlungen damit digitaler, flexibler und 
rechtssicherer.

Fünftens. Fragen werden vor der Versammlung ein-
gereicht und schriftlich beantwortet. Nachfragen dazu 
und neue Fragen werden selbstverständlich zugelassen; 
das war bis jetzt nicht möglich. Angemessene Beschrän-
kungen des Umfangs sind möglich. Damit ergibt sich ein 
klar strukturierter Prozess, der zusammen mit der Vor-
abveröffentlichung von Antworten und des Vorstands-
berichts zu mehr Informationstransparenz, besseren Ant-
worten und mehr Rechtssicherheit beiträgt. Das ist ein 
gutes Zeichen, ein gutes Signal für die Aktiengesellschaf-
ten in diesem Land.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Niklas Wagener 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sechstens. Zusätzlich zu virtuellen Hauptversammlun-
gen von Aktiengesellschaften schaffen wir für Genossen-
schaften die Möglichkeit zur Durchführung virtueller Ge-
neralversammlungen – ein wichtiges Signal bei einem 
wichtigen Punkt aus der Praxis, den wir hiermit umset-
zen.

Dabei bleibt es aber nicht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Die Koalition wird an der weiteren Modernisie-
rung des Gesellschaftsrechts und an einer Verbesserung 
der Aktienkultur in Deutschland arbeiten. Die im Koali-
tionsvertrag vereinbarte Aktienrente wird noch in diesem 
Jahr kommen – ein erster und hoffentlich nicht letzter 
Schritt zur dringend notwendigen Stärkung der Kapital-
deckung in der Altersvorsorge.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ganz 
bestimmt nicht! So ein Unsinn!)

Das Bundesfinanzministerium hat gemeinsam mit dem 
BMJ bereits Eckpunkte für ein Zukunftsfinanzierungs-
gesetz vorgelegt. Damit stärken wir die Attraktivität 
von Aktien und börsennotierten Wertpapieren bei der 
Kapitalanlage. Auch Aktien sollen zukünftig als digitale 
Wertpapiere emittiert werden können.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Abschließend ist mir eines wichtig: Das Beschluss-

mängelrecht des deutschen Aktienrechts ist seit Langem 
Gegenstand der rechtspolitischen Diskussion. Der Re-
formbedarf ist evident. Wir machen uns daher als Koali-
tion endlich auf den Weg. Es wird höchste Zeit, den 
Reformbedarf im Beschlussmängelrecht grundsätzlich 
anzugehen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Mit dem hier vorliegenden Gesetzentwurf gehen wir 
einen ersten und wichtigen Schritt hin zur umfassenden 
Modernisierung und Digitalisierung des Gesellschafts-
rechts. Daher werben wir für breite Zustimmung in die-
sem Haus.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU und des Abg. 
Robin Wagener [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist 0.02 Uhr und 

damit der 8. Juli.
(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Guten Mor-

gen!)
Ich darf ganz herzlich Catarina dos Santos Firnhaber zu 
ihrem Geburtstag heute gratulieren.

(Beifall)
Ich wünsche Ihnen mit den Kolleginnen und Kollegen 
alles Gute, Gesundheit und noch viele fröhliche Stunden – 
hoffentlich nicht immer zu so später Stunde – hier in 
diesem Hause!

(Zuruf des Abg. Hubert Hüppe [CDU/CSU] – 
Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir fahren fort in der Debatte. Das Wort erhält Stephan 
Mayer für die CDU/CSU-Fraktion.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! – Ich darf mich natürlich den lieben Geburtstags-
glückwünschen anschließen. – Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Der Gesetzentwurf zur Einführung 
virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaf-
ten erfährt unsere Zustimmung. Er ist aus unserer Sicht 
ein gut austarierter Kompromiss zwischen den Interessen 
und Anliegen der Kapitalgesellschaften, der Aktien-
gesellschaften auf der einen Seite und den berechtigten 
Anliegen und Forderungen der Eigentümer der Aktien-
gesellschaften, sprich: der Aktionäre, auf der anderen 
Seite.

Ich möchte nicht versäumen, darauf hinzuweisen, dass 
dieser Gesetzentwurf nicht aus dem luftleeren Raum 
kommt, sondern seine Ursprünge in der letzten Legisla-
turperiode hat. Es waren vor allem die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion und unser vormaliger Kollege Professor 
Hirte, die sich nachdrücklich für die Einführung von vir-
tuellen Hauptversammlungen eingesetzt haben.

(Zuruf des Abg. Dr. André Hahn [DIE 
LINKE])

Deswegen stehen wir nachdrücklich hinter diesem Ent-
wurf.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, der 
Entwurf wurde im Laufe der Zeit noch etwas verändert, 
vom Referentenentwurf zu dem jetzt vorliegenden Ge-
setzentwurf. Ich glaube, dass der jetzige Entwurf deshalb 
am besten gelungen ist, weil auf der einen Seite in größt-
möglicher Weise den berechtigten Anliegen der Aktio-
näre – was das Einreichen von Anträgen belangt, was 
die Ausübung des Rede- und Auskunftsrechts anbelangt – 
Rechnung getragen wird, auf der anderen Seite aber na-
türlich auch die berechtigten Anliegen der Aktiengesell-
schaften im Blick behalten werden. Virtuelle Hauptver-
sammlungen, die sich ja in der Coronapandemie durchaus 
bewährt haben, müssen so durchgeführt werden, dass sie 
praktikabel sind, dass die missbräuchliche Inanspruch-
nahme des Rede- und Antragsrechts ausgeschlossen wer-
den kann, beispielsweise in der Form, dass das Rederecht 
beschränkt wird, dass die Redeliste geschlossen werden 
kann, dass nur die Personen sich zu Wort melden dürfen, 
die auch in der Lage sind, per Video zugeschaltet zu 
werden, weil es nicht ausreicht, nur per Mausklick eine 
Frage zu stellen. Vor diesem Hintergrund sind wir als 
CDU/CSU-Fraktion durchaus geneigt, dem Gesetzent-
wurf zuzustimmen.

Ich finde es, meine lieben Koalitionäre, ehrlich gesagt, 
etwas schade, dass Sie zwar einen Punkt unseres Ände-
rungsantrags aufgegriffen haben, nämlich dass diese 
rechtliche Möglichkeit, die Aktiengesellschaften haben, 
auf Genossenschaften ausgeweitet wird. Leider haben Sie 
sich nicht durchringen können, den zweiten Aspekt un-
seres Änderungsantrags aufzunehmen: diese rechtliche 
Möglichkeit auch Vereinen zu eröffnen. Ich glaube, was 
für Aktiengesellschaften und für Genossenschaften recht 
ist, das kann für Vereine nur billig sein. Deswegen: Es 
gibt durchaus auch Defizite in Ihrem Entwurf.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was ich auch noch betonen möchte – das war vor allem 
auch ein Anliegen der Kollegin dos Santos –, ist, dass der 
Aspekt der IT-Sicherheit auch Berücksichtigung finden 
muss. Wir haben in der Coronapandemie die Erfahrung 
gemacht, dass bei der Durchführung von virtuellen 
Hauptversammlungen durchaus Probleme entstehen, 
was die IT-Sicherheit anbelangt. Unser Änderungsantrag 
sieht vor, dass der jeweilige Stand der Technik, auch was 
IT-Sicherheit anbelangt, zu berücksichtigen ist. Dass dies 
keine Zustimmung Ihrerseits gefunden hat, bedauere ich 
wirklich ausdrücklich.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich 
bin der festen Überzeugung: Wir schaffen mit diesem 
Gesetz kein totes Recht – mit „totem Recht“ meine ich, 
dass davon in der Praxis kein Gebrauch gemacht wird –  –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege; Sie 

haben weit überzogen.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
– sondern wir schaffen wirklich eine gute und durchaus 

praktikable Möglichkeit für Aktiengesellschaften, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

(Leni Breymaier [SPD]: Mein Gott noch mal!)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
– in Zukunft alternativ zur Präsenzhauptversammlung 

eine virtuelle Hauptversammlung durchzuführen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Letzter erhält das Wort: Fabian Jacobi für die AfD- 

Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Fabian Jacobi (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Man 

kann das große Wort von der Aktionärsdemokratie, 
wenn man möchte, von einer eher technokratischen 
Warte aus als gesellschaftsrechtliche Lyrik abtun. Ganz 
verkehrt ist es aber nicht, sich vor Augen zu halten, dass 
man die kollektive Willensbildung der Unternehmens-
eigentümer durchaus durch dieselbe Brille betrachten 
kann und auch sollte wie analoge demokratische Vorgän-
ge, etwa in einem Kommunalparlament.

(Marianne Schieder [SPD]: Große Philosophie 
in der Nacht ist das! Keiner braucht das!)
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Und da macht es einen qualitativen Unterschied, ob diese 
gemeinschaftliche Willensbildung, sei es in einem Stadt-
rat oder bei der Aktiengesellschaft in der Hauptversamm-
lung der Aktionäre, in gemeinsamer Präsenz stattfindet, 
mit der Möglichkeit zu unmittelbarer Interaktion zwi-
schen den Anwesenden,

(Zuruf des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

oder ob isolierte Monaden, vor Bildschirmen sitzend, 
elektronisch miteinander kommunizieren.

Nun hat alles seine Vor- und Nachteile, und dem Ver-
lust an Unmittelbarkeit und Spontaneität mag man ein 
Mehr an Planbarkeit und Effektivität bei rein elektro-
nischen Abläufen gegenüberstellen. Das ist ein Stück 
weit situationsabhängig, ein Stück weit auch Ge-
schmackssache. Deshalb ist es durchaus vertretbar, die 
Möglichkeit zu einer virtuellen Hauptversammlung zu 
eröffnen im Sinne einer Wahlfreiheit.

Der vorliegende Gesetzentwurf lässt allerdings in min-
destens zwei Punkten zu wünschen übrig. Zum einen 
sollte auch dann, wenn durch Mehrheitsentscheidung 
der Weg zu einer rein virtuellen Hauptversammlung ge-
gangen wird, einer qualifizierten Minderheit der Aktio-
näre die Möglichkeit eingeräumt werden, jedenfalls bei 
bestimmten besonders sensiblen oder gewichtigen Ge-
genständen die Durchführung der Versammlung in Prä-
senz zu verlangen. Diesem Vorschlag wollten Sie nicht 
nähertreten; ganz im Gegenteil haben Sie im Ausschuss 
sogar noch die ursprünglich vorgesehene Möglichkeit 
gestrichen, bestimmte Verhandlungsgegenstände von 
der virtuellen Hauptversammlung auszunehmen.

Und zum anderen ist es problematisch, wenn Sie bei 
rein virtuellen Hauptversammlungen per Gesetz die An-
fechtung von Beschlüssen ausschließen, die deshalb 
mangelhaft sind, weil Aktionäre ihr Stimmrecht aufgrund 
einer unverschuldeten technischen Störung nicht ausüben 
konnten. Das bedeutet: Wenn ein kritischer, folgenreicher 
Beschluss für die Zukunft der Gesellschaft ansteht und 
just in diesem Moment beispielsweise eine große Zahl 
von Gesellschaftern etwa durch einen Stromausfall vom 
Internet abgeschnitten wird – dank Ihrer katastrophalen 
Energiepolitik ja eine ständig wahrscheinlicher werdende 
Möglichkeit –, dann soll der Beschluss dennoch gültig 
und unanfechtbar sein, selbst dann, wenn sogar fast alle 
Gesellschafter nicht abstimmen konnten und der Be-
schluss nur von einer ganz geringen Zahl von Aktionären 
gefasst wurde. Das kann so nicht richtig sein, und es 
wurde auch in der Wissenschaft bereits kritisiert, als Sie 
eine solche Regelung mit den Covid-Sondergesetzen zu-
erst eingeführt haben. Diesen verfehlten Ansatz jetzt 
durch die Änderung des Aktiengesetzes auf Dauer zu 
stellen, lehnen wir ab, und deshalb werden wir Ihrem 
Gesetzentwurf auch nicht zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Das ist auch nicht nötig!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die Kollegen Esra Limbacher, Dr. Till Steffen, Amira 

Mohamed Ali und unser Geburtstagskind dos Santos 
Firnhaber geben ihre Reden zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von den Frak-

tionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP ein-
gebrachten Gesetzentwurf zur Einführung virtueller 
Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften und Än-
derung weiterer Vorschriften. Der Rechtsausschuss emp-
fiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 20/2653, den Gesetzentwurf der Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP auf Drucksache 
20/1738 in der Ausschussfassung anzunehmen.

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 20/2663 vor, über den wir zuerst abstim-
men. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? – Das ist 
die AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen 
Fraktionen; Enthaltungen entsprechend keine. Der Ände-
rungsantrag ist abgelehnt.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf der 
Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP auf 
Drucksache 20/1738 in der Ausschussfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – Das sind Linke, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, FDP und CDU/CSU. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die AfD. Enthaltungen? – 
Keine. Der Gesetzentwurf ist somit in zweiter Beratung 
angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Linke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und CDU/ 
CSU. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Wer enthält sich? – Niemand. Der Gesetzentwurf ist so-
mit in dritter Beratung angenommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abg. Catarina dos Santos 
Firnhaber [CDU/CSU])

Wir setzen die Abstimmung zu der Beschlussempfeh-
lung des Rechtsausschusses auf Drucksache 20/2653 fort. 
Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner Be-
schlussempfehlung, den gleichlautenden Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 20/2246 für erledigt 
zu erklären. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Das sind alle Fraktionen; somit gibt es keine 
Gegenstimme und keine Enthaltung. Die Beschlussemp-
fehlung ist einstimmig angenommen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 22 auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten Ates 
Gürpinar, Thomas Lutze, Susanne Ferschl, wei-
teren Abgeordneten und der Fraktion DIE 
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LINKE eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Betäubungsmittelgesetzes – 
Entkriminalisierung von Cannabis
Drucksache 20/2579
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Rechtsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält Ates 
Gürpinar für Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Gerade weil ein komplettes 
Gesetz zur Legalisierung Zeit braucht, müssen wir als 
Übergang geringe Mengen von Cannabis unverzüglich 
erlauben.

(Beifall bei der LINKEN)
Warum? Bei Cannabis sprechen wir von 500 konsum-

nahen Delikten täglich. Da geht es um Menschen, die 
wegen Cannabiskonsum um ihre berufliche Existenz 
fürchten müssen. 500 Delikte, das ist alle drei Minuten 
ein Betroffener – weil er einen halben Joint in der Tasche 
vergessen hat –, obwohl die Mehrheit der Gesellschaft 
und die Mehrheit hier im Bundestag Cannabis entkrimi-
nalisieren will. Das darf nicht sein, das kann nicht sein, 
das müssen und das können wir ändern. Lassen Sie uns 
also diesen ersten Schritt gemeinsam gehen!

(Beifall bei der LINKEN)
Nun habe ich ein wirklich erstaunliches Argument der 

Regierungsfraktionen gehört, warum das gerade jetzt 
nicht geht. Sie wollen Cannabis nicht schon jetzt entkri-
minalisieren, weil das in den Ministerien Arbeitskraft 
bände, die beim Legalisierungsprozess dringend ge-
braucht würde. Ich halte das für ein sehr hanebüchenes 
Argument. Warum?

Erstens. Mit den 500 Delikten hängt auch Arbeitszeit 
der Polizei zusammen, die weiterhin völlig sinnfrei De-
likte aufnehmen muss. Binden Sie also einmalig Zeit in 
den Ministerien, um die Polizei unverzüglich und dauer-
haft zu entlasten.

(Beifall bei der LINKEN)
Zweitens. Es macht keine Arbeit: Der Text liegt vor; 

Die Linke hilft gerne.

(Beifall bei der LINKEN)

Den Dank gebe ich an meine Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und vor allem auch an die Community weiter. 
Denn das ist ein gemeinschaftliches Projekt. Gemeinsam 
mit vielen Kräften der Zivilgesellschaft, mit dem Wissen 
von Organisationen wie LEAP – Law Enforcement 
Against Prohibition; das sind Richterinnen und Richter, 
Anwältinnen und Anwälte, Polizistinnen und Polizisten –, 
dem Deutschen Hanfverband, der Online-Community 
des Weedmob, gemeinsam mit ihnen legt Die Linke einen 
Gesetzentwurf vor. Das bedeutet für Sie: Sie brauchen 
nur zuzustimmen, dann können wir loslegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Lassen Sie uns jetzt den Menschen die Angst nehmen, 
damit wir dann in Ruhe um die beste Legalisierungsstra-
tegie streiten können. Lassen Sie uns aber auch schon 
jetzt den Bereich „Cannabis und Fahrerlaubnis“ an-
gehen –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
– und die Tür aufstoßen, um Prohibitionspolitik gene-

rell infrage zu stellen. Ich freue mich über die Debatte.
Vielen, vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Das muss eine kräftige Tüte ge-
wesen sein! Meine Herren!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich verlese das von den Schriftführerinnen und Schrift-

führern ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU zu der dritten Beratung des Gesetzentwurfs 
der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP – 
Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Be-
schaffungsmaßnahmen für die Bundeswehr –, Druck-
sachen 20/2353, 20/2644 und 20/2623: abgegebene 
Stimmkarten 641. Mit Ja haben gestimmt 203, mit Nein 
haben gestimmt 437, Enthaltungen 1. Der Entschlie-
ßungsantrag ist abgelehnt.1)

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Völlig unverständ-
lich!)

– Darüber können Sie jetzt sinnieren.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            640;
davon

ja:                                      202
nein:                                  437
enthalten:                              1
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Norbert Kleinwächter
Jörn König
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Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
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Gökay Akbulut
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Ates Gürpinar
Dr. André Hahn
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Ralph Lenkert
Thomas Lutze
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Fraktionslos
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Enthalten
Fraktionslos
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir fahren fort in dieser Debatte mit Dirk Heidenblut 
von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dirk Heidenblut (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will erst 
mal positiv einsteigen, nämlich damit, dass ich sage: Der 
Legalisierungszug ist losgefahren. Das ist ein Ergebnis 
dessen, was wir als Ampel auf den Weg gebracht haben. 
Und er ist nicht nur losgefahren – da sage ich herzlichen 
Dank an das Gesundheitsministerium und vor allen Din-
gen an den Drogenbeauftragten –,

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Aber die Entkri-
minalisierung von Cannabis, die läuft!)

er ist sogar mit Schmackes losgefahren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dass der erste Abschnitt so schnell, so komprimiert und 
so gut gelaufen ist, vor der Sommerpause noch abge-
schlossen werden konnte, das hatte ich – das ich gebe 
zu – gar nicht so erwartet. Ich bin wirklich begeistert. 
Herzlichen Dank; ich bitte, das an alle weiterzugeben, 
die sich daran beteiligt haben. Eine super Sache!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Offensichtlich ist unser Zug so gut losgebraust, dass 
auch Die Linke wach geworden ist. Sie hat es geschafft, 
kurz vor der Sommerpause – daher wissen Sie genau, 
dass es nichts wird mit Sofortabstimmung: das Ding liegt 
jetzt erst mal neun Wochen – einen Antrag zu stellen, die 
Entkriminalisierung vorzuziehen, einen Antrag übrigens, 
der auf Vorschläge zurückgeht, die nach meiner Kenntnis 
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von LEAP schon vor vielen Monaten gemacht wurden. 
Warum Die Linke so lange für diesen Antrag gebraucht 
hat, erschließt sich nicht wirklich.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Wir wollten Ih-
nen Zeit geben, selbst darauf zu kommen! Aber 
Sie sind nicht selbst darauf gekommen!)

Sie begründen den Antrag damit, dass wir wegen – aus 
Ihrer Sicht – irgendwelcher Unstimmigkeiten in der Am-
pelkoalition mit der Legalisierung – also mit dem viel 
weiter gehenden Schritt, dem Schritt, auf den alle warten 
und den wir brauchen – nicht zeitig vorankommen. Ich 
weiß nicht, Kolleginnen und Kollegen: Ist Ihnen auf-
gefallen, ob bei unseren Gesprächen jemand von der 
Linken dabei war? Mir ist auch nicht aufgefallen, dass 
wir so riesige Unstimmigkeiten hätten.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Fragen Sie ein-
mal das Gesundheitsministerium! – Lachen bei 
Abgeordneten der LINKEN)

Der Legalisierungsprozess wird vorankommen, und er 
wird schnell vorankommen – er wird noch schneller vo-
rankommen, wenn Sie keine Bremsklötze dazwischen-
werfen.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Lächerlich! Eine 
Nebelkerze nach der anderen!)

– Genau das passiert mit diesem Antrag. Dieser Antrag 
führt tatsächlich dazu oder kann dazu führen – ich denke, 
das werden wir nicht zulassen –, dass unnötig Kraft ge-
bunden wird, dass wir den Legalisierungsprozess ver-
schleppen und nicht das erreichen, was wir erreichen 
wollen.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Absurde Argu-
mentation!)

Wir wollen die Legalisierung erreichen. Selbstverständ-
lich wird, selbst wenn der Gesetzentwurf fertig ist, der 
Prozess der Legalisierung nicht von selbst ablaufen.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Sie müssen sich 
schon entscheiden, Herr Kollege!)

Daher – das ist überhaupt keine Frage – muss im Zusam-
menhang mit diesem Prozess die Entkriminalisierung ste-
hen. Ich glaube, das ist zwischen uns völlig unstrittig.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf des Abg. Ates 
Gürpinar [DIE LINKE])

Die Entkriminalisierung muss Teil des Prozesses sein; 
aber sie darf nicht alleine vorangeschickt werden.

Lassen Sie mich noch eines sagen: Ja, mit der Ent-
kriminalisierung ersparen wir sicherlich viel Leid. Aber 
viele wichtige Aspekte, die wir bei der Legalisierung 
bedenken müssen – vor allen Dingen Fragen des Kinder- 
und Jugendschutzes, Fragen des Gesundheitsschutzes –, 
würden bei einer Vorablegalisierung ungeklärt bleiben. 
Wir wollen die Legalisierung so schnell wie möglich 
erreichen; aber auch diese Aspekte gehören dazu.

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass wir den 
Gesetzesprozess zügig durchziehen, vernünftig durchzie-
hen. Wir sind im Zeitplan; an uns wird der Zeitplan nicht 

scheitern. Ich bin mir sicher, wir werden bis Ende des 
Jahres ein Gesetz sehen, das dann auch die Legalisierung 
vernünftig regelt. Das ist der richtige Weg.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächste erhält das Wort für die CDU/CSU-Frak-

tion Simone Borchardt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Anfang dieses Jahres hieß es noch, die 
kontrollierte Abgabe von Cannabis zu Genusszwecken 
für Erwachsene wird noch lange auf sich warten lassen, 
da es wichtigere und dringendere Probleme im Gesund-
heitsbereich zu lösen gibt. Das denken wir als Union 
übrigens immer noch: Im Gesundheitswesen gibt es so 
viele Baustellen. Aber die Ampel bindet Ressourcen für 
die Freigabe von Cannabis.

Jetzt soll in einem Hauruckverfahren bis Ende des 
Jahres doch noch ein Gesetzentwurf vorgelegt werden. 
Auch im Hauruckverfahren wurde eine Expertenanhö-
rung zu Cannabis in der letzten Woche durchgeführt. 
Man spürt sehr deutlich: Der Druck aus der Branche ist 
enorm, Unternehmen aus der ganzen Welt stehen in den 
Startlöchern und erhoffen sich viel von einem deutschen 
Cannabismarkt.

Bei der Anhörung kamen nationale und internationale 
Experten zu Wort. Es gab auch viele kritische Stimmen. 
Von denen habe ich in der heutigen Debatte aber gar 
nichts gehört. Das ist für mich unfassbar!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es wurde ausdrücklich vor einem Schnellschuss gewarnt. 
Die Erfahrungen aus anderen Ländern – wie den Nieder-
landen, Kanada und den USA – zeigen sehr deutlich: Ein 
Nachregulieren ist sehr schwierig. – Bei der Anhörung 
wurde auch sehr deutlich, dass die Umsetzung des Kin-
der- und Jugendschutzes sehr schwierig sein wird. Wie 
Sie vorgehen wollen, ist für uns grob fahrlässig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Die Ampel will eine vermeintlich harmlose Droge 
möglichst rasch für den Genussmittelmarkt freigeben. 
Und dadurch soll unsere Zukunft jetzt besser werden? 
Der UN-Drogenbericht 2022 stellt die Situation vollkom-
men anders dar: Durch die voranschreitende Legalisie-
rung wird in den Ländern natürlich immer mehr Cannabis 
konsumiert – und eben nicht weniger, wie hier in Aus-
sicht gestellt wird.

(Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Falsch!)
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Mehr Konsum belastet – das zeigt der UN-Bericht – auch 
die Gesundheitssysteme: In Europa sind 35 Prozent der 
drogeninduzierten psychiatrischen Behandlungen auf 
Cannabiskonsum zurückzuführen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!)
In Deutschland ist der Anteil sogar noch größer.

(Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch Kinder und Jugendliche konsumieren immer mehr. 
Es hilft also rein gar nichts, beim Mindestalter anzuset-
zen; denn der Erstkontakt mit der Droge und das Ein-
stiegsalter liegen in der Regel deutlich darunter.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Durch die Legalisierung wird der Zugang zu dieser 
Droge verharmlost, und die Hemmschwelle sinkt. Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen, auch Sie haben Kinder 
und Enkelkinder. Ich frage Sie ernsthaft: Wollen Sie das 
wirklich?

Wir als Union fordern hingegen eine wirksame Auf-
klärung und Prävention – Sie aber wollen den zweiten 
Schritt vor dem ersten machen.

Abschließend möchte ich Ihnen noch sagen, dass zwi-
schen dem nachweisbaren medizinischen Nutzen von 
Medizinalcannabis und der Freigabe zu Genusszwecken 
zu unterscheiden ist.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Kollegin.

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Der medizinische Nutzen ist belegt: Cannabis hilft vie-

len Patientinnen und Patienten. Hier wäre eine Neuregu-
lierung sinnvoll.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Kollegin.

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Wir halten den Weg der Ampel und den Antrag für 

falsch und werden ihn ablehnen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Christina Baum [AfD])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächste erhält das Wort für Bündnis 90/Die Grü-

nen Dr. Kirsten Kappert-Gonther.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Prohibition von Cannabis ist gescheitert. Sie hat un-
zählige Menschen kriminalisiert,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

unvorstellbare Ressourcen in Justiz und Strafverfolgung 
gebunden, und – das ist das Schlimmste – sie verhindert 
den Gesundheitsschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der LINKEN)

Fast hundert Jahre hat sie gedauert. Damit muss endlich 
Schluss sein!

Darum ist es eine historische Chance, dass wir die 
kontrollierte Freigabe von Cannabis im Koalitionsvertrag 
verankert haben.

(Beifall der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Nun ist die Ungeduld verständlicherweise groß, viele 
Menschen wünschen sich eine sofortige Entkriminalisie-
rung. Ich muss sagen: Ich verstehe das. Auch wir wollen 
die Prohibition lieber früher als später beenden.

Dass die Linke diesen Ball aufnimmt, ist geschickte 
Oppositionspolitik,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Danke!)

doch es ist auch etwas populistisch.
Leitgebend für das Vorhaben der Ampel ist der Ge-

sundheitsschutz. Wir werden die historische Chance nut-
zen und Cannabis umfassend legalisieren und regulieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sie haben das Argument selber schon gebracht, Herr 
Gürpinar: Die Entkriminalisierung als eigenständiges 
Gesetz würde die umfassende Legalisierung verzögern; 
denn auch für die Entkriminalisierung ist eine Änderung 
des Betäubungsmittelgesetzes notwendig – das schlagen 
Sie ja selbst vor –, und jeder Gesetzentwurf in diesem 
Haus, jeder Gesetzentwurf, muss ein ordentliches par-
lamentarisches Verfahren durchlaufen, das ist ja klar, 
und das dauert Monate, das bindet Kapazitäten, und 
zwar Kapazitäten, die wir dringend für die umfassende 
Umsetzung der kontrollierten Freigabe brauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Was schlagen Sie konkret vor? Sie wollen § 29a Be-
täubungsmittelgesetz einfach stehen lassen und einen 
§ 29b hinzufügen. Da frage ich Sie: Ist Ihnen bewusst, 
dass die „geringe Menge“ nach § 29a in den Bundes-
ländern ganz unterschiedlich ausgelegt wird und dass 
auch Menschen, die mit weniger erwischt werden, einer 
polizeilichen Ermittlung ausgesetzt sind? Es ist leider 
eben nicht so einfach, wie Sie vorgeben.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: In Bayern 
schon!)

Das wichtigste Ziel der umfassenden Cannabislegali-
sierung muss die Stärkung des Jugend- und Gesundheits-
schutzes sein.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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(Martin Sichert [AfD]: Die Stärkung des Ju-
gendschutzes?)

Dafür brauchen wir Alterskontrollen an Verkaufsstellen 
und klar deklariertes Cannabis, das frei ist von Streck-
mitteln und frei von zugesetzten, synthetischen Cannabi-
noiden. Das ist auf dem illegalen Markt nicht gewähr-
leistet. Deshalb finde es ich im Übrigen auch so 
wichtig, dass wir den Eigenanbau ermöglichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP – Simone 
Borchardt [CDU/CSU]: Um Gottes willen! – 
Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Der steht drin!)

Auch dafür, Herr Gürpinar, brauchen wir wirksame Re-
geln für Prävention und Gesundheitsschutz; das gehört 
zusammen.

Wir sind schon – Kollege Heidenblut hat es gesagt – 
mitten im Prozess, die Ampel geht voran. Wir arbeiten 
sehr eng zusammen und treffen uns oft zu dem Thema. 
Der Drogenbeauftragte geht voran; er hat bereits einen 
Konsultationsprozess durchgeführt, bei dem Hunderte 
von Expertinnen und Experten nicht mehr das Ob, son-
dern das Wie diskutiert haben.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Es gab ganz 
viele kritische Stimmen!)

Und die Regierung geht voran: Der Gesundheitsminister 
hat angekündigt, dass noch in diesem Jahr ein Gesetz-
entwurf vorgelegt wird.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Er hat angekün-
digt! – Gegenruf des Abg. Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Er heißt ja auch Ankündigungs-
minister!)

Glauben Sie es: Gemeinsam mit vielen Bürgerinnen und 
Bürgern achten wir sehr genau darauf, dass diese Ver-
sprechen auch eingehalten werden.

Wir haben also längst angefangen, und das ist gut, das 
ist wichtig, das ist überfällig. Die Entkriminalisierung, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, gehen wir im Zuge die-
ses Gesetzesvorhabens an. Ich freue mich auf unsere 
weiteren Beratungen im Gesundheitsausschuss.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächster erhält das Wort Thomas Dietz für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Dietz (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Tja, wer hätte das einmal gedacht: Dem-
nächst gibt es im Deutschen Bundestag wohl ganz legal 
bekiffte Minister und Abgeordnete; das könnte wirklich 
lustig werden!

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Nicht lustig ist jedoch, dass bei Gas die zweite Krisen-
stufe ausgerufen wurde. Uns droht ein harter Winter. Die 
Verbraucherpreise steigen und steigen. Die Spritkosten 
kann ein Normalverdiener, der auf seinen Pkw angewie-
sen ist, kaum noch bezahlen. Und was tun wir? Wir be-
schäftigen uns heute mit der Frage, ob Cannabis legali-
siert wird oder nicht.

Die Vereinten Nationen verzeichnen eine Zunahme 
psychischer Erkrankungen durch immer stärkere Hanf-
drogen. Ein Drittel der Drogentherapien in der EU be-
handelt die Folgen von Cannabiskonsum. Der steigende 
Konsum von Cannabis führt laut einem Bericht der Ver-
einten Nationen zu einer zusätzlichen Belastung von Ge-
sundheitseinrichtungen.

(Beifall bei der AfD)

Im Jahresbericht des UN-Büros für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung in Wien heißt es, dass in der Europäi-
schen Union Hanfdrogen die Ursache für rund 30 Prozent 
der Drogentherapien sind.

Für medizinische, aber wirklich nur medizinische In-
dikationen sollten die Präparate mit dem Hauptwirkstoff 
auf jeden Fall zur Verfügung stehen. Dazu stehen wir als 
AfD. Cannabis kann in der Medizin nachgewiesenerma-
ßen eine unterstützende Wirkung in der Schmerztherapie 
oder auch in der Krebsbehandlung erzielen.

Doch Cannabis hat eben auch zahlreiche weitere Wir-
kungen, deren Erwähnung gern vergessen oder gar ver-
harmlost wird. Wir sprechen hier von Panikattacken, 
Aufmerksamkeits-, Konzentrations- und Koordinations-
störungen. Zu den tückischen Langzeitfolgen zählen psy-
chotische Störungen wie cannabisinduzierte Psychosen 
oder Schizophrenien – die Wahrscheinlichkeit, eine sol-
che Erkrankung zu entwickeln, steigt bei Konsumenten 
um 40 bis 100 Prozent gegenüber Nichtkonsumenten –, 
affektive Störungen wie Depressionen, Angststörungen 
und auch Suizidversuche. Weitere körperliche Folgen 
können Entwicklungsstörungen sein, wenn die Mutter 
in der Schwangerschaft Cannabis konsumiert.

Unser Gesundheitswesen, angeblich schon seit zwei 
Jahren an der Grenze, wird dadurch noch weiter belastet. 
Ausgerechnet unser Gesundheitsminister Lauterbach 
wirbt nun für eine Legalisierung von Cannabis. Er will 
auch die Maskenpflicht von Oktober bis Ostern. Der 
Winter wird damit zum Megatrip: Rein mit dem Joint 
und dann die Maske aufsetzen! Das knallt durch; denn 
richtig Ausatmen ist hinterher nicht mehr. Doppelt so viel 
Spaß für das gleiche Geld!

(Beifall bei der AfD)

Und das Leben erträgt sich leichter: ein Effekt, der heute 
wichtiger ist als jemals zuvor. Wer braucht denn noch Gas 
und Heizöl, wenn wir straffrei kiffen dürfen?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Der alte Spruch „Opium fürs Volk“ enthält viel Weisheit.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
ein falsches Zitat! – Gegenruf des Abg. Jörn 
König [AfD]: Es ist trotzdem lustig, Herr 
Birkwald!)

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                  5026 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther 



Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Thomas Dietz (AfD):
Mit einem bekifften Volk lässt sich die Transformation 

noch besser durchziehen. Wir als AfD machen Politik für 
ein selbstbestimmtes, glückliches Leben.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen jetzt bitte zum Schluss kommen, Herr Kol-

lege.

Thomas Dietz (AfD):
Wir stehen daher dazu: Keine Macht den Drogen!
Danke. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Ralph 
Lenkert [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die FDP-Fraktion erhält jetzt Kristine Lütke das 

Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kristine Lütke (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Gut Ding will Weile haben – eine Binsenweis-
heit, die man so kurz vor der Sommerpause, wenn man 
noch einmal die Aufmerksamkeit haben möchte, sehr 
schnell vergessen kann. Das ist nachvollziehbar. Aber 
wie gesagt: Gut Ding will Weile haben!

Das gilt ganz oft im Leben, und das gilt vor allem dann, 
wenn es sich um eine etwas komplexere Angelegenheit 
handelt. Da ergibt es Sinn, sich intensiv mit den Möglich-
keiten und Konsequenzen auseinanderzusetzen, genau 
abzuwägen und dann erst zu entscheiden. Das ist unsere 
Aufgabe als Gesetzgeber. Es ist unsere Verpflichtung, vor 
allem auch als Gesundheitspolitiker, sorgfältig zu über-
legen, welche Folgen für jede und jeden Einzelnen, aber 
auch für die Gesellschaft entstehen könnten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deshalb werden wir als Ampelkoalition das wichtige 
und richtige Vorhaben der Legalisierung von Cannabis zu 
Genusszwecken für Erwachsene und der Entkriminalisie-
rung nicht übers Knie brechen, wie Sie, werte Kollegin-
nen und Kollegen von den Linken, das gerade tun wollen. 
Wir wollen ein klug durchdachtes, gut koordiniertes Ge-
samtkonzept, das wir kontrolliert und konsequent umset-
zen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gesundheits-, Jugend- und Verbraucherschutz stehen 
an erster Stelle. An zweiter Stelle steht das Ziel, den 
Schwarzmarkt so weit wie möglich zurückzudrängen. 
Wir wollen Legalisierung und Entkriminalisierung zu-
sammendenken und nicht getrennt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind uns innerhalb der Koalition, auch wenn Sie da 
anscheinend mehr wissen als wir selber und von inhalt-
lichen Differenzen schreiben, mit Ihnen in der Sache 
eigentlich einig: Die Prohibitionspolitik in Bezug auf 
Cannabis ist gescheitert.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir streben nach Jahrzehnten einen Paradigmenwechsel 
an. Nicht mehr und nicht weniger! Es scheint Ihnen nicht 
bewusst zu sein, was das bedeutet; denn sonst wäre Ihr 
Gesetzentwurf etwas ausgefeilter.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Das heißt gar 
nichts!)

In der Regierungsbefragung am 11. Mai wurde Bun-
desjustizminister Marco Buschmann die Frage gestellt, 
ob wir die „umgehende Entkriminalisierung des Canna-
biskonsums umsetzen“ wollten – jetzt also in Form eines 
Gesetzentwurfes. Für uns ist klar: Legalisierung und Ent-
kriminalisierung gehören zusammen, auch zeitlich; das 
lässt sich nicht komplett entkoppeln.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Ates 
Gürpinar [DIE LINKE]: Doch!)

Warum? Das beantworten Sie sich und uns in Ihrem 
eigenen Gesetzentwurf. Während der, wie Sie es nennen, 
„Übergangslösung“ wären die Konsumentinnen und 
Konsumenten auf den Schwarzmarkt angewiesen.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Sind sie jetzt 
aber auch schon! – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Umso länger Sie für die Lega-
lisierung brauchen, umso länger sind die auf 
dem Schwarzmarkt!)

Das lässt sich nicht von der Hand weisen. Zum Schwarz-
markt schreiben Sie erstens, dass die Konsumentinnen 
und Konsumenten „organisierter Kriminalität“ ausgelie-
fert sind. Zweitens schreiben Sie, dass mit den Produkten 
vom Schwarzmarkt „erhebliche Gesundheitsrisiken“ ein-
hergehen – ich zitiere –: „durch Streckmittel, fehlenden 
Jugendschutz und unkontrollierte Produktqualität“. Und 
wissen Sie was? Da stimme ich Ihnen ja sogar zu.

Aber jetzt wollen Sie die Konsumentinnen und Kon-
sumenten während Ihrer Übergangslösung genau diesen 
Gefahren aussetzen.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Aber das pas-
siert doch jetzt schon! Wo leben Sie?)

Da muss ich Ihnen als Gesundheitspolitikerin sagen: Das 
ist doch mehr als fahrlässig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   5027 



Mit Ihrer Lösung würde nur der Schwarzmarkt befeuert 
werden und anwachsen. Das würde das Zurückdrängen 
noch komplizierter machen. Gesundheits-, Jugend- und 
Verbraucherschutz stellen Sie ganz weit hintenan. Das ist 
doch Wasser auf die Mühlen derjenigen, die noch immer 
an die Prohibitionspolitik glauben. Das ist fatal.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das gefährdet diesen richtigen und wichtigen Paradig-
menwechsel in der Cannabispolitik. Noch viel schlim-
mer: Sie gefährden wissentlich Konsumentinnen und 
Konsumenten.

Ich kann mich also nur wiederholen: Gut Ding will 
Weile haben! Ersparen Sie uns bitte solche undurchdach-
ten Vorschläge. Das kostet Zeit – hier und im Ausschuss.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ganz 
sicher nicht!)

Wir erwarten den ersten Entwurf von Gesundheits-
minister Lauterbach in der zweiten Jahreshälfte.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Kollegin.

Kristine Lütke (FDP):
Dann werden wir im parlamentarischen Verfahren den 

Prozess der Legalisierung und Entkriminalisierung klug 
durchdacht, gut koordiniert, konsequent, kontrolliert und 
zeitnah zu Ende bringen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt erhält Stephan Pilsinger für die CDU/CSU das 

Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bei allen 

bereits hinlänglich ausgeführten Differenzen sind wir uns 
in einem einig: Eine Legalisierung von Cannabis zu Ge-
nusszwecken ist ein äußerst anspruchsvolles und gewag-
tes Experiment. Deshalb war ich beim Lesen des Koali-
tionsvertrags der Ampel über die Formulierung auch 
mehr als verwundert. Sie schreiben dort auf Seite 68, 
dass Sie eine „kontrollierte Abgabe von Cannabis an Er-
wachsene zu Genusszwecken in lizenzierten Geschäften“ 
ermöglichen wollen.

(Beifall der Abg. Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP])

Ich muss Ihnen sagen: Ihr Vorhaben, wie Sie es in 
Ihrem Koalitionsvertrag festgelegt haben, ist so nicht 
durchführbar. Wir können beobachten, dass bereits an-
dere europäische Länder an den hohen europarechtlichen 
Hürden gescheitert sind, beispielsweise Luxemburg, das 
von der Idee einer vollständigen Legalisierung von Can-
nabis abgerückt ist und Hanfpflanzen nur für den Eigen-
gebrauch, und das nur in sehr geringen Mengen, erlaubt. 

Die dortige Regierung nennt als Grund die Unvereinbar-
keit mit dem Europarecht; denn das Anbieten, Verkaufen 
und Liefern ist nach dem Schengen-Übereinkommen 
unter Strafe zu stellen, so hat es auch der Europäische 
Gerichtshof in seinem wegweisenden Urteil vom 16. De-
zember 2010 klargestellt. Ich weiß nicht, ob Ihnen das 
bewusst ist, aber Deutschland ist 1990 dem Schengen- 
Übereinkommen beigetreten.

(Beifall der Abg. Simone Borchardt [CDU/ 
CSU]) 

In den Niederlanden zeigen sich die europarechtlichen 
Probleme für das Vorhaben der Bundesregierung noch 
deutlicher. Dort stützt man sich auf das Opportunitäts-
prinzip in der Strafverfolgung, wodurch der Besitz von 
Cannabis für den Eigenbedarf geduldet und nicht geahn-
det wird. Da das EU-Recht jedoch den Handel verbietet, 
muss Cannabis in großen Mengen folglich illegal impor-
tiert bzw. zu den Coffeeshops in Amsterdam und sonst 
wo geliefert werden.

Nicht nur das EU-Recht steht einer Legalisierung von 
Cannabis zu Genusszwecken entgegen, sondern auch das 
Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Drogenpoli-
tik von 1961. Es ist schlicht unmöglich, einerseits alle 
internationalen und europarechtlichen Vereinbarungen 
einzuhalten und andererseits gleichzeitig eine rechtskon-
forme kontrollierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene 
zu Genusszwecken in lizenzierten Geschäften zu ermög-
lichen.

Eine Lösung wie in den Niederlanden mit permanenter 
Beugung europäischen Rechts und internationaler Ver-
einbarungen kann dabei wirklich nicht unser Anspruch 
sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn wir erwarten, dass sich andere Länder an geltendes 
internationales Recht halten, wenn wir wollen, dass sich 
die Südeuropäer an vereinbarte Schuldenregelungen

(Stephan Brandner [AfD]: Machen sie doch!)

und die Osteuropäer an rechtsstaatliche Prinzipien halten, 
dann müssen wir das auch bei Vereinbarungen im Dro-
genrecht tun.

Herr Lauterbach, deshalb geben wir Ihnen als neue 
Serviceopposition mal einen Tipp: Wenn Sie schon die 
aus unserer Sicht falsche Legalisierung von Cannabis 
durchziehen wollen, dann kündigen Sie entweder alle 
internationalen drogenrechtlichen Vereinbarungen mit 
den dazugehörigen Konsequenzen auf, oder finden Sie 
zumindest eine europäische Lösung für Ihr Anliegen, 
um nicht rechtswidrig zu handeln. Kleinstaaterei, auch 
im Drogenrecht, darf nicht unser Anspruch sein. Europa 
ist unsere Zukunft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Sehr unhöflich: Kein 
Wort zu unserem Gesetzentwurf! Echt unhöf-
lich! Und Sie wollen konservativ sein!)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die Kollegin Martina Stamm-Fibich gibt ihre Rede zu 

Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Somit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/2579 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir so.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wahlprüfung, Immu-
nität und Geschäftsordnung (1. Ausschuss)
–  zu dem Antrag der Fraktionen SPD, CDU/ 

CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP
Einsetzung des 1. Untersuchungsausschus-
ses der 20. Wahlperiode

–  zu dem Antrag der Abgeordneten René 
Springer, Joachim Wundrak, Petr Bystron, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD
Einsetzung eines 1. Untersuchungsaus-
schusses der 20. Wahlperiode zum deut-
schen politisch-militärisch-zivilen Enga-
gement in Afghanistan 2001 bis 2021
Drucksachen 20/2352, 20/1867, 20/2553

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort Robin 
Wagener von Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Jörg Nürnberger [SPD])

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

„Weint, wenn ihr weinen müsst, euer Kommandeur weint 
auch.“ Diese Worte richtete Brigadegeneral Jens Arlt an 
die Soldatinnen und Soldaten bei der lebensgefährlichen 
Evakuierungsmission im August 2021 in Kabul. Wir alle 
haben noch die Bilder vor Augen: Menschen, die sich 
verzweifelt an Flugzeuge krallen; Eltern, die in Todes-
angst ihre Kinder über Zäune und Mauern reichen; Men-
schen, die verzweifelt versuchen, sich vor den Taliban in 
Sicherheit zu bringen.

Die Evakuierung von gefährdeten Personen in Afgha-
nistan hat zu spät begonnen. Dieses Zu-spät haben Men-
schen mit ihrem Leben bezahlt. Ja, politische Entschei-
dungen können Menschenleben kosten, und sie kosten 
weltweit Vertrauen: Vertrauen, dass die Menschen, die 
uns vor Ort in den Krisenregionen in der Welt helfen, 
sich dann auf den Schutz Deutschlands verlassen können.

Dieser Verantwortung müssen wir uns stellen. Natür-
lich werden wir dafür im Untersuchungsausschuss auch 
identifizieren müssen, wer die politisch Verantwortlichen 
dafür waren, aber ohne in plumpe Schuldzuweisungen zu 
verfallen. Vielmehr muss der Anspruch sein, sachlich, 
zielorientiert und mit Respekt aufzuklären:

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

aufzuklären, wann wem welche Informationen zur Lage 
vor Ort und zum militärischen Vormarsch der Taliban 
vorlagen; aufzuklären, warum nicht früher mit der Eva-
kuierungsmission begonnen wurde; aufzuklären, welche 
Prozesse innerhalb der Regierung hätten besser laufen 
müssen, um die Evakuierung im August geordneter 
durchführen zu können.

Diesen Aufklärungsauftrag werden wir sehr ernst neh-
men. Nur wer sich den eigenen Fehlern stellt, kann auch 
die notwendigen Lehren für die Zukunft ziehen. Das sind 
wir den damals wie heute betroffenen Menschen schul-
dig.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Es folgt Thomas Röwekamp für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Röwekamp (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor fast 
genau einem Jahr, am 30. Juni 2021, kehrten die letzten 
deutschen Soldaten aus ihrem Einsatz in Afghanistan 
nach Deutschland zurück. Das ist für mich und für die 
CDU/CSU-Fraktion der Anlass, all den Soldatinnen und 
Soldaten, die sich an diesem längsten Einsatz, den wir 
bisher außerhalb von Deutschland mit unserer Truppe 
begleitet haben, und auch intensivsten Einsatz beteiligt 
haben, noch mal herzlich Dank zu sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Sie haben ihr Leben, ihre Gesundheit und ihren Dienst 
unserem Land gewidmet. Sie haben vor Ort mit allem 
Einsatz dafür gekämpft, dass die Freiheit, die Demokratie 
und die Menschenrechte, die für uns so selbstverständlich 
geworden sind, auch den Menschen in Afghanistan zu-
teilwerden.

Mit dem Wissen von heute wissen wir: Die Beendi-
gung dieses NATO-Einsatzes, an dem sich viele Nationen 
über die NATO hinaus beteiligt haben, war für die Men-
schen in Afghanistan ein Fehler. Es ginge ihnen besser, 
wenn der Einsatz nicht durch den damaligen Präsidenten 
Trump durch einseitige Erklärung beendet worden wäre.1) Anlage 13
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(Stephan Brandner [AfD]: Trump ist schuld! 
Alles klar! Und hier kein Einziger! Alles klar!)

Die Menschen könnten heute noch unseren Schutz und 
unsere Soldaten gut gebrauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vergessen wir nicht: Der Einsatz diente dazu, dieses 
Land, das al-Qaida als Operationsbasis dient, unter Kon-
trolle zu bekommen, die Sicherheitslage zu verbessern 
und die Leistungsfähigkeit der afghanischen Verteidi-
gungs- und Sicherheitsbehörden zu stärken. Vieles von 
dem ist mit viel Einsatz auch tatsächlich gelungen.

Wer sich die Lage heute in Afghanistan anschaut, stellt 
aber fest: Heute wird die Bewegungsfreiheit von Frauen 
und Mädchen wieder eingeschränkt. Heute wird die an-
gekündigte Öffnung der Oberschulen für Mädchen auf 
unbestimmte Zeit verschoben,

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Völlig überraschend!)

vor zwei Monaten wurde die Pflicht zur Vollverschleie-
rung wieder eingeführt,

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Mit Hilfe aus 
Deutschland!)

und es gibt schwere Menschenrechtsverletzungen in Af-
ghanistan. Das ist leider auch das Ergebnis des Abzugs 
der NATO aus diesem schwerverwundeten Land.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen ist 
es richtig, dass der Deutsche Bundestag diese Vorgänge 
mit dem Untersuchungsausschuss und der Enquete-Kom-
mission aufklären und insbesondere im Untersuchungs-
ausschuss der Frage nachspüren will, wie nach der 
Vereinbarung von Doha so unzureichende Vorbereitun-
gen für die Evakuierung der Ortskräfte getroffen werden 
konnten. Welche kommunikativen Mängel lagen vor? 
Welche Einsatzgeschehen und Lagebilder wurden falsch 
bewertet? Das machen wir nicht, um nur Fehler zu finden 
und Schuld zuzuweisen, sondern der Auftrag besteht da-
rin, sicherzustellen, dass sich so etwas nicht wiederholt.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss Ihrer Rede.

Thomas Röwekamp (CDU/CSU):
Das ist unsere Aufgabe im Untersuchungsausschuss. 

Daran werden wir uns als CDU/CSU-Fraktion konstruk-
tiv beteiligen.

Ich freue mich auf die Zusammenarbeit, die wir schon 
in wenigen Stunden aufnehmen werden.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächster erhält das Wort Dr. Ralf Stegner für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gerne möchte ich knapp außerhalb der Prime-
time die Möglichkeit nutzen, um über unsere Verantwor-
tung bei diesem Untersuchungsausschuss zu sprechen. 
Klar ist: Wir stehen hier gegenüber den Menschen in 
der Pflicht, die jahrelang für uns in Afghanistan engagiert 
waren. Das war nie ohne Risiko, und manche haben dabei 
bedauernswerterweise sogar ihr Leben verloren. Wir 
schulden es ihnen und ihren Angehörigen, aber auch 
den Ortskräften, dass wir unseren Einsatz und den chao-
tischen Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan aufarbei-
ten.

Das Ziel dieses Untersuchungsausschusses ist klar for-
muliert. Wir müssen uns aber auch die Fragen stellen, 
warum es eigentlich wichtig ist, hier Aufklärungsarbeit 
zu leisten, und welche übergeordneten Motive uns leiten.

Zuallererst ist festzustellen: Es ist eine besondere 
Stärke unserer Demokratie, die kritische Aufarbeitung 
unserer Auslandseinsätze zu gewährleisten und eben 
nicht zur Tagesordnung überzugehen. Das kann man 
nach 20 Jahren, wenn das so endet, nicht machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Dabei ist es nicht unser Ziel, Schuldige zu suchen, son-
dern wir müssen alles dafür tun, dass die offensichtlich 
begangenen Fehler in der Zukunft nicht noch einmal 
gemacht werden.

Die Situation in der Welt zeigt uns, dass die Bundes-
wehr gebraucht wird. Als Abgeordnete des Deutschen 
Bundestages ist es unsere zentrale Verantwortung, unsere 
Soldatinnen und Soldaten angemessen auszurüsten. Dazu 
zählt auch, konkrete Ziele für unsere Parlamentsarmee 
bei Landes- und Bündnisverteidigung, aber eben auch 
bei internationalen Einsätzen zu definieren. Zudem ste-
hen wir auch in der Pflicht gegenüber unseren interna-
tionalen Partnern, die mit der Aufklärung ihrer Einsätze 
und des Abzugs ihrer Streitkräfte teilweise schon begon-
nen haben. Auch hier ist der Beitrag Deutschlands ge-
fragt. Gut, dass es jetzt losgeht.

Lassen Sie uns in guter demokratischer Tradition die 
richtigen Fragen in diesem Untersuchungsausschuss stel-
len und aus früheren Untersuchungen lernen. Wichtige 
Untersuchungsausschüsse wie der NSU- und der NSA- 
Untersuchungsschuss haben uns gezeigt, dass sich viel-
leicht nicht alle Fragen lückenlos beantworten lassen, wir 
als Abgeordnete aber über sehr wirksame Instrumente zur 
Aufklärung verfügen. Eigentlich ist es das einzige Gre-
mium in der Politik, das wirksame Instrumente zur Wahr-
heitsfindung besitzt. Diese sollten wir auch umfassend 
nutzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Dort, wo es möglich und nötig ist, freue ich mich auf 
die Zusammenarbeit mit dem Kollegen Müller und der 
Enquete-Kommission. Es ist, glaube ich, ein weiser Be-
schluss, dass es eine Enquete-Kommission und einen 
Untersuchungsausschuss gibt. Eine lange Periode von 
20 Jahren könnte man mit einem Untersuchungsaus-
schuss nicht aufarbeiten; da ist die Enquete-Kommission 
das richtige Mittel. Und insbesondere die Frage nach den 
zukünftigen Zielen der Bundeswehreinsätze – ist es zum 
Beispiel sinnvoll, so ein Land nach westlichem Vorbild 
demokratisieren zu wollen? – lässt sich nur mit den Er-
kenntnissen der beiden Gremien verlässlich beantworten.

(Jörn König [AfD]: Entsetzlich!)
– Ich weiß, dass Sie das so kommentieren, aber das zeigt: 
Sie haben nichts davon verstanden. Rechtsradikale ver-
stehen von solchen Sachen sowieso nichts.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stephan Brandner [AfD]: Linksradikale 
offenbar auch nicht!)

Die ganz aktuelle Frage – das will ich hinzufügen –, unter 
welchen Umständen wir Hilfsorganisationen in ein Land 
lassen, dessen Regierung uns nicht gefallen mag, müssen 
wir uns auch stellen.

Die Bevölkerung in Afghanistan ist seit Jahrzehnten 
von Kriegszerstörung, Hunger und Umweltkatastrophen 
geplagt. Wenn der Untersuchungsausschuss dazu bei-
trägt, dass dieses Schicksal wieder ein wenig mehr in 
den Blickpunkt rückt und dass humanitäre Hilfe erfolgt, 
wäre das ein guter Beleg dafür, was Ausschussarbeit 
leisten kann. Man muss auch evaluieren, ob humanitäre 
Hilfe nicht Vorrang vor strategischen Erwägungen haben 
sollte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Demokratie 
muss sich um die Aufarbeitung kümmern und die 
schrecklichen Bilder aus Kabul sowie die Entwicklung 
seit dem Doha-Abkommen 2020 einordnen. Wenn wir 
den Untersuchungsausschuss nicht als Kampfinstrument, 
sondern als Chance nutzen, tun wir etwas für unsere 
Soldatinnen und Soldaten, für die zivilen Hilfskräfte 
und für unsere Demokratie. Lassen Sie uns gemeinsam 
konstruktiv daran arbeiten.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt der Abgeordnete Stephan Brandner für die 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Meine Damen und Herren! Ist es nicht schön, dass 

nach diesem Vorredner wieder Vernunft hier am Redner-
pult einkehrt? – Es ist ein unwürdiges Schauspiel, wenn 
wir uns mitten in der Nacht, wenn die Fernseher aus-
geschaltet sind und auch auf den Besuchertribünen keiner 
mehr sitzt, mit dem Afghanistan-Desaster beschäftigen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Brandner, könnten Sie bitte das Präsidium auch 

grüßen?
(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 

So viel dazu!)

Stephan Brandner (AfD):
Oh, das habe ich jetzt versäumt, Entschuldigung; die 

Vernunft hat mich abgelenkt. Frau Präsidentin, Sie haben 
völlig recht. Ich grüße Sie herzlich. – Es ist ein unwürdi-
ges Schauspiel, mitten in der Nacht, wenn keiner mehr 
zuschaut, hier eine Debatte über das Desaster von Afgha-
nistan zu führen.

Während einige Regierungsmitglieder schon oder viel-
leicht auch immer noch auf der Sylt-Hochzeit des Finanz-
ministers tanzen und feiern und offensichtlich keine Zeit 
und keine Lust haben, an 59 gefallene Soldaten, an 3 ge-
fallene Bundespolizisten und an Hunderte an Leib und 
Leben verletzte Kollegen von der Bundeswehr zu den-
ken,

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Ihr Benehmen ist einfach widerwärtig! Wissen 
Sie das?)

debattieren wir hier die Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses faktisch unter Ausschluss der Öffentlichkeit. 
Warum ist das so? Weil Sie alle Dreck am Stecken haben. 
Sie alle von den Altfraktionen haben Dreck am Stecken. 
Sie alle stecken in diesem Afghanistan-Sumpf mit drin 
und haben gar kein Interesse, das Ganze aufzuklären.

(Beifall bei der AfD)
Mehr als 100 000 Soldaten verrichteten im Laufe von 

20 Jahren, meine Damen und Herren, ihren Dienst in 
diesem Land, 17 Milliarden Euro Steuergeld sind rein-
geflossen, und – ich hatte es erwähnt – Hunderte Soldaten 
leiden noch heute psychisch und physisch unter den Fol-
gen des Einsatzes. Vielleicht liegen sie gerade von Alb-
träumen geschüttelt in ihren Betten. Was sie jedenfalls 
nicht machen, ist, auf Sylt eine Party zu feiern wie die 
Bundesregierung oder Teile der Bundesregierung heute 
Abend.

(Thomas Röwekamp [CDU/CSU]: Wie billig 
ist das denn! -Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das 
grenzt schon an Dummheit und Bösartigkeit, 
was Sie hier vortragen!)

59 Soldatenfamilien, 3 Bundespolizistenfamilien müssen 
damit leben, dass ihr Kind, ihr Vater, ihr Sohn, ihr Mann 
nicht mehr lebend zurückkamen; 62 zerstörte Familien, 
über die durch diesen völlig unnützen Einsatz in Afgha-
nistan fürchterliches Leid gebracht wurde!

(Leni Breymaier [SPD]: Sie wollen von Ihnen 
nicht instrumentalisiert werden!)

Es hat alles überhaupt nichts gebracht. Nach dem völ-
lig überstürzten Abzug internationaler Truppen sind 
heute die islamischen Taliban wieder an der Macht und 
können all den Schrecken verbreiten, zu dem der Islam in 
der Lage ist.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist ekelhaft, wie 
Sie das missbrauchen!)
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Mädchen dürfen nicht in Schulen, Frauen verlieren ihre 
Arbeit; dieses Geschlecht ist aus der öffentlichen Wahr-
nehmung völlig verschwunden. Genderprojekte aus 
Deutschland haben nicht ansatzweise irgendeine Wir-
kung gezeigt. Sie haben allerdings gezeigt, dass Sie ab-
solut entfernt waren von dem, was in Afghanistan tat-
sächlich eine Rolle spielte.

Und nun wollen Sie nicht die 20 Jahre aufarbeiten und 
untersuchen, sondern Sie wollen vertuschen. Sie sagen, 
20 Jahre könne man nicht im Untersuchungsausschuss 
behandeln. Da müssen Sie mir mal erklären, warum das 
in der Enquete-Kommission funktionieren soll. Die Ak-
ten sind doch wohl die gleichen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Andere Rechtsmittel!)

Und warum nehme ich nicht das scharfe Schwert des 
Untersuchungsausschusses, sondern schiebe das Ganze 
in eine Enquete-Kommission? Das lässt tief blicken bei 
Ihnen, meine Damen und Herren.

(Jörg Nürnberger [SPD]: Sie wissen doch sel-
ber, dass das Unsinn ist, was Sie sagen!)

Wir als AfD sagen: Der gesamte Einsatz, die gesamten 
20 Jahre müssen aufgearbeitet werden,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dafür brauchen Sie acht Legislaturpe-
rioden!)

und dann müssen diejenigen, die dafür politisch die Ver-
antwortung getragen haben, zur Verantwortung gezogen 
werden. Und das geht nur in einem Untersuchungsaus-
schuss; das geht nicht in einer Enquete-Kommission.

Deshalb bitte ich Sie herzlich, unserem Antrag auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, der die 
20 Jahre in den Blick nimmt, zuzustimmen

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie soll das funktionieren?)

und so das ganze Thema Afghanistan würdig zu beenden.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Ahnungslosigkeit für Deutschland: Das ist die 
AfD!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die FDP-Fraktion erhält das Wort Dr. Ann-Ve-

ruschka Jurisch.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Es ist sehr spät in der Nacht, 
aber wir sind uns hoffentlich einig, dass die Uhrzeit die-
ser Debatte die dringende Notwendigkeit dieses Aus-
schusses nicht in Abrede stellt. Wir haben in der ersten 
Lesung und im Vorfeld ausgiebig darüber gesprochen. 
Jetzt muss es aber wirklich endlich losgehen. Wir wollen 

nicht weiter über den Ausschuss sprechen, sondern im 
Ausschuss miteinander reden.

2002 habe ich nach meiner juristischen Promotion 
meine berufliche Laufbahn als Referentin in der Asien- 
Abteilung im BMZ begonnen. Auf meinem Flur in Bonn 
saßen damals auch die Mitarbeitenden, die ganz frisch die 
entwicklungspolitischen Aktivitäten mit Afghanistan 
aufbauen sollten. Über meine eigene Aufgabe als Länder-
referentin im Südostasien-Referat und an einer Botschaft 
kenne ich die Rolle und die Arbeit von Ortskräften aus 
eigener Erfahrung.

Heute, 20 Jahre später, werden wir einen parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss einsetzen, der sich mit 
den Vorgängen rund um den Abzug der Alliierten aus 
Afghanistan im Sommer 2021 befassen wird. Ich werde 
als eine von zwei Vertretern der FDP-Fraktion im Unter-
suchungsausschuss mitwirken. Hierbei möchte ich vor 
allem auf die Situation der Ortskräfte schauen: Welche 
Umstände haben dazu geführt, dass nicht alle Menschen 
aus diesem Personenkreis rechtzeitig das Land verlassen 
konnten? Wie sah die Situation der Ortskräfte während 
der Evakuierung aus?

Wir haben in vielen Ländern zivile Ortskräfte – an den 
Botschaften, in den Durchführungsorganisationen der 
Entwicklungszusammenarbeit – und natürlich auch mi-
litärische Ortskräfte. Vor allem in Mali, aber auch im 
Grenzgebiet zu Syrien oder im Kosovo und an anderen 
Orten arbeiten Ortskräfte an der Seite von deutschen 
Soldatinnen und Soldaten sowie Entwicklungshelferin-
nen und Entwicklungshelfern.

Wir haben bei all diesen Ortskräften einen Ruf zu ver-
lieren. Oder anders gesagt: Es muss uns gelingen, diesen 
Menschen die Sicherheit zu vermitteln, dass wir im Rah-
men dieses Untersuchungsausschusses alle mutmaß-
lichen Fehler aufarbeiten. Wir dürfen nichts ungeschehen 
lassen, um dafür zu sorgen, dass es in einem ähnlichen 
Fall besser laufen wird. Die jetzt laufenden großen Be-
mühungen, die verbliebenen gefährdeten Ortskräfte und 
Schutzbedürftigen unter schwierigsten praktischen Um-
ständen aus Afghanistan zu holen, sind die traurige Folge 
der Geschehnisse im letzten Sommer.

Natürlich geht es bei einem parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss darum, politische Verantwortlichkei-
ten festzustellen. Den Menschen, die unter den Ergeb-
nissen der Evakuierungsmission gelitten haben oder 
heute noch leiden, schulden wir dringend Aufklärung.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Als Juristin werde ich mit der gebotenen Sachlichkeit 
und Nüchternheit an die Sachverhalte gehen. Neben der 
Feststellung von Verantwortung geht es für mich aber 
auch um Folgendes: Es muss uns auf der Grundlage der 
Ergebnisse des Untersuchungsausschusses gelingen, 
Schlüsse für die Zukunft zu ziehen. Politik und Verwal-
tung müssen lernende Systeme sein.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir können und sollten wichtige Schlüsse für die Zukunft 
und für unsere Zukunftsfähigkeit ziehen: Wie bauen wir 
uns in Deutschland ein besseres Frühwarnsystem für Kri-
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sen aller Art auf? Wie kommen wir insgesamt zu mehr 
Strategiefähigkeit und strategischem Weitblick? Einige 
Stichworte dazu: Energiesicherheit, Verteidigungsfähig-
keit, Pandemievorsorge. Wie bauen wir bürokratische 
Hürden ab, um im Not- und im Normalfall noch hand-
lungsfähiger zu werden? Diese wichtigen Lernchancen 
müssen wir zum Wohle aller ergreifen.

Ich werde meine Arbeit im Untersuchungsausschuss 
mit großem Ernst und mit Demut erfüllen. Es geht um 
die Schicksale vieler Menschen, und es geht um die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Es folgt Sara Nanni für Bündnis 90/Die 

Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren! „Why did you have to 
run?“, fragt die afghanische Menschenrechtsaktivistin 
Mahbouba Seraj in einem Interview. Sie sagt auch: 
„You never listened to us.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute ist ein beson-
derer Tag: Der PUA Afghanistan wird eingesetzt. Die 
Welt konnte mitverfolgen, wie in Afghanistan innerhalb 
von Tagen die Regierung fiel, die Taliban an die Macht 
zurückkamen und eine militärische Evakuierungsope-
ration unter dramatischen Umständen durchgeführt wer-
den musste. Die schrecklichen Bilder haben sich uns 
allen eingeprägt.

Diese Tage und Stunden haben Menschen weltweit, die 
in und für Afghanistan viel geopfert haben, erschüttert – 
aufgrund des Leids und auch, weil der finale Staatszerfall 
die Erfolge von 20 Jahren Engagement in Afghanistan 
infrage stellte. Die Afghaninnen und Afghanen, die sich 
und auch Deutschland so viel zugetraut und anvertraut 
haben, sie haben unendlich gelitten in diesen Tagen und 
Stunden, und bis heute ist die neu angebrochene Zeit, die 
so alt wirkt, für sie mehr als schwer zu ertragen.

Wir können das Geschehene nicht ungeschehen ma-
chen. Aber wir können aufklären. Der Parlamentarische 
Untersuchungsausschuss will aufklären, warum wir, wie 
Seraj sagt, so wegrennen mussten. Sie sagt aber auch 
noch etwas anderes: „I am so proud of your people, that 
at least you are looking into it. But please, look into it 
well.“ Bitte untersucht gründlich!

(Beifall der Abg. Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP])

Das ist es, was wir nun tun. Das ist der Baustein der 
Aufklärung, den der PUA leisten kann. Das ist was wert. 
Wir müssen lernen und zuhören – endlich!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ali Al-Dailami, Mechthilde Wittmann und Jörg 

Nürnberger geben ihre Reden freundlicherweise zu Pro-
tokoll.1)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN – 
Marianne Schieder [SPD]: Sehr schön!)

Somit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung zu dem Antrag der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP mit 
dem Titel „Einsetzung des 1. Untersuchungsausschusses 
der 20. Wahlperiode“. Der Ausschuss empfiehlt unter 
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/2553, den Antrag der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP auf Drucksache 
20/2352 anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Das sind die SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP und CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Das ist 
die AfD. Wer enthält sich? – Die Linke. Somit ist die 
Beschlussempfehlung angenommen, und damit ist der 
1. Untersuchungsausschuss der 20. Wahlperiode ein-
gesetzt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wir setzen die Abstimmung zu der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung auf Drucksache 20/2553 fort. Unter 
Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ablehnung 
des Antrags der Fraktion der AfD auf Drucksache 
20/1867 mit dem Titel „Einsetzung eines 1. Unter-
suchungsausschusses der 20. Wahlperiode zum deut-
schen politisch-militärisch-zivilen Engagement in Afgha-
nistan 2001 bis 2021“. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Das sind Die Linke, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, FDP, CDU/CSU. Wer stimmt 
dagegen? – Die AfD. Enthaltungen? – Keine. Damit ist 
die Beschlussempfehlung angenommen.

Wir kommen zu einem neuen Highlight. Ich rufe auf 
den Tagesordnungspunkt 26:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Hopfengesetzes

Drucksache 20/1959

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Ernährung und Landwirtschaft (10. Aus-
schuss)

Drucksache 20/2446
Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 

beschlossen.

1) Anlage 14
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Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt Dr. Gero 
Hocker für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Verehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn zu so später Stunde ein Gesetzent-
wurf diskutiert wird, über den es weitgehend Einigkeit 
gibt, dann ist es das Gebot der Stunde, nicht in aller 
fachlichen Tiefe zu diskutieren.

(Marianne Schieder [SPD]: Sehr gut!)
Aber ich möchte trotzdem einen kleinen Teil meiner Re-
dezeit dafür verwenden, mich gerade an diejenigen zu 
wenden, die es eigentlich viel lieber hätten, dass solche 
Gesetze in diesem Hohen Haus überhaupt nicht zur Ab-
stimmung kommen würden, und die manchmal mit einer 
naserümpfenden Überheblichkeit vielleicht auch auf die 
Menschen herabblicken, die sich dazu bekennen, Bier zu 
trinken, Fleisch zu essen oder auch manchmal zur Ziga-
rette zu greifen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie sind ja richtig 
sympathisch!)

Es gibt in dieser Gesellschaft keine bessere Institution 
als jeden Einzelnen, um darüber zu befinden, was ihn 
oder sie glücklich macht, was ihm Freude bereitet oder 
vielleicht sein Lebensglück verbessert. Deswegen ist es 
unsere Aufgabe, dafür zu sorgen, dass jeder nach seiner 
eigenen Fasson in diesem Lande sein Glück finden kann, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Ich verrate kein Geheimnis, wenn ich Ihnen sage, dass 
für Millionen Menschen in diesem Land Bier zu kon-
sumieren mehr heißt, als allein Durst zu löschen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
stimmt!)

Es ist ein gesellschaftliches Event. Auch während der 
Fußballweltmeisterschaft in diesem Jahr wird Bier kon-
sumiert werden. Und ich sage Ihnen ganz ausdrücklich: 
Es ist nicht Aufgabe des Staates, Menschen dafür zu 
sanktionieren, wie sie ihre Freizeit gestalten und was 
für sie Genuss ist, sondern es ist unsere Aufgabe, einen 
Beitrag dazu zu leisten, dass jeder sein Leben so gestalten 
kann, wie er das möchte. Und wenn Biertrinken dazuge-
hört, dann sollten wir ihm den Weg dazu ebnen, anstatt 
ihn dafür zu sanktionieren, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zwar ist es richtig, dass es auch nicht ohne Risiko ist, 
Bier zu konsumieren – man kann dadurch übergewichtig 
werden, und man kann sich gefährden, wenn man zu viel 
davon trinkt, wenn man es nicht verantwortungsbewusst 
macht –, aber es gibt nichts in dieser Gesellschaft, das 
gänzlich ohne Risiko wäre. Es ist auch mit einem Risiko 

behaftet, wenn man sich vielleicht mit dem Fahrrad statt 
mit dem Auto zum Arbeitsplatz bewegt, wenn man an 
einem Yogakurs teilnimmt oder zum Biosupermarkt 
fährt. Aber, meine Damen und Herren, wenn jemand für 
sich ganz bewusst die Entscheidung trifft, statistisch viel-
leicht auf einige Monate oder wenige Jahre seiner Le-
benserwartung zu verzichten, aber dafür mehr Glück 
und Lebensfreude zu empfinden, dann ist es nicht unsere 
Aufgabe, dafür zu sorgen, dass er davon ablässt.

Meine Damen und Herren, wir leisten heute einen 
kleinen, aber doch relevanten Beitrag dazu, dass Men-
schen auch in Zukunft hochqualitatives Bier, das nach 
höchsten Standards in Deutschland gebraut wurde, kon-
sumieren können. Deswegen danke ich Ihnen herzlich für 
die Zustimmung.

Danke. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nun möchte auch Herr Stephan Protschka von der AfD 

dazu sprechen.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Gott zum Gruße, Frau Präsidentin! Schön, was man 

von Herrn Hocker gehört hat. Wenn es diese Vorstellung 
von Freiheit und die Einstellung, die Menschen leben zu 
lassen, wie sie wollen, liebe FDP, auch bei den Corona-
einschränkungen gegeben hätte, dann hätten wir alle mit 
Sicherheit keine Probleme.

(Beifall bei der AfD)

Aber wir reden heute über das Hopfengesetz. Das Hop-
fengesetz ist wichtig – ich bin ja Bayer –, und deswegen 
wollte ich meine Rede nicht einfach zu Protokoll geben, 
sondern wirklich darüber reden. Denn wir haben in Bay-
ern 1 500 Betriebe, die von diesem Gesetz profitieren.

Es wurde zwar viel vom Biertrinken gesprochen, aber 
es wurde wenig zu den ganzen Hopfenbauern und Bier-
brauereien gesagt, die aktuell unter der Gaskrise und der 
Verteuerung des Öls leiden. Den Hopfenbauer kostet al-
lein die Preiserhöhung beim Öl eine sechsstellige Summe 
für das Trocknen seiner Ernte. In der Bierbranche trifft 
die Kostenexplosion alle. Der Kronkorken wird teurer, 
die Transportkosten steigen. Der Brauer-Bund hat erst 
vor Kurzem festgestellt, dass das Bier eigentlich 30 Pro-
zent teurer werden müsste, damit die Kosten gedeckt 
werden können. Das wäre natürlich katastrophal. Jetzt 
stellen wir uns vor: Es kommt zu einem Gasausfall. 
Dann haben wir einen Totalausfall bei den Bierbrauerei-
en. Ich weiß nicht, ob Sie das wollen; denn manche Po-
litik von Ihnen kann man halt nur besoffen aushalten.

(Marianne Schieder [SPD]: So wie diese Rede 
zum Beispiel! Da hilft nicht einmal mehr 
Bier!)

Wir sprechen immerhin über ein bedeutendes Grund-
nahrungsmittel. Bei uns in Bayern ist das schon 1516 im 
bayerischen Reinheitsgebot festgeschrieben worden.
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(Leni Breymaier [SPD]: Wir müssen mal über 
Versicherungsgeschäfte sprechen!)

– Sie können gerne eine Zwischenfrage stellen, aber an-
sonsten können Sie Ihre Klappe halten, weil ich nicht 
verurteilt worden bin. Das ist eine große Show von der 
CSU heute gewesen, sonst gar nichts.

(Beifall bei der AfD)
Und mehr noch: Deutsches Bier ist ein Stück Kultur 

und ein Stück Heimat. Deswegen ist es wichtig, dass wir 
das alles schützen und aufrechterhalten. Denn ganz viele 
Brauereien haben eine jahrzehnte-, ja teilweise jahrhun-
dertealte Tradition. Wenn wir sie verlieren würden, dann 
wäre das die Schuld der SPD und der Grünen. Die FDP ist 
sowieso nur ein Fähnchen im Wind; da ist es egal.

In diesem Sinne: Hopfen und Malz, Gott erhalt’s! Ich 
wünsche einen schönen Abend.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Karl Bär, Artur Auernhammer, Isabel Mackensen-Geis 

und Ralph Lenkert geben ihre Reden zu Protokoll. Vie-
len Dank dafür.1)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Sehr gute Kolleginnen und 
Kollegen!)

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Hopfengesetzes. Der Ausschuss für Ernährung und 
Landwirtschaft empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 20/2446, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksache 20/1959 anzunehmen. Ich bitte 
also diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. – Das ist das gesamte Haus. – 
Entsprechend keine Gegenstimmen, keine Enthaltungen. 
Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung einstim-
mig angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Hopfengesetz zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das ist wiederum das gesamte Haus. Gegenstimmen? – 
Keine. Enthaltungen? – Keine. Der Gesetzentwurf ist 
auch in dritter Lesung angenommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

So richtig hat man jetzt aber nicht gehört, worum es bei 
diesem Gesetz geht, muss ich sagen. Aber das ist nur eine 
Anmerkung von uns hier oben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Das liegt 
dann aber an Ihnen! – Marianne Schieder 

[SPD]: Frau Präsidentin, da haben Sie recht! 
Das dachte ich mir auch!)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 24:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wahlprüfung, Immu-
nität und Geschäftsordnung (1. Ausschuss)

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Änderung des § 126a GO-BT

Drucksache 20/2480
Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 

beschlossen.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält 

Dr. Johannes Fechner für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Die Coronapande-
mie war und ist für unsere Gesellschaft immer noch eine 
sehr große Herausforderung. Unsere Pflegekräfte in den 
Krankenhäusern und Senioreneinrichtungen, aber auch 
die Lehrkräfte und die Schülerinnen und Schüler sind 
immer noch großen Herausforderungen ausgesetzt.

Dennoch: Corona ist in nicht wenigen Bereichen unse-
res Alltags, so auch hier bei uns und unseren politischen 
Abläufen, durchaus ein Innovationstreiber. Das gilt ins-
besondere für die Digitalisierung. Ein Beispiel dafür sind 
die Videokonferenzen. Die gab es auch schon vor 
Corona, aber Hand aufs Herz: Wer von uns hat die Video-
konferenzen in dem Ausmaß genutzt, wie es tatsächlich 
technisch möglich war? Allzu oft sind wir noch zu Kon-
ferenzen hingefahren, obwohl wir uns vieles an Zeit und 
Anfahrtswegen hätten sparen können. Aber seit Corona 
nutzen wir diese Videokonferenzen. Das ist auch der 
Grund, warum wir heute hier debattieren.

Wir haben im März 2020 aufgrund der Pandemie in 
unserer Geschäftsordnung die Möglichkeit der digitalen 
Teilnahme an Ausschusssitzungen eingeführt. Das haben 
wir gemacht, damit bestimmte Entscheidungen auch im 
Umlaufverfahren getroffen und öffentliche Sitzungen in 
Echtzeit übertragen werden können. Das alles waren 
wichtige Maßnahmen, die unsere Handlungsfähigkeit in 
der Pandemie gesichert haben, die aber auch für mehr 
Transparenz gesorgt und unsere Abläufe hier wirklich 
deutlich vereinfacht haben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Genau deshalb wollen wir diese Möglichkeit für die 
Ausschüsse auch weiterhin erhalten. Die Regelung würde 
jetzt auslaufen. Deswegen wollen wir sie bis zum Jahres-
ende verlängern. Es hat sich einfach bewährt, dass in 
bestimmten Situationen Ausschüsse digital tagen können, 
dass im Umlaufverfahren bestimmte Abstimmungen 
stattfinden und dass Beschlussfassungen ebenfalls auf 
diese Weise möglich sind. Deswegen wollen wir diese 
Regelung verlängern.1) Anlage 15
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Ich will hier nicht verschweigen: In der Ampelkoali-
tion machen wir uns zusammen mit der Opposition Ge-
danken darüber, wie wir die Geschäftsordnung reformie-
ren können. Uns wäre es schon ein Anliegen, diese 
Regelung, deren Geltungsdauer wir jetzt befristet bis 
zum Jahresende verlängern, als Dauerregelung einzufüh-
ren, weil sich diese Regelung einfach bewährt hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Ich will einen Punkt hervorheben: Das gilt für die Aus-
schüsse. Was wir uns nicht vorstellen können, ist, dass 
wir auch im Plenum digital tagen. Es sei an dieser Stelle 
noch mal ausdrücklich festgehalten: Wir als Bundestag 
waren immer handlungsfähig. Anders als im Europapar-
lament, wo man sicherlich ganz andere Anreisewege hat, 
wollen wir hier im Plenum des Bundestages weiterhin in 
Präsenz tagen und Entscheidungen treffen. Hier brauchen 
wir keine digitalen Sitzungen. Aber für die Ausschüsse 
wollen wir diese wichtige Verbesserung einführen. – Die 
letzten anderthalb Minuten schenke ich uns.

Gute Nacht!

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das wurde sofort honoriert. – Als nächste Rednerin 

erhält Daniela Ludwig für die CDU/CSU-Fraktion das 
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Stephan Thomae [FDP])

Daniela Ludwig (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

der Tat, der Kollege Dr. Fechner hat alles ausgeführt. Wir 
unterstützen das aus voller Überzeugung. Es gibt im 
wahrsten Sinne des Wortes tatsächlich positive Dinge, 
die man aus der Coronapandemie mitnehmen kann. Das 
digitale Tagen von Ausschüssen muss nicht nur zu Pan-
demiezeiten möglich sein, sondern natürlich auch darü-
ber hinaus.

Das hat nicht nur Vorteile für Kollegen, die erkrankt 
sind, oder in Situationen, in denen man Reisezeit und 
wertvolle Ressourcen sparen möchte. Das hat zum Bei-
spiel auch für Kolleginnen im Mutterschutz große Vor-
teile; denn sie sind in dieser Zeit nicht abgehängt, sondern 
können weiterhin teilnehmen. Das ist etwas, was mir 
wichtig ist, auch aus eigener Erfahrung heraus. Deswe-
gen tragen wir das sehr gerne mit.

Es ist absolut dringlich, dass aus dieser Pandemierege-
lung eine allgemeine Regelung wird. Ja, Herr Fechner, 
wir müssen an die Geschäftsordnung ran. Der § 126a – 
das sage ich jetzt als Ausschussvorsitzende – ist immer 
der Platzhalter für Sonderregelungen, sei es für die Min-
derheitenrechte oder wie jetzt für die Regelungen auf-
grund der Coronapandemie. Wenn wir die digitalen Aus-
schusssitzungen fest verankern wollen, dann müssen wir 
sie auch da verankern, wo sie hingehören. Dabei haben 
Sie unsere volle Unterstützung.

Ich denke, das wird Zeit. Es hat dazu leider eine Pan-
demie gebraucht; aber ich glaube, darüber müssen wir 
jetzt nicht traurig sein. Es kommt eine gute Regelung 
dabei heraus. Wir unterstützen das voll und ganz. Wir 
als Deutscher Bundestag gehen mit der Zeit. Deswegen 
ist das eine sehr gute Entscheidung. Lassen Sie uns ge-
meinsam an einer Reform der Geschäftsordnung arbei-
ten! Wir sind gerne dabei.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt erhält das Wort Stephan Brandner für die AfD- 

Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Guten Morgen, Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Wir reden über die Ausnahmevorschrift § 126a 
der Geschäftsordnung, die ja eine Coronaausnahmevor-
schrift ist. Wir verwahren uns dagegen, dieses Sonder-
recht im Deutschen Bundestag fortzuschreiben.

Wir haben heute Nachmittag erlebt, wie sich Gesund-
heitsminister Lauterbach die nächste Zeit draußen vor-
stellt. Er bereitet für die Bürger schon wieder massive 
Einschränkungen vor, so wie wir sie in den letzten Jahren 
kennengelernt haben: Schulschließungen, Lockdowns, 
Kontaktverbote, Impfungen, natürlich Maskenzwang.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So, jetzt mal 
zum Thema! – Marianne Schieder [SPD]: Het-
ze! Hetze! Hetze! Das ist alles, was da raus-
kommt!)

Der „Instrumentenkasten“, so wie Sie ihn nennen, ist 
wieder voll gefüllt. Wenngleich jeder Mensch draußen 
weiß, wie wirkungslos diese Maßnahmen waren: Sie wer-
den hervorgekramt und hier verlängert.

Meine Damen und Herren, für die Alternative für 
Deutschland steht fest: Gründe für diese repressiven Not-
standsmaßnahmen waren nie gegeben.

(Beifall bei der AfD)
Das gilt sowohl für die Notstandsmaßnahmen, die ich 
gerade erwähnt habe, aber auch für die Notstands- und 
Ausnahmemaßnahmen hier im Deutschen Bundestag. 
Deshalb wehren wir uns dagegen, die Geltungsdauer die-
ser Ausnahmevorschrift zu verlängern.

Ich muss es noch mal erwähnen: Im Deckmäntelchen 
der Pandemie passt es Ihnen wahrscheinlich ganz gut in 
den Kram, dass Sie den Gemütlichkeitsfaktor ein biss-
chen aufrechterhalten wollen und zukünftig – wie bisher 
offenbar ja auch – die Ausschusssitzungen vom hei-
mischen Sofa aus besuchen wollen.

(Leni Breymaier [SPD]: Wer ist denn nie da? – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sie sind doch nie 
da! – Frauke Heiligenstadt [SPD]: Wer fehlt 
denn am meisten? Sie sind doch diejenigen, 
die am meisten fehlen!)
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Demnächst – ich glaube Ihnen nicht, Herr Fechner, wenn 
Sie das Gegenteil behaupten – werden dann wahrschein-
lich die Bundestagsdebatten online geführt. Wir werden 
noch mal darüber reden, was Sie gerade gesagt haben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ja, gerne!)
Und schon müssen Sie gar nicht mehr aufstehen, bleiben 
zu Hause, und man sieht Sie in Berlin nicht mehr.

(Leni Breymaier [SPD]: Heute haben Sie doch 
auch gefehlt! Waren Sie noch auf dem Sofa? – 
Frauke Heiligenstadt [SPD]: Im Finanzaus-
schuss war nur einer da!)

Das wäre jetzt kein schlimmer Zustand für Berlin, aber 
ein schlimmer Zustand für die Debattenkultur; denn wir 
sind im Dienste der Bürger hier. Wir sollen reelle Debat-
ten führen, keine virtuellen Debatten; denn nur reelle 
Debatten sind richtige Debatten.

(Marianne Schieder [SPD]: Ja, und wir sollten 
zum Thema reden!)

Der Kollege Jacobi hatte vorhin schon beim Thema Ak-
tionärsrecht darauf hingewiesen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD)
Ansonsten verwundert mich, dass wir überhaupt über 

die Geschäftsordnung hier debattieren; denn ansonsten ist 
Ihnen ja auch völlig egal, was in der Geschäftsordnung 
steht. Sie machen ja, was Sie wollen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das sieht das 
Verfassungsgericht aber anders!)

Unter Bruch der Geschäftsordnung enthalten Sie uns seit 
2017 den Bundestagsvizepräsidenten vor.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Dann 
haben Sie die Geschäftsordnung nicht verstan-
den! Gucken Sie mal in die Geschichte, wie 
lange die Grünen gebraucht haben, bis der erste 
Vizepräsident da war! Oder wir! – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Sie haben doch die Prozesse 
verloren! – Weitere Zurufe von der SPD)

Unter Bruch der Geschäftsordnung enthalten Sie uns seit 
Beginn dieser Wahlperiode die Ausschussvorsitzenden 
vor.

(Christian Petry [SPD]: Sie haben Amnesie, 
Herr Brandner! – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Keine Ahnung von gar nichts an der 
Stelle!)

– Was schreien Sie denn hier permanent rein?
(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie er-

zählen gerade Unsinn, Herr Brandner!)
– Fahren Sie runter, sonst schlafen Sie nachher schlecht 
ein. Sie müssen gleich ins Bettchen, denken Sie daran. 
Also: Nicht den Blutdruck so hochtreiben! Bleiben Sie 
ganz ruhig!

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Marianne 
Schieder [SPD]: Unglaublich witzig! – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie ha-
ben kein Recht auf einen Vizepräsidenten!)

Sie enthalten uns die Ausschussvorsitzenden vor. In-
zwischen haben Sie faktische Ausschussvorsitzende in-
stalliert; das waren früher eigentlich mal die Stellvertre-
ter.

(Marianne Schieder [SPD]: Geht es eigentlich 
noch ums Thema? – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Was hat das mit dem Thema hier jetzt 
zu tun?)

Sie verteilen die Beute unter sich. Sie nehmen uns Räume 
weg. Sie wollen plötzlich Zulagen für die faktischen Aus-
schussvorsitzenden haben. Delegationsreisen kommen 
für uns als Leiter nicht mehr infrage. Sie haben sich in 
den letzten Jahren also den Staat zur Beute gemacht. Das 
war ja schon schlimm genug, meine Damen und Herren 
von den Altfraktionen; aber jetzt machen Sie sich auch 
noch das Parlament zur Beute.

(Marianne Schieder [SPD]: Oijoijoi!)
Und das ist wirklich schäbig. Das ist undemokratisch und 
schäbig!

(Beifall bei der AfD)
Wenn ich höre, dass die Opposition und die hellbraune 

Koalition bereits über die Geschäftsordnungsreform ver-
handeln, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Abgeordneter.

Stephan Brandner (AfD):
– dann schwant mir Böses. Gleichwohl würden wir uns 

da gerne einbringen und würden uns sehr freuen, –
(Christian Petry [SPD]: Dummschwätzer!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Abgeordneter.

Stephan Brandner (AfD):
– wenn Sie uns einladen und an Ihren Ideen teilhaben 

lassen würden, die Sie zur Geschäftsordnung haben.
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Mit Sicherheit 

nicht!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: 
Schlimmer geht’s nimmer!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 

sieht auch den Respekt gegenüber dem Präsidium vor, 
und der ist bisher immer nur von Ihrer Fraktion unterhöhlt 
worden. Das möchte ich mal deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
FDP und der LINKEN und des Abg. Patrick 
Schnieder [CDU/CSU] – Zurufe von der 
AfD: Oh! – Stephan Brandner [AfD]: Das 
wäre anders, wenn wir im Präsidium säßen! – 
Jörn König [AfD]: Also, Frau Özoğuz, das 
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stimmt nun nicht! Wir haben keinen Präsiden-
ten! Respekt ist auch uns nicht entgegen-
gebracht worden!)

– Das ist belegbar.
Filiz Polat, Stephan Thomae, Jan Korte, Jan Dieren 

und Patrick Schnieder geben ihre Reden zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung zur Änderung der Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages, hier: Änderung des 
§ 126a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes-
tages. Wer stimmt für die Beschluss- – 

(Stephan Brandner [AfD]: Frau Präsidentin, 
ich halte die Beschlussfähigkeit für nicht 
mehr gegeben, wenn ich in die Reihen schaue! 
Ich rüge die fehlende Beschlussfähigkeit des 
Deutschen Bundestages! – Gegenrufe: Oh! – 
Blödsinn!)

– Sollen wir jetzt durchzählen?

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! – Zurufe von der AfD: Gerne! – 
Ja! – Bitte!)

Okay. Wir müssen einen Hammelsprung machen um 
1.22 Uhr,

(Marianne Schieder [SPD], an die AfD ge-
wandt: Lächerlich!)

weil die AfD-Fraktion klären möchte, ob noch genügend 
Leute hier sind. Also werden wir jetzt einen Hammel-
sprung machen.

(Heidi Reichinnek [DIE LINKE], an den 
Abg. Stephan Brandner [AfD] gewandt: Ein-
mal im Leben wichtig fühlen, wa? – Frauke 
Heiligenstadt [SPD]: So viel zum Intelligenz-
quotienten eines Herrn Brandner!)

Ich bitte Sie also alle, den Raum zu verlassen und dann 
durch die Türen hinten einzeln wieder hereinzukommen.

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Wenn die AfD 
in den Ausschüssen so arbeiten würde, wie sie 
hier Show abzieht, dann hätte sie mehr geleis-
tet! – Gegenruf von der AfD: Nullleister! – 
Weiterer Gegenruf des Abg. Stephan Protschka 
[AfD]: Nur weil Sie das Arbeiten nicht ge-
wöhnt sind!)

Ich bitte Sie jetzt, den Raum zu verlassen.

(Christian Petry [SPD]: Die größten Faulenzer 
auf der anderen Seite machen jetzt so was! – 
Gegenruf des Abg. René Bochmann [AfD]: 
„Faulenzer“? Das klären wir mal draußen, 
junger Freund!)

– Also, Gewaltandrohungen werden hier nicht akzeptiert. 
Jemand, der hier Gewalt androht, wird auch nicht wieder 
reingelassen. Das möchte ich mal deutlich sagen.

(Stephan Protschka [AfD]: Er hat es doch bloß 
angedroht! „Das klären wir draußen“, hat er 
gesagt!)

– Herr Abgeordneter, ich erteile Ihnen einen Ordnungs-
ruf.

(Stephan Protschka [AfD]: Wem denn? Mir? 
Warum?)

– Wenn Sie jetzt noch diskutieren, erteile ich Ihnen gleich 
noch einen Ordnungsruf.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Ja, immer 
zu! – Frauke Heiligenstadt [SPD]: Ja, dann 
kann er wenigstens rausgehen!)

Ich mache darauf aufmerksam, dass die Feststellung 
der Beschlussfähigkeit in Verbindung mit der Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung auf 
Drucksache 20/2480 durch Zählung der Stimmen erfolgt.

Ich erinnere Sie noch mal daran, dass Sie den Raum 
verlassen müssen. – Sie müssen bitte hinausgehen, dürfen 
nicht hereinkommen.

Ich mache Sie noch einmal darauf aufmerksam, dass 
wir beim Reinkommen über die Beschlussempfehlung 
abstimmen. Das heißt, diejenigen, die mit Ja stimmen 
wollen, gehen durch die Ja-Tür, und wer der Beschluss-
empfehlung nicht zustimmen möchte, geht durch die 
Nein-Tür; bereiten Sie sich bitte darauf vor.

Ich bitte, die Türen jetzt zu schließen. Sind hier drin 
alle vorbereitet, stehen überall Schriftführer bereit? – Per-
fekt. Dann eröffne ich jetzt die Abstimmung.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP], den Plenarsaal 
betretend: Fürs Protokoll: Der Abgeordnete 
Ullmann war schon in der ersten REM-Phase!)

Ist noch jemand im Zulauf? – Ich warte jetzt noch eine 
Minute, und dann schließe ich die Abstimmung. – Ich 
schließe die Abstimmung und bitte, uns das Ergebnis zu 
bringen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abgegebene Stim-
men: 184. Zur Beschlussfähigkeit sind jedoch 369 Stim-
men erforderlich.

(Stephan Brandner [AfD]: Na, so was! Habe 
ich doch gemerkt!)

Das Haus ist somit nicht beschlussfähig. Infolge der Be-
schlussunfähigkeit hebe ich die Sitzung gemäß § 45 Ab-
satz 3 Satz 1 unserer Geschäftsordnung auf.

(Stephan Brandner [AfD]: Gute Nacht!)

Um 1.58 Uhr berufe ich nun die nächste Sitzung des 
Deutschen Bundestages ein auf heute, Freitag, den 8. Juli 
2022, 9 Uhr. 

Ich danke Ihnen und wünsche Ihnen noch eine gute 
kurze Restnacht.

(Schluss: 1.58 Uhr)1) Anlage 16
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Aschenberg-Dugnus, 
Christine

FDP

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Beyer, Peter CDU/CSU

Bystron, Petr AfD

Dağdelen, Sevim DIE LINKE

De Ridder, Dr. Daniela SPD

Deligöz, Ekin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Ferschl, Susanne DIE LINKE

Ganserer, Tessa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gava, Manuel SPD

Grütters, Monika CDU/CSU

Heil (Peine), Hubertus SPD

Hennig, Anke SPD

Hennig-Wellsow, Susanne DIE LINKE

Hess, Martin AfD

Katzmarek, Gabriele SPD

Keller, Rainer Johannes SPD

Kemmer, Ronja  
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)

CDU/CSU

Köhler, Dr. Lukas FDP

Komning, Enrico AfD

König, Anne CDU/CSU

Körber, Carsten CDU/CSU

Korte, Jan DIE LINKE

Kreiser, Dunja SPD

Larem, Andreas SPD

Latendorf, Ina DIE LINKE

Lay, Caren DIE LINKE

Lemke, Steffi BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Lindner, Christian FDP

Lugk, Bettina SPD

Miazga, Corinna AfD

Möhring, Cornelia DIE LINKE

Möller, Siemtje SPD

Müntefering, Michelle SPD

Münzenmaier, Sebastian AfD

Mützenich, Dr. Rolf SPD

Naujok, Edgar AfD

Nietan, Dietmar SPD

Nolte, Jan Ralf AfD

Pantazis, Dr. Christos SPD

Papenbrock, Wiebke  
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)

SPD

Pau, Petra DIE LINKE

Pohl, Jürgen AfD

Renner, Martin Erwin AfD

Schamber, Rebecca SPD

Schielke-Ziesing, Ulrike AfD

Schmid, Christoph SPD

Schröder, Ria FDP

Schwartze, Stefan SPD

Sthamer, Nadja SPD

Storjohann, Gero CDU/CSU

Straubinger, Max CDU/CSU

Strengmann-Kuhn, 
Dr. Wolfgang

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Tippelt, Nico FDP

Ulrich, Alexander DIE LINKE

Vogel, Johannes FDP

Weeser, Sandra FDP

Witt, Uwe fraktionslos

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   5041 



Abgeordnete(r)

Yüksel, Gülistan SPD

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO
der Abgeordneten Harald Ebner und Filiz Polat 
(beide BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zu der na-
mentlichen Abstimmung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu 
Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Aus-
bau der erneuerbaren Energien und weiteren Maß-
nahmen im Stromsektor
(Zusatzpunkt 4)
Wind- und Solarenergie sind unverzichtbar zur Errei-

chung einer klimaneutralen, unabhängigen und kosten-
günstigen Energieversorgung. Dafür muss der ins Sto-
cken geratene Ausbau der erneuerbaren Energien enorm 
beschleunigt werden. Es ist gut, dass nach 16 Jahren Ver-
schleppung jetzt endlich zahlreiche Weichen dafür ge-
stellt werden. Dazu waren auch Änderungen im Natur-
schutzrecht vorzunehmen, um die Vereinbarkeit des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien mit Naturschutz si-
cherzustellen und Verfahren zu standardisieren, zu be-
schleunigen und rechtssicher auszugestalten.

Zeitgleich mit der Klimakrise hat die weltweite Bio-
diversitätskrise katastrophale Ausmaße angenommen. 
Die Ursachen für dieses Aussterben und die Gefährdung 
vieler Tier- und Pflanzenarten liegen dabei in einer seit 
Jahrzehnten ungebremsten Flächeninanspruchnahme, die 
täglich immer weiteren Lebensraum von Arten vernich-
tet. Zigtausende wildlebende Tiere werden Schlagopfer 
unserer Mobilität: an Straßen, Schienen, Wasserstraßen 
und Flugrouten. Ausgeräumte und entwässerte Agrar-
landschaften ohne Strukturen bieten den Arten unserer 
Ökosysteme zu wenig Überlebensraum. Die Allgegen-
wart von Pestiziden dezimiert die Arten weiter drastisch 
mit allen Folgen für die Nahrungskette. Die katastrophale 
Klimaerwärmung ist zusammen mit den genannten Fak-
toren einer der größten Treiber für das Artensterben. Des-
halb muss auch der Ausbau der erneuerbaren Energien 
gerade im Interesse des Artenschutzes zügig voranschrei-
ten.

Wir müssen diesen Ausbau allerdings so klug aus-
gestalten, dass wir nicht an anderer Stelle im Naturhaus-
halt größeren Schaden anrichten, als wir beheben. Der 
Grundsatz der vierten Änderung im Bundesnaturschutz-
gesetz ist daher im Kern richtig:

Insbesondere bundesweite Standardisierungen beim 
Umgang mit Artenschutzvorgaben im Rahmen des EU- 
Rechts sind ein gebotenes und probates Mittel beim Ab-
bau von Rechtsunsicherheiten und damit für Beschleuni-
gung von Planungs- und Genehmigungsverfahren. Wirk-
same Artenhilfsprogramme sind eine Voraussetzung 
dafür, trotz einer höheren Zahl artenschutzrechtlicher 

Ausnahmen die Populationen gefährdeter windsensibler 
Arten gezielt zu stärken und damit europäische Arten-
schutzvorgaben einzuhalten.

Die Ursachen für lange Planungs- und Genehmigungs-
verfahren sind allerdings komplex: mangelnde Personal-
kapazitäten in Behörden, Verhinderungsplanung auf 
kommunaler Ebene, fehlerhafte Antragsunterlagen, nicht 
sachgerechte Abstandsvorgaben zu Wohnbebauung, Nut-
zungskonkurrenzen, unzureichende Digitalisierung und 
fehlende Daten zu lokalen Populationen windsensibler 
Arten. Wirksame Beschleunigung muss all diese Punkte 
adressieren.

Bundesregierung und Koalition hatten sich das Ziel 
gesetzt, beim Windkraftausbau den Artenschutzbelangen 
ausreichend Rechnung zu tragen. Letzte Änderungen im 
Gesamtpaket widersprechen diesem Ziel und sind ein 
Vertrag zulasten des Naturschutzes.

Beispiellos im bisherigen Naturschutzrecht ist die Be-
weislastumkehr im Bereich der Faktenberücksichtigung 
in den Genehmigungsverfahren. So soll künftig nicht 
mehr der Vorhabenträger die vor Ort realfaktisch leben-
den Vogelarten erheben, sondern seitens der Behörden 
auf dort vorhandene virtuelle – und kaum aktuelle – Da-
tenbestände zurückgegriffen werden. Den Behörden wird 
faktisch untersagt, Vor-Ort-Begehungen anzuordnen. Auf 
dieser Basis ist eine seriöse Risikoabschätzung nicht 
möglich.

Ein Kernelement der neuen Regelung sollte sein, die 
Populationen der fraglichen Tierarten stabil zu halten 
und zu verbessern. Nur so ließen sich die Regelannahmen 
der artenschutzrechtlichen Prüfung im neuen § 45b 
BNatSchG europarechtskonform und naturschutzfach-
lich angemessen rechtfertigen und ausgestalten. Dazu 
braucht es wirksame Vermeidungs- und Schutzmaßnah-
men und schnell wirksame, umfassende bundesweite Ar-
tenhilfsprogramme.

Die im Entwurf noch enthaltenen sinnvollen Regelun-
gen zur Vermeidung von Vogelkollisionen mit Wind-
kraftanlagen im Zusammenhang mit landwirtschaftlicher 
Nutzung im direkten Umfeld der Anlagen wurden gestri-
chen. Mit dem Wegfall dieser Vermeidungsmaßnahmen 
ist anzunehmen, dass sich die Schlagopferzahl rund um 
Anlagen im Zuge des Windkraftausbaus deutlich erhöhen 
wird.

Die neu eingeführten Zumutbarkeitsschwellen begren-
zen die Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen un-
ter das fachlich erforderliche Maß, um die Populationen 
wirksam schützen zu können.

Die Artenhilfsprogramme nach § 45d BNatSchG be-
nötigen für ihre Wirksamkeit eine breite Palette an Instru-
menten. Neben der notwendigen finanziellen Ausstattung 
bedarf es einer fachlichen Umsetzung. Die zuletzt erfolg-
ten Änderungen legen diese ohne Not und nicht sachge-
recht auf einzelne Instrumente fest und schließen andere 
Möglichkeiten, wie den teils auch notwendigen Flächen-
erwerb, aus. Das schränkt deren Umsetzbarkeit und 
Wirksamkeit von vornherein deutlich ein und bedeutet 
eine fachlich kaum begründbare Schwächung von Natur- 
und Artenschutz ohne Nutzen für die Beschleunigung der 
Energiewende.
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Diesen Änderungen gegenüber der Entwurfsfassung 
des Gesetzes habe ich als zuständiger Berichterstatter 
im federführenden Ausschuss daher nicht zugestimmt, 
auch weil sie die EU-Rechtskonformität des Gesetzes in 
hohem Maße gefährden.

Dennoch stimme ich dem Gesamtpaket zu, um den so 
lange überfälligen Ausbau der erneuerbaren Energien 
nicht zu gefährden und damit die Basis für den notwen-
digen Klimaschutz und für Energieunabhängigkeit zu 

schaffen. Bei der weiteren Ausgestaltung und Umsetzung 
der Artenhilfsprogramme sowie der künftigen Auswei-
sung der als sogenannte „Go-to-Gebiete“ einzustufenden 
Plangebiete wird umso mehr darauf zu achten sein, dass 
die betroffenen Populationen umfassend berücksichtigt 
und in ihrem Erhaltungszustand stabilisiert und verbes-
sert und im gleichen Umfang Vorranggebiete für Natur- 
und Artenschutz bereitgestellt werden.

Anlage 3 

Ergebnis und Namensverzeichnis
der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl der Unabhängigen Bundesbeauftragten für 
Antidiskriminierung teilgenommen haben
(Tagesordnungspunkt 12)

Abgegebene Stimmkarten: 671 

Jastimmen* Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Ferda Ataman 376 278 14 3

* Zur Wahl sind mindestens 369 Jastimmen erforderlich.

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken

Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck

Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll

Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller 

(Chemnitz)
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth 

(Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
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Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl

Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels

Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos 

Firnhaber
Dr. Wolfgang Schäuble
Dr. Christiane Schenderlein

Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef 

Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David 

Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Lotte Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias Bacherle
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
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Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller

Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai

Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Anikó Merten
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg

Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Nicole Westig
Dr. Volker Wissing

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Robert Farle
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder- 

Kühnel
Jochen Haug
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Frank Rinck
Bernd Schattner
Eugen Schmidt
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Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Clara Bünger
Sevim Dağdelen
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Nicole Gohlke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn

Andrej Hunko
Ralph Lenkert
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte

Jessica Tatti

Kathrin Vogler

Dr. Sahra Wagenknecht

Janine Wissler

Fraktionslos

Matthias Helferich

Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des von den Abgeordneten Karsten 
Hilse, Steffen Kotré, Dr. Rainer Kraft, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion der AfD ein-
gebrachten Entwurfs eines neunzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Atomgesetzes

(Zusatzpunkt 18)

Jakob Blankenburg (SPD): Heute Vormittag haben 
wir genau an dieser Stelle einen gewaltigen Schritt in 
Richtung Zukunft getan. Wir haben ein Gesetzespaket 
auf den Weg gebracht, mit dem wir den Ausbau der er-
neuerbaren Energien massiv voranbringen und die 
Grundlage für eine klimaneutrale Energieerzeugung 
schaffen.

Der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion, den wir jetzt in 
der ersten Lesung beraten, zielt genau in die andere Rich-
tung. Er zielt auf eine Wiederbelebung der Vergangen-
heit, eine Wiederbelebung der Atomenergie.

Konkret wird gefordert, die drei noch am Netz befind-
lichen Atomkraftwerke nicht Ende dieses Jahres ab-
zuschalten, sondern sie für 20 Jahre weiter zu betreiben. 
Das Argument dahinter ist die angespannte Situation auf 
dem Energiemarkt vor dem Hintergrund des Angriffs-
krieges Russlands auf die Ukraine. Das ist bemerkens-
wert. Die AfD-Fraktion nutzt hier das Feigenblatt einer 
Notsituation, um das zu fordern, was sie immer schon 
wollte: eine Rückkehr zur Atomkraft. Das ist unseriös 
und beschämend. Dass sie dafür neuerdings Schützen-
hilfe aus den Reihen der CDU/CSU-Fraktion und auch 
der FDP-Fraktion bekommt, ist traurig.

Die angespannte Situation in der Versorgung mit 
fossilen Energieträgern wird für eine Rolle rückwärts ge-
nutzt: Es geht zurück zu einer Technologie, die unbe-
streitbar unbeherrschbare Risiken mit sich bringt – Risi-
ken, die uns der Krieg gegen die Ukraine in besonderer 
Weise erneut vor Augen geführt hat.

Knapp 2 000 Kilometer von Berlin entfernt in Sapo-
rischschja wurde das größte Atomkraftwerk Europas an-
gegriffen und war für Wochen von Überwachungssyste-
men abgeschnitten. In Deutschland wuchs die Sorge vor 
einer radioaktiven Kontamination, und der Ruf nach Jod-
tabletten für die Bevölkerung wurde laut. Es ist für mich 
vollkommen unverständlich, in einer solchen Situation 
die Risiken der Atomenergie zu verharmlosen oder sogar 
zu negieren.

Im vorliegenden Gesetzentwurf der AfD-Fraktion 
kommt das mit der Atomkraft verbundene Risiko erst 
gar nicht vor. Wenn im Gesetzentwurf von Gefahr die 
Rede ist, bezieht sich diese ausschließlich auf die Gefahr 
einer möglichen Energiemangelsituation. Diese Gefahr 
besteht. Das bestätigt der zuständige Minister Robert 
Habeck, und das bestätigt Bundeskanzler Olaf Scholz. 
Deutlich wurde dies auch durch die Ausrufung der 
Alarmstufe des Notfallplans Gas vor zwei Wochen.

Aber die Schlüsse, die wir als Fortschrittskoalition 
ziehen, sind andere als die der AfD-Fraktion und auch 
der Union. Es wird Tempo gemacht bei der Gesetzgebung 
zum Ausbau der erneuerbaren Energien, Tempo gemacht 
beim Neubau von LNG-Terminals, und es werden Vor-
kehrungen für Gasmangellagen getroffen. Das alles ist 
richtig und notwendig. Und es ist das, was tatsächlich 
hilft, wenn es darum geht, die Energieversorgung zu sta-
bilisieren.

Ein Weiter-so bei der Atomenergie hilft uns nicht: Die 
noch aktiven Atomkraftwerke in Deutschland tragen nur 
mit überschaubaren 6 Prozent zur Energieversorgung in 
Deutschland bei. Sie liefern Strom – unser drängendstes 
Problem ist aber die Wärmeversorgung. Hier fehlt uns 
Gas. Diese Lücke können Atomkraftwerke nicht schlie-
ßen – Atomkraftwerke produzieren keine Wärme.

Zudem können Atomkraftwerke rein technisch nicht 
das ersetzen, was Gaskraftwerke leisten: Gaskraftwerke 
sind hochflexibel und können bei Spitzenlasten schnell 
mehr Energie liefern oder bei geringerem Energiebedarf 
weniger. Atomkraftwerke können nur kontinuierlich 
Strom produzieren und können somit keine Spitzenlasten 
puffern.

(A) 
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Die Debatte um Rückkehr zur Atomkraft ist ein Irr-
weg. Die aktuelle geopolitische Lage darf nicht miss-
braucht werden, um unter dem Deckmantel der Energie-
sicherheit eine Verschiebung des Ausstiegs aus der 
Atomenergie herbeizuführen.

Lassen Sie uns die Kräfte bündeln, um konstruktiv die 
Zukunft zu gestalten – mit zukunftsfähigen Lösungen, 
nicht mit einem Rückgriff auf die Vergangenheit.

Helmut Kleebank (SPD): Zum wiederholten Male 
diskutieren wir die Atomfrage. Dabei sind alle Argu-
mente ausgetauscht. Neue Erkenntnisse, die eine neue 
Bewertung der Lage erfordern würden: Fehlanzeige.

Auch wenn das hier ein Gesetzentwurf der AfD ist, von 
der ich nichts anderes erwartet hätte, verwundert doch der 
Kurs der Union, die ja seit einiger Zeit in diese Debatte 
eingestiegen ist und nun vehement die Verlängerung der 
Atomkraft in Deutschland fordert. Für die Union ist das ja 
quasi der Ausstieg aus dem Ausstieg vom Ausstieg des 
Ausstiegs aus der Atomkraft. Einen verrückteren energie-
politischen Schlingerkurs kann man sich kaum vorstel-
len. In der letzten Wahlperiode hat die Union den Ausbau 
der Erneuerbaren nach Kräften blockiert. Gestern ging es 
Ihnen dann nicht schnell genug mit den Erneuerbaren, 
heute steigen Sie um auf die Atomkraft. Offenbar wech-
seln Sie Ihre energiepolitischen Vorstellungen schneller 
als manch andere ihre Socken.

Nun aber noch zum vorliegenden Antrag. Begründet 
wird dieser mit der voraussichtlich schwierigen Lage vor 
allem in Bezug auf die Gasversorgung im kommenden 
Winter. Dabei geht es zunächst um die technische Mach-
barkeit. Ganz lapidar führt die Begründung aus, diese sei 
gegeben. Kein Wort zum lange festgelegten Ausstiegs-
pfad und all seinen Aspekten, kein Wort zur Frage der 
überfälligen Sicherheitsüberprüfungen, kein Wort zu den 
absehbaren und langjährig erfassten durchschnittlichen 
Stillstandszeiten, kein Wort zu der auf Abbau gestellten 
Personalplanung! Allenfalls zu den angeblich geringen 
Personalkosten für das bisschen Personal, das noch er-
forderlich wäre, wird etwas gesagt, mal ganz abgesehen 
davon, dass es hier um speziell geschultes, hochqualifi-
ziertes Personal und nicht um angelernte Hilfskräfte geht.

Immerhin zur Beschaffung der Brennstäbe äußert sich 
die Begründung. Diese sei ganz leicht. Weil aber die 
Beschaffung doch etwas dauern könnte – das benannte 
Gutachten rechnet mit zwölf Monaten Vorlauf –, wäre ja 
mit den jetzigen Brennstäben der Streckbetrieb möglich.

An dieser Stelle zeigt sich der erste Widerspruch: Wird 
die Atomkraft im Herbst heruntergedrosselt und lediglich 
im Streckbetrieb fortgesetzt, um den Betrieb bis zur Lie-
ferung neuer Brennstäbe sicherzustellen, muss dies durch 
Kohle und Öl ersetzt werden. Die neuen Brennstäbe wür-
den dann in zwölf Monaten zur Verfügung stehen. Für die 
möglicherweise in diesem Winter bevorstehende Gas-
mangellage ist der vorliegende Vorschlag also offenbar 
auch unter diesem Aspekt keine Lösung.

Damit bin ich bei der Frage, was die Atomkraft als 
Ersatz für fehlendes Erdgas bringt. Die Antwort ist sim-
pel: fast nichts. Strom aus Atomkraftwerken bringt keine 
Prozesswärme für die Industrie, keine Wärme in die gas-

beheizten Wohnungen und keinerlei Grundstoff für die 
betreffenden Produkte, bei deren Herstellung Erdgas als 
Grundstoff erforderlich ist. Dies alles lässt sich durch 
Atomstrom nicht ersetzen. Und selbst beim Strom ist 
durch den Streckbetrieb im Winter nicht mit mehr elek-
trischer Energie, sondern sogar mit weniger zu rechnen.

All das haben Bundeskanzler Olaf Scholz und Wirt-
schaftsminister Robert Habeck mehrfach ganz klar erläu-
tert. Sie haben auch erläutert – anders als im Antrag aus-
geführt –, dass die Entscheidung gegen eine Fortführung 
der Atomkraft eine ganz klare politische Abwägungsent-
scheidung ist, nämlich eine Abwägung zwischen den 
Schwierigkeiten, die objektiv zu meistern wären, einer-
seits und einem möglichen Nutzen für die Bewältigung 
der aktuellen Lage sowie den Kosten, die daraus entste-
hen würden, andererseits.

Apropos Kosten: Sie führen aus, dass keine Kosten 
entstehen. Gleichzeitig aber enthält Ihr Gesetzentwurf 
eine Klausel, nach der die Betreiber einen Ersatz für 
entgangenen Gewinn erhalten, falls die weiterbetriebenen 
AKW früher als nach 20 Jahren wieder vom Netz gehen 
sollten. Diese Gewinnabsicherung ist schwer zu bezif-
fern. Immerhin gibt es Schätzungen, die auf eine Größen-
ordnung von bis zu 1 Million Euro pro Tag und Meiler 
hindeuten. Bei drei Meilern wären das dann rund 1 Milli-
arde Euro pro Jahr. Aber – das gehört ja zur Wahrheit 
dazu – Sie wollen ja gar nicht, dass die Meiler vorher 
vom Netz gehen, wie aus der Begründung hervorgeht.

In Wahrheit geht es diesem Gesetzentwurf darum, die 
Atomkraft dauerhaft für die Stromerzeugung zu nutzen. 
Damit ist aber die Ausgangslage, auf die Sie am Beginn 
der Begründung verweisen, nämlich eine bevorstehende 
Gasknappheit im kommenden Herbst/Winter, in keiner 
Weise mehr adressiert. Sie haben damit Ihren eigenen 
Gesetzentwurf ad absurdum geführt. Er wird daher kei-
nerlei Zustimmung der Ampel erfahren.

Stattdessen stellen wir mit unserem Energiepaket in 
dieser Woche die Weichen für den schnellstmöglichen 
und umfassenden Umbau der deutschen Energieversor-
gung auf die erneuerbaren Energien, der uns sehr bald 
unabhängig macht von Gas, Kohle, Öl und Atomenergie.

Judith Skudelny (FDP): Diese Bundesregierung ar-
beitet auf der Basis des gegenseitigen Vertrauens. Wir 
vertrauen darauf, dass die jeweiligen Minister ihren Auf-
gaben nachkommen und diese erfüllen. Die Versorgungs-
sicherheit der deutschen Bevölkerung und der Industrie 
und Wirtschaft zu gewährleisten, ist die vornehmste Auf-
gabe des Wirtschaftsministers.

Bis heute hat er einen guten Job gemacht. Trotz einer 
schwierigen geopolitischen Lage hat er in den vergange-
nen fünf Monaten die Sicherheit der Energieversorgung 
gewährleistet. Zudem haben wir Maßnahmen ergriffen, 
die mittelfristig die Versorgung in Deutschland diversifi-
ziert und autarker machen:

Zum einen sind wir neue Rohstoffpartnerschaften ein-
gegangen und haben zudem den Bau von LNG-Terminals 
massiv beschleunigt. Zum anderen wird in dieser Woche 
ein umfassendes Gesetzespaket zum beschleunigten Aus-
bau von Windenergie auf See und an Land beschlossen.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   5047 



Die Frage, die sich nun stellt, ist, ob diese Maßnahmen 
ausreichend sind, um die Energieversorgung unserer Be-
völkerung und Wirtschaft auch schon in diesem Herbst 
vor dem Hintergrund des anhaltenden Ukrainekrieges 
sicher und bezahlbar zu halten. Wir Freien Demokraten 
haben an vielen Stellen bereits gesagt, dass wir den Wei-
terbetrieb der deutschen Kernkraftwerke in der heutigen 
Situation für verantwortbar halten. Dies ist kein Geheim-
nis.

Allerdings ganz so einfach, wie es der Gesetzentwurf 
suggeriert, sollte das Thema nicht behandelt werden. Wir 
glauben, dass lediglich für den Streckbetrieb nur geringe 
Neuinvestitionen notwendig sein werden. Streckbetrieb 
bedeutet, dass die vorhandene Restlaufzeit der Kernkraft-
werke so eingeteilt wird, dass die verbleibende Energie-
erzeugung über einen längeren Zeitraum „gestreckt“ 
wird. Für jedwede weitere Nutzung der Kernkraftwerke 
müsste aus unserer Sicht auch die Sicherheit der Anlagen 
überprüft und auf den neuesten Stand gebracht werden. 
Hierzu wären neue Investitionen notwendig.

Aber gerade diese neuen Investitionen sehen die Be-
treiber der Kernkraftwerke kritisch. Über die letzten von 
ihnen getätigten Investitionen wurde noch bis ins Jahr 
2021 gerichtlich gestritten. Diese Auseinandersetzung 
endete nicht nur mit einem Imageschaden der Betreiber, 
welche gegen die Bundesregierung klagen mussten, son-
dern auch mit einer Niederlage der Bundesregierung, die 
die Rechte der Betreiber nicht ausreichend berücksichtigt 
hatte. Vor diesem Hintergrund ist es nur nachvollziehbar, 
dass dieselben Betreiber, die in der Vergangenheit 
schlechte Erfahrungen mit der deutschen Bundesregie-
rung – und hier mit Beteiligten aller demokratischen Par-
teien der Mitte – gemacht haben, sich nicht freudestrah-
lend in ein neues wirtschaftliches Abenteuer begeben.

Die Stimmung innerhalb Europas und innerhalb der 
Bevölkerung hat sich geändert. Gerade vor dem Hinter-
grund der Herausforderungen des Klimawandels und der 
Energiekrise zeigen sich mehr Menschen offen gegen-
über der Neu- und Weiternutzung von Kernenergie. Das 
Europäische Parlament hat gestern beschlossen, Kern-
energie als „grün“ einzustufen. Innerhalb dieses Hauses 
und innerhalb der Bundesregierung liegen aktuell die 
Mehrheiten jedoch noch anders. Das nehmen wir als 
Freie Demokraten zur Kenntnis.

Die Verantwortung für die Energie- und Versorgungs-
sicherheit, dass Strom sicher, sauber und bezahlbar 
bleibt, auch im Herbst 2022 und im Frühjahr 2023, liegt 
beim Klima- und Wirtschaftsminister. Unsere Haltung 
zur Kernenergie ist ihm bekannt. Der Minister hat auch 
in der Vergangenheit eine unglaubliche Wendigkeit in 
seinen Positionen bewiesen. Sollte es die Situation erfor-
dern, werden wir dem Minister auch bei einer Wendigkeit 
im Hinblick auf die Kernenergie den Rücken stärken. 
Unser Vertrauen hat er, dass er die richtigen Entscheidun-
gen zum richtigen Zeitpunkt treffen wird.

Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Michael Kruse, Valentin Abel, 
Katja Adler, Renata Alt, Jens Beeck, Karlheinz 
Busen, Otto Fricke, Knut Gerschau, Philipp 
Hartewig, Ulrike Harzer, Peter Heidt, Katrin 
Helling-Plahr, Katja Hessel, Dr. Christoph 
Hoffmann, Carina Konrad, Alexander Graf 
Lambsdorff, Jürgen Lenders, Dr. Thorsten Lieb, 
Kristine Lütke, Till Mansmann, Claudia Raffelhüs-
chen, Anja Schulz, Matthias Seestern-Pauly, und 
Rainer Semet (alle FDP) zu den Abstimmungen 
über den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU sowie zu dem von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP eingebrach-
ten Entwurf eines Gesetzes zur Bereithaltung von 
Ersatzkraftwerken zur Reduzierung des Gasver-
brauchs im Stromsektor im Fall einer drohenden 
Gasmangellage durch Änderungen des Energie-
wirtschaftsgesetzes und weiterer energiewirtschaft-
licher Vorschriften

(Tagesordnungspunkt 18)

Dem von den Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP eingebrachten Gesetzentwurf und der 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Klimaschutz 
und Energie stimme ich zu, den Änderungsantrag der 
Fraktion CDU/CSU auf Drucksache 20/2620 lehne ich 
ab.

Das heute vom Deutschen Bundestag verabschiedete 
Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz ist ein notwendiger 
Schritt angesichts der Tatsache, dass Russland seine 
Energieressourcen als Instrument einer aggressiven 
Außenpolitik einsetzt, geltende Verträge bricht und sich 
damit als unzuverlässiger Handelspartner erweist. Die 
Sicherheit der Versorgung von Menschen und Unterneh-
men mit Erdgas muss gewährleistet werden.

Wir müssen die Gasspeicher schnellstmöglich füllen 
und die Nutzung von Erdgas dort reduzieren, wo es er-
setzbar ist. In einer solchen Lage darf es keine Denk- und 
Debattenverbote geben. Denn: Jeder Kubikmeter zählt. 
Die Verantwortung für die Energieversorgungssicherheit 
gebietet es, den befristeten Weiterbetrieb der noch lau-
fenden Kernkraftwerke ernsthaft in Erwägung zu ziehen. 
Zumindest so lange, bis die Erdgasversorgung über LNG- 
Terminals und neue Lieferverträge anderweitig gesichert 
ist. Diese Kraftwerke genügen höchsten Sicherheitsstan-
dards und können einen wichtigen, wenn auch begrenz-
ten, Beitrag zur Gaseinsparung leisten. Die Stellung-
nahme von Wirtschafts- und Umweltministerium wurde 
in einer anderen Lage verfasst und wird mit ernsthaftem 
Widerspruch konfrontiert. Sie kann darum nicht die ab-
schließende Grundlage einer Entscheidung sein.

Diese Entscheidung muss schnellstmöglich, aber auf 
Basis einer transparenten sowie sachlich fundierten Prü-
fung und unter Abwägung aller Belange getroffen wer-
den. Auch eine zeitweise Wiederinbetriebnahme der 
kürzlich vom Netz gegangenen Kernkraftwerke darf da-
bei nicht von vornherein ausgeschlossen werden. Im Rah-
men dieser Prüfung müssen auch die Potenziale dieser 
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Kraftwerke für eine Dämpfung der Energiepreise, die 
eine hohe Belastung für viele Menschen und Unterneh-
men darstellen, eine Rolle spielen.

Auch wenn der Wunsch nach einer ergebnisoffenen 
Prüfung und der Nutzung der Kernenergie zur Lösung 
der Energiekrise von mir geteilt wird, kann dem Ände-
rungsantrag von CDU/CSU aber nicht zugestimmt wer-
den. Eine gesellschaftlich derart sensible Frage, die die 
Bundesrepublik seit Jahrzehnten beschäftigt, auf Verord-
nungswege regeln zu wollen, wird ihrer politischen Trag-
weite nicht gerecht. Die hierfür notwendige Legitimation 
kann nur der Gesetzgeber selbst schaffen. Sollte die ge-
forderte Prüfung tatsächlich in einer befristeten Weiter-
nutzung der Kernkraft münden, wäre – falls nötig – auch 
eine Sondersitzung des Deutschen Bundestages jederzeit 
möglich.

Anlage 6 

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Martin Gassner-Herz, 
Dr. Stephan Seiter und Konrad Stockmeier (alle 
FDP) zu den Abstimmungen über den Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU sowie zu dem 
von den Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP eingebrachten Entwurf eines Geset-
zes zur Bereithaltung von Ersatzkraftwerken zur 
Reduzierung des Gasverbrauchs im Stromsektor 
im Fall einer drohenden Gasmangellage durch Än-
derungen des Energiewirtschaftsgesetzes und wei-
terer energiewirtschaftlicher Vorschriften

(Tagesordnungspunkt 18)

Dem von den Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP eingebrachten Gesetzentwurf und der 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Klimaschutz 
und Energie stimme ich zu, den Änderungsantrag der 
Fraktion CDU/CSU auf Drucksache 20/2620 lehne ich 
ab:

Das heute vom Deutschen Bundestag verabschiedete 
Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz ist ein notwendiger 
Schritt angesichts der Tatsache, dass Russland seine 
Energieressourcen als Instrument einer aggressiven 
Außenpolitik einsetzt, geltende Verträge bricht und sich 
damit als unzuverlässiger Handelspartner erweist. Die 
Sicherheit der Versorgung von Menschen und Unterneh-
men mit Erdgas muss gewährleistet werden. Wir müssen 
die Gasspeicher schnellstmöglich füllen und die Nutzung 
von Erdgas dort reduzieren, wo es ersetzbar ist. In einer 
solchen Lage darf es keine Denk- und Debattenverbote 
geben. Denn: Jeder Kubikmeter zählt.

Die Verantwortung für die Energieversorgungssicher-
heit gebietet es, den befristeten Weiterbetrieb der noch 
laufenden Kernkraftwerke ernsthaft in Erwägung zu zie-
hen. Zumindest so lange, bis die Erdgasversorgung über 
LNG-Terminals und neue Lieferverträge anderweitig ge-
sichert ist. Diese Kraftwerke genügen höchsten Sicher-
heitsstandards und können einen wichtigen, wenn auch 
begrenzten, Beitrag zur Gaseinsparung leisten.

Die Stellungnahme von Wirtschafts- und Umwelt-
ministerium wurde in einer anderen Lage verfasst und 
wird mit ernsthaftem Widerspruch konfrontiert. Sie 
kann darum nicht die abschließende Grundlage einer Ent-
scheidung sein. Diese Entscheidung muss schnellstmög-
lich, aber auf Basis einer transparenten sowie sachlich 
fundierten Prüfung und unter Abwägung aller Belange 
getroffen werden. Auch eine zeitweise Wiederinbetrieb-
nahme der kürzlich vom Netz gegangenen Kernkraft-
werke darf dabei nicht von vornherein ausgeschlossen 
werden. Im Rahmen dieser Prüfung müssen auch die 
Potenziale dieser Kraftwerke für eine Dämpfung der 
Energiepreise, die eine hohe Belastung für viele Men-
schen und Unternehmen darstellen, eine Rolle spielen.

Auch wenn der Wunsch nach einer ergebnisoffenen 
Prüfung und der Nutzung der Kernenergie zur Lösung 
der Energiekrise von mir geteilt wird, kann dem Ände-
rungsantrag von CDU/CSU aber nicht zugestimmt wer-
den. Eine gesellschaftlich derart sensible Frage, die die 
Bundesrepublik seit Jahrzehnten beschäftigt, auf Verord-
nungswege regeln zu wollen, wird ihrer politischen Trag-
weite nicht gerecht. Die hierfür notwendige Legitimation 
kann nur der Gesetzgeber selbst schaffen. Sollte die ge-
forderte Prüfung tatsächlich in einer ausschließlich be-
fristeten Weiternutzung der Kernkraft münden, wäre – 
falls nötig – auch eine Sondersitzung des Deutschen Bun-
destages jederzeit möglich. Wir würden einer befristeten 
Weiternutzung der Kernkraft nur zustimmen, wenn si-
chergestellt wäre, dass der benötigte Brennstoff nicht 
von Russland oder seinen Partnerstaaten geliefert werden 
würde.

Anlage 7 

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Maximilian Funke-Kaiser (FDP) 
zu den Abstimmungen über den Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU sowie zu dem von den 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Be-
reithaltung von Ersatzkraftwerken zur Reduzie-
rung des Gasverbrauchs im Stromsektor im Fall 
einer drohenden Gasmangellage durch Änderun-
gen des Energiewirtschaftsgesetzes und weiterer 
energiewirtschaftlicher Vorschriften

(Tagesordnungspunkt 18)
Der Deutsche Bundestag beschließt heute das Ersatz-

kraftwerkebereithaltungsgesetz. Dieses Gesetz ist ange-
sichts der aggressiven russischen Außenpolitik ein not-
wendiger Schritt. Russland setzt seine Energieressourcen 
als Machtinstrument ein, bricht geltende Verträge und 
erweist sich als unzuverlässiger Handelspartner. Die 
Energiepolitik der letzten Jahrzehnte ist retrospektiv als 
gescheitert zu bezeichnen. Denn die Bundesrepublik 
Deutschland befindet sich in einer beispiellosen Abhän-
gigkeit, die es schnellstmöglich aufzulösen gilt. Genau 
das macht die Ampelregierung derzeit. Bis wir zu einer 
diversifizierten, redundanten und sicheren Energieversor-
gung gelangt sind, muss die Versorgung von Menschen 
und Unternehmen mit Erdgas sichergestellt werden. Das 
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Füllen der Gasspeicher und die Reduzierung des Gasver-
brauches dort, wo es möglich ist, hat besondere Wichtig-
keit.

Bei diesem Vorhaben darf es keine Denk- und De-
battenverbote geben. Denn jeder zusätzlich gesparte Ku-
bikmeter hilft uns. Wir haben die Verantwortung, die 
Energieversorgungssicherheit sicherzustellen. Der Wei-
terbetrieb der noch laufenden Kernkraftwerke muss des-
halb in Erwägung gezogen werden. Auch eine zeitweise 
Wiederinbetriebnahme der kürzlich vom Netz gegange-
nen Kernkraftwerke darf nicht kategorisch ausgeschlos-
sen werden. Die deutschen Kernkraftwerke genügen 
höchsten Sicherheitsstandards und können in der an-
gespannten energiepolitischen Situation einen wichtigen 
Beitrag zur Gaseinsparung leisten. Die Stellungnahme 
von Wirtschafts- und Umweltministerium wurde in einer 
anderen Lage verfasst und wird mit einem ernsthaften 
Widerspruch konfrontiert. Sie kann darum nicht die ab-
schließende Grundlage einer Entscheidung sein. Diese 
Entscheidung muss schnellstmöglich, aber auf Basis ei-
ner transparenten sowie sachlich fundierten Prüfung und 
unter Abwägung aller Belange getroffen werden.

Der Wunsch nach einer ergebnisoffenen Prüfung und 
der Nutzung der Kernenergie zur Lösung der Energie-
krise wird von mir geteilt. Dennoch kann und werde ich 
dem Änderungsantrag von CDU/CSU nicht zustimmen. 
Eine gesellschaftlich derart sensible Frage, die die Bun-
desrepublik seit Jahrzehnten beschäftigt, sollte nicht auf 
Verordnungswege geregelt werden. Das wird der politi-
schen Tragweite nicht gerecht. Die hierfür notwendige 
Legitimation kann nur der Gesetzgeber selbst schaffen. 
Sollte die geforderte Prüfung tatsächlich in einer befris-
teten Weiternutzung der Kernkraft münden, wäre eine 
Sondersitzung des Deutschen Bundestages jederzeit 
möglich.

Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU: Caravaning-Tourismus fördern

(Tagesordnungspunkt 23)

Rita Hagl-Kehl (SPD): Ich freue mich, liebe Kollegin-
nen und Kollegen der CDU/CSU-Fraktion, dass Sie in 
Ihrem Antrag nun endlich erkannt haben, dass der Aus-
bau von E-Ladesäulen und Tankstellen für alternative 
Kraftstoffe sowie die Förderung des ÖPNV zentrale 
Maßnahmen für die Zukunft der Mobilität in unserem 
Land sind. Nur leider kommt dieser Geistesblitz reichlich 
spät. In den vergangenen zwölf Jahren, in denen das 
Bundesverkehrsministerium von verschiedenen CSU- 
Ministern geführt wurde, haben Sie sich lieber anderen 
Projekten, wie zum Beispiel der Pkw-Maut, gewidmet. In 
dieser Zeit wurden sowohl die Energiewende hin zur 
E-Mobilität als auch der ausreichende Ausbau des 
ÖPNV verschlafen oder schlichtweg ignoriert.

In unserer neuen Fortschrittsregierung, in der es zum 
Glück keinen CSU-Verkehrsminister mehr gibt, wurden 
diese Themen allerdings schon früh im Koalitionsvertrag 
aufgegriffen. Mit dem neuen Masterplan Ladeinfrastruk-
tur II legt die Bundesregierung einen besonderen Schwer-
punkt auf die Kommunen; denn in vielen deutschen 
Kommunen gibt es oft keine einzige E-Ladestation. Ge-
rade für den Caravaning-Tourismus, der fast ausschließ-
lich im ländlichen Raum stattfindet, ist dies eine wichtige 
Voraussetzung dafür, dass zukünftig mehr E-Wohn-
mobile auf deutschen Straßen unterwegs sind. Der Plan 
sieht vor, dass bis 2030 1 Million öffentlich zugängliche 
Ladestationen verfügbar sind.

Mit dem Deutschlandtakt hat sich die Bundesregierung 
zudem ein langfristiges Ziel gesetzt, durch das bundes-
weit die Züge des Nah-, Fern- und Güterverkehrs besser 
aufeinander abgestimmt und mehr Kapazitäten auf der 
Schiene geschaffen werden. Ein solches Projekt, das 
den Zugverkehr nachhaltig für die Herausforderungen 
der Zukunft fit macht, wäre auch eine gute Idee für die 
zwölf Jahre im CSU-Verkehrsministerium gewesen. Auf 
der letzten Verkehrsministerkonferenz im Mai wurden 
zudem – wie wir es im Koalitionsvertrag versprochen 
haben – die Regionalisierungsmittel um 750 Millionen 
Euro erhöht. Ab 2023 werden zusätzlich 3 Milliarden 
Euro zur Verfügung gestellt. Dies ist unabhängig vom 
ÖPNV-Rettungsschirm, der mit 1,2 Milliarden Euro co-
ronabedingte Einnahmeausfälle des ÖPNV hälftig durch 
den Bund ausgleicht.

In seinem letzten Punkt fordert der Antrag die Bundes-
regierung auf, „… die Schaffung ausreichender Parkmög-
lichkeiten an Autobahnraststätten zu unterstützen ...“. 
Hier stellt sich zuerst einmal die Frage, wie es derzeit 
mit Parkmöglichkeiten an Autobahnen aussieht. Laut ei-
ner aktuellen Studie der Bundesanstalt für Straßenwesen 
suchen pro Nacht im Schnitt rund 25 000 Lkw-Fahrer 
vergeblich nach Park- und Abstellplätzen an deutschen 
Autobahnen. Besonders prekär ist die Lage der Lkw- 
Stellplätze übrigens in Bayern und Nordrhein-Westfalen. 
Als Folge dieses Mangels an Stellplätzen müssen viele 
Fahrer ihre Lkw „illegal“ abstellen, um die Nachtruhe-
regelungen einzuhalten. Das Statistische Bundesamt wies 
im Mai 2021 aus, dass sich der Anteil von Lkw an der 
insgesamt erbrachten Transportleistung im Güterverkehr 
im Jahr 2020 in Deutschland auf rund 72,5 Prozent belief. 
Der Lkw-Güterverkehr ist somit zentral für die Wirt-
schaft unseres Landes, weswegen die Bereitstellung von 
Abstell- und Parkmöglichkeiten an Autobahnen für Lkw 
hier zu Recht die oberste Priorität hat. Der aktuelle Fi-
nanz- und Realisierungsplan der Autobahn GmbH des 
Bundes sieht für die Jahre 2021 bis 2025 700 Millionen 
Euro Investitionen für Rastanlagen an Bundesautobahnen 
vor, um hier mehr Kapazitäten zu schaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU-Frak-
tion, vielleicht erinnern Sie sich ja noch: In der letzten 
Wahlperiode, vor fast zwei Jahren, wurde unter der 
Drucksache 19/29759 ein fast identischer Antrag durch 
die damalige Opposition gestellt. Genau wie jetzt auch 
wurde gefordert, dass man als Bundesregierung mehr 
Parkmöglichkeiten an Autobahnen zur Verfügung stellen 
solle. Zu Recht haben Sie als Teil der Regierungskoali-

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                  5050 



tion damals im Tourismusausschuss empfohlen, den An-
trag abzulehnen. Ihre Begründung: Lkw-Stellplätze ha-
ben Vorrang vor Caravaning-Stellplätzen.

Lena Werner (SPD): Eingangs möchte ich eine An-
merkung Richtung CDU/CSU-Fraktion machen. Es gab 
Ihrerseits das Vorhaben, hier heute im Plenum über den 
von Ihnen gestellten Antrag „Rechte der Frauen weltweit 
stärken” zu debattieren. Als Tourismuspolitikerin freue 
ich mich natürlich, hier und heute über für den Tourismus 
relevante Themen sprechen zu können. Als Feministin 
bin ich jedoch eher ziemlich erstaunt, wie Sie hier ange-
sichts der aktuellen Ereignisse in den USA priorisieren. 
Mich würde auch persönlich sehr interessieren, wie Sie 
die Rechte der Frauen stärken wollen.

Dennoch freue ich mich, dass hier eine Teilbranche des 
Tourismus Aufmerksamkeit erfährt. Auch wir von der 
SPD-Fraktion finden es unterstützenswert, den Carava-
ningsektor weiterhin genau im Blick zu haben und be-
darfsorientiert von politischer Seite zu unterstützten. 
Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU- 
Fraktion, warum denn bitte genau den Wirtschaftszweig 
fördern, der nach diesen schweren Zeiten innerhalb der 
Tourismuswirtschaft noch am glimpflichsten davon-
gekommen ist und in bestimmten Bereichen auch noch 
wachsen konnte? Die Menschen haben doch zu Zeiten 
der Hochsaison der Coronapandemie von Fernreisen auf 
Reisen in Deutschland umgeschwenkt, und es wurden zu 
einer Vielzahl Caravans und Campingfahrzeuge gekauft.

Aber im Bereich der Tourismusbranche wollen wir 
zum aktuellen Zeitpunkt und nach den harten Pandemie-
zeiten nicht nur auf Nischenthemen setzen. Mit der Fort-
führung und dem Ausbau der nationalen Tourismusstra-
tegie wollen wir als Koalition das große Ganze angehen. 
Besonders die Teile und Querschnitte der Branche sollen 
gefördert werden, die nur gerade so die Krise finanziell 
überleben konnten. Mit der Fortführung der nationalen 
Tourismusstrategie packen wir die Themen an, die so-
wohl akut, aber auch zukünftig von großer Bedeutung 
sind: wettbewerbsfähiger Tourismus, Fachkräftesiche-
rung, Klimaneutralität und Digitalisierung. Diese Eck-
punkte wurden gestern vom Kabinett beschlossen. Und 
ja, die dort enthaltenen Ziele werden auch dem Carava-
ningsektor zugutekommen. Gerade hinsichtlich des – alle 
Branchen umfassenden – Arbeitskräftemangels müssen 
wir jetzt schnellstmöglich mit neuen Konzepten der Ar-
beitskräftegewinnung begegnen.

Darüber hinaus fällt der von Ihnen geforderte Ausbau 
von Stellplätzen nun einmal in den Bereich der Kom-
munen. Wir können und wollen hier nichts von Bundes-
ebene herab diktieren. Außerdem scheint es zu Teilen im 
Antrag so, als würden Sie, liebe CDU/CSU-Fraktion, hier 
als Sprachrohr für den Herstellerverband fungieren. Na-
türlich ist es begrüßenswert, dass der Verkauf von Cara-
vans und Camperfahrzeugen den inländischen Tourismus 
ankurbeln. Aber mehr Caravans heißt auch im Gesamt-
schnitt mehr Autos und trägt zu einer höheren Auslastung 
auf den Straßen bei. Ich lade Sie sehr gerne zu einem 
Besuch bei mir an der Mosel ein, damit Sie sich ein 
Bild davon machen können, wie hoch die Belastung 
sein kann.

Zusammengefasst: Den drängenden Themen der ak-
tuellen Herausforderungen in der Tourismuspolitik be-
gegnen wir nicht, indem wir bereits wirtschaftsstarke 
Zweige außerordentlich fördern.

Also vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
CDU/CSU-Fraktion, dass Sie es mal wieder und ins-
besondere so kurz vor der Sommerpause geschafft haben, 
das Parlament mit solchen Scheindebatten zu beschäfti-
gen. Unter konstruktiver Oppositionsarbeit verstehe ich 
etwas anderes. Und auch der Branche ist damit nicht 
geholfen. Fokussieren wir uns bitte auf die wirklichen 
Probleme, um Lösungen dafür zu finden.

Reginald Hanke (FDP): Auch für die FDP-Bundes-
tagsfraktion ist ganz klar: Caravaning ist ein wichtiger 
Faktor im Deutschland-Tourismus. Das Reisen mit 
Wohnwagen und Wohnmobilen sichert Arbeitsplätze 
auf den knapp 5 000 Campingplätzen hierzulande, in 
der technischen Weiterentwicklung, in der Produktion 
und im Handel. Das Potenzial für die Wirtschaft im länd-
lichen Raum, unter anderem im Einzelhandel, ist enorm. 
Auch touristische Attraktionen und Freizeitparks profi-
tieren von dieser höchst individuellen Form der Mobili-
tät.

Für die Menschen, die sich zunehmend an dieser Ur-
laubsform erfreuen, bedeutet es gerade in diesen schwie-
rigen Zeiten, Freiräume für sich nutzen und mit der Mög-
lichkeit zu verbinden, unser wunderbares Land und seine 
Schätze zu entdecken. Wichtig ist aber, auch das Poten-
zial der ausländischen Caravan-Touristen im Blick zu 
halten. Fast schon legendär sind ja allein die vielen Ge-
spanne mit niederländischen Kennzeichen, die auf deut-
schen Straßen und Campingplätzen unterwegs sind. Auch 
nicht zu vergessen ist, wie viele deutsche Caravan-Rei-
sende in den Nachbarländern ebenfalls sehr gern gese-
hene Gäste sind. Dazu findet man allerdings kein Wort 
in Ihrem Antrag. Macht aber nichts; das große Ganze 
haben dafür wir im Blick.

Verehrte Kollegen der CDU/CSU, seien Sie versichert, 
dass individuelle Mobilität und die Freiheit, zu reisen, 
wann und wohin Sie möchten, in der DNA der FDP fest 
verankert sind. Das dürfte Sie wohl kaum überraschen. 
Und genau deshalb arbeitet das Verkehrsministerium mit 
den Experten unserer Fraktion an einer breitangelegten 
Strategie, die auch auf Caravan-Reisende aus dem In- und 
Ausland ein besonderes Augenmerk legt. Im Gegensatz 
zur vorherigen Bundesregierung haben wir allerdings mit 
der Umsetzung bereits begonnen.

In Ihrem Antrag fordern Sie etwa, die Errichtung von 
E-Ladesäulen und Tankstellen für alternative Kraftstoffe 
zu fördern. Möglichweise ist Ihrer Aufmerksamkeit ent-
gangen, dass diese Bundesregierung im Januar bereits 
eine Beauftragte für Ladesäuleninfrastruktur eingesetzt 
hat, die sich mit Hochdruck darum kümmert, das zu kom-
pensieren, was die alte Bundesregierung über viele Jahre 
verschlafen hat.

Sie fordern, Anreize für Kommunen zu schaffen, um 
den ÖPNV und Sharing-Angebote auszubauen. Das hört 
sich gut an. Es ist jedoch widersinnig, hierfür die Interes-
sen der Campingtouristen vorzuschieben.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                                                                                                                                                                                   5051 



Ihre Forderung, die Politik möge sich auf EU-Ebene 
bei der Revision der Dritten Führerscheinrichtlinie für 
eine Verbesserung der Voraussetzungen für Reisemobil-
fahrer einsetzen, ist in erster Linie ein Arbeitsauftrag an 
die Union selbst; immerhin stellen die Konservativen im 
EU-Parlament die größte Fraktion. Und wie Ihnen eben-
falls bekannt sein dürfte, wird das leider frühestens erst 
2024 entschieden. Machen Sie also Ihren eigenen Leuten 
in Brüssel mal richtig Dampf! Unsere Regierung unter-
stützt übrigens die Revision.

Ein wenig skurril mutet es an, dass Sie die Forderun-
gen der FDP aus dem Jahre 2021 zur Anpassung des 
Überholverbots für Reisemobile sowie zur Schaffung 
ausreichender Parkmöglichkeiten an Autobahnraststätten 
fast wörtlich abgeschrieben zu haben scheinen. Wen es 
genau interessiert, der kann das in der Bundestagsdruck-
sache 19/29759 gern nachlesen. Diese Vorhaben sind 
ebenfalls jahrelang unter Ihrer Regierung einfach nicht 
angepackt worden. Wir aber kümmern uns nun darum 
und fördern zum Beispiel Projekte der Parkflächenerwei-
terung an Autobahnraststätten mit Zuschüssen von bis zu 
90 Prozent.

Lassen Sie mich daher zusammenfassend und ab-
schließend feststellen: Die Union hatte 16 Jahre lang Zeit, 
die Dinge anzugehen, die sie heute von der Bundesregie-
rung fordert. Nun kopieren Sie die damaligen Anträge der 
FDP, reichern diese ein wenig mit den bekannten Forde-
rungen des europäischen Caravaning-Verbandes an, fü-
gen ein paar lokalpolitische Themen hinzu und legen 
das als Antrag vor.

Im Gegensatz zur Vorgängerregierung hat das Bundes-
ministerium für Digitales und Verkehr die Caravaning- 
Branche fest im Blick und arbeitet bereits aktiv an deut-
lichen Verbesserungen für Wohnmobilurlauber und Cam-
per, übrigens auch im Sinne unserer Nationalen Touris-
musstrategie und der ressortübergreifenden „Nationalen 
Plattform Zukunft des Tourismus“.

Der Überweisung des Antrags an den Ausschuss stim-
men wir zu. Die Karawane zieht weiter.

Thomas Lutze (DIE LINKE): Die CDU/CSU hat ei-
nen Antrag zum Thema Caravaning-Tourismus vor-
gelegt. Wie die CDU/CSU richtig erkennt, ist der Cara-
vaning-Tourismus nicht nur ein Wachstumsmarkt, 
sondern auch eine wichtige Alternative in Zeiten einer 
Pandemie und Chaos an Flughäfen. Die Vorschläge der 
CDU/CSU zur Förderung des Caravanings finden wir 
grundsätzlich begrüßenswert, allerdings muss an einigen 
Stellen noch nachgeschärft werden. Positiv hervorheben 
möchte ich, dass die CDU/CSU die Wichtigkeit eines gut 
ausgebauten ÖPNVs für den Tourismus endlich erkennt. 
Gerade im Bereich des Caravaning-Tourismus setzt das 
eine Förderung im ländlichen Raum voraus.

Aber zu den Problemen des Antrags. Aus eigener Er-
fahrung weiß ich, dass auch eine langjährige Fahrpraxis 
nicht ausreicht, um Fahrzeuge mit höherem Gewicht si-
cher und kontrolliert zu führen. Jeder mit einem alten 
Führerschein der Klasse 3 kann das sicher bestätigen, 
wenn er alle paar Jahre mal einen Lkw mit 7,5 Tonnen 
fährt. Weil Caravans auch aufgrund von elektrischen An-
trieben immer schwerer werden, geht Ihre Forderung, mit 

der EU-Führerscheinrichtlinie die neue Führerschein-
klasse B nach drei Jahren Führerscheinbesitz zu öffnen, 
zwar in die richtige Richtung, sollte aber durch eine zu-
sätzliche Nachschulung von vier bis sechs Stunden be-
gleitet werden. Entgegen der Suggestion Ihres Antrages 
ist der Besitz eines Führerscheins eben kein Nachweis für 
eine tatsächliche Fahrpraxis.

Beim Thema Überholverbot möchte ich Ihrem Antrag 
deutlich widersprechen. Ein Überholverbot für Fahr-
zeuge über 3,5 Tonnen sollte bestehen bleiben. Nicht 
angepasste Geschwindigkeit ist die Hauptursache für Un-
fälle bei dieser Fahrzeugklasse und sollte nicht durch 
Überholvorgänge begünstigt werden. Der ACE fordert 
daher auch, dass es für diese Fahrzeugklasse eine Höchst-
geschwindigkeit gibt. Diese Punkte können wir gerne 
ausgiebig im Ausschuss diskutieren.

Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Rede

zur Beratung des von den Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Beschleunigung von 
Beschaffungsmaßnahmen für die Bundeswehr 
(Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetz – 
BwBBG)

(Tagesordnungspunkt 20)

Ali Al-Dailami (DIE LINKE): Meine Damen und Her-
ren von der Bundesregierung, der von Ihnen vorgelegte 
Gesetzentwurf soll Ihrer Darstellung nach die Beschaf-
fungsmaßnahmen für die Bundeswehr beschleunigen, um 
so das Problem mangelnder Ausrüstung der Soldatinnen 
und Soldaten anzugehen. Doch ohne grundlegende Än-
derungen in den maroden Beschaffungsstrukturen ist eine 
einfach nur schnellere Beschaffung doch überhaupt keine 
Garantie dafür, dass die Bundeswehr über vernünftige 
Ausrüstung verfügt. Und genau das ist hier der Fall.

Ihr Gesetz liefert keine Änderungen in den bisher be-
kannten Problembereichen. So sollen zum Beispiel auch 
in Zukunft Vertragsstrafen auf lächerliche 3 Prozent des 
Gesamtauftragswerts gedeckelt bleiben, was zum Miss-
brauch des Vergabesystems regelrecht einlädt. Denn im-
mer wieder kommt es im Nachhinein zu Preisexplosio-
nen. Dazu nur ein Beispiel: Erst im März wurde der Fall 
der vollkommen überteuerten Beschaffung von zwei 
Tankschiffen für die Deutsche Marine durch die Bremer 
Lürssen-Werft aufgedeckt. Die zwei Schiffe haben final 
250 Millionen Euro mehr gekostet als vereinbart. Mit 
diesem Gesetz müssen die Konzerne also auch in Zukunft 
nicht befürchten, dass ihnen allzu sehr auf die Finger 
geschaut wird, wenn sie sich nebenbei mal wieder Mil-
lionen Euro zu viel einstecken, und das ist fahrlässig.

Das Beschaffungswesen ist jetzt schon intransparent 
und wird durch dieses Gesetz noch undurchsichtiger. So 
sollen sämtliche Informationen über die Verteidigungs-
fähigkeit der Bundeswehr stärker vor dem Zugriff feind-
lich gesinnter Staaten geschützt werden, so Ihr Argument. 
In erster Linie schneiden Sie aber den Informationsfluss 
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gegenüber der Öffentlichkeit ab. Doch die Bürgerinnen 
und Bürger haben ein Recht darauf zu erfahren, wie mit 
ihrem Geld umgegangen wird.

Sie wollen jetzt also Verfahren beschleunigen, statt sie 
zu präzisieren. Kürzer statt effektiver – das ist die Devise 
Ihres Gesetzes. Das heißt mal wieder: Man kippt Unmen-
gen öffentlicher Gelder in die schwarzen Kanäle der Rüs-
tungsindustrie, bevor man sich überhaupt Gedanken 
macht, wie der Geldverschwendung vorzubeugen ist, 
und deshalb stimmen wir mit Nein.

Anlage 10 

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Dr. Bernd Baumann (AfD) zu 
der namentlichen Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 2623 zu dem von den Fraktionen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Beschleuni-
gung von Beschaffungsmaßnahmen für die Bundes-
wehr (Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungs-
gesetz – BwBBG)

(Tagesordnungspunkt 20)

Ich erkläre im Namen der Fraktion der AfD, dass unser 
Votum, soweit Abgeordnete der Fraktion der AfD mit Ja 
gestimmt haben, einheitlich Ablehnung lautet.

Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU: Bewegungsgipfel jetzt ausrichten – Deutsch-
land durch Sport gesünder machen

(Zusatzpunkt 21)

Dr. Herbert Wollmann (SPD): Liebe Kolleginnen 
und Kollegen der Unionsfraktion, ich stimme Ihnen zu: 
Das Thema Bewegung und Sport nach Corona ist in der 
Tat ein wichtiges, und zwar besonders für die Gesundheit 
und Entwicklung von Kindern – aber natürlich auch für 
Erwachsene. Daher ist das Thema für uns in der Ampel-
koalition und für Ministerin Faeser auch „Chefinnen-
sache“.

Die Ministerin hat sich nicht nur für die Ausrichtung 
des Bewegungsgipfels eingesetzt. Sie hat sich außerdem 
in der Sportministerkonferenz für das Programm „Re-
Start Sport“ starkgemacht, das nun gemeinsam mit dem 
DOSB ausgearbeitet wurde. Und auch die anderen zielge-
richteten Maßnahmen der Bundesregierung für den Sport 
während und nach Corona zeigen, dass es uns ernst ist, 
Deutschland wieder in Bewegung zu bringen.

Aus diesem Grund wird die Bundesregierung noch in 
diesem Jahr einen Bewegungsgipfel veranstalten. Dabei 
werden alle beteiligten Ressorts mit den Sportverbänden 

und den Bundesländern gemeinsam einen öffentlichen 
Startschuss setzen, um das erforderliche dauerhafte En-
gagement aller Beteiligten zu sichern.

Aber ich erinnere Sie daran, dass die Bundesregierung 
bereits enorme Anstrengungen unternommen hat, den 
Sport während der Coronapandemie zu unterstützen: 
Mit der Verlängerung des Kurzarbeitergeldes haben wir 
Vereine in die Lage versetzt, ihre Trainerinnen und 
Übungsleiter auch während des Lockdowns weiter zu 
beschäftigen. Nur so können sie für den Neustart des 
normalen Trainingsbetriebs – den wir momentan vieler-
orts erleben – zur Verfügung stehen.

Wenn es coronabedingte Umsatzrückgänge gab, sorg-
ten die Überbrückungs- und Neustarthilfen dafür, dass 
Unternehmen ihre betrieblichen Fixkosten decken konn-
ten. Unter den Antragstellern waren auch Tausende 
Sportvereine und Betreiber von Sportanlagen.

Auch die KfW hilft gemeinnützigen Organisationen 
mit zinsgünstigen Finanzierungen.

Wie erfolgreich diese Strategie der Bundesregierung 
war, hat der Vorstandsvorsitzende des DOSB, Torsten 
Burmester, erst gestern im Sportausschuss bestätigt.

Außerdem unterstützt die Bundesregierung maßgeb-
lich die Bewegungskampagne der Deutschen Sport-
jugend, das Programm „MOVE“. Denn Kinder und Ju-
gendliche müssen wieder für Sport und Bewegung 
begeistert werden – ganz gemäß dem Motto „Was Häns-
chen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr“.

Übrigens haben am Montag sowohl die Bundesfamili-
enministerin Lisa Paus als auch die Parlamentarische 
Staatssekretärin beim BMG, Sabine Dittmar, eine Ver-
anstaltung des DOSB zu dieser Bewegungskampagne be-
sucht. Dort haben sie einmal mehr deutlich gemacht, wie 
viel der Bundesregierung daran liegt, Impulse für Bewe-
gung, Sport und Spiel von Kindern und Jugendlichen zu 
setzen – Chefinnensache eben.

Daher wird es auch schon vor dem Bewegungsgipfel 
einen runden Tisch beim Gesundheitsministerium geben. 
Wir müssen mit allen wichtigen Akteuren über Bewe-
gung und Prävention ins Gespräch kommen. Denn die 
gesundheitliche Vorbeugung durch körperliche Aktivität 
wirkt!

Wir wissen wie wichtig Sport für Kinder ist – für 
Motorik und Fitness genauso wie für Gesundheit und 
soziale Entwicklung. Deshalb habe ich mich bereits wie-
derholt für die Anhebung des Schulsports auf drei Stun-
den pro Woche starkgemacht. Aber Sie wissen – liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Union –, dass wir auf 
Bundesebene eben nur begrenzten Einfluss auf das 
Thema Schulsport haben.

Und wenn wir über Kinder reden, dann müssen wir 
auch immer über die Schwimmfähigkeit reden. Denn 
das ist buchstäblich über-lebens-wichtig.

Und darum stehe ich auch im Kontakt mit den Ver-
tretern des Deutschen Schwimm-Verbands und auch des 
Deutschen Schwimmlehrerverbands. Wir müssen es hin-
kriegen, dass Schwimmbäder und Schwimmunterricht 
zur Verfügung stehen, und deshalb setzt sich die SPD- 
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Fraktion dafür ein, dass Schwimmstätten in den Förder-
richtlinien des Sportstättensanierungsprogramms beson-
ders berücksichtigt werden.

Lassen Sie mich noch auf einen weiteren Punkt kom-
men, der mir persönlich wichtig ist, nämlich die Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen am Sport. Sie bedeutet 
nämlich nicht nur die Teilnahme an körperlicher Ertüch-
tigung, sondern auch die soziale Inklusion.

Ich finde es besonders bedauerlich, dass nur 55 Prozent 
der Menschen mit Behinderungen in Deutschland Sport 
treiben. Um mehr Menschen mit Behinderungen für den 
Sport zu begeistern, freue mich daher sehr, dass der Deut-
sche Behindertensportverband gleichberechtigt an der 
Erarbeitung des „ReStart“-Konzepts mitgewirkt hat.

In diesem Zusammenhang bin ich auch besonders froh, 
dass mit den Nationalen Spielen der Special Olympics 
vor einigen Wochen ein tolles Event in Berlin stattgefun-
den hat. Mit der Austragung der Wettkämpfe im Berliner 
Stadtbild rückte der Behindertensport in den Mittelpunkt 
der Aufmerksamkeit. Ministerin Faeser war ja ebenfalls 
vor Ort, um die Veranstaltung zu unterstützen. Im nächs-
ten Jahr werden wir in Deutschland die Weltspiele der 
Special Olympics ausrichten, und Hunderte Kommunen 
in Deutschland werden als „Host-Towns“ Delegationen 
aus aller Welt empfangen. Das ist ein Signal für gelebte 
Integration und für die Begeisterung für Sport über die 
Grenzen von körperlicher oder geistiger Behinderung 
hinweg.

Wie Sie sehen, tut die Bundesregierung mehr als jede 
Regierung zuvor, um den Sport gerade während der Pan-
demie zu unterstützen, und es ist mir auch ein ganz per-
sönliches Anliegen. Ich bin nämlich seit Jahrzehnten 
selbst in Sportvereinen aktiv und weiß sehr um seinen 
Wert. Er ist so viel mehr als „nur“ körperliche Bewegung 
und sollte daher auch die entsprechende Wertschätzung 
erhalten.

Und es ist mir auch ein persönliches Anliegen als Inter-
nist und Sport-mediziner, im Kampf gegen Adipositas 
und den Folgeerkrankungen politisch aktiv zu sein. Das, 
was ich viele Jahrzehnte in meinem Beruf versucht habe, 
nämlich Menschen von einer gesunden und sportlichen 
Lebensweise zu überzeugen, werden wir jetzt politisch 
umsetzen.

In diesem Zusammenhang möchte ich abschließend 
darauf hinweisen, dass es im September auf Betreiben 
der Ampel zu einer gemeinsamen Sitzung des Sport- 
und Gesundheitsausschusses kommt. Wir setzen damit 
als Parlamentarier ein Zeichen, wie wichtig Präventions-
maßnahmen gerade in Zeiten von Covid für uns sind.

Philipp Hartewig (FDP): Ein Bereich, der in den ver-
gangenen Jahren besonders unter den pandemiebedingten 
Einschränkungen gelitten hat, ist der Sport. Der Sport mit 
all seinen Facetten. Der mangelnde Sport mit all seinen 
Auswirkungen. Von der Gesundheitsprävention über den 
klassischen Breiten- und Vereinssport, die gesamte Fit-
nessbranche bis hin zum Spitzensport. Ich bin Ihnen von 
der Union ehrlich dankbar, dass Sie uns mit Ihrem Antrag 
den Anlass bieten, hier und jetzt im Plenum darüber zu 
diskutieren.

Ja, die Lage ist ernst. Zwei Drittel der Deutschen be-
wegen sich täglich weniger als eine Stunde. Zwei Drittel 
der Männer und die Hälfte der Frauen in Deutschland 
sind übergewichtig. Ein Viertel der Erwachsenen sind 
stark übergewichtig – adipös. Fast die Hälfte der Kinder 
bewegt sich seit der Pandemie weniger.

Ja, wir müssen etwas ändern. Ja, wir müssen Deutsch-
land gesünder machen. Und dabei wird auch schnell klar: 
Ein bloßer Gipfel bringt uns nicht weiter, es braucht einen 
substanzreichen Prozess zur Lösung dieser Herausforde-
rungen. Ein Prozess, der sowohl die Breite als auch die 
Tiefe unserer Sportlandschaft einschließt: Fitnessstudios, 
Rehabilitationssportvereine, Sport für Menschen mit Be-
hinderung, Breiten- und Leistungssport in all seinen Fa-
cetten.

Einige Faktoren werden im Antrag ja auch richtiger-
weise angesprochen. Eines vermisse ich aber sowohl im 
Antrag als auch in den Redebeiträgen der Union: Selbst-
kritik und Selbstreflektion. Ihr habt einen großen Teil der 
Pandemie im Bund und die ganze Zeit in Sachsen die 
Regierung getragen. Sachsen – das Land der geschlos-
senen Sportstätten. Noch im Januar dieses Jahres – nicht 
2020 oder 2021 – war es mir nur in Sachsen nicht mög-
lich, als dreifach Geimpfter und Getesteter mit Termin 
nachts um 3 auf einer Outdoorsportanlage Sport zu ma-
chen. Absurd!

Nicht erst nach der Evaluation ist klar: Sport und Be-
wegung brauchen Vorfahrt. Es darf nie wieder zu kom-
pletten Sportstättenschließungen kommen. Nie wieder.

Es braucht mehr als einen Bewegungsgipfel. Wir brau-
chen eine Bewegungsoffensive, in welcher der geplante 
Gipfel ein Baustein ist. Eine sportlich aktive Gesellschaft 
muss weit und übergreifend gedacht werden.

Und dabei ist Ihnen als Union – als aufmerksame Ab-
geordnete – sicher bewusst, dass wir fraktionsübergrei-
fend einen gemeinsamen Austausch mit dem Gesund-
heitsausschuss für den 28. September terminiert haben, 
weil Sport und Bewegung immer ein Teil erfolgreicher 
Gesundheitspolitik sind.

Und wir denken das Thema weit. Es ist ein Thema für 
Generationen, für jeden und jede. Es ist ein Thema von 
der Bewegung zu Hause, im Park über den Vereinssport 
bis zum Muskeltraining im Fitnessstudio. Es betrifft uns 
alle. Wir alle sind Teil davon und müssen Teil davon sein.

Auch wir Abgeordneten können da mit gutem Beispiel 
vorangehen. Wer von Ihnen, wer von euch sich uns Freien 
Demokraten zur morgendlichen Laufrunde anschließen 
möchte, ist gern dazu eingeladen. Wir treffen uns das 
nächste Mal am Dienstag in der ersten Herbstsitzungs-
woche voraussichtlich um 6.30 Uhr am Marie-Elisabeth- 
Lüders Haus an der Spree.

In dem Sinne: Packen wir es gemeinsam an und Sport 
frei!
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Anlage 12 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung

– des von den Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Einführung virtueller Haupt-
versammlungen von Aktiengesellschaften und 
Änderung weiterer Vorschriften

– des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Einführung vir-
tueller Hauptversammlungen von Aktiengesell-
schaften und Änderung weiterer Vorschriften

(Tagesordnungspunkt 22)

Esra Limbacher (SPD): Heute wagen wir Fortschritt: 
Heute digitalisieren wir das Aktienrecht. Wir legen einen 
ausgewogenen Vorschlag zur Modernisierung des Akti-
engesetzes vor. Ziel ist und bleibt, die Aktionärsrechte 
auch im virtuellen Raum zu wahren. Gleichzeitig wollen 
wir den börsennotierten Unternehmen Rechtsicherheit 
geben.

Wichtig sind uns daher praxisorientierte Lösungsvor-
schläge. Die wichtigsten Aktionärsrechte auf dem Papier 
bringen uns nur dann etwas, wenn das Format der virtuel-
len Hauptversammlung in der Praxis auch angewandt 
wird. Ich bin sicher, dass wir mit den jetzt vorgelegten 
Änderungen beiden Seiten gerecht werden.

Wir haben in der öffentlichen Anhörung im Rechts-
ausschuss Meinungen von verschiedenen Seiten gehört. 
Alle Sachverständigen waren sich einig, dass die Digita-
lisierung ein wichtiger Schritt ist. Wir wurden aber auch 
darauf hingewiesen, dass es an einigen Stellen im Gesetz-
entwurf Verbesserungsbedarf gibt.

Wir haben alle Rückmeldungen und Einschätzungen 
der Sachverständigen sehr ernst genommen und geprüft. 
Unsere Aufgabe hier im Parlament war es, ein Gleichge-
wicht zu schaffen: auf der einen Seite Aktionärsrechte 
schützen und gleichzeitig auf der anderen Seite die Re-
gelungen so gestalten, dass das virtuelle Format der 
Hauptversammlungen auch für die Emittenten attraktiv 
ist.

Aus diesem Grund haben wir die Gegenstands-
beschränkung in § 118a Absatz 1 gestrichen, das Antrags-
recht allein durch Videokommunikation statt per Klick 
zulässig gemacht und die Versammlungsleitung gestärkt: 
Hier haben wir die Rechtssicherheit erhöht, da Fragen, 
die bereits vor der Versammlung hätten gestellt werden 
können, nicht mehr zugelassen werden müssen.

Selbstverständlich halten wir am Fragerecht der Aktio-
närinnen und Aktionäre fest; denn sie können Fragen 
vorab einreichen sowie Fragen zu neuen Sachverhalten 
in der virtuellen Hauptversammlung stellen.

Wir halten auch fest an der Übergangsregelung. Dies 
haben wir mit Blick auf den Herbst entschieden. Wir 
wollen den Unternehmen hier Entscheidungsfreiheit las-
sen.

Wir haben festgelegt, dass alle elektronisch zu der Ver-
sammlung zugeschalteten Aktionärinnen und Aktionäre 
das Recht haben, zu allen Antworten des Vorstands nach-
zufragen, unabhängig davon, ob sie vorab eine Frage 
eingereicht haben und ob es sich um Nachfragen zu ei-
genen Fragen handelt oder nicht.

Wir haben zudem eine Beschränkungsmöglichkeit bei 
der Vorabbeantwortung von Fragen eingeführt. Dadurch 
kann die Gesellschaft eine Gesamthöchstzahl an Fragen 
festlegen.

Zu diesem Punkt haben mich Nachfragen erreicht, und 
ich möchte diese Rede gerne nutzen, um klarzustellen, 
dass eine Beschränkung der Fragenzahl immer auch an-
gemessen sein muss. Denn: Wir haben diesen Punkt als 
Instrument für eine effiziente Versammlungsführung ein-
geführt – unter der Prämisse, dass keinem Aktionär, kei-
ner Aktionärin die Antwort verweigert wird.

Last, but not least möchte ich gerne noch einen Punkt 
hervorheben: Ich freue mich sehr, dass wir neben den 
Aktiengesellschaften auch Genossenschaften einbezie-
hen. Sie sollen ihre Generalversammlungen ebenfalls 
weiterhin virtuell abhalten können.

Noch in dieser Legislatur wollen wir das Beschluss-
mängelrecht anpacken. Wir wollen es prüfen und ändern. 
Das ist eine große Aufgabe, eine wichtige Aufgabe.

Das wollten wir jetzt nicht im Schnelldurchgang zu-
sammen mit dem Aktiengesetz machen, sondern über-
legt, mit ausreichend Zeit und nach Einbeziehung von 
Expertinnen und Experten.

Seit Beginn der Pandemie können Hauptversammlun-
gen von Aktiengesellschaften digital stattfinden. Diese 
Regelung werden wir jetzt dauerhaft im Aktiengesetz 
verankern – für einen starken, zukunftsfähigen Wirt-
schaftsstandort Deutschland!

Mein Dank gilt meinen Kollegen Dr. Till Steffen und 
Dr. Thorsten Lieb sowie dem Bundesjustizministerium 
für die fachliche Expertise. Ich finde, das Ergebnis ist 
gelungen. Und es zeigt: Diese Koalition wagt Fortschritt. 
Diese Koalition handelt.

Ich werbe um eine breite Zustimmung.

Catarina dos Santos Firnhaber (CDU/CSU): Spä-
testens seit Februar dieses Jahres sprechen wir im Rah-
men des Angriffskriegs auf die Ukraine regelmäßig auch 
über die Cyberbedrohungslage. Bereits im Januar wurde 
diese bei einer Befragung von Unternehmen als größere 
Gefahr eingeschätzt als die Pandemie oder Naturkatastro-
phen. Sollten wir gerade in diesen Zeiten, in denen wir 
schon eine höhere Sensibilität bei diesem Themenkom-
plex erreicht haben, darauf verzichten, bei einem Gesetz, 
das ein Paradebeispiel für effektive und umfängliche Di-
gitalisierung sein kann, auf digitale Sicherheitsstandards 
einzugehen? Aus meiner Sicht lautet die Antwort eindeu-
tig: Nein.

In der deutschen Politik, auch bei der Ampelregierung, 
herrscht ein grundlegendes Problem, das sich auch im 
Gesetzgebungsprozess um virtuelle Hauptversammlun-
gen zeigt: Es fehlt ein grundlegendes Verständnis, eine 
Sensibilität für einen ganzheitlichen Ansatz bei der Digi-
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talisierung, der auch das Feld der Cybersicherheit ein-
bezieht. Cybersicherheit ist eine Grundvoraussetzung 
für digitales Vertrauen.

Laut Statista waren in Deutschland im Jahr 
2021 46 Prozent der Unternehmen von Cyberangriffen 
betroffen. Die Analyse des Spezialversicherers Hiscox 
aus diesem Jahr zeigt, dass die Kosten aufgrund von 
Internetkriminalität für Unternehmen in Deutschland in 
keinem anderen untersuchten Land höher ausfielen. Die 
Befragung zeigt zudem: Im Vergleich zu 2020 hat sich die 
Zahl der in Deutschland gemeldeten Cyberschäden im 
Jahr 2021 fast verdoppelt. Sollte das nicht Anlass zur 
Reaktion durch die Politik sein? Sogar im Entwurf der 
Digitalstrategie der Bundesregierung findet sich, zumin-
dest bisher, kein Hinweis dazu.

Was uns als Union beim Gesetzentwurf fehlt: jeglicher 
Anspruch, die digitalen Sicherheitsbedürfnisse der Aktio-
näre und der Unternehmen – schlichtweg: aller Beteilig-
ten – zu befriedigen. In keinem der vorgelegten Entwürfe, 
weder im Referentenentwurf noch im Kabinettsentwurf, 
wurde Wert auf das Thema Cybersicherheit gelegt. Das 
reicht nicht.

Bereits am 3. Februar 2021 stellte Professor Andreas 
Mayer im Rahmen des 17. IT-Sicherheitskongresses des 
BSI eine umfangreiche Studie vor, aus der eindeutig 
hervorgeht, dass bei knapp 72 Prozent der virtuellen 
Hauptversammlungen kritische Schwachstellen gefun-
den wurden, welche potenziell von Angreifern ohne Spe-
zialkenntnisse und mit geringen Ressourcen ausgenutzt 
werden konnten. Betroffen waren unter anderem virtuelle 
Hauptversammlungen großer deutscher Aktiengesell-
schaften aus bekannten Börsensegmenten, wie zum Bei-
spiel DAX und MDAX. Und auch wenn inzwischen viele 
der angesprochenen Schwachstellen in Zusammenarbeit 
mit den Plattformanbietern behoben werden konnten: Mit 
Blick auf die aktuelle und zukünftige Wichtigkeit von 
virtuellen Hauptversammlungen besteht hier weiter 
Handlungsbedarf, und dieser muss vom Gesetzgeber ad-
ressiert werden.

Es ist die Aufgabe der Politik, sicherzustellen, dass 
Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Rechts-
staatlichkeit auch in diesem Format gewährleistet sind. 
Können diese Schutzziele nicht verwirklicht werden, 
kann die Beeinflussung von virtuellen Hauptversamm-
lungen beispielsweise massive Konsequenzen an den Ka-
pitalmärkten auslösen. Es gilt, dies zu verhindern.

Trotzdem unterstützen wir ausdrücklich die Idee der 
Möglichkeit der digitalen Durchführung von Hauptver-
sammlungen. Das Instrument ist zeitgemäß, spart Kosten, 
ist nachhaltig, und alle Beteiligten profitieren von einer 
höheren Flexibilität. Doch das Gesetz muss eben auch gut 
gemacht sein.

Der Gesetzentwurf wird ohne das explizite Bedenken 
von Cybersicherheit den sich selbst gesteckten Zielen der 
Ampel im Hinblick auf Fortschritt und Digitalisierung 
nicht gerecht. Ich fordere Sie daher auf, unserem Ände-
rungsantrag zuzustimmen.

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ein 
weiteres wichtiges Gesetz in Richtung Digitalisierung! 
Das Format der virtuellen Hauptversammlung hat sich 
während der Pandemie bewährt, es brauchte aber eine 
sichere Ausgestaltung, um die Wahrung der Aktionärs-
rechte sicherzustellen. Einige Änderungen hinsichtlich 
Rechtssicherheit und Praktikabilität haben wir noch vor-
genommen. Es ist uns aus meiner Sicht gelungen, die 
Interessen der Emittenten und die der Aktionärinnen 
und Aktionäre in Ausgleich zu bringen. Ich plädiere den-
noch dafür, die Umsetzung des Gesetzes nun im Blick zu 
behalten und laufend zu evaluieren, ob insbesondere das 
Frage- und Antragsrecht der Aktionärinnen und Aktio-
näre tatsächlich uneingeschränkt gewahrt wird. Sollten 
wir diesbezüglich nachsteuern müssen, werden wir dies 
dann auch tun.

Mir persönlich war im Rahmen dieses Gesetzes eine 
Ergänzung von Regelungen für Genossenschaften beson-
ders wichtig, damit auch diese die Möglichkeit einer 
zeitgemäßen Generalversammlung erhalten. Genossen-
schaften sind eine soziale und demokratische Gesell-
schaftsform, die die Vorteile der virtuellen Versammlung 
für ihre Handlungsfähigkeit ebenfalls benötigt. Digitali-
sierung ist eine Chance für mehr Partizipation, und diese 
Chance sollte auch den Genossenschaften nicht verwehrt 
sein. Dem digitalen Aufholbedarf konnten wir teilweise 
mit der Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie begeg-
nen, und umso mehr freue ich mich, dass nun auch die 
virtuelle Versammlung ergänzt wird. So vermeiden wir 
Wettbewerbsnachteile und bringen das Genossenschafts-
recht auf die Höhe der Zeit. Genossenschaften fußen auf 
Prinzipien wie Selbsthilfe, Selbstverantwortung und 
Identität. Machen wir diese gemeinwohlorientierte Ge-
sellschaftsform fit für das digitale Zeitalter!

Amira Mohamed Ali (DIE LINKE): Wir stimmen 
heute über zwei Gesetzentwürfe der Koalition ab, mit 
denen die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Durchführung von virtuellen Hauptversammlungen von 
Aktiengesellschaften geschaffen werden sollen.

Während der Coronapandemie mussten wir alle lernen, 
mit virtuellen Werkzeugen umzugehen. Für die meisten 
von uns war das zunächst ungewohnt. Nach ein paar 
Monaten hatten wir uns aber daran gewöhnt, unsere Frak-
tions-, Partei- und sonstigen Sitzungen virtuell abzuhal-
ten. Selbst Weihnachten wurde in einigen Familien per 
Zoom gefeiert.

Für Unternehmen wurden anlässlich der Pandemie und 
den damit zusammenhängenden Kontaktbeschränkungen 
Sonderregelungen geschaffen, die gesetzlich vorge-
schriebene Zusammenkünfte von Gremien, wie die 
Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft, durch ein 
virtuelles Zusammenkommen ermöglichten. Entspre-
chende Regelungen wurden nicht nur für Kapitalgesell-
schaften, sondern auch für andere juristische Personen, 
etwa Vereine oder Genossenschaften, geschaffen.

Während zivilgesellschaftliche Organisationen, wie 
Parteien oder Vereine, ein besonderes Interesse haben, 
ihre Sitzungen wieder in Präsenz abzuhalten, gibt es sei-
tens der Unternehmen den verständlichen Wunsch, in 
Zukunft zumindest eine Auswahlmöglichkeit zwischen 
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virtuellen- und Präsenzsitzungen zu haben. Wir begrüßen 
das Vorhaben der Koalition, den Rahmen für eine prakti-
kable und rechtssichere Form der Durchführung virtuel-
ler Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften zu 
schaffen.

Positiv ist aus unserer Sicht auch die Schaffung einer 
dauerhaften Rechtsgrundlage für virtuelle Generalver-
sammlungen von Genossenschaften.

Entscheidend ist aus unserer Sicht, dass die Aktionärs-
rechte bei einer virtuellen Hauptversammlung in einem 
vergleichbaren Umfang wie bei einer Hauptversammlung 
in Präsenz gewahrt sind. Eine der wichtigen Prinzipien, 
mit denen eine lebendige Debattenkultur auf der Haupt-
versammlung ermöglicht werden soll, ist klassischer-
weise das Mündlichkeitsprinzip. Wir teilen in diesem 
Zusammenhang die Kritik, die unter anderem vom Dach-
verband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre ge-
äußert wird, wonach die vorgeschlagene Trennung von 
Rede- und Fragerecht bei virtuellen Hauptversammlun-
gen das Mündlichkeitsprinzip schwächt. Hier sollten 
nach unserer Auffassung bessere rechtliche und tech-
nische Lösungen möglich sein, um dem Mündlichkeits-
prinzip auch in virtuellen Sitzungen die notwendige Gel-
tung zu verleihen.

Bei den vorgelegten Entwürfen fehlen zudem Reglun-
gen, die hybride Sitzungen, bei denen in Präsenzsitzun-
gen eine virtuelle Zuschaltung von Teilnehmern erfolgt, 
rechtssicher regeln.

Das Ansinnen der Koalition, einen praktikablen und 
rechtssicheren Rahmen für die Durchführung von virtuel-
len Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften zu 
schaffen, begrüßen wir. Bei den konkreten Gesetzentwür-
fen sehen wir aber noch Nachbesserungsbedarf in Bezug 
auf die Rechte der Aktionärinnen und Aktionäre. Wir 
werden uns bei der Abstimmung daher enthalten.

Anlage 13 

Zu Protokoll gegebene Rede
zur Beratung des von den Abgeordneten Ates 
Gürpinar, Thomas Lutze, Susanne Ferschl, weite-
ren Abgeordneten und der Fraktion DIE LINKE 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Betäubungsmittelgesetzes – Entkriminali-
sierung von Cannabis
(Zusatzpunkt 22)

Martina Stamm-Fibich (SPD): Die Cannabislegali-
sierung ist uns ein wichtiges Anliegen. Viele Menschen 
leiden unter der bisherigen Prohibitionspolitik und müs-
sen für die Nutzung einer Droge, die weniger gefährlich 
als Alkohol ist, teilweise mit schweren Strafen rechnen. 
Umso frustrierender ist es, wenn wir uns nun an dieser 
Stelle mit Anträgen befassen müssen, die kein anderes 
Ziel haben, als ein paar billige politische Punkte zu sam-
meln.

Anstatt eines Gesamtkonzeptes zur Legalisierung for-
dert die Linkspartei an dieser Stelle, dass sich die Bun-
desregierung stattdessen mit der bloßen Entkriminalisie-

rung beschäftigt. Sie wissen ganz genau, dass dies 
Ressourcen im Ministerium binden würde, die gerade 
für die Ausarbeitung eines Konzepts zur Legalisierung 
benötigt werden.

Als Rechtfertigung wird dann das Gerücht gestreut, 
dass sich die Koalition uneinig wäre. Das ist Quatsch. 
Richtig ist, dass wir bereits deutlich weiter sind, als Sie 
unterstellen.

Der Konsultationsprozess im BMG ist bereits abge-
schlossen. Die Erkenntnisse, die der Drogenbeauftragte 
und das Haus aus den bisherigen Expertenanhörungen 
gezogen haben, werden aktuell in einem Eckpunktepa-
pier zusammengefasst, das nach der Sommerpause ver-
öffentlicht wird. Bis zum Jahresende werden wir über 
einen konkreten Referentenentwurf diskutieren. – Soweit 
zur tatsächlichen Sachlage.

Neben der Tatsache, dass die Linke anscheinend gerne 
mit windigen Annahmen arbeitet, ergibt der Gesetzent-
wurf aber auch inhaltlich keinen Sinn. Die Entlastung der 
Justiz ist nämlich nur einer der Vorteile, die sich aus der 
Legalisierung von Cannabis ergeben, und er ist beileibe 
nicht der wichtigste. Viel wichtiger ist es doch, dass wir 
den Schwarzmarkt austrocknen und dass wir die Bereiche 
Prävention und Gesundheitsschutz nach vorne bringen. 
Beides kann eine bloße Entkriminalisierung nicht leisten. 
Im Gegenteil: Es kann den Schwarzmarkt sogar poten-
ziell noch weiter wachsen lassen, nur zu entkriminalisie-
ren und nicht zu legalisieren. Das werden wir nicht zu-
lassen.

Wenn wir die negativen Folgen der bisherigen Prohi-
bitionspolitik endlich heilen wollen, dann müssen wir alle 
betroffenen Bereiche gemeinsam in einen stimmigen 
neuen Rechtsrahmen überführen. Dazu gehört, dass der 
Jugendschutz, das Strafrecht, das Straßenverkehrsrecht, 
die Prävention, aber auch ökologische und ökonomische 
Fragen zusammen adressiert werden. Weil der Gesetzent-
wurf der Linken genau das nicht tut, muss ich ihn leider 
ablehnen.

Anlage 14 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wahlprüfung, Immuni-
tät und Geschäftsordnung

– zu dem Antrag der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP: Einset-
zung des 1. Untersuchungsausschusses der 
20. Wahlperiode

– zu dem Antrag der Abgeordneten René 
Springer, Joachim Wundrak, Petr Bystron, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD: 
Einsetzung eines 1. Untersuchungsausschusses 
der 20. Wahlperiode zum deutschen politisch- 
militärisch-zivilen Engagement in Afghanistan 
2001 bis 2021

(Tagesordnungspunkt 8)
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Jörg Nürnberger (SPD): Bereits vor zwei Wochen 
haben wir hier über die Einsetzung des 1. Untersuchungs-
ausschusses in dieser Wahlperiode debattiert. Vonseiten 
der antragstellenden Koalitionsfraktionen und der Frak-
tion der CDU/CSU haben wir die Notwendigkeit dieses 
Untersuchungsausschusses zum Abzug aus Afghanistan 
betont. Wir haben die konkreten Ziele und Fragestellun-
gen des Ausschusses benannt und wir haben gezeigt, so 
denke ich, dass wir gewissenhaft und über Parteigrenzen 
hinweg aufarbeiten wollen, wie es zu der dramatischen 
und überstürzten Evakuierung kommen konnte. Es wur-
den bereits im Vorfeld der Evakuierung viele Fehler ge-
macht, es gab Kommunikationsprobleme, Abhängigkei-
ten und Fehleinschätzungen, die am Ende zu dieser 
Notlage führten.

Vor allem auch für künftige Einsätze wollen wir daraus 
Schlüsse ziehen. Wir müssen für jeden Auslandseinsatz 
eine Exitstrategie entwickeln, mit konkreten Einsatzplä-
nen, die im Falle eines sofort notwendigen Abzugs un-
mittelbar umgesetzt werden können.

Weil aber in der Debatte von links- und rechtsaußen 
der Einsatz in Afghanistan grundsätzlich kritisiert wurde, 
möchte ich hier – zu später Stunde – noch einmal in 
Erinnerung rufen, was bis zu unserem Abzug erreicht 
worden ist.

Es ist nämlich eine Tatsache, dass wir in unserem 
20-jährigen Engagement in Afghanistan durchaus auch 
Erfolge zu verzeichnen haben. Hiervon möchte ich nur 
einige Beispiele nennen, um noch einmal zu verdeutli-
chen, wie viel wertvolle Arbeit hier von allen Beteiligten 
geleistet wurde:

Die Anzahl der 7- bis 12-jährigen Mädchen, die zur 
Schule gehen, ist von 40 Prozent im Jahr 2002 auf 80 Pro-
zent im Jahr 2021 gestiegen.

Die Alphabetisierung der Gesamtbevölkerung ist von 
18 Prozent auf 43 Prozent gestiegen.

Die medizinische Versorgung wurde verbessert.

Entwicklungshilfen aus Deutschland sind seit 2002 auf 
über 400 Millionen US-Dollar gestiegen.

Wir haben Zugang zu sauberem Trinkwasser für 3 Mil-
lionen Menschen in ländlichen Gebieten und für 2,5 Mil-
lionen Menschen in Kabul, Herat und Kunduz geschaf-
fen.

Es ist eine fast 500 Kilometer lange Überlandleitung 
zur Gewährleistung einer Stromversorgung für circa 
3 Millionen Menschen im Norden und im Zentrum des 
Landes entstanden.

Das sind, wie schon gesagt, nur einige Beispiele für 
Verbesserungen, die wir trotz allem erreichen konnten.

An dieser Stelle möchte ich mich daher bei allen, die 
diese Entwicklungen ermöglicht haben, ganz herzlich 
bedanken. Ihnen gilt unsere Dankbarkeit und größter 
Respekt für ihren unermüdlichen Einsatz für Menschen-
rechte, Demokratie und den innerafghanischen Friedens-
prozess. Das werden wir auch bei der Arbeit im Unter-
suchungsausschuss nie vergessen. Das sind wir diesen 
Menschen schuldig.

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Wir alle hier im 
Haus haben wahrscheinlich noch immer deutlich die dra-
matischen Bilder der Afghanistan-Evakuierungsmission 
vom August 2021 vor Augen. Kinder – Säuglinge teil-
weise – die von verzweifelten Eltern durch die Menge 
gereicht werden, in der Hoffnung, dass diese in ein bes-
seres Leben ausgeflogen werden können, Tausende Af-
ghanen, die in ihrer Verzweiflung das Rollfeld am Flug-
hafen Kabul blockieren, bedrängt von den Taliban, die 
den Zugang zum Flughafen von außen abriegelten – das 
ließ wohl niemanden kalt.

Die politischen Umstände, die zu diesen Ereignissen 
geführt haben, gilt es nun aufzuarbeiten, konsequent zu 
reflektieren und daraus für die Zukunft zu lernen. Dies 
gebietet der Respekt gegenüber den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in allen beteiligten deutschen Behörden, ge-
genüber denen der dort engagierten NGOs und auch ge-
genüber den Menschen und Ortskräften in Afghanistan.

Und natürlich gebietet es dieser Respekt vor allem 
gegenüber den Soldatinnen und Soldaten der Bundes-
wehr, denen unser ganz besonderer Dank gilt. 59 von 
denen, die in Afghanistan dienten, kamen nicht wieder 
nach Hause. Bei ihnen und ihren Angehörigen sind un-
sere Gedanken.

Wir haben in Afghanistan viel erreicht. Gemeinsam 
mit den Menschen vor Ort und den Verbündeten haben 
wir dafür gesorgt, dass Afghanistan nicht länger ein si-
cherer Rückzugsort für islamistischen Terror ist. Wir ha-
ben die Bildung, die Infrastruktur, die Versorgung mit 
Wasser und Strom verbessert. Gemeinsam haben wir ei-
ner ganzen Generation von Afghaninnen und Afghanen 
Zugang zu Bildung und Demokratie ermöglicht. Ange-
sichts all dieser Leistungen ist es umso tragischer, dass 
der Einsatz auf solch eine Art und Weise zu Ende gegan-
gen ist und dass diese so wichtigen Fortschritte mittler-
weile von den Taliban wieder rückgängig gemacht wur-
den.

Deutschland als verlässlicher Partner im internationa-
len Sicherheitsgefüge muss zeigen, dass wir bereit sind, 
Lehren aus unseren Fehlern zu ziehen, und Entscheidun-
gen konsequent aufarbeiten, um die Zukunft besser zu 
gestalten. Der Untersuchungsausschuss ist dafür ein 
wichtiger Schritt in die richtige Richtung.

Wir werden darin die politischen Rahmenbedingungen 
und Entscheidungen zwischen dem Abschluss des Doha- 
Abkommens am 29. Februar 2020 und dem 30. Septem-
ber 2021, dem Enddatum des Mandates für die Evakuie-
rungsoperation, untersuchen. Dass dieser Untersuchungs-
ausschuss auf Basis eines gemeinsamen Antrages der 
Union und der Regierungsparteien eingesetzt wird, zeigt 
den unbedingten Willen der Aufarbeitung all derer, die in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten gemeinsam die 
politischen Mandate getragen haben. Die konstruktive 
Zusammenarbeit zwischen der Union und den Regie-
rungsparteien in Bezug auf die Einsetzung des Unter-
suchungsausschusses und auch auf die geplante En-
quete-Kommission zeigt deutlich, wie unbedingt der 
Wille zur Aufklärung und zur Aufarbeitung ist.
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Ich freue mich auf die Zusammenarbeit und ganz be-
sonders darauf, dass wir fraktionsübergreifend dafür ar-
beiten werden, es in Zukunft besser zu machen.

Ali Al-Dailami (DIE LINKE): 20 Jahre lang wurde der 
Auslandseinsatz der Bundeswehr in Afghanistan von der 
Mehrheit der Parteien in diesem Hause mitgetragen. Es 
war der verlustreichste und teuerste in der Geschichte der 
Bundesrepublik. Mehr als 17 Milliarden Euro wurden 
dafür ausgegeben, und 59 Soldaten verloren ihr Leben. 
Doch die Ampel will sich in dem geplanten Ausschuss 
keiner umfassenden Aufarbeitung Deutschlands als 
Kriegspartei stellen. All das verschieben Sie auf eine 
Enquete-Kommission, die weniger Befugnisse hat als 
ein Untersuchungsausschuss.

Es soll im Untersuchungsausschuss einzig um den 
chaotischen Abzug der Bundeswehr im August letzten 
Jahres gehen; doch es gibt darüber hinaus viele weitere 
offene Fragen, allen voran die Kunduz-Affäre, als der 
deutsche Oberst Klein den Angriff auf zwei Tanklaster 
befahl und so den Tod von über hundert Menschen zu 
verantworten hatte. Die Bundeswehr zahlte damals mick-
rige 5 000 Dollar für jeden der 91 getöteten Zivilisten, 
und doch konnten zwei Karlsruher Richter im letzten 
Sommer ernsthaft behaupten, es hätte kein einziges – 
ich wiederhole: kein einziges – ziviles Opfer gegeben. 
Was für ein Schlag ins Gesicht der Angehörigen der 
Toten in Afghanistan!

Eine Viertelmillion Menschenleben kostete der Krieg. 
Der Untersuchungsausschuss müsste auch den Fragen 
nachgehen, wie es zu einer so hohen Zahl kommen 
konnte und wer hier welche Verantwortung trägt. Ge-
nauso steht die Frage im Raum, wie es sein kann, dass 
der Journalist Julian Assange, durch den wir überhaupt 
erst von all den Kriegsverbrechen der USA in Afghanis-
tan erfahren haben, nun kurz vor seiner Abschiebung 
steht, während die Verantwortlichen für Kriegsverbre-
chen frei herumlaufen und sogar noch die Karriereleiter 
hinaufklettern können.

Wir als Linke fordern die Einrichtung eines Ausschus-
ses, der auch viele andere Aspekte dieses schrecklichen 
Krieges umfasst; denn die deutsche und die afghanische 
Gesellschaft haben ein Recht, zu erfahren, warum Milli-
arden Euro an Steuergeldern für einen Kriegseinsatz re-
gelrecht verpulvert wurden, der bekanntlich mit der Si-
cherheit Deutschlands überhaupt nichts zu tun hatte, 
dafür jedoch viel mit dem Leid der Afghaninnen und 
Afghanen.

Anlage 15 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Hopfengesetzes

(Tagesordnungspunkt 26)

Isabel Mackensen-Geis (SPD): Schon vor 173 Jah-
ren, als die Pfalz noch bayrisch war, erkannten pfälzische 
Revolutionäre, dass von der bayrischen Regierung viel 
Unfug verzapft wird. Doch eine gute Sache haben sie 
hinterlassen: Die Kultur und die Kunst des Bierbrauens.

Deshalb stehe ich nun hier und spreche nicht wie sonst 
zum pfälzischen Kulturgut Wein oder dem Pfälzerwald, 
sondern zur handwerklich und mittelständisch geprägten 
heimischen Brauwirtschaft. Es sind die kleinen Hof- und 
Hausbrauereien, die der Bierkultur ihre Vielfältigkeit ver-
leihen. Das konnte ich aus verschiedenen Gesprächen mit 
Brauerinnen und Brauern in meinem Wahlkreis Neustadt- 
Speyer mitnehmen. Etwa ein Dutzend Unternehmen ha-
ben sich hier die Herstellung besonderer Biere auf die 
Fahne geschrieben.

So habe ich im letzten Monat in Heiligenstein in der 
Ortsgemeinde Römerberg die Holystoner Brauwerkstatt 
besucht und mir ein Bild von der Handwerkskunst vor Ort 
gemacht. Angefangen als privates Hobby wurde die 
Scheune zur Brauwerkstatt umgebaut, in der jetzt eine 
Brauanlage, ein 500-Liter-Gärtrank, ein Flaschenfüller 
sowie eine Etikettieranlage stehen.

Was mich begeistert hat, ist, wie die Kleinstbrauerei 
mit der Region fest verwurzelt ist: Das Bier soll eine 
Marke für den Ort schaffen. So ist der Name „Holy-
stoner“ die englische Übersetzung von Heiligensteiner, 
und das Logo der Biermarke wird durch die Heiligen-
steiner Kirche verziert. Das Bier wird vom Hof direkt 
vermarktet, die dafür benötigte Energie stammt zum gro-
ßen Teil aus Photovoltaik- und Solarthermie, der anfal-
lende Treber wird als Hühnerfutter verwertet. Das ist 
regionale Wertschöpfung, wie sie leibt und lebt.

Wir sind heute zu später Stunde zusammengekommen, 
um über die Änderungen des Hopfengesetzes zu spre-
chen. Mit der Novellierung des Hopfengesetzes schaffen 
wir die Rechtsgrundlage, damit deutsche Erzeugerorga-
nisationen für Hopfen, die nach der Verordnung über eine 
gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse anerkannt sind, auch zukünftig EU-Hopfen-
beihilfe erhalten können. Dafür wird das Hopfengesetz 
um eine Verordnungsermächtigung ergänzt, die es dem 
Bundeslandwirtschaftsministerium in einem nächsten 
Schritt ermöglicht, eine Rechtsverordnung zu erlassen. 
Zukünftig brauchen Erzeugerorganisationen ein operatio-
nelles Programm, in dem die zulässigen Fördermaßnah-
men gelistet sind, sowie einen Betriebsfonds, an dem die 
Beihilfen ausgezahlt werden.

Ein Großteil der EU-Hopfenbeihilfen fließt in die For-
schung. Gerade mit Blick auf den Klimawandel spielt die 
Züchtung von neuen Hopfensorten eine bedeutende Rol-
le. Dabei gilt: Wir brauchen Sorten, die trockenheits- und 
hitzeresistenter sind sowie widerstandsfähiger gegenüber 
Krankheiten und Schädlingen. Zugleich dürfen Ertrag, 
Inhaltsstoffe, Aroma und die Brauqualität nicht vernach-
lässigt werden.

Erzeugerorganisationen helfen Landwirtinnen und 
Landwirten, ihre Transaktionskosten zu senken, bei der 
Verarbeitung und Vermarktung ihrer Erzeugnisse zusam-
menzuarbeiten und die Verhandlungsmacht gegenüber 
dem Handel zu stärken. Die staatliche Anerkennung 
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von Erzeugerorganisationen sowie deren Freistellung 
vom Kartellverbot werden durch das Agrarmarktstruktur-
gesetz geregelt.

Die Coronapandemie hat für die Brauwirtschaft gra-
vierende Folgen hervorgebracht. Hiervon sind vor allem 
Brauereien betroffen, die einen hohen Anteil ihres 
Absatzes in der Gastronomie haben. Es ist noch nie zu 
einem solchen Zusammenbruch des Fassbiermarktes in 
Deutschland gekommen.

Zur Unterstützung der kleinen und mittelständischen 
heimischen Brauwirtschaft wird die aktuelle bis 2022 
befristete Regelung der Biersteuermengenstaffel voraus-
sichtlich verstetigt. Doch auch unsere Hopfenanbauenden 
sind durch die derzeit hohen Heizöl- und Dieselpreise in 
ihrer Existenz bedroht. Vor allem die Trocknung der 
Pflanzen ist sehr energieaufwendig. Die Preise können 
auch nicht einfach an die Verbraucher/-innen weitergege-
ben werden, weil die Hopfenbäuerinnen und -bauern oft 
in langfristige Verträge gebunden sind.

Um die Landwirtschaft, insbesondere energieintensive 
Betriebe, in der derzeitigen Krise zu unterstützen, hat die 
Bundesregierung die EU-Krisenmittel von 60 Millionen 
Euro auf insgesamt 180 Millionen Euro verdreifacht. Ich 
begrüße es, dass in der letzten Woche in der Ressort- 
sowie Länder- und Verbändeanhörung die Liste der be-
rücksichtigten Sektoren um den Hopfenbau ergänzt wur-
de.

Vom klassischen Hefeweizen über Kellerbiere bis hin 
zum Pale Ale haben die Brauwerkstätten Raum für eigene 
Interpretationen, individuelle Konzepte und Neuerfin-
dungen. Es steht fest: Die deutsche Bierkultur ist leben-
dig! Sie lebt von unverwechselbaren Geschmäckern der 
Haus- und Hofbrauereien, die wertvolle Gegensätze zu 
den Großindustrien darstellen und zur vielfältigen Aus-
wahl auf dem deutschen Biermarkt beitragen.

Um diese vielfältige Bierbraukultur in Deutschland zu 
fördern, den damit einhergehenden kulturellen Wert und 
die traditionsreiche Geschichte zu erhalten, haben wir 
Ende Januar 2022 fraktionsübergreifend den Parlaments-
kreis Braukultur gegründet. Wir haben uns zum Ziel ge-
macht, die kleinen und mittelständischen Brauerei-
betriebe zu unterstützen und ihnen eine Stimme in der 
Politik zu geben. Denn die Bierbraukultur verkörpert 
eine Vielzahl von Werten und Traditionen: Qualität, 
hochwertiges Lebensmittelhandwerk und natürlich regio-
nale Wirtschaftskreisläufe.

Artur Auernhammer (CDU/CSU): Schön, dass Bun-
desminister Cem Özdemir und sein Haus die große Be-
deutung des deutschen Bieres scheinbar bedingungslos 
anerkennt. Schließlich ist der vorgelegte Entwurf zur Än-
derung des Hopfengesetzes der erste Gesetzentwurf, der 
aus dem Bundeslandwirtschaftsministerium unter der 
Führung von Bundesminister Özdemir vorgelegt wurde. 
Eine wirklich tadellose Wertschätzung unserer deutschen 
Hopfenbauern, gleichwohl dieser Zwischenstand jetzt 
vor der parlamentarischen Sommerpause schon mehr 
als bedenklich ist. Stünde Ihnen eine Zeugnisvergabe 
vor den Sommerferien bevor, wäre Ihr Versetzen ernst-
haft gefährdet.

Das vorgelegte Gesetz zur Änderung des Hopfenge-
setzes enthält eine einzige inhaltliche Anpassung. Diese 
betrifft die Verordnungsermächtigung zum Erlass von 
Durchführungsregelungen, die der Auszahlung und Kon-
trolle der EU-Hopfenbeihilfe dienen. Dahinter stehen 
wichtige finanzielle Hilfen für die deutschen Hopfen-
erzeugerorganisationen, die so auch ab 1. Januar 2023 
und dem Inkrafttreten der neuen Gemeinsamen Europäi-
schen Agrarpolitik weiterhin zur Verfügung stehen.

Uns als CDU/CSU liegen die deutsche Brauerwirt-
schaft und die Gesamtheit der deutschen Hopfenerzeuger 
sehr am Herzen. Beste Rohstoffe von nur vier deutschen 
Hopfenanbaugebieten ermöglichen die Produktion einer 
Vielfalt bester Biere. Mit ihrer Arbeit, die ein wunder-
bares Zusammenspiel aus technischem Fortschritt und 
ehrlicher Handarbeit ist, leisten die deutschen Hopfen-
bauern eine grundlegend wichtige Arbeit.

In der Europäischen Union wird Hopfen von 2 600 
Betrieben auf insgesamt 26 500 Hektar angebaut; das 
sind 60 Prozent der Hopfenanbaufläche weltweit. Etwa 
17 000 Hektar entfallen auf Deutschland, was beacht-
lichen 60 Prozent der Hopfenanbaufläche der EU und 
rund einem Drittel der Welthopfenanbaufläche ent-
spricht.

Der Rohstoff Hopfen ist eng mit der regionalen deut-
schen Landwirtschaft verbunden. Der Hopfenanbau prägt 
ganze Landstriche. Letztlich gibt es in Deutschland nur 
vier Anbaugebiete, die alle Teile der Welt beliefern.

Den Hopfenbauern haben wir es zu verdanken, dass 
das deutsche Bier eine Spitzenqualität hat und sich so-
wohl der Rohstoff Hopfen als auch das veredelte Pro-
dukt – Bier – verständlicherweise zum Exportschlager 
entwickelt hat. Der Bierkonsum sinkt in Deutschland 
langsam, aber stetig, doch die Nachfrage nach deutschem 
Hopfen im Ausland steigt. Im Jahr 2020 wurden über 
25 400 Tonnen Hopfen aus Deutschland exportiert.

Wir möchten den deutschen Hopfenbauern auch wei-
terhin Zugang zu den wichtigen Finanzhilfen gewährleis-
ten. Deshalb stimmen wir dem Gesetzentwurf heute auch 
zu.

In Deutschland gibt es über 1 500 Brauereien; das ist 
oberste Liga im internationalen Vergleich. Kein Land hat 
eine ähnlich hohe Brauereidichte. Deutsche Universitä-
ten, Hochschulen und Meisterschulen bilden Brauer und 
Brauerinnen, Meister und Meisterinnen sowie Getränke-
technologinnen und Getränketechnologen der Zukunft 
mit Topniveau aus. Auch die Forschung und Entwicklung 
der Branche findet in großen Teilen in Deutschland statt 
und hat einen hervorragenden Mehrwert für unser Land 
als internationalen Wissenschaftsstandort.

Nicht zu vergessen ist die Zulieferindustrie aus 
Deutschland, die weltweit gefragt und hoch angesehen 
ist. Als Beispiel möchte ich hier nur Abfüllanlagen 
„made in Germany“ anbringen, ohne Firmennamen zu 
nennen.

Wie viele andere Branchen auch hat die Brauwirtschaft 
als Teil der Gastronomie stark unter der Coronapandemie 
gelitten. Doch nun schien es endlich aufwärtszugehen. 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Juli 2022                                  5060 



Bis Russland im Februar 2022 die Ukraine angriff. Wir 
kennen die Folgen; denn sie sind omnipräsent und Grund 
für viele politische Initiativen in der letzten Zeit.

Russland und die Ukraine haben in den letzten Jahren 
zunehmend Hopfen importiert. 3 000 Tonnen Hopfen 
gingen übrigens jährlich nach Russland.

Gestörte Lieferketten durch Corona und vom Krieg 
zerstörte Produktionsstätten sorgen für Engpässe, wie 
zum Beispiel bei Hopfendraht. Dazu kommen die ruinö-
sen Energie- und Produktionskosten, die auch die Brau-
wirtschaft vor eine weitere Herausforderung stellen.

Sie sehen, die deutschen Hopfenbauerinnen und Hop-
fenbauern haben es nicht leicht. Zu all den angesproche-
nen Hemmnissen kommen erschwerte Produktionsbedin-
gungen durch den Klimawandel hinzu. Wir kennen es: 
Extremwetterphänomene und Trockenheit nehmen zu. 
Eine besondere Herausforderung in Sachen Produktion 
sind zudem immer neue Auflagen und Regeln, ganz be-
sonders in Sachen Pflanzenschutzmittel.

Erst vor zwei Wochen wurde von der EU-Kommission 
erneut betont: Bis 2030 soll der Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln in der EU halbiert werden.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen von 
der Ampelkoalition: Im Koalitionsvertrag gehen Sie wei-
ter und schreiben: Pflanzenschutzmittel auf ein Mindest-
maß beschränken.

Nur um das einmal auszusprechen: Die Landwirtinnen 
und Landwirte setzen Pflanzenschutzmittel ein, weil es 
notwendig ist, um Pflanzen zu ziehen, die eine ertragrei-
che und nachgefragte Ernte einbringen und schließlich 
den Fortbestand des Betriebs sichern. Der Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln ist grundsätzlich notwendig und 
geschieht nicht aus der Laune heraus.

Eine pauschale Reduzierung der Pflanzenschutzmittel 
um die Hälfte ist überaus impraktikabel. Anbaugebiete 
und Erntejahre können sich stark von ihren Ansprüchen 
und Voraussetzungen unterscheiden. Pauschale Be-
schränkungen bringen da nichts.

Es steht außer Frage, dass in jedem Fall Gesundheits-
risiken und Umweltbelastungen durch den Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln verhindert werden müssen. Es 
muss also andere Möglichkeiten geben, den Pflanzenbau 
in Deutschland zu ermöglichen und für schon jetzt drän-
gende Herausforderungen wie eben erschwerte Anbaube-
dingungen durch den Klimawandel aufzustellen.

Jede weitere Produktionserschwernis führt zu einem 
weiteren Preisanstieg des Rohstoffs, führt zum Branchen-
sterben, kostet Arbeitsplätze, schadet dem Wirtschafts- 
und Innovationsstandort Deutschland. Womit wir wieder 
beim Thema „Neue Züchtungsmethoden“ (NGT) sind.

Neue Züchtungsmethoden würden eine gezielte An-
passung der Hopfenpflanzen an die sich ändernden An-
bauvoraussetzungen möglich machen. Viele werden jetzt 
gleich wieder nach Luft schnappen und den alten Ver-
gleich zur Gentechnik herausholen; vermutlich gehören 
diese Kolleginnen und Kollegen nicht der FDP an. Denn 
Ihre Uneinigkeit hat sich, übrigens wie schon bei vielen 
anderen Themen in der Agrarpolitik auch, fast schon 
aufgedrängt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, seien Sie nicht so 
wissenschaftsskeptisch. Das Thema muss man wissen-
schaftlich fundiert, ohne Polemik und Hysterie beleuch-
ten.

Neue Züchtungsmethoden, wie zum Beispiel das Ge-
nome Editing, orientieren sich dabei an Mechanismen, 
wie sie natürlicherweise in lebenden Zellen stattfinden. 
Ohne die Verfügbarkeit von Neuen Genomischen Tech-
niken zur Entwicklung besser angepasster Pflanzen kann 
die Produktion gesunder und sicherer Pflanzen nicht mit 
der Geschwindigkeit mithalten, mit der der Einsatz und 
die Auswirkungen von Betriebsmitteln wie Pflanzen-
schutzmittel und Düngemittel eingeschränkt werden 
und sich neue Schädlinge und Krankheiten etablieren. 
Das muss uns endlich allen klar sein.

Viele Drittländer und darunter auch wichtige Handels-
partner der EU haben ihre Gesetzgebung dahin gehend 
angepasst. Damit Wettbewerbsnachteile für heimische 
Produkte aufgehoben und die europäischen Versorgungs-
märkte nicht gefährdet werden, müssen die Bestimmun-
gen in Deutschland und der EU angepasst werden.

Aber auch hier bleibt das Bundeslandwirtschaftsminis-
terium hinter den Ankündigungen und Erwartungen zu-
rück. Zwar erkennt das BMEL die großen und komplexen 
Herausforderungen der Landwirtschaft und die dafür gro-
ßen Potenziale neuer Züchtungsmethoden an – aber ein 
entsprechendes Handeln ist beim besten Willen nicht er-
kennbar. Auch hier sagt sich der verantwortliche Bundes-
landwirtschaftsminister Özdemir anscheinend: „Wenn 
ich nichts mache, kann ich nichts falsch machen“.

Herr Bundesminister Özdemir, Sie sollten nicht nur 
Probleme benennen. Als gewählte Politiker und Politike-
rinnen muss man sich mit den möglichen Lösungswegen 
beschäftigen und diese vor allen Dingen aktiv sehen wol-
len. Sie sind doch eine junge Partei; Sie sollten gegen 
Denkverbote sein. Packen Sie es endlich an, die Zeit 
drängt!

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das zweite 
Änderungsgesetz zum Hopfengesetz ist das unspektaku-
lärste Gesetz, das wir diese Woche verabschieden. Dem-
nächst kommen Gesetzesänderungen zu einer verwand-
ten Pflanze; das wird dann spannender.

Aber zum heutigen Thema: Wir passen die Regeln für 
die Auszahlung der Hopfenbeihilfe in Höhe von 
2,188 Millionen Euro pro Jahr an Änderungen im Uni-
onsrecht an. Wir tun das, weil es uns wichtig ist, den 
Hopfenanbau in Deutschland auch weiterhin zu unter-
stützen.

Hopfen ist wichtig für uns. Hopfen gibt dem Bier sein 
Aroma, und ich weiß, dass das hier von überparteilichem 
Interesse ist.

Und wir sind wichtig für den Hopfen. Alleine die Hal-
lertau als größtes deutsches Hopfenanbaugebiet produ-
ziert fast ein Viertel der weltweiten Ernte. Daraus er-
wächst Verantwortung. Das gilt umso mehr, als dass der 
Hopfenanbau auch vor Herausforderungen steht: Die 
Marktlage ist unsicher, und das Ziel, den Pestizideinsatz 
zu halbieren, ist gerade für Sonderkulturen kein ganz 
einfacher Weg.
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Aber die Hopfenbetriebe können sich sicher sein, dass 
die Politik auf diesem Weg hinter ihnen steht. Durch den 
Agrarausschuss ist das Gesetz einstimmig gegangen, und 
ich rechne auch hier mit einer großen Mehrheit. Wir 
ändern das Hopfengesetz, weil wir den Hopfenanbau er-
halten wollen.

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Es wäre ja gewisserma-
ßen fatal, wenn eine mögliche jährliche Förderung der 
EU im Rahmen der GAP-Strategiepläne in Höhe von 
fast 2,2 Millionen Euro für den Hopfensektor verloren 
ginge. Insofern ist die Neufassung des Hopfengesetzes, 
wie sie hier angestrebt wird, sinnvoll und berechtigt.

Das BMEL erhält durch die Gesetzesänderung die 
Möglichkeit, auf dem Wege der Rechtsverordnung die 
Details zu den mit der Förderung verbundenen operatio-
nellen Programmen und zu den Betriebsfonds zu erlas-
sen. Das klingt rein technisch und ist es auch. Was aber 
verbirgt sich dahinter?

Bekanntlich ist die Bundesrepublik Deutschland ein 
Land mit entsprechender Bierqualität, auch wenn das so-
genannte deutsche Reinheitsgebot eher eine Zollmaß-
nahme als ein Qualitätssiegel war. Damit die Ausgangs-
pflanze Hopfen für die Bierproduktion und, seltener, als 
Arzneimittel weiterhin wachsen und gedeihen kann, be-
darf es auch in der Praxis der Hopfenerzeugung einer 
entsprechenden Pflege und Nachhaltigkeit.

Ich bin mir sicher, dass sich die Hopfenpflanzerinnen 
und Hopfenpflanzer bei uns ihrer Verantwortung für 
hochwertige Produkte bewusst sind. Jetzt erhalten sie 
durch die EU-Förderung die Möglichkeit, vor allem in 
der Forschung im Sinne der Nachhaltigkeit noch besser 
tätig zu werden; denn der Klimawandel macht auch vor 
den Hopfenanbaugebieten nicht halt.

Im Gesetzentwurf wird besonders hervorgehoben, dass 
Programme und Betriebsfonds Forschungsvorhaben zur 
Neuzüchtung von Hopfensorten fördern sollen, die resis-
tenter gegen Krankheiten und Schädlinge sowie wider-
standsfähiger gegen Trockenheit und Hitze sind. Dies 
ist auf jeden Fall zu begrüßen, auch wenn wir als Linke 
immer wieder darauf aufmerksam zu machen haben, dass 
hierbei gentechnische Veränderungen ausgeschlossen 
werden müssen. Wir appellieren daher einmal mehr an 
das BMEL, seine eigenen Vorgaben im Zusammenhang 
mit genveränderten Organismen einzuhalten und mögli-
che Folgeentwicklungen miteinzubeziehen. Wir werden 
das im Auge behalten und entsprechend bewerten.

Meine Fraktion wird dem Gesetzentwurf zustimmen, 
weil wir davon überzeugt sind, dass EU-Mittel in For-
schungsvorhaben richtig eingesetzt sind. Wir hoffen auf 
eine zielgenaue Auszahlung.

Unnötig scheint mir dabei der Hinweis auf die Sicher-
stellung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Hopfen-
wirtschaft; denn diese ist wohl kaum bedroht, da 
Deutschland bei der Hopfenerzeugung seit Jahren welt-
weit auf Platz 2 steht. Viel wichtiger ist die Erhaltung 
hochwertiger Hopfenpflanzen durch sozialökologische 
Maßnahmen.

Anlage 16 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wahlprüfung, Immuni-
tät und Geschäftsordnung: Änderung der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages
hier: Änderung des § 126a GO-BT
(Tagesordnungspunkt 24)

Jan Dieren (SPD): Man spürt: Der Sommer ist da. Die 
Sonne scheint, Leute sitzen unbeschwert an der freien 
Luft und genießen das gute Wetter. Die Erfahrungen aus 
zwei Jahren Pandemie haben uns gezeigt: In den Som-
mermonaten sinken die Infektionszahlen und steigen erst 
wieder gegen Herbst. Das ist dieses Jahr anders.

Die Zahl der mit dem Coronavirus infizierten Personen 
in Deutschland hat sich innerhalb der letzten fünf Wo-
chen von circa 660 000 auf über 1,5 Millionen mehr als 
verdoppelt. Im Sieben-Tage-Mittel von Anfang dieser 
Woche sind täglich 79 Menschen an oder mit Corona 
gestorben. Die Situation in den Krankenhäusern ist zum 
Glück noch vergleichsweise entspannt. Das kann sich 
aber ändern.

Was die aktuellen Coronaentwicklungen für das öf-
fentliche Leben bedeuten, müssen wir jedoch an anderer 
Stelle diskutieren. Heute sprechen wir darüber, welche 
Auswirkungen sie auf unsere parlamentarische Arbeit 
im Plenum und den Ausschüssen des Bundestages haben.

Wir sprechen daher über § 126a der Geschäftsordnung 
des Bundestages. Diese Vorschrift lässt sich in einem Satz 
zusammenfassen: Ausschüsse und Anhörungen des Bun-
destages dürfen auch als Videokonferenzen durchgeführt 
werden. Das ist reichlich unspektakulär, aber sehr prak-
tisch. Viele Menschen haben in den letzten zwei Jahren 
ihre Arbeit über Videokonferenzen organisiert. Man 
sollte meinen, es wäre keine große Sache, dass auch der 
Bundestag das tut.

Als der Bundestag zum ersten Mal Sitzungen über 
elektronische Kommunikationsformen ermöglicht hat, 
im März 2020, wurden täglich etwa 1 000 neue Corona- 
Fälle gemeldet. Heute allein wurden über 130 000 neue 
Fälle gemeldet. Es ist also nur sinnvoll, dass wir diese 
Erleichterungen jetzt vorerst verlängern. Denn die Infek-
tionsgefahr ist weiter hoch und damit auch gesundheitli-
che Gefahren für Abgeordnete, ihre Mitarbeiter/-innen, 
die Beschäftigten des Bundestages und viele andere Men-
schen.

Wir streben aber auch eine grundsätzliche Überarbei-
tung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
noch in diesem Jahr an. Schließlich wollen wir das Rad 
der Geschichte nicht zurückdrehen. In den letzten zwei 
Jahren haben wir reichlich Erfahrungen mit digitalen Ar-
beitsmöglichkeiten gemacht. Die sollten wir jetzt auch 
nutzen.

Der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung empfiehlt daher, die Gültigkeit des 
§ 126a GOBT noch einmal – bis zum Ende des Jahres – 
zu verlängern. Ich bitte Sie, dem zuzustimmen.
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Patrick Schnieder (CDU/CSU): Wir beraten heute 
über eine Änderung von § 126a unserer Geschäftsord-
nung. Genauer gesagt geht es um eine Verlängerung der 
geltenden Regelung.

Wir haben diese Vorschrift im März 2020, zu Beginn 
der Coronapandemie, erstmals eingeführt, um die Ar-
beitsfähigkeit des Parlaments auch unter Pandemiebedin-
gungen gewährleisten zu können. Die geltende Regelung 
erlaubt uns, dass Ausschussmitglieder per Video an Sit-
zungen teilnehmen und für Abstimmungen elektronische 
Kommunikationsmittel genutzt werden. Darüber hinaus 
ist es nun auch möglich, öffentliche Ausschusssitzungen 
und Anhörungen per Video zu übertragen. Seitdem haben 
wir die entsprechenden Regelungen mehrfach verlän-
gert – zuletzt in diesem März.

Diese Neuerungen haben sich in der praktischen Aus-
schussarbeit bewährt. Sie erlauben digitale und hybride 
Beratungsformate, was die parlamentarische Arbeit deut-
lich erleichtert. Damit haben wir sichergestellt, dass 
geordnete Gesetzgebungsprozesse auch unter Pandemie-
bedingungen möglich sind. Zugleich haben wir so bewie-
sen, dass dieses Parlament in der Lage ist, auf Heraus-
forderungen und Krisen schnell zu reagieren.

Glücklicherweise hat sich die Pandemie in den ver-
gangenen Monaten so entwickelt, dass wir weitestgehend 
in den regulären Parlamentsbetrieb mit Präsenzsitzungen 
zurückkehren konnten. Allerdings kann niemand sagen, 
ob das auch im Herbst so bleiben wird. Die aktuellen 
Entwicklungen der Inzidenzen und Berichte über neue 
Mutationen geben leider Anlass zur Sorge. In jedem 
Fall müssen wir darauf vorbereitet sein, im Herbst not-
falls wieder unter erschwerten Bedingungen zu arbeiten. 
Auch vor diesem Hintergrund ist die Verlängerung der 
Regelung sinnvoll.

Aber auch unabhängig von der Pandemie ist die Op-
tion, im Ausschuss digital oder hybrid zu tagen, ein echter 
Fortschritt. Er gibt uns vor allem mehr Flexibilität. Für 
uns steht außer Zweifel, dass wir diese Instrumente auch 
über die Pandemie hinaus beibehalten sollten.

Aus Sicht der Union wäre es daher vorzugswürdig 
gewesen, jetzt die Regelungen des § 126a GO-BT zu 
verstetigen und sie nicht nur für weitere fünf Monate zu 
verlängern. Eine erneute nur temporäre Verlängerung ist 
sachlich wenig überzeugend. Ungeachtet dieses Kritik-
punktes tragen wir den Vorschlag im Ergebnis jedoch 
mit, weil ein Auslaufen der Regelung praktisch für uns 
keine Option ist.

Lassen Sie mich abschließend noch einen Satz zur 
Reform der Geschäftsordnung sagen: Die Koalition be-
gründet die erneute Befristung der Vorschrift mit Verweis 
auf eine geplante und auch im Koalitionsvertrag ange-
kündigte größere Reform. Leider haben wir dazu noch 
keine konkreten Vorschläge gehört. Auch aus unserer 
Sicht gibt es durchaus Verbesserungspotenzial. Als 
Union würden wir es deshalb ausdrücklich begrüßen, 
wenn wir zeitnah nach der Sommerpause dieses Projekt 
gemeinsam angehen und im zuständigen Geschäftsord-
nungsausschuss diskutieren könnten. Andernfalls werden 
wir spätestens im Dezember wieder hier stehen und über 

eine erneute Verlängerung von § 126a unserer Geschäfts-
ordnung sprechen. Das wäre aus unserer Sicht nicht nö-
tig.

Wir stehen für fraktionsübergreifende Gespräche über 
eine Reform unserer Geschäftsordnung jederzeit zur Ver-
fügung.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Außer-
gewöhnliche Zeiten erfordern außergewöhnliche Maß-
nahmen. Unter diesem Motto – so banal es daherkommt – 
haben wir seit Ende März 2020 im Deutschen Bundestag 
unsere Rolle als Abgeordnete in unzähligen Fällen wahr-
genommen, wahrnehmen müssen; denn Corona hat uns 
gezwungen, bei unserer parlamentarischen Arbeit andere, 
neue Instrumente zu nutzen.

Glücklicherweise sind mittlerweile viele unangenehme 
Beschränkungen wieder gefallen. Hoffentlich bleibt das 
auch so.

Die infolge der Covid-19-Pandemie beschlossene Ab-
senkung des Quorums für die Beschlussfähigkeit im Ple-
num ist schon wieder passé. Anders steht es um die an-
dere damals beschlossene Sonderregelung, um die es 
heute geht; sie betrifft den anderen zentralen Ort unserer 
Arbeit als Legislative: die Ausschüsse.

Ich zitiere aus dem Antrag, der uns heute vorliegt, weil 
er alles Wesentliche zusammenfasst: „Die aufgrund der 
Coronapandemie eingeführten Sonderregeln zur digitalen 
Teilnahme an Ausschusssitzungen, zum Umlaufverfah-
ren für Abstimmungen und Beschlussfassungen sowie 
zur Echtzeitübertragung von öffentlichen Sitzungen ha-
ben sich in den letzten zwei Jahren gut etabliert, die In-
strumente könnten zukünftig auch unabhängig von einer 
Pandemie- oder ähnlichen Krisensituation nutzbar ge-
macht werden.“

Nein, wir werden unsere Ausschusssitzungen, die ge-
rade auch deswegen so wertvoll sind, weil wir uns zu-
sammen- und gegenübersetzen, uns in die Augen schauen 
können, nicht ins virtuelle Dauerdasein verbannen. Wir 
wollen aber aus der zuletzt erfahrenen Not eine Tugend 
machen. In der Coronazeit haben wir uns unfreiwillig mit 
Abläufen und Prozessen anfreunden müssen, aus denen 
sich durchaus auch nützliche Lehren für unsere künftige 
Arbeit ziehen lassen.

Also: Es wird beim Grundsatz analog vor digital blei-
ben, beim Vorrang von Ausschusssitzungen in Präsenz 
vor solchen im Zoom-, Webex- oder sonst welchem For-
mat. Wir sind ein Parlament, das kommt von „parlare“ 
(sprechen) – und hier sind nicht in erster Linie die Mikros 
von Notebooks oder Smartphones gedacht.

Aber wir sollten uns auch nicht der Möglichkeiten 
berauben, die uns den parlamentarischen Alltag erleich-
tern, uns mehr Flexibilität verschaffen können. Aus-
schüsse tagen auch mal in Nichtsitzungswochen. Unsere 
Büros sind über Dutzende Gebäude verteilt, viele Kolle-
ginnen und Kollegen sitzen in mehreren Ausschüssen, die 
bisweilen zeitgleich tagen, manche sind auf Dienstreisen, 
wieder andere leider auch mal krank.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Um es klar zu sagen: Die Regel wird die Sitzung in 
einem Sitzungsraum bleiben, ergänzt hier und da um das 
hybride Format. Und natürlich reden wir nicht von der 
Ausschussteilnahme im Urlaub, von der Abstimmung aus 
dem Strandkorb.

Wir schreiben heute für weitere sechs Monate eine 
bewährte und sinnvolle Regelung fort. Ich erwähne hier 
übrigens auch ausdrücklich das Umlaufverfahren. Aber 
dies ist nur ein Anfang. Diese Koalition plant ja eine breit 
angelegte, ambitionierte Reform der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages – von der Regierungsbefra-
gung über das Lobbyregister bis hin zu mehr Öffentlich-
keit von Ausschusssitzungen; und eben auch Projekte wie 
ein digitales Gesetzgebungsportal, elektronische nament-
liche Abstimmungen oder die Veröffentlichung von Aus-
schussdrucksachen und -protokollen im Internet.

Wir verlängern heute abermals eine außergewöhnliche 
Maßnahme. Sie hat uns sehr geholfen; so sehr, dass sie 
demnächst zum Mosaikstein einer viel größeren Reform 
werden soll. Darauf freue ich mich jetzt schon sehr.

Stephan Thomae (FDP): Der Bundestag ist die Herz-
kammer der Demokratie. Er sollte Vorreiter sein, was 
eine moderne, effiziente und digitale Arbeitsweise an-
geht. In einer Zeit, in der das Parlament oft auf Unvor-
hergesehenes reagieren muss, ist es wichtig, sicherzustel-
len, dass der Bundestag und seine Ausschüsse jederzeit 
schnell zusammenkommen und effizient arbeiten kön-
nen. Auch Sondersitzungen in sitzungsfreien Wochen 
sind bei Weitem keine seltene Ausnahme mehr. Um die 
Handlungsfähigkeit des Parlaments sicherzustellen, sind 
digitale Lösungen unverzichtbar. Die FDP-Fraktion ar-
beitet als Digitalfraktion nahezu papierfrei und unter Ver-
wendung moderner Konferenztechnik und setzt sich da-
für ein, die Chancen der Digitalisierung für eine moderne 
Arbeitsweise zu nutzen. Diese Arbeitsweise sollte jetzt 
auf den ganzen Bundestag übertragen werden.

Während der Pandemie hat der Bundestag Beschlüsse 
gefasst, um einen reibungslosen, parlamentarischen Be-
trieb unter Coronabedingungen zu garantieren. Einige 
dieser Beschlüsse haben sich auch über die Coronapan-
demie und das Ziel des Gesundheitsschutzes hinaus be-
währt. Ein Beispiel ist der § 126a der Geschäftsordnung 
des Bundestages, der mit Beschluss vom 25. März 2020 
in die Geschäftsordnung eingefügt worden ist und beson-
dere Regelungen für die Ausschussarbeit enthält. Damit 
wird die digitale Teilnahme an Ausschusssitzungen, zum 
Umlaufverfahren für Abstimmungen und Beschlussfas-
sungen zur Echtzeitübertragung von öffentlichen Sitzun-
gen ermöglicht. Wir wollen diese Regelung zunächst bis 
Ende 2022 verlängern, um sie langfristig auch dauerhaft 
zu etablieren.

Denn § 126a GO-BT ist Ausdruck eines modernen, 
digitalen Parlaments. So stellen wir sicher, dass Abge-
ordnete im Krankheits- oder Quarantänefall oder auch 
beispielsweise während Dienstreisen an Ausschüssen 
teilnehmen können und die Arbeitsfähigkeit des Aus-
schusses jederzeit sichergestellt ist. Das betrifft auch 
den Fall, dass kurzfristig eine Sondersitzung einberufen 
wird und es einem Ausschussmitglied, das sich mögli-
cherweise im Ausland aufhält, nicht möglich ist, persön-
lich rechtzeitig in Berlin zu sein.

Ich möchte dabei aber herausstellen, dass dennoch der 
Grundsatz unangetastet bleibt, dass der Bundestag und 
seine Ausschüsse in Präsenz zusammenkommen. Denn 
das Parlament und auch die Ausschussarbeit leben stark 
von persönlichen Begegnungen und Gesprächen am 
Rande des Ausschusses. Wir sollten die Möglichkeiten 
moderner Konferenztechnik nutzen, aber auch deren 
Grenzen erkennen. Nichtsdestoweniger sollte ein moder-
nes Parlament in Ausnahmefällen die Möglichkeit einer 
digitalen Teilnahme bieten.

Der § 126a ist aber nicht das Einzige, was in der Ge-
schäftsordnung geändert werden sollte. Der Bundestag 
darf keine ferne Blase mehr sein, der mit den Bürgern 
wenig zu tun hat, sobald eine Bundestagswahl vorbei 
ist. Das Parlament muss wieder nahbarer sein, trans-
parenter, moderner und offener werden. Daher setzt sich 
die Ampelkoalition für eine zeitnahe Reform der Ge-
schäftsordnung ein, die diesen Zielen Rechnung trägt. 
Bis zum Abschluss der Reform soll deshalb der § 126a 
GO-BT unabhängig von einer epidemischen Lage befris-
tet verlängert werden. Im Zuge der Reform wird er dann 
sinnvoll integriert.

Jan Korte (DIE LINKE): Ich kann es kurz machen: 
Die Linke wird einer Änderung der Geschäftsordnung 
des Bundestages (GO-BT), die zum Ziel hat, dass wir 
alle ein halbes Jahr länger in digitalen Ausschusssitzun-
gen und mit Umlaufverfahren arbeiten können, selbstver-
ständlich nicht im Weg stehen. Ich habe gehört, dass wir 
uns ja nach wie vor in einer Pandemie befinden, auch 
wenn man davon im Regierungshandeln der Ampel und 
insbesondere beim Bundesgesundheitsminister nicht viel 
merkt.

Und nachdem es uns ja bereits zu Beginn dieser Legis-
laturperiode gelungen ist, in einer gemeinsamen Kraft-
anstrengung einen Beschluss zu fassen, die Faxgeräte 
im Bundestag perspektivisch abzuschaffen, bin ich si-
cher, dass wir mit der heute zur Beratung stehenden Än-
derung des § 126a der GO-BT dem 21. Jahrhundert ein 
weiteres Stück näher kommen.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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